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IN EIGENER SACHE 

Technikfolgenabschätzung – 
Theorie und Praxis: Zum neuen 
Namen für die TA-Datenbank-
Nachrichten 

Zehn Jahre lang sind die TA-Datenbank-
Nachrichten unter diesem sperrigen Namen 
erschienen. Zehn Jahre, in denen sowohl die 
Verbreitung als auch die Qualität kontinuierlich 
gesteigert werden konnten, zehn Jahre mit vie-
len positiven Rückmeldungen aus dem Leser-
kreis. Der Name einer Zeitschrift gehört zu ihrer 
Identität, er wird im Laufe der Jahre zum Pro-
gramm. Und nicht zuletzt: der Leserkreis hat 
sich an diesen Namen gewöhnt und ihn viel-
leicht sogar liebgewonnen. Warum überhaupt 
eine Änderung und warum gerade dieser neue 
Name „Technikfolgenabschätzung – Theorie 
und Praxis“? 

Die Antwort auf die erste Teilfrage ist rela-
tiv leicht. Der Name der TA-Datenbank-Nach-
richten lehnte sich an die TA-Datenbank an, 
welche auf Anregung des damaligen BMFT 
und ursprünglich auch mit seiner finanziellen 
Unterstützung aufgebaut wurde, um die damals 
noch kleine und verstreute TA-Community 
besser zu vernetzen und ihr ein Dokumenta-
tionszentrum zu geben. Die TA-Datenbank 
wird, wie bereits mitgeteilt, aus verschiedenen 
Gründen in der alten Form nicht weitergeführt. 
Dann macht aber auch der Name TA-Daten-
bank-Nachrichten keinen wirklichen Sinn mehr. 
Eine Umbenennung war notwendig. 

Nun zur zweiten Frage: warum gerade der 
Name „Technikfolgenabschätzung – Theorie 
und Praxis“? Auf den ersten Blick ist auch hier 
die Antwort leicht. Schließlich bleibt, zieht man 
die „Datenbank“ als nicht mehr weitergeführt 
ab, eigentlich nur die „TA“ übrig. Denn die 
„Nachrichten“ trafen schon lange nicht mehr zu: 
durch die Etablierung der thematischen Schwer-
punkte wurde ein Element wissenschaftlicher 
Fachzeitschriften integriert, das weit über einen 
Nachrichtencharakter hinausweist. Die „TA“ 
bildete den inhaltlichen Bezugspunkt schon der 
TA-Datenbank-Nachrichten, und dies auch bis-
lang im Spannungsfeld von Theorie (z. B. Hefte 

1/1998, 3/1999 und 2/2001) und Praxis (z. B. 
Hefte 2/1999, 4/2000 und 4/2001). So gesehen, 
ist die Umbenennung in „Technikfolgenabschät-
zung – Theorie und Praxis“ fast schon selbstver-
ständlich. 

Es gibt aber auch einen „zweiten Blick“, 
und der hat damit zu tun, dass der Begriff der 
Technikfolgenabschätzung nie unumstritten 
war. Entstanden als Übersetzung des „techno-
logy assessment“, sollte wohl vor allem die 
Abkürzung „TA“ erhalten werden, die sich aus 
den USA schnell international durchgesetzt 
hatte. Ist das „Technology Assessment“ nach 
wie vor national und international ein etablier-
ter und unangefochtener Begriff, so hat es um 
die deutsche Übersetzung von Anfang an kriti-
sche Diskussionen in ganz verschiedenen Hin-
sichten gegeben: 

- Erstens sei die Fixierung auf die Technik-
folgen einseitig. Es müsse vielmehr um die 
Bewertung einer gesamten Technik ein-
schließlich ihrer Zielsetzungen und der re-
levanten Rahmenbedingungen gehen, nicht 
nur um die Erfassung der Folgen. 

- Zweitens sei der Folgenbegriff negativ be-
setzt. Besonders in der Wirtschaft würden 
darunter in der Regel nur die Risiken oder 
andere negative Folgen von Technik ver-
standen. 

- Drittens werde die Perspektive der Technik-
gestaltung vernachlässigt. Statt der Folgen 
müsse stärker die Entwicklung von Technik 
betrachtet werden, weil dort die Möglichkei-
ten einer Gestaltung noch bestehen. 

- Viertens gehe es eigentlich gar nicht um 
Folgen der Technik selbst, sondern um Fol-
gen von menschlichen Handlungen und ge-
sellschaftlichen Entwicklungen im Zusam-
menhang mit Technik. 

- Fünftens weise der Wortanteil „-abschät-
zung“ statt wissenschaftlicher Verlässlichkeit 
eine Nähe zum Ungefähren, des eher intuitiv 
Geschätzten und der mangelnden Nachvoll-
ziehbarkeit des Schätzergebnisses auf. 

- Und sechstens werde der Eindruck eines 
wertneutralen Erfassens von Technikfolgen 
erweckt und die Notwendigkeit des Bewer-
tens eher verschleiert. 

Angesichts dieser doch ganz beachtlichen Liste 
stellt sich natürlich die Frage, warum wir diesen 
Begriff nicht nur behalten, sondern sogar – im 
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Vergleich zu dem alten Titel – noch herausstel-
len und betonen, statt entweder auf einen der 
zahlreichen Alternativbegriffe einzuschwenken 
(Technikbewertung, Innovations- und Technik-
analyse, Technikfolgenbeurteilung etc.) oder 
eine ganz neue Kreation zu versuchen. Folgende 
Gründe führen wir an: 

- Der Begriff der Technikfolgenabschätzung 
ist nach wie vor der bekannteste und ver-
breitetste Begriff in diesem Kontext im 
deutschen Sprachraum. Der Begriff ist ein-
geführt. 

- Das heißt auch, dass seine Nachteile mittler-
weile allgemein bekannt sein dürften. Den 
Begriff der Technikfolgenabschätzung zu 
verwenden, ist ehrlich und verdeckt keine 
„Schieflagen“. 

- Die Konkurrenz- oder Alternativbegriffe sind 
auch nicht besser. Manche vermeiden viel-
leicht einige Punkte der obigen Kritikliste, 
zeigen dafür aber andere Mängel oder sind 
gänzlich konturlos. 

- Der Begriff der Technikfolgenabschätzung 
ist schließlich Bestandteil des Instituts-
namens. 

In der Summe ist die Entscheidung also dafür 
gefallen, einen eingeführten und profilierten 
Begriff an die Spitze zu stellen*, an dem man 
sich sicher reiben kann und der eine teilweise 
belastete Geschichte hat, statt auf gesichts- und 
geschichtslose Neuschöpfungen auszuweichen. 

Dies ist selbstverständlich auch eine Ver-
pflichtung: an der weiteren konzeptionellen 
Profilierung des Begriffs der Technikfolgenab-
schätzung weiterzuarbeiten, ihn weiter mit In-
halt zu füllen und in konkreten Fragestellungen 
sowohl anzuwenden als auch weiterzuentwi-
ckeln. Dieser Verpflichtung werden wir nach-
kommen. 

Ein erster Schritt besteht darin, dass mit 
dem vorliegenden Heft die neue Rubrik „TA-
Konzepte und -Methoden“ eingeführt wird. 
Diese Rubrik soll einen Ort für die Weiterent-
wicklung der Grundlagen der TA bilden. Sie 
bildet damit das Pendant zu den Rubriken „TA-
Projekte“ und „TA-Institutionen“. Nur die 
Kombination wird dem Anspruch des neuen 
Namens „Technikfolgenabschätzung – Theorie 
und Praxis“ gerecht. 

Die Rubriken ‚TA-relevante Bücher’ so-
wie ‚Veranstaltungen’ sind ihrem Inhalt ent-

sprechend umbenannt worden in ‚Rezensionen 
und Kurzvorstellungen von Büchern’ sowie 
‚Tagungsberichte und –ankündigungen’. 

Die Nummerierung der Jahrgänge wird 
fortgesetzt, wie es in ähnlichen Fällen auch bei 
anderen Zeitschriften gehandhabt wurde. 

* In diese Richtung gingen auch viele Vorschläge 
aus unserer Leserschaft. An dieser Stelle möch-
ten wir uns für alle unterbreiteten Namensvor-
schläge ausdrücklich bedanken. 

(Ingrid von Berg, Reinhard Coenen, Armin 
Grunwald) 

 
« 

 
Herrn Professor Dr.-Ing. Mi-
chael Jischa zum 65. Ge-
burtstag 

Dieses Heft der Technikfolgenabschätzung – 
Theorie und Praxis verbirgt ein besonderes und 
außergewöhnliches Geschenk: Herr Professor 
Dr.-Ing. Michael F. Jischa, Technische Univer-
sität Clausthal, Institut für Technische Mecha-
nik, hat im Februar diesen Jahres seinen 65. 
Geburtstag gefeiert. Dies haben drei seiner 
(ehemaligen) Mitarbeiter bzw. Doktoranden 
oder Habilitanden zum Anlass genommen, ihm 
zu Ehren in diesem Heft Beiträge zu Themen 
zu veröffentlichen, an denen sie an seinem 
Lehrstuhl an der Universität Clausthal gearbei-
tet haben und die sie weiter verfolgen wollen. 
Es sind dies die Beiträge von Dr.-Ing. habil. 
Ildiko Tulbure „Anwendung integrativer Mo-
dellierung zur Technikbewertung“, Dr. Christian 
Berg „Rationale Suffizienz? Anmerkungen zur 
normativen Rationalität im HGF-Projekt ‚Glo-
bal zukunftsfähige Entwicklung – Perspektiven 
für Deutschland’“ und PD Dr.-Ing habil. Björn 
Ludwig „ITA in der Wirtschaft“ in der Rubrik 
„TA-Konzepte und -Methoden“. Die Redaktion 
hat diese Beiträge für diesen besonderen An-
lass sehr gerne aufgenommen und möchte auf 
diesem Wege ihrerseits auch die besten 
Glückwünsche aussprechen. 

(Die Redaktion) 

« » 
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SCHWERPUNKTTHEMA 

Stoffstromanalysen 

Einführung in den Schwer-
punkt 

In den vergangenen Jahrzehnten haben die dra-
matisch steigenden Stoffmengen, die für Pro-
duktions- und Konsumzwecke der Industriege-
sellschaften der Natur entnommenen wurden 
und nach Nutzung der Umwelt als Abfall aufge-
bürdet werden, zu einer neuen Dimension der 
Umweltbelastung geführt. Eine sektorale und 
schadstofforientierte Umweltpolitik, die im We-
sentlichen auf End-of-pipe-Techniken ausge-
richtet war, konnte nicht zu einer nachhaltigen 
Lösung der Umweltprobleme beitragen. Zudem 
werden die Erfolge, die bisher durch den Einsatz 
von Umweltschutztechnik und regulatorischen 
Maßnahmen erzielt wurden, teilweise durch die 
überproportional ansteigenden Stoffströme 
überkompensiert. Als mögliche Auswirkungen 
auf Mensch und Umwelt werden u. a. der Kli-
mawandel, stratosphärischer Ozonabbau, der 
zunehmende Flächenverbrauch, Bodenerosion 
sowie Arten- und Biotopschwund diskutiert. 

Die stofflichen bzw. energetischen Res-
sourcen der Erde sind begrenzt und die Um-
weltmedien können als Stoffsenke auch nur in 
beschränktem Maße genutzt werden. Eine 
Hauptaufgabe für die Zukunft muss es sein, die 
durch den Menschen verursachten Stoffströme 
einschließlich des Energieverbrauchs in Rich-
tung einer nachhaltigen Entwicklung zu beein-
flussen. In der Umweltforschung und Umwelt-
politik gewinnt daher die Analyse von Stoff-
strömen immer mehr an Bedeutung. Hierdurch 
sollen Beiträge zur effizienteren Ressourcen-
nutzung und eine wissenschaftliche Basis zur 
Steuerung und Bewertung von Stoffströmen 
(Stoffstrommanagement) erarbeitet werden. 

Stoffstromanalysen haben das Ziel, den 
Stoff- und Energieeintrag wie auch den 
Verbleib der ein- bzw. umgesetzten Stoffe in 
einem definierten Untersuchungssystem zu 
identifizieren (qualifizieren) und im Weiteren 
zu quantifizieren. Hierbei sind innerhalb der 
Bilanzgrenzen sämtliche wesentliche Verzwei-

gungen und Umwandlungen im Stoffstrom 
darzustellen. Das Untersuchungssystem kann 
die Herstellung, Nutzung und Entsorgung ein-
zelner Produkte betreffen, sich auf bestimmte 
Technologien oder technische Verfahren be-
ziehen oder die Abläufe in Betrieben oder Re-
gionen umfassen. 

In einem ersten Schritt wird bei der 
Durchführung von Stoffstromanalysen der 
Bilanzierungsraum entsprechend der Aufga-
benstellung geeignet abgegrenzt. Für bestimm-
te Aussagen kann die Betrachtung eines einzel-
nen Teilprozesses ausreichen, z. B. wenn zwei 
Prozesse verglichen werden sollen, die sich nur 
in diesem Teilprozess unterscheiden. In ande-
ren Fällen kann es erforderlich sein, auch die 
Betrachtung von Vorprodukten, die Gewin-
nung der benötigten Rohstoffe, die Nutzung 
des Produktes und auch die Entsorgung mit 
einzuschließen. Die Untersuchungstiefe (Grad 
der Differenzierung in einzelne Untersu-
chungsschritte) der Analyse hängt aber neben 
der Fragestellung auch entscheidend von der 
zur Verfügung stehenden Zeit und der vorhan-
denen Datenlage ab. 

Bei Stoffstromanalysen kommt der Ver-
fügbarkeit relevanter Daten zu Stoff- und Ener-
gieinputs und Stoff- und Energieoutputs große 
Bedeutung zu. Dies beinhaltet spezifische An-
gaben zu allen wesentlichen Input- und Output-
strömen für einen identifizierten Verzweigungs-
punkt wie z. B. Angaben zu Art und Menge von 
allen Eingangsstoffen, Hilfsstoffen, Haupt- und 
Nebenprodukten, Abfällen, Abwässern, Abwas-
serinhaltsstoffen, Emissionen in die Atmosphäre 
etc.. Im Allgemeinen stehen diese Daten jedoch 
im Voraus nicht zur Verfügung. Sie müssen erst 
aufwändig erhoben und zusammengestellt wer-
den. Datenquelle ist dabei zunächst die Litera-
tur, in aller Regel sind aber intensive Kontakte 
zu Herstellern, Betrieben, Verbänden, u. a. m. 
erforderlich. Für die Fragestellung geeignete 
Datensätze liegen jedoch in der Regel auch der 
Industrie nur in begrenztem Umfang vor. Beste-
hende Datenlücken müssen dann durch Modell-
annahmen, durch Plausibilitätsbetrachtungen 
oder aber auch durch Beschreibung der Abläufe/ 
des Prozesses und physikalisches/chemisches 
Wissen über die darin ablaufenden Vorgänge 
geschlossen werden. Die Erhebung, Auswertung 
und Bewertung der Daten ist häufig ein Prozess, 
der mehrere Iterationsschritte durchläuft. Die 
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Qualität und die Vollständigkeit der Daten ha-
ben großen Einfluss auf die Aussagekraft der 
Stoffstromanalysen. Deshalb ist die Datenquali-
tät in Bezug auf die Intention der Untersuchung 
zu evaluieren und ihr Einfluss auf die Güte der 
Aussage abzuschätzen. 

Stoffstromanalysen können abhängig von 
der Fragestellung eigenständige Untersuchun-
gen oder Teil anderer Untersuchungsmethoden 
sein, wie z. B. Teil von Ökobilanzen oder von 
systemanalytischen Untersuchungen mit erwei-
terten Untersuchungsbereichen (z. B. Berück-
sichtigung ökonomischer Aspekte). 

Die Beiträge zu dem Schwerpunktthema 
dieses Heftes stellen einen Teil des weiten 
Spektrums der Arbeiten zum Thema Stoff-
stromanalysen dar. Dabei werden zunächst 
Beiträge vorgestellt, die eher einen allgemeinen 
Überblick über die Methodik, die Einsatzberei-
che und die Probleme bei Stoffstromanalysen 
geben. Die anschließenden Artikel stellen kon-
krete Arbeiten zu Stoffstromanalysen in unter-
schiedlichen Bereichen (global, Abfallwirt-
schaft, Technik/Technologie) vor. Im letzten 
Beitrag wird die vom Umweltbundesamt Berlin 
herausgegebene Studie „Konzeption für ein 
Stoffstromrecht“ vorgestellt. 

Der erste Beitrag von Mario Schmidt von 
der Fachhochschule Pforzheim mit dem Titel 
„Methodische Ansätze zur Analyse und Aus-
wertung betrieblicher und produktbezogener 
Stoffstromsysteme“ geht auf methodische As-
pekte ein, die bei der Stoffstromanalyse in der 
gewerblichen Wirtschaft im Vordergrund ste-
hen. Sie entscheiden darüber, welche Gemein-
samkeiten bzw. welche Unterschiede bei den 
verschiedenen in der Praxis verwendeten Ver-
fahren bestehen, die für Stoffstromanalysen 
herangezogen werden. Diese methodische Ab-
grenzung hilft u. a. bei der problemadäquaten 
Auswahl für den Einsatz der Arbeitsinstrumente. 

In dem anschließenden Beitrag „Der 
Stoffhaushalt nationaler Volkswirtschaften 
und Aspekte eines nachhaltigen Ressour-
cenmanagements“ stellen Stefan Bringezu, 
Stefan Moll und Helmut Schütz vom Wup-
pertal Institut die Methode der wirtschafts-
raumbezogenen Stoffstromanalysen vor. Sie 
zeigen, dass sich die möglichen Wirkungen der 
Stoffströme mit Hilfe von wirkungs- und men-
genbasierten Indikatoren beschreiben lassen, 
wobei sich die Arbeiten des Wuppertal Instituts 

auf die Erarbeitung von mengenumsatzbezoge-
nen Indikatoren konzentrieren. Mit Hilfe von 
so genannten aggregierten Indikatoren, wie 
beispielsweise Input-, Output-, Verbrauchs-, 
Bilanz- und Effizienz-Indikatoren, können nach 
Meinung der Autoren wesentliche Informatio-
nen über den gesellschaftlichen Stoffwechsel 
bereitgestellt und bewertet werden. Als Bei-
spiel wird der globale Materialaufwand der EU 
anhand empirischer Befunde erläutert und vor 
dem Hintergrund aktueller politischer Zielvor-
gaben auf europäischer Ebene diskutiert. 

Mit der Entwicklung einer Methode, wel-
che die gesamthafte und eindeutige Bewertung 
von Verfahren anhand von Stoffbilanzen (Sum-
me aller in einem Untersuchungsraum relevan-
ten Stoffflüsse) ermöglicht, beschäftigt sich 
Helmut Rechberger von der ETH Zürich. So 
besteht z. B. bislang das Problem, die Stoffströ-
me der Abfallwirtschaft in ein Bewertungsver-
fahren zu integrieren. Die neue Methode beruht 
auf dem Konzept der statistischen Entropie, die 
von Helmut Rechberger in seinem Beitrag „Ein 
Beitrag zur Bewertung des Stoffhaushaltes 
von Metallen“ vorgestellt wird. Metalle werden 
in Veredelungsprozessen konzentriert und in 
Konsumprozessen verdünnt und emittiert. Es 
wird eine Methode vorgestellt, die es erlaubt, 
diese Vorgänge zu quantifizieren. Die statisti-
sche Entropie kann als ein Bewertungsindikator 
auf dem Weg zu einer nachhaltigeren Metallbe-
wirtschaftung herangezogen werden. 

Ebenfalls mit abfallwirtschaftlichen As-
pekten der Stoffstromanalyse beschäftigt sich 
der Beitrag „Bewertung abfallwirtschaftli-
cher Maßnahmen anhand von Stoffflussana-
lysen“ von Michael Eder, Gernot Döberl, 
Renate Huber und Paul H. Brunner von der 
Technischen Universität Wien. Hier wird ein 
neues Bewertungsverfahren vorgestellt, das auf 
Stoffstromanalysen und ökonomischen Analy-
sen beruht. Mit Hilfe der Kosten-Nutzen-
Analyse und der neuen modifizierten Kosten-
Wirksamkeits-Analyse werden ausgewählte 
abfallwirtschaftliche Maßnahmefälle in Hin-
blick auf die Ziele der österreichischen Abfall-
wirtschaft bewertet. Hierfür wurden die ver-
schiedenen Maßnahmefälle mit Hilfe von Gü-
ter- und Stoffstromanalysen abgebildet. 

Als ein Beispiel für eine vergleichende 
Stoffstromanalyse im Bereich „Neue Verfahren 
und Werkstoffe“ werden die im Rahmen eines 
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HGF-Strategiefondsprojektes „Schwarzer 
Rumpf“ durchgeführten Arbeiten des ITAS 
vorgestellt. In dem Beitrag „Stoffstromanaly-
sen zum Einsatz von carbonfaserverstärkten 
Kunststoffen im Flugzeugbau“ von Bernd 
Reßler, Matthias Achternbosch, Klaus-
Rainer Bräutigam, Christel Kupsch und 
Gerhard Sardemann, ITAS, werden die mit 
der Herstellung, Nutzung und Entsorgung von 
Flugzeugrumpfkomponenten verbundenen 
Stoff- und Energieeinsätze bestimmt. Als Ma-
terialien für die Rumpfbauteile werden Alumi-
niumknetlegierungen und carbonfaserverstärkte 
Kunststoffe (CFK) einander gegenübergestellt. 
Die Arbeiten dienen unter anderem dazu, die 
bezüglich des Stoff- und Energieeinsatzes we-
sentlichen Prozessschritte zu identifizieren und 
sollen Hinweise auf Optimierung und Auswahl 
alternativer Prozesse geben. 

Im Beitrag „Stoffstromanalyse und Öko-
bilanz als Hilfen zur umweltorientierten 
Positionsbestimmung von Beton mit und 
ohne rezykliertem Zuschlag im mineralogi-
schen Baustoffstrom“ von Marcel Weil, Udo 
Jeske und Liselotte Schebek vom Institut für 
Technische Chemie, Zentralabteilung Tech-
nikbedingte Stoffströme des Forschungs-
zentrums Karlsruhe wird mit Hilfe der Stoff-
stromanalyse und der Ökobilanz untersucht, in 
welchem Umfang bei der Betonherstellung 
eine Entlastung der natürlichen Ressourcen 
durch Nutzung von rezykliertem Zuschlag 
möglich ist. 

Bei dem letzten Beitrag handelt es sich um 
eine Rezension der im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes durchgeführten Studie von Ed-
mund Brandt und Susana Röckeisen: „Kon-
zeption für ein Stoffstromrecht“. Darin wird 
zunächst die rechtliche Problematik des Stoff-
stromansatzes auf einer allgemeinen Ebene 
beleuchtet, wobei der Stoffmengenaspekt im 
Vordergrund steht. Sodann werden exempla-
risch anhand von zwei anthropogen induzierten 
Stoffströmen (Baustoffe und PKW) mögliche 
Lenkungsinstrumente diskutiert und ihre Kom-
patibilität mit dem geltenden Rechtssystem 
überprüft. Diese Rezension ist von Juliane 
Jörissen, ITAS, verfasst. 

(Matthias Achternbosch und Klaus-Rainer 
Bräutigam, ITAS) 

» 

Methodische Ansätze zur Ana-
lyse und Auswertung betriebli-
cher und produktbezogener 
Stoffstromsysteme 

von Mario Schmidt, Hochschule für Gestal-
tung, Technik und Wirtschaft, Pforzheim 

Betriebliche Umweltbilanzen, Ökoeffizienz-
Analysen, Ökobilanzen, Life Cycle Assess-
ment, Materialflussanalysen, Stoffstromma-
nagement – was in der Praxis viele Namen 
hat, läuft methodisch auf das Gleiche hin-
aus: die Abbildung und das Verständnis von 
realen Stoff- und Energieflusssystemen. Was 
sind deren Auswirkungen auf die Umwelt? 
Welche wirtschaftliche Bedeutung haben 
sie? Wie, an welcher Stelle und zu welchem 
Zweck können sie beeinflusst werden? Der 
Beitrag geht auf die methodischen Aspekte 
ein, die bei der Stoffstromanalyse im Vor-
dergrund stehen. Sie entscheiden darüber, 
welche Parallelen bzw. welche Unterschiede 
bei den verschiedenen Verfahren bestehen. 
Diese methodische Abgrenzung hilft u. a. bei 
der problemadäquaten Auswahl der Arbeits-
instrumente für die Praxis. 

1 Einführung 

Knapp ein Jahrzehnt, nachdem die Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestages 
„Schutz des Menschen und der Umwelt“ sich 
ausführlich mit dem Umgang von Stoff- und 
Materialströmen beschäftigt hat (Enquete-
Kommission 1993), gewinnen die Stoffstrom-
analysen in den Betrieben an Bedeutung. Um es 
vorweg zu sagen: Noch werden solche Instru-
mente eher zaghaft eingesetzt und ihre Bedeu-
tung in der Praxis könnte gewiss größer sein. 

Unübersehbar ist aber der Einfluss der eu-
ropäischen EMAS- oder Öko-Audit-Verord-
nung, mit der in Unternehmen Umweltmana-
gementsysteme eingeführt werden und eine 
gewisse innerbetriebliche Transparenz an um-
weltrelevanten Stoff- und Materialströmen 
verlangt wird. Dazu kommt die Fertigstellung 
des Normengebäudes zum Life Cycle Assess-
ment mit den internationalen Standards ISO 
14.040 ff. Viele Praxisbeispiele stammen des-
halb aus großen Unternehmen, die sich mit 
solchen Themen intensiv befasst haben. Kleine 
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und mittlere Unternehmen tun sich dagegen 
noch schwer und scheuen den Aufwand von 
Stoffstromanalysen. 

Hier setzen zahlreiche Veranstaltungen in 
der letzten Zeit an (z. B. LfU 2000, DECHE-
MA 2002, IAO 2002): Wie öffnet man das 
Thema für einen breiteren Anwenderkreis? Wie 
vermittelt man, welche Methoden und Instru-
mente für welche Zwecke in der Praxis geeig-
net sind? 

An sich ist die Stoffstromanalyse ein „al-
ter Hut“ und innerhalb der Naturwissenschaf-
ten mit einfachen Erhaltungssätzen, Bilanzglei-
chungen und entsprechendem mathematischen 
Rüstzeug leicht zu formulieren: Die heutige 
Herausforderung besteht jedoch in der Forde-
rung nach Praxisbezug und der interdis-
ziplinären Anwendbarkeit. Die für solche Ana-
lysen erforderlichen Instrumente sind interes-
sante Kombinationen aus natur- und ingeni-
eurswissenschaftlichen sowie betriebswirt-
schaftlichen Methoden. Es fließen gleicherma-
ßen Ansätze aus der Technik, den Umweltwis-
senschaften und der betriebswirtschaftlichen 
Kosten- oder Produktionstheorie ein – entspre-
chend dem Erkenntnisinteresse in der Praxis, 
das sich eben nicht nur auf naturwissenschaftli-
che Sachverhalte beschränkt. 

Und so verwundert es kaum, dass in den 
Stoffstromanalysen und Methoden des Life 
Cycle Assessments u. a. Verfahren auftauchen, 
die in der Betriebswirtschaftslehre als Koop-
mans’sche Aktivitätsanalyse oder als Leontief-
Modell seit vielen Jahrzehnten bekannt sind. 

2 Zielsetzung im betrieblichen Kontext 

Ein Unternehmen interessiert sich in diesem 
Zusammenhang für verschiedene Aspekte. 
Zum einen geht es um die Erfüllung gesell-
schaftlicher und insbesondere gesetzlicher An-
forderungen. Zum anderen strebt ein Unter-
nehmen im Rahmen seiner Tätigkeiten optima-
les Wirtschaften an, und schließlich sucht es 
Erfolgspotenziale zur Sicherung der Unter-
nehmenszukunft. 

Von gesellschaftlicher Seite her wird von 
den Unternehmen eine angemessene Berück-
sichtigung des Umweltthemas verlangt. Dies 
schlägt sich z. B. in einer Umweltberichterstat-
tung nieder, in der gegenüber der Öffentlichkeit 
klar dokumentiert wird, wie sich das Unter-

nehmen für den Umweltschutz engagiert. In 
Umweltberichten und -erklärungen werden 
inzwischen – zumindest in Deutschland – abso-
lute Angaben über den Ressourcenverbrauch 
und die Emissionen des Unternehmens in ei-
nem Geschäftsjahr gemacht. Sie sind häufig 
Grundlage für selbst gesteckte Ziele und einen 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess quasi 
unter öffentlicher Aufsicht. Das Unternehmen 
erwartet dadurch natürlich einen Imagegewinn 
und setzt ein öffentliches Interesse für dieses 
Thema voraus, ggf. indirekt, etwa über die 
Berücksichtigung in Ratings und Rankings von 
börsennotierten Unternehmen. 

Im Umweltrecht stand lange Zeit (und teil-
weise auch heute noch) die Gefahrenabwehr im 
Vordergrund und damit speziell die Vermeidung 
hoher Schadstoffbelastungen in den Umweltme-
dien. Folgerichtig orientierten sich rechtliche 
Regelungen und Grenzwerte an den Konzentra-
tionswerten problematischer Stoffeinleitungen 
in die Umwelt. Das Auftreten von Stoff- und 
Materialströmen als „Massenphänomen“ und 
die daraus folgenden Umweltprobleme werden 
vom Umweltrecht dagegen kaum berücksichtigt. 
Deshalb hat das Umweltrecht und seine Einhal-
tung derzeit keine sonderliche Bedeutung für ein 
Stoffstrommanagement. Von verschiedener 
Seite wird neuerdings die Weiterentwicklung zu 
einem Stoffstromrecht gefordert (Brand und 
Röckeisen 2000, Führ 2000). 

Die Frage nach dem optimalen Wirtschaf-
ten ist die Domäne der betriebswirtschaftlichen 
Disziplinen. Ihre Analysen erfolgen typischer-
weise in dem monetären Wertsystem, durch 
Analyse der Erlöse und der Kosten und der 
Suche nach Einsparpotenzialen. Was nicht als 
kostenrelevant erscheint, fällt durch das Wahr-
nehmungsraster durch. Dazu gehören oft genug 
Stoffe und Materialien, die ökologisch als 
wichtig eingestuft werden müssen. Aber auch 
sonst: Die Stoff- und Materialströme haben in 
Zeiten der Rationalisierung gegenüber anderen 
Kostenanteilen wie z. B. den der Personalkos-
ten eher geringe Bedeutung – zu Unrecht, wie 
jüngere Untersuchungen zeigen und in den 
Materialkosten deutliche Einsparpotenziale 
nachweisen. Etwa 1-3 % der Herstellkosten 
können in produzierenden Unternehmen einge-
spart werden (LfU 1999). 

Die Suche nach zukünftigen Erfolgspoten-
zialen ist schließlich eng mit der Frage nach 
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der Gestaltung von Produkten und 
Dienstleistungen und ihrem Erfolg am Markt 
verknüpft. Bereits in der Produktplanung 
müssen ökologische Aspekte aufgegriffen 
werden. Im Vordergrund steht dabei – 
insbesondere in Zeiten geringer Fertigungstiefe 
– die Wirkung eines Produktes über den 
gesamten „Lebensweg“ und die Auswirkungen 
auf die verschiedenen Umweltmedien. 

3 Die Wahl des Modellansatzes 

So vielfältig wie die Gründe für die Durchfüh-
rung solcher Analysen sind, so verschieden 
können auch die Methoden und Instrumente 
sein. 

Am einfachsten ist es, ein Unternehmen 
als Black Box zu betrachten, die Input- und die 
Outputströme zu erfassen, zu errechnen oder 
abzuschätzen und in geeigneter Gliederung als 
Umweltbilanz, d. h. als physische Bilanz von 
Stoffen, Materialien und Energien, auszuwei-
sen. Die wesentliche Arbeit besteht dann in der 
Datenrecherche und –gliederung, z. B. mit 
einem Ökokontorahmen. Dieses Vorgehen 
reicht aus, um den Berichtspflichten etwa im 
Rahmen einer Umwelterklärung nachzukom-
men, und in der zeitlichen Fortschreibung Ver-
änderungen oder Verbesserungen nachzuwei-
sen. Es ist ein deskriptiver Modellansatz, der 
keinen Anspruch erhebt zu erklären, warum die 
Zahlen so ausfallen oder welche Änderungen 
eine bestimmte Maßnahme nach sich zieht. 

Abb. 1: Von der Black Box zur White Box: 
Detaillierung der Stoffströme und der 
Prozesse im Unternehmen 

Die Frage nach den Ursachen der Stoffströme 
führt zu präskriptiven Modellen, in denen die 
Produktionsstruktur und die Prozesse in ihrer 
Funktion analysiert und bekannt sind: Aus einer 
Black Box wird sozusagen eine White Box (vgl. 
Abb. 1). Damit wird deutlich, wo im Unterneh-
men, bei welchen Prozessen und warum die 
Stoffströme auftreten. Dies ermöglicht den Mo-
delleingriff im Sinne von „Was-wäre-Wenn“-
Annahmen, Szenarienbildung und Prognosen. 

Noch einen Schritt weiter ginge man, 
wenn nicht nur die Ursachen geklärt werden, 
sondern mittels mathematischer Algorithmen 
auch Optimierungen vorgenommen werden. 
Unter verschiedenen Handlungsoptionen wird 
dann die optimale Lösung gesucht. Solche Ent-
scheidungsmodelle werden zunehmend einge-
setzt, etwa wenn staatliche Auflagen kostenmi-
nimierend eingehalten werden sollen wie z. B. 
beim Recycling von Elektronikschrott (Speng-
ler et al. 2002). 

4 Mengenebene als Erfassungsbasis 

Wenn es innerhalb der Stoffstromanalysen eine 
Gemeinsamkeit gibt, dann ist es das Maßsys-
tem, in dem bilanziert wird: Üblicherweise 
werden die Stoff-, Material- und Energiemen-
gen in physischen Einheiten erfasst, also in kg, 
t, kJ oder kWh. 

Was für den Ingenieur oder Techniker 
selbstverständlich ist, bleibt im betrieblichen 
Alltag, z. B. im Einkauf oder Vertrieb, oft die 
Ausnahme. Da wird die Menge gleich auf der 
Wertebene in Euro oder Dollar bilanziert. 
Manchmal sind noch Angaben in nicht eindeu-
tigen Einheiten (Stück, Fässer, Gebinde...) 
verfügbar. 

Die monetäre Maßeinheit spiegelt die Be-
deutung der Stoffströme für die unternehmeri-
sche Tätigkeit wieder: Es sind meistens rein 
ökonomische Aspekte, die im Rechnungswesen 
oder Controlling den Ausschlag für ihre Erfas-
sung und Bilanzierung geben. Es kostet an die-
ser Stelle viel Mühe, Betriebswirte – und erst 
recht im Einkauf – davon zu überzeugen, dass 
nicht die Wertebene, sondern die Mengenebene 
die fundamentalere ist. Will man neben einer 
monetären Bewertung jedoch auch eine ökologi-
sche vornehmen, so ist die genaue physische 
Mengenerfassung unerlässlich, da ein (i. d. R. 
naturwissenschaftlicher) Zusammenhang zu der 
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Wirkung der Stoffströme in ökologischen Sys-
temen etc. hergestellt werden muss. 

Die Bewertung entscheidet auch darüber, 
welche Stoffe, Materialien und Energien im 
Unternehmen überhaupt erfasst und bilanziert 
werden. Die Materialtaxonomie ist eine andere, 
wenn ausschließlich Kostengesichtspunkte maß-
geblich sind, als wenn ökologische Gesichts-
punkte im Vordergrund stehen. Dies führt im 
betrieblichen Alltag dazu, dass die gängigen 
ERP-Systeme im Unternehmen zwar Auskunft 
über den kostenrelevanten Materialumsatz ge-
ben, nicht aber über die ökologisch relevanten 
Stoffe. In Produktionsplanungs- und Steue-
rungssystemen (PPS) werden meistens die Be-
triebs- und Hilfsstoffe nicht mitgeführt, obwohl 
sie unter Umweltaspekten besonders interessant 
sind, von den Emissionen ganz zu schweigen. 

Deshalb ist es auch so schwer, ökologische 
Stoffstromanalysen auf bestehende ERP-Kon-
zepte aufzusetzen: Die erforderlichen Informati-
onen sind im System nicht oder unvollständig 
vorhanden und müssen umfangreich nacherho-
ben und geschätzt werden. Für den Dauerbetrieb 
müsste die Materialtaxonomie eines ERP-
Systems erweitert werden, was zu einem Auf-
blähen des Systems führen kann (Möller 2000, 
273) und den eigentlichen Einsatzzweck des 
ERP-Systems möglicherweise behindert. 

Diese frühzeitige – rein ökonomische – 
Bewertung von Stoffen oder Materialien ist ein 
wesentlicher Grund für die Nichtbeachtung öko-
logisch relevanter Stoffströme in Unternehmen 
und spiegelt das Dilemma (kosten-) freier Um-
weltressourcen und Emissionen wider. Es wäre 
deshalb wünschenswert, die Auswahl der erfass-
ten Stoffe und Materialien im Unternehmen von 
mehreren Wertsystemen – technischen, sozialen, 
ökologischen oder ökonomischen – abhängig zu 
machen, ihre Quantifizierung auf der physischen 
Mengenebene vorzunehmen und darauf eine 
oder mehrere Bewertungen – sei es eine monetä-
re oder eine ökologische – anzuwenden. 

5 Bilanzbezug und Bilanzraum 

Betrachtet man ein großes Stoffstromsystem 
mit mehreren Subsystemen oder Kompartimen-
ten (z. B. mit verschiedenen Betrieben, Herstel-
lungsprozessen etc.), so stellt sich die Frage, 
wie in diesem System bilanziert werden soll, 
welche Bilanzgrenzen zu wählen sind. 

Dass überhaupt Bilanzgrenzen zu wählen 
sind, ist unerlässlich und liegt darin begründet, 
dass in der Realität jeder Herstellungsprozess 
und jedes Produkt letztendlich mit dem Ge-
samtsystem – der Weltwirtschaft – verbunden 
ist, wenngleich nur mit geringen Kopplungs-
stärken. Berücksichtigte man bei einem Pro-
duktionsprozess auch die Herstellung aller 
erforderlichen Hilfs- und Betriebsstoffe, ferner 
alle eingesetzten Betriebsmittel und dann wie-
derum die dort eingesetzten Mittel usw., so 
müsste man das Weltmodell abbilden, quasi in 
einer Art Fraktal mit immer geringer werden-
den Mengen, aber praktisch unendlich groß 
(vgl. Hilty u. Schmidt 1997). 

Was auf der monetären Wertebene noch 
lösbar wäre (nämlich über den Marktpreis), 
bleibt für die ökologische Bewertung weitge-
hend offen: Was sind die „ökologischen Ruck-
säcke“ von Stoffen und Materialien, die in das 
System eingehen? Welche ökologischen Schä-
den verursacht ein scheinbar nebensächlicher 
Stoffstrom direkt und indirekt an einem anderen 
Ort und zu einer anderen Zeit? Hier kann nur 
von Einzelfall zu Einzelfall Erfahrungswissen 
weiterhelfen, das zu akzeptablen Abschneidekri-
terien für den Bilanzraum führt. 

Relativ frei von diesen Fragen ist man, 
wenn nur eine Input-Output-Bilanz eines Be-
triebes – eine so genannte Gate-to-Gate-Bilanz 
– erstellt wird; oder die Umweltbilanz eines 
Unternehmens oder Konzerns, die einen oder 
mehrere Produktionsstandorte umfasst (vgl. 
Abb. 2). Durch sinkende Fertigungstiefe ist die 

Abb. 2: Mögliche Grenzziehung bei der Bilan-
zierung eines Stoffstromsystems* 

cradle-to-gate gate-to-gate

cradle-to-grave

anderes 
Produkt

anderes Werk

Unternehmensbilanz

Einzelprozess

Ökologische Umwelt

Wirtschaftssystem / Technosphäre

Rohstoffe Abfälle

Emissionen

 
* Vom einzelnen Herstellungsprozess über den 

Standort, das Unternehmen oder längs der Wert-
schöpfungskette von der Rohstoffentnahme 
(„Wiege“) bis zur Abfalldeponierung („Bahre“). 
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Aussagekraft solcher Bilanzen freilich be-
grenzt; die ökologische Relevanz wird erst 
deutlich, wenn mindestens bis zur Rohstoffent-
nahme aus der Umwelt – also bis zur Wiege – 
bilanziert wird. Dies wird sofort einsichtig, 
wenn man sich ein Unternehmen vorstellt, das 
bislang eine eigene (fossile) Stromerzeugung 
hatte und nun auf externe Stromlieferung aus 
dem Kohlekraftwerk nebenan umstellt. Der 
Strom kommt aus der Steckdose, der Rohstoff-
verbrauch fällt trotzdem an, die Emissionen 
entstehen woanders – aber die Ursache bleibt 
die gleiche: die Unternehmenstätigkeit. 

Das Life Cycle Assessment (LCA) – auf 
deutsch Ökobilanz – bilanziert über den gesam-
ten Lebensweg eines Produktes, von der Wiege 
– also der Rohstoffentnahme aus der Umwelt – 
bis zur Bahre – bis zum Eintrag von Schadstof-
fen und Abfällen in die Umwelt. Hier werden 
die Bilanzgrenzen i. d. R. überbetrieblich gezo-
gen: Lieferanten, Stromerzeuger, Nutzer oder 
Kunden und Entsorger müssen berücksichtigt 
werden. Der Vorteil ist, dass sektorale Verlage-
rungen von Umweltproblemen, etwa von der 
Nutzungs- zur Herstellungsphase eines Produk-
tes, erkannt werden können. Außerdem werden 
Belastungsverlagerungen zwischen verschiede-
nen Umweltmedien deutlich, also die Frage, ob 
eine Luftreinhaltemaßnahme mit einem größe-
ren Abfall- oder Abwasserproblem erkauft wird. 

Der wesentliche Unterschied zwischen be-
trieblicher Umweltbilanz und produktbezoge-
nem LCA liegt in dem Bilanzbezug: Betriebli-
che Bilanzen erfassen die absoluten Stoff-
strommengen einer Zeitperiode (meistens eines 
Geschäftsjahres). Neben den Input- und Out-
putströmen sind hier noch die Bestandsände-
rungen in dem System von Bedeutung. Diese 
absoluten Werte geben einen Hinweis auf die 
tatsächliche (ökologische) Bedeutung der wirt-
schaftlichen Tätigkeit am Standort. 

Will man die Stoffströme auf die Leistung 
des Unternehmens, beispielsweise auf die Pro-
duktmenge beziehen, so findet man sich fast 
zwangsläufig in der Welt des LCA wieder. Die 
ermittelten Werte für die Umwelteinwirkungen 
werden von Raum und Zeit ihres tatsächlichen 
Auftretens abstrahiert, da über eine ganze Wert-
schöpfungskette bilanziert wird. Häufig redet 
man deshalb von Umweltwirkungspotenzialen. 
Dafür lassen sich hier nun produktbezogene 
Vergleiche hinsichtlich der Produktivität oder 

(Öko-) Effizienz anstellen. Im LCA werden die 
Stoff- und Energieströme stückbezogen bilan-
ziert, in der LCA-Sprache redet man von der 
funktionellen Einheit, also jener Einheit, die den 
Nutzen oder die Dienstleistung des zu bilanzie-
renden Objektes möglichst treffend beschreibt. 

Die Schwierigkeit besteht darin, dass die 
wenigsten Unternehmen nur ein Produkt herstel-
len. Meistens sind es viele verschiedene Produk-
te, so dass sich die Frage stellt, wie der Roh-
stoffeinsatz und die Umweltbelastungen des 
realen Produktionssystems auf die Produkte 
verteilt werden kann. Dieses Problem tritt ver-
schärft bei echten Kuppelprozessen wie z. B. in 
der chemischen Industrie auf, de facto besteht es 
aber in jedem Unternehmen, in dem ein Teil der 
Stoff- und Energieströme lediglich über die 
Gemeinkosten abgerechnet werden oder sich der 
Herstellungsaufwand nicht eindeutig den Auf-
trägen und Produkten zuordnen lässt. 

Das heißt, dass eine produktbezogene Bi-
lanz nicht einfach eine Erweiterung der Be-
triebsbilanz um die vorgelagerten und nachge-
schalteten Stufen des Wertschöpfungsprozesses 
darstellt. Vielmehr wird wieder nur ein Aus-
schnitt gewählt (vgl. Abb. 2). Das reale Pro-
duktionssystem wird so unter verschiedenen 
Blickwinkeln bilanziert und ergibt – je nach 
Bilanzperspektive – andere Aspekte. Man kann 
sich das als ein dreidimensionales Objekt vor-
stellen, durch das man unterschiedliche 
Schnittebenen legt (vgl. Abb. 3). Jeder Schnitt 
wird andere Ergebnisse liefern, aber doch das 
gleiche Stoffstromsystem beschreiben. 

Abb. 3: Das reale System der Stoffströme kann 
aus unterschiedlichen Sichten oder 
mittels verschiedener Schnittebenen 
analysiert werden 
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Auch die Datenverfügbarkeit ist in dem realen 
System unterschiedlich verteilt. Viele Angaben 
existieren auf der ökonomischen Wertebene. 
Sie werden aber bereits spärlich, wenn nicht 
die Gesamtleistung eines Unternehmens, son-
dern z. B. Teilleistungen einzelner Prozesse 
betrachtet werden. Im Unternehmen müssten 
dazu interne Verrechnungspreise erhoben wer-
den, was selten trivial ist. Leichter ließen sich 
hier physische Angaben über den einzelnen 
Produktionsprozess machen. 

Erst recht stellt sich das Problem der Da-
tenverfügbarkeit, wenn unternehmensübergrei-
fend eine LCA gemacht werden soll. Über die 
Herstellungsprozesse der Lieferanten liegen 
i. allg. keine detaillierten Informationen vor – 
zumindest nicht unter ökologischen oder stoff-
strombezogenen Gesichtspunkten. Sie sind im 
großen Umfang auch nicht zu erwarten, so 
lange nicht innerhalb eines Unternehmens 
Klarheit über die Zurechnungsfragen bei meh-
reren Produkten herrscht. 

6 Leistungsverrechnung und Allokation 

Für die Preiskalkulation von Produkten stellt 
sich für ein Unternehmen die Frage, welche 
seiner Kosten den verschiedenen Kostenträgern 
(also den Produkten) in welcher Höhe zuzu-
rechnen sind. Bei einigen Beiträgen lässt sich 
dies einfach bestimmen, z. B. die unmittelbaren 
Rohstoffe oder direkten Herstellungskosten für 
jedes Produkt. Was ist aber mit Infrastruktur-
leistungen innerhalb des Unternehmens, mit 
Heizung und Strom, Werkstatt und Kantine? 
Nach welchem Schlüssel wird der Strom-
verbrauch einer Anlage verteilt, auf der alle 
paar Stunden oder Tage ein anderer Auftrag 
läuft? Oder wie sollen die Wartungskosten 
umgelegt werden? 

Man muss dieses Kernproblem der be-
trieblichen Kosten- und Leistungsrechnung 
nicht zwingend auf der Wertebene abhandeln, 
sondern kann es auch auf der physischen Ebene 
betrachten (Möller 2000). Dann erhält man eine 
allgemeine Beschreibung, in der zwischen dem 
materiellen Aufwand und dem materiellen Er-
trag eines Stoffstromsystems unterschieden 
wird. Sie hat den Vorteil, weitgehend unabhän-
gig von einer ökonomischen oder ökologischen 
Bewertung zu funktionieren. Sie wird sich ei-
ner Materialtaxonomie bedienen, die umfas-

sender ist und auf der die unterschiedlichsten 
Bewertungsansätze aufsetzen können. Sie ist 
schließlich von einer methodischen Stringenz, 
mit der auch Kuppelproduktionen klar darstell-
bar sind und mit der sich die Stärken und 
Schwächen spezieller Verfahren, wie z. B. der 
so genannten Reststoffkostenrechnung gut auf-
zeigen lassen (Schmidt u. Keil 2002). 

An dieser Stelle berühren sich – auf einer 
methodischen Ebene – das betriebswirtschaftli-
che Erkenntnisinteresse mit dem ökologischen: 
So wäre es interessant auch zu erfahren, wie 
die CO2-Emissionen oder das Abwasser des 
Unternehmens auf die verschiedenen Produkte 
umzulegen sind. Genau diese Informationen 
sind erforderlich, um für die produktbezogene 
Ökobilanzierung von den einzelnen Produkti-
onsschritten – meistens in unterschiedlichen 
Unternehmen – belastbare und nachvollziehba-
re Aussagen zu erhalten. 

Es handelt sich dabei keinesfalls nur um 
ein Allokationsproblem von Kuppelprozessen, 
was besonders schwierig zu lösen ist. Es ist 
grundsätzlicher das Problem einer verursa-
chungsgerechten Aufwands- und Leistungsver-
rechnung, das immer auftritt, wenn ein kom-
plexes und umfangreiches System mit einer 
Vielzahl an Erträgen nicht als Ganzes, sondern 
in Teilen ausgewertet werden soll. 

7 Ausblick 

Vor eben diesem Problem stehen wir bei der 
Stoffstromanalyse. Fast jeder Betrieb stellt ein 
komplexes Mehrproduktsystem dar; überbe-
trieblich wird es noch schwieriger. Im Extre-
men gibt es hier zwei Vorgehensweisen: Man 
erfasst und analysiert immer mehr und versucht 
das Gesamtsystem bis hin zum Weltmodell 
abzubilden. Damit hätte man implizit auch alle 
Teile erfasst, kann Änderungen in der Produkt-
gestaltung durch Szenarienbildung am Gesamt-
system studieren. Ein solches Vorgehen ist 
nicht abwegig, sondern wurde z. B. bei der 
großen Ökobilanz für graphische Papiere des 
Umweltbundesamtes beschritten (UBA 2000). 
Es wurde versucht, den Papiermarkt und die 
Produktionsstrukturen in Deutschland und 
teilweise Europa abzubilden, um zu klären, wie 
hoch die Einsatzquote an Altpapier sein kann. 
Auch geographisch zugeschnittene Bilanzgren-
zen, z. B. nationale oder regionale Bilanzen, 
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gehen diesen Weg, wenngleich aus anderen 
Gründen. 

Die andere Möglichkeit – und sicher die 
adäquatere für eine breite Anwendung in der 
Wirtschaft und in vielen mittelständischen Un-
ternehmen – ist, ein besseres Fundament zu 
liefern, welche Stoffe und Materialien in Un-
ternehmen berücksichtigt werden sollten und 
wie innerhalb des Unternehmens eine verursa-
chungsgerechte Zurechnung erfolgen kann. Die 
Stoffstromanalyse darf sich hier nicht auf das 
Zeichnen bunter Bilder und das Ausweisen 
irgendwelcher Kostenbeträge erschöpfen, son-
dern bedarf einer fundierten methodischen 
Grundlage, wie das auch sonst innerhalb der 
Betriebswirtschaftslehre oder der Naturwissen-
schaften verlangt wird. Damit würde die Stoff-
stromanalyse vielleicht auch zu einem attrakti-
ven Partner für das konventionelle Controlling 
in Unternehmen. 

Um mit einem Modewort zu schließen: So 
wäre Nachhaltigkeit sogar auf einer methodi-
schen Ebene gewährleistet, denn die gerechte 
Zurechnung des stofflichen Aufwandes und 
Ertrages interessiert gleichermaßen unter öko-
nomischen, ökologischen und sozialen (z. B. 
Arbeitsschutz) Gesichtspunkten. 
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Der Stoffhaushalt nationaler 
Volkswirtschaften und Aspekte 
eines nachhaltigen Ressour-
cenmanagements 

von Stefan Bringezu, Stephan Moll und 
Helmut Schütz, Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie 

Der Stoffhaushalt einer Gesellschaft be-
stimmt den Stoffwechsel mit der Umwelt, 
d. h. sämtliche Stoffentnahmen und –abga-
ben aus bzw. an die Natur. Die möglichen 
Wirkungen dieser Stoffströme auf die Um-
welt lassen sich mit Hilfe von Indikatoren 
beschreiben, wobei wir zwischen wirkungs- 
und mengenumsatzbasierten Indikatoren 
unterscheiden. Wir stellen die Methode 
wirtschaftsraumbezogener Stoffstromana-
lysen vor und davon abgeleitete Input-, 
Output-, Verbrauchs-, Bilanz- und Effizienz-
Indikatoren. Der Globale Materialaufwand 
der Europäischen Union (EU-15) wird an-
hand empirischer Befunde erläutert. Die 
Ergebnisse werden vor dem Hintergrund 
aktueller politischer Zielvorgaben auf euro-
päischer Ebene diskutiert. 

„Was ist nationaler Stoffhaushalt?“ 

Konzept des „Gesellschaftlichen Stoffwech-
sels“, Systemansatz 

Das systemanalytische Konzept des „Gesell-
schaftlichen Stoffwechsels1“ (Ayres 1989, Ay-
res, Simonis 1994, Baccini, Brunner 1991, Fi-
scher-Kowalski et al. 1997) basiert auf den 
thermodynamischen Gesetzen über die Erhal-
tung von Materie und Energie. Das Konzept 
geht von einem einfachen Umwelt-Gesellschaft-
Modell aus (Abb. 1), wobei die Gesellschaft in 
die umgebende Umwelt eingebettet und über 
Stoff2- und Energieströme mit ihr verbunden ist 
(Georgescu-Roegen 1971, Daly 1991 und 1997, 
Bringezu 1993, Strassert 1993). „Gesellschaft“ 
bezieht sich dabei zunächst auf die globale 
Anthroposphäre. Für die gesellschaftlichen Ak-
teure ist jedoch eher interessant, was dieser 
Stoffaustausch für ihre Subsysteme bedeutet, 
d. h. die nationale Volkswirtschaft, eine Region 
oder auch kleinere gesellschaftliche Systeme 
wie eine Stadt oder industrielle Prozesse. Die 
folgenden Ausführungen beziehen sich auf nati-

onale Volkswirtschaften bzw. den Wirtschafts-
raum der Europäischen Union (EU-15). 

Die physischen Stoffwechselbeziehungen 
zwischen Gesellschaft und Umwelt – der 
Stoffhaushalt – umfassen die Extraktion von 
Rohstoffen, deren Umwandlung in Produkte 
und Dienstleistungen, sowie die Ab(Rück-)gabe 
an die Umwelt in Form von Emissionen und 
Abfällen. 

Alle diese Stoffwechselvorgänge werden 
durch Energie „angetrieben“. Die Quantität, 
Struktur und Qualität dieses physischen Durch-
satzes ist Gegenstand der Diskussion über ein 
„Nachhaltiges Ressourcenmanagement“, d. h. 
wie die menschlich verursachten Stoff- und 
Energieströme in einer nachhaltigen Art und 
Weise gestaltet werden könnten. 

Abb. 1: Umwelt-Gesellschaft-Modell 
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Spektrum der Auswirkungen von Stoffströmen 
auf die Umwelt 

Viele Umweltveränderungen stehen im Zu-
sammenhang mit den vom Menschen verur-
sachten Stoffströmen. Die Auswirkungen kön-
nen vielfältig sein und in ihrer Konsequenz 
kurzfristig oder langfristig, direkt oder indirekt, 
lokal bis global, vorhersagbar oder unbestimmt 
sein. Stoffliche Auswirkungen umfassen (Brin-
gezu 1997): 

- (öko-)toxikologische Effekte, 
- physiko-chemische Veränderungen (z. B. 

Versauerung etc.), 
- Wirkungen auf den Nährstoffkreislauf (z. B. 

Eutrophierung), 
- mechanische Zerstörungen (z. B. durch 

Baumaßnahmen, Erosion etc.), 
- Wirkungen auf biotische Strukturen (z. B. 

Landschaftsveränderungen, Zerschneidung 
natürlicher Habitate etc.). 
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Die Bewertung von menschlich verursachten 
Stoffströmen und Stoffakkumulationen kann 
zum einen an ihrer Qualität (substanzspezifische 
Effekte) oder Quantität (systemspezifische Ef-
fekte) ansetzen (Bringezu 2000). So bestimmen 
beispielsweise die chemischen Eigenschaften 
einer Substanz deren (Öko-)Toxizität und in der 
Folge sprechen wir von „gefährlichen Stoffen“. 
Sind solche substanz-spezifischen Effekte be-
kannt, können sie in Form wirkungs-basierter 
Indikatoren gemessen und operationalisiert wer-
den (z. B. ozone depletion potenzial, ODP). 

Allerdings gibt es auch Umweltauswirkun-
gen menschlich verursachter Stoffströme, die 
nicht substanz-spezifisch sind. So sind bei-
spielsweise die Landschaftsveränderungen im 
Zusammenhang mit Bergbauaktivitäten eher 
abhängig von der Menge der abgebauten Roh-
stoffe als von deren chemischen Eigenschaften. 
Je nach dem natürlichen Inventar vor dem Ab-
bau ist dies auch gültig für die Auswirkungen 
auf die Biodiversität. Ein weiteres Problem sind 
die Flächen, die durch den Abbau nicht-
erneuerbarer Ressourcen für den Anbau erneu-
erbarer Ressourcen „verloren“ gehen. Dasselbe 
gilt für die Versiegelung von Flächen durch 
Gebäude und Infrastrukturen. Solche system-
bezogenen Auswirkungen von Menschen verur-
sachter Stoffströme können mit Indikatoren 
erfasst werden, die das Wirkungspotenzial auf 
ein bestimmtes System, wie beispielsweise die 
in die globale Ökosphäre eingebettete nationale 
Volkswirtschaft, widerspiegeln. Solche Indika-
toren, die auf ein systemspezifisches Wirkungs-
potenzial abstellen, sind eher mengenumsatz-
basiert, wie beispielsweise Energieverbrauch, 
Materialaufwand oder Wasserverbrauch. 

In ihrer Bedeutung für die Umweltpolitik 
ergänzen sich substanzspezifische wirkungsba-
sierte Indikatoren einerseits und systemspezifi-
sche mengenumsatzbezogene Indikatoren ande-
rerseits. Traditionell orientierte sich stoffbezo-
gene Umweltpolitik zunächst weitgehend an 
wirkungsbasierten Indikatoren. In Deutschland 
beschäftigte sich erstmals gegen Mitte der 
1990er Jahre eine Enquete-Kommission syste-
matischer mit dem Stoffhaushalt der deutschen 
Volkswirtschaft (Enquete-Kommission 1994, 
1998). Parallel dazu begann die amtliche Sta-
tistik im Rahmen der umweltökonomischen 
Gesamtrechnungen mit ganzheitlichen Materi-

albilanzen, die im folgenden Abschnitt kurz 
vorgestellt werden. 

Methoden zur Erfassung des Stoffhaushal-
tes nationaler Volkswirtschaften 

Kurzer Überblick über methodische Entwick-
lungen 

Methoden zur Erfassung des Stoffhaushaltes 
nationaler Volkswirtschaften wurden zunächst 
im wissenschaftlichen Bereich entwickelt und 
später nach und nach in den amtlich-statisti-
schen Bereich übertragen. Dabei hat sich die 
englische Bezeichnung „Material Flow Ac-
counting“ oder „Material Flow Analysis“ 
(MFA) als Oberbegriff für verschiedenste Me-
thoden der Stoffstromanalyse etabliert (Bringe-
zu, Moriguchi 2002). Stoffstromanalysen 
(MFA) sind Bilanzierungssysteme in physischen 
Einheiten (gewöhnlich kg oder Tonnen pro Zeit-
einheit), mit deren Hilfe der Fluss von Stoffen 
durch die verschiedenen Prozesse von der Roh-
stoffgewinnung, über Produktion und Konsump-
tion bis hin zum Abfallmanagement quantitativ 
erfasst und dargestellt wird (Bringezu 2000). 
Grundlegende methodische Vorarbeiten wurden 
am Wuppertal Institut geleistet (Schmidt-Bleek 
et al. 1998, Bringezu, Schütz 1995) und bildeten 
die Basis für international vergleichende Studien 
(Adriaanse et al. 1998, Matthews et al. 2000). 
Sie gaben zudem Anstoß zur Bildung eines in-
ternationalen wissenschaftlichen Netzwerkes, 
das sich mit dem Gesamtspektrum stoffflussana-
lytischer Instrumente befasst (ConAccount – 
Coordination of regional and national material 
flows accounting for sustainability; siehe 
http://www.conaccount.net) (Bringezu et al. 
1997, 1998a, 1998b). 

Das Statistische Bundesamt richtete An-
fang der 1990er Jahre die „Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnungen“ (UGR) als umweltre-
levante Ergänzung zu den herkömmlichen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ein 
(Radermacher, Stahmer 1994, 1995). Ein we-
sentlicher Baustein der UGR sind die „Material- 
und Energieflussrechnungen“, deren Ergebnisse 
regelmäßig veröffentlicht werden3. In der vom 
Statistischen Bundesamt eingerichteten „Ar-
beitsgemeinschaft Material- und Energiefluss-
rechnungen“ (AGME) wurden begleitend me-
thodische Fragen im Expertenkreis erörtert (Sta-
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tistisches Bundesamt 1997, Bringezu 1995). 
Beim Umweltbundesamt (UBA) wurde ein 
Fachgebiet „Stoffflüsse“ eingerichtet. 

Auf internationaler Ebene beschäftigt sich 
die so genannte „London-Group“ mit Metho-
den der Stoffflussrechnungen im Zusammen-
hang mit dem Vorschlag der Vereinten Natio-
nen zu einem integrierten System umweltöko-
nomischer Gesamtrechnungen (System of Inte-
grated Environmental and Economic Account-
ing, SEEA) (United Nations 1993, 2000). 

Das statistische Amt der Europäischen 
Gemeinschaften (Eurostat) bemüht sich insbe-
sondere um die Harmonisierung und Standardi-
sierung der Methoden zur Erfassung nationaler 
Stoffhaushalte. Beraten von einer internationa-
len Task Force und in Zusammenarbeit mit 
dem Wuppertal Institut wurde ein methodi-
sches Handbuch zur wirtschaftsraumbezogenen 
Stoffflussbilanzierung und abgeleiteten Indika-
toren veröffentlicht (Eurostat 2001). Die wich-
tigsten Bilanzierungs-Konventionen letztge-
nannter Publikation werden im folgenden Ab-
schnitt vorgestellt. 

EUROSTAT Methodenhandbuch zu Stoff-
strombilanzen (economy-wide material flow 
accounts and derived indicators) 

Wirtschaftsraumbezogene Stoffflussbilanzen 
(economy-wide MFA) bieten einen Überblick 
über die jährlichen Materialinputs und Material-
outputs einer nationalen Volkswirtschaft in phy-
sischen Einheiten (Tonnen pro Jahr). Auf der 
Inputseite umfassen sie sowohl die Primärmate-
rialentnahmen aus der inländischen Umwelt wie 
auch die Importe und deren „ökologische Ruck-
säcke“, d. h. die indirekten lebenszyklusweiten 
Primärmaterialentnahmen, die notwendig waren, 
um das Importgut herzustellen. Auf der Output-
seite umfassen sie die Stoffabgaben an die in-
ländische Umwelt sowie die Exporte und deren 
„ökologischen Rucksäcke“. Außerdem weisen 
sie die jährliche Nettoveränderung des Material-
bestandes der Volkswirtschaft aus (zusätzliche 
Gebäude und Infrastrukturen), welcher sich aus 
der Differenz zwischen Input und Output ergibt 
(Abb. 2). 

Abb. 2: Allgemeines Schema einer wirtschafts-
raumbezogenen Stoffflussbilanz ohne 
Wasser und Luft 
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Quelle: Eurostat 2001 

Diese wirtschaftsraumbezogenen Stoffflussbi-
lanzen bilden die Grundlage für eine Reihe von 
aggregierten Indikatoren, die über wesentliche 
Ausprägungsmerkmale des gesellschaftlichen 
Stoffwechsels informieren. Dazu gehören In-
put-, Output-, Verbrauchs-, Bilanz- und Effi-
zienz-Indikatoren (Tab. 1). Wir gehen hier nur 
auf die wichtigsten ein. Ausführlichere Infor-
mationen geben Bringezu und Schütz (2001c), 
Eurostat (2001), Bringezu und Moriguchi 
(2002). 

•  Input-Indikatoren 

Direkter Material Input (DMI; engl.: Direct 
Material Input, DMI) – dieser Indikator misst 
die direkt eingesetzten Materialinputs, die zur 
Weiterverarbeitung in der jeweiligen Volks-
wirtschaft dienen und demzufolge über einen 
ökonomischen Wert verfügen. Es sind dies die 
verwerteten inländischen Ressourcenentnah-
men und die Einfuhren. 

Globaler Materialaufwand (GMA; engl.: 
Total Material Requirement, TMR) – umfasst 
zusätzlich zum DMI die „ökologischen Rucksä-
cke“ der inländischen Förderung und der Impor-
te. Erstere umfassen die nicht verwerteten Stoff-
entnahmen sowie vergleichbare Stoffbewegun-
gen im Inland (z. B. Abraum, Bodenaushub, 
Erosion). Letztere umfassen die indirekten Pri-
märmaterialentnahmen der Importe, die lebens-
zyklusweit notwendig waren, um das Importgut 
herzustellen. Der GMA ist der umfassendste 
Input-Indikator und misst die materielle Basis 
einer Volkswirtschaft, d. h. alle der Umwelt im 
In- oder Ausland entnommenen Primärmateria-
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lien, die mit der inländischen Produktion ver-
bunden sind. Der GMA ist damit der beste 
Schätzwert für die Größenordnung der poten-
ziellen Umweltbelastungen durch die Entnahme 
und Nutzung natürlicher stofflicher Ressourcen. 

•  Output-Indikatoren 

Verarbeitete Stoffabgabe (VSA; engl.: Domes-
tic Processed Output, DPO) – sind die direkten 
stofflichen Outputs von inländischen Wirt-
schaftsaktivitäten an die inländische Umwelt. 
Dieser Indikator umfasst Luftemissionen, Ab-
fälle, die stoffliche Fracht von Abwässern, 
sowie dissipative stoffliche Verluste wie bei-
spielsweise verursacht durch Produktabnutzung 
oder landwirtschaftliche Düngung. 

Inländische Stoffabgabe (ISA; engl.: Total 
Domestic Output, TDO) – ist die Summe aus 
VSA und den nicht-verwerteten inländischen 
Entnahmen. Dieser Indikator umfasst die Ge-
samtheit aller stofflichen Outputs an die inlän-
dische Umwelt. 

•  Verbrauchsindikatoren 

Inländischer Materialverbrauch (IMV; engl.: 
Domestic Material Consumption, DMC) – ist 
definiert als DMI minus Ausfuhren. Er misst 
die Gesamtheit der Stoffe, die direkt in einer 
Volkswirtschaft verbraucht werden. 

Globaler Materialverbrauch (GMV; engl.: 
Total Material Consumption, TMC) – ist defi-
niert als GMA abzüglich der Ausfuhren und 
ihrer „ökologischen Rucksäcke“. Er misst alle 
direkten und indirekten Primärmaterialentnah-
men, sowohl im Inland wie im Ausland, die mit 
dem Konsum einer Volkswirtschaft verbunden 
sind. 

•  Bilanz-Indikatoren 

Netto-Bestands-Zuwachs (NBZ, engl.: Net Ad-
ditions to Stock, NAS) – ergibt sich aus der 
Differenz zwischen dem Materialinput und 
Materialoutput einer Volkswirtschaft (DMI 
minus DPO). Er misst somit das „physische 
Wachstum“ einer Volkswirtschaft, d. h. die 
Netto-Gewichtszunahme durch neue Gebäude, 
Infrastrukturen und langlebige Güter (z. B. 
Fahrzeuge, Maschinen etc.). 

Physische Handelsbilanz (PHB, engl.: 
Physical Trade Balance, PTB) – entspricht der 
physischen Differenz zwischen Einfuhren mi-
nus Ausfuhren und misst somit die physische 
Handelsbilanz. Aussagekräftig wird der Wert 
zum einen, wenn er nach einzelnen Substanzen 
aufgelöst wird, und zum anderen, wenn zusätz-
liche Parameter einbezogen werden. So können 
die ökologischen Rucksäcke der Importe und 
Exporte einbezogen werden, um die Frage zu 
klären, ob ein Wirtschaftsraum über den Au-
ßenhandel mehr Primärmaterial von außerhalb 
aufwendet (Import) als er nach außen zur Ver-
fügung stellt (Export). 

•  Effizienz-Indikatoren 

Effizienzmaße lassen sich für die Gesamtwirt-
schaft ableiten, indem das erwünschte Ergebnis 
wirtschaftlicher Aktivität in Beziehung zu den 
verschiedenen Stoffstromparametern gesetzt 
wird. Wenngleich das Brutto-Inlands-Produkt 
(BIP) auch nicht als Wohlstandsindikator ge-
eignet ist, so zeigt es doch den Umfang der 
wirtschaftlichen Aktivitäten an. 

Direkte Material Produktivität – weist das 
Verhältnis von BIP zu DMI aus. Die Direkte 
Material Produktivität bringt zum Ausdruck, 
wie viel Wertschöpfung aus einer Tonne DMI 
erwirtschaftet wird. Ihre Entwicklung über die 
Zeit gibt Hinweise darauf, inwieweit eine Ab-
kopplung von erzielter Wertschöpfung und 
direktem Materialaufwand stattfindet. 
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Einige wichtige empirische Ergebnisse – 
Der Stoffhaushalt der EU 

Im folgenden Abschnitt wird der Stoffhaushalt 
der Europäischen Union charakterisiert. Die 
Ergebnisse beruhen weitgehend auf empiri-
schen Studien, die das Wuppertal Institut für 
das Statistische Amt der Europäischen Ge-
meinschaften (Eurostat) und die Europäische 
Umweltagentur (EEA) erstellt hat (Bringezu, 
Schütz 2001a, 2001b, 2001c). Alle im Folgen-
den angeführten Angaben in Tonnen beziehen 
sich im jeweils angegebenen Zeitraum auf die 
Periode von einem Jahr. 

Seit 1980 schwankt der Globale Material-
aufwand (GMA) der EU Wirtschaft um 51 bis 
52 Tonnen pro Einwohner (Abb. 3). 

Dieser mehr oder weniger konstante Res-
sourcenverbrauch bedeutet eine relative Ab-
kopplung vom Wirtschaftswachstum. Entspre-
chend ist die Ressourcenproduktivität der EU – 
gemessen als Verhältnis reales Bruttoinlands-
produkt (BIP) zum GMA – zwischen 1980 und 
1997 kontinuierlich angestiegen. Diese Produk-
tivitätssteigerung war jedoch zu gering, um ei-
nen absoluten Rückgang des Globalen Material-
aufwandes zu bewirken. Um eine absolute Ab-
kopplung von Ressourcenverbrauch und Wirt-
schaftswachstum zu ermöglichen, müssten die 
Wachstumsraten der Ressourcenproduktivität 
rascher ansteigen als die des BIP. Dies bedeutet, 
dass einerseits der Markt sich bereits in Rich-
tung einer erhöhten Ressourcenproduktivität 
entwickelt. Andererseits hat der technologische 

Tab. 1: Allgemeines Bilanzierungsschema einer wirtschaftsraumbezogenen Stoffstrombilanz und abgelei-
tete Indikatoren 

INPUTS (origin) OUTPUTS (destination) 

Domestic extraction (used) Emissions and wastes 

Fossil fuels (coal, oil…) Waste landfilled 

Minerals (ores, gravel…) Emissions to air 

Biomass (timber, cereals…) Emissions to water 

 Dissipative use of products and dissipative losses 

 Dissipative use of products 

Imports Dissipative losses  

DMI – direct material inputs DPO – domestic processed output to nature 

Unused domestic extraction  Disposal of unused materials domestically extracted 

......from mining/quarrying ......from mining/quarrying 

biomass from harvest biomass from harvest 

soil excavation and dredging soil excavation and dredging 

TMI – total material input TDO – total domestic output to nature 

 Exports 

 TMO – total material output 

Indirect flows associated with imports Net Additions to Stock 

TMR – total material requirements Infrastructures and buildings 

 Other (machinery, durable goods, etc.) 

 Indirect flows associated with exports 

Hinweis: ohne Luft und Wasser (soweit nicht in anderen Stoffen enthalten) 
Quelle: Eurostat 2001 
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Wandel in Richtung ressourceneffizienter Tech-
nologien bislang nicht zu einer absoluten Res-
sourcenentlastung der Umwelt geführt. 

Abb. 3: Abkopplung von Globalem Material-
aufwand (GMA) und Wirtschafts-
wachstum (BIP) in der Europäischen 
Union 
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Quelle: Bringezu, Schütz 2001c 

Der Globale Materialaufwand der Europäischen 
Union wird in seiner stofflichen Zusammenset-
zung von nicht-erneuerbaren Ressourcen domi-
niert. Der Anteil der nicht-erneuerbaren Res-
sourcen lag in den beiden vergangenen Jahr-
zehnten praktisch konstant bei rund 88 % – ei-
nem sicherlich nicht-nachhaltigem Niveau. Fos-
sile Energieträger bilden mit rund 15 Tonnen/ 
Kopf eine maßgebliche Komponente des GMA. 
Rund die Hälfte davon sind nicht-verwertete 
inländische Entnahmen (z. B. Abraum aus dem 
Bergbau). Industrielle und Baumineralien sind 
mit rund 12 Tonnen/Kopf eine weitere wichtige 
Stoffkategorie. Metalle bilden mit rund 10 Ton-
nen/Kopf die dritte wichtige Stoffgruppe inner-
halb des GMA. 

Der Anteil der inländischen und ausländi-
schen „ökologischen Rucksäcke“ am gesamten 
Materialaufwand der Europäischen Union ist 
leicht gesunken. Dies deutet eine leicht effi-
zientere Bereitstellung von primären Ressour-
cen an. Der Anteil der ausländischen Ressour-
cen – Einfuhren plus ihrer „ökologischen 
Rucksäcke“ – ist allerdings seit den späten 
1980er Jahren von rund 30 % auf 39 % ange-
stiegen (Abb. 4). Dies impliziert eine Zunahme 
der von der EU Wirtschaft ausgehenden poten-
ziellen Umweltbelastungen im Ausland. Dabei 
handelt es sich um einen eindeutigen Verlage-
rungseffekt, denn die innereuropäischen Res-
sourcenentnahmen – mit denen wiederum Ex-

porte ermöglicht werden – sind im gleichen 
Zeitraum gesunken. 

Abb. 4: Stoffliche Zusammensetzung des Glo-
balen Materialaufwands (GMA) der 
Europäischen Union 
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Quelle: Bringezu, Schütz 2001c 

Als besorgniserregend kann das physische 
Wachstum der EU Wirtschaft bezeichnet wer-
den. Der Netto-Bestands-Zuwachs NBZ (Ge-
bäude, Infrastrukturen, langlebige Güter etc.) 
betrug während der 1990er Jahre jährlich rund 
10 Tonnen/Kopf (Bringezu, Schütz 2001c). 
Diese akkumulierenden Stofflager konstituieren 
latente zukünftige Abfallströme. Außerdem ist 
dieses physische Wachstum auch eng mit der 
Problematik der zunehmenden Siedlungs- und 
Verkehrsflächenzunahme verknüpft. 

Aspekte eines nachhaltigen Ressourcen-
managements 

Politischer Hintergrund 

Das nachhaltige Management von natürlichen 
Ressourcen gewinnt in jüngster Zeit an umwelt-
politischer Bedeutung. Die Strategie für eine 
nachhaltige Entwicklung der Europäischen Uni-
on formuliert als ein grundlegendes Ziel die 
Abkopplung von Wirtschaftswachstum und 
Ressourcennutzung (Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften 2001b). Im aktuellen 
sechsten Umweltaktionsprogramm der Europäi-
schen Union (Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 2001a) wird für den Schwer-
punktbereich „Nachhaltige Nutzung natürlicher 
Ressourcen und Abfallwirtschaft“ eine Situation 
angestrebt, in der die Tragfähigkeit der Umwelt 
durch den Verbrauch von erneuerbaren und 
nicht-erneuerbaren Ressourcen nicht überstiegen 
wird. Ein weiteres formuliertes Ziel ist auch hier 
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die Abkopplung von Wirtschaftswachstum und 
Ressourcenverbrauch durch eine deutlich ratio-
nellere Ressourcennutzung, eine Dematerialisie-
rung der Wirtschaft und eine effektive Abfall-
vermeidung. Die Europäische Kommission wird 
im Laufe des Jahres eine thematische Strategie 
zum Thema „Nachhaltige Nutzung der Ressour-
cen“ erarbeiten, welche die eher generellen Aus-
sagen des 6. Umweltaktionsprogramms näher 
konkretisieren soll. Die Kommission ist der 
Ansicht, dass ehrgeizige Umweltziele der Wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Industrie 
zugute kommen werden. 

Unter der Überschrift „Generationenge-
rechtigkeit“ zählt der Entwurf einer Nachhal-
tigkeitsstrategie für Deutschland den sparsa-
men Umgang mit den natürlichen Ressourcen 
zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben. Ziel ist 
die Erhöhung der Energie- und Ressourceneffi-
zienz – die Vision einer Effizienzsteigerung um 
den „Faktor 4“ oder gar den „Faktor 10“ macht 
danach die Richtung deutlich (Bundesregierung 
Deutschland 2001). Entsprechend zählt die 
Ressourcenintensität zu den 21 Schlüsselindi-
katoren für eine nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland. Der reziproke Indikator – die 
Ressourcenproduktivität – zählt zu den 6 Leit-
indikatoren, die das so genannte „Umwelt-
Barometer-Deutschland“ bilden (http://www. 
umweltbundesamt.de/dux/). 

Bedingungen einer nachhaltigen physischen 
Wirtschaft 

Eine Politik des nachhaltigen Ressourcenma-
nagements sollte sich an Kriterien für einen 
nachhaltigen Stoffhaushalt orientieren. Nach 
den bisherigen – zu einem großen Teil aus den 
oben vorgestellten Studien abgeleiteten – empi-
rischen Erkenntnissen sowie aus einer 
(öko)systemanalytischen Perspektive können 
die folgenden Bedingungen einer nachhaltigen 
physischen Wirtschaft zusammenfassend for-
muliert werden (Bringezu 2002): 

- Anpassung der menschlich verursachten 
Stoffströme an die natürlichen Tragekapazi-
täten: Die Entnahme von natürlichen Res-
sourcen aus der Umwelt und die Abgabe 
von Emissionen in die Umwelt kann nur so 
lange aufrecht erhalten bleiben, wie das Vo-
lumen und die Zusammensetzung dieses 
Stoffwechsels nicht die räumlichen und 

zeitlichen Tragekapazitäten des natürlichen 
Umweltsystems beeinträchtigen. Dies be-
zieht sich sowohl auf die lokale, regionale 
und globale Verfügbarkeit von Ressourcen 
wie auch auf die Kapazitäten des natürli-
chen Umweltsystems, Emissionen und Ab-
fälle aufzunehmen. Im Hinblick auf die 
physischen Austauschbeziehungen zwi-
schen Regionen impliziert diese Bedingung, 
dass die stofflichen Zu- und Abflüsse in 
qualitativer wie quantitativer Form ausge-
glichen sein sollten. Der gegenwärtige 
Stoffwechsel der EU-Wirtschaft ist hiervon 
aufgrund des Ausmaßes nicht-erneuerbaren 
Ressourcenaufwandes noch weit entfernt. 

- Einschränkung des physischen Wachstums 
der Volkswirtschaften: Mittel- bis langfris-
tig muss das physische Wachstum industria-
lisierter Volkswirtschaften in ein Fließ-
gleichgewicht von Ressourcenentnahmen 
und Reststoffabgaben übergehen – und zwar 
auf einem Niveau, welches eine langfristige 
Koexistenz von Mensch und Natur garan-
tiert. Die gegenwärtige Expansion der 
Technosphäre – überwiegend in Form von 
zusätzlichen Gebäuden und Infrastrukturen 
– kann nicht unendlich fortgesetzt werden. 
Letztere Bedingung ergibt sich auch insbe-
sondere im Hinblick auf die begrenzten 
Landflächen, die zur Reproduktion von 
Biomasse in der Land- und Forstwirtschaft 
benötigt werden. Der physische Kapitalbe-
stand der Volkswirtschaften muss langfris-
tig auf ein Niveau begrenzt werden, welches 
die lebenserhaltenden Funktionen der Natur 
nachhaltig ermöglicht. Dieses nachhaltige 
Niveau ist bislang noch unbekannt. Jedoch 
zeigt das gegenwärtige physische Wachs-
tum bereits an, dass wir von einem Fliess-
gleichgewicht zwischen Materialinputs und 
Materialoutputs weit entfernt sind. 

- Intra-generationelle Gerechtigkeit: Eine Re-
gion (Wirtschaftsraum) sollte durch seine ei-
gene Entwicklung nicht die Entwicklungs-
möglichkeiten anderer Regionen einschrän-
ken. Dies gilt nicht nur für Regionen, son-
dern auch für Individuen. Daher sollten die 
Umweltbeeinträchtigungen pro Kopf nicht 
ungleich verteilt sein. Dies gilt sowohl für 
die Nutzung natürlicher Ressourcen wie 
auch für die Abgabe von Emissionen und 
Abfällen an die Umwelt. Gegenwärtig je-
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doch besteht ein nachweisbarer Trend in der 
Verlagerung von Ressourcenextraktionen 
und ihren Umweltbelastungen in außereuro-
päische Regionen. 

- Inter-generationelle Gerechtigkeit: Die 
Möglichkeiten zukünftiger Generationen 
sollten nicht durch die gegenwärtige Struk-
tur und das Volumen des gesellschaftlichen 
Stoffwechsels beeinträchtigt werden. Sicher-
lich bedeutet diese Bedingung die größte 
Herausforderung. Sie impliziert die Heran-
führung der gegenwärtigen Ausprägung des 
gesellschaftlichen Stoffwechsels hin zu ei-
nem dynamischen und kontinuierlichen 
Fließgleichgewichtssystem zwischen Um-
welt und Gesellschaft. „Dynamisch“ bezieht 
sich dabei auf den Flusscharakter (keine sta-
tische Situation), die stoffliche Zusammen-
setzung (die sich im Zeitverlauf ändern 
wird) und den (erforderlichen) technologi-
schen Wandel. „Kontinuierlich“ wird in die-
sem Sinne verstanden als die Notwendig-
keit, stoffliche Versorgungs- und Entsor-
gungssysteme zu etablieren, die langfristig 
aufrechterhaltbar sind. 

Ausblick 

Stoffbezogene Umweltpolitik in den 1970er 
und 1980er Jahren betonte substanz-spezifische 
Probleme und verfolgte somit eine „De-
Toxifizierung“ des gesellschaftlichen Stoff-
wechsels. Ab den 1990er Jahren entwickelte 
sich die dazu komplementäre Strategie der 
„Dematerialisierung“. Hierzu wurden entspre-
chende Methoden entwickelt, wie die wirt-
schaftsraumbezogene Stoffflussanalyse und 
davon abgeleitete Indikatoren. In Zukunft wird 
es nicht nur darum gehen, schädliche Stoffflüs-
se zu eliminieren und die Volumina menschlich 
verursachter Stoffströme durch immer effizien-
tere Prozesse zu reduzieren. Es wird auch dar-
um gehen, welche Stoffflüsse langfristig und in 
einer an nachhaltigen Kriterien orientierten Art 
und Weise aufrechterhalten werden können und 
sollen. Die Frage ist, auf welches Niveau und 
welche Zusammensetzung sich ein zukünftiger 
postindustrieller Stoffwechsel einpegeln muss. 
Erste Umrisse hierfür haben wir skizziert (siehe 
auch Bringezu 2002). Aber es sind noch viele 
Fragen zu beantworten, um zu klären, welches 
Volumen, welche Struktur und Zusammenset-

zung ein nachhaltiger gesellschaftlicher Stoff-
wechsel langfristig aufweisen kann bzw. soll. 
Hierfür gilt es, das Wissen aus sehr verschie-
denen Disziplinen zusammenzuführen. Die für 
die Zukunft fundamentale Frage, wie die phy-
sische Basis unserer Gesellschaft nachhaltig 
gesichert werden kann, wird daher auch nur in 
Zusammenarbeit verschiedener Forschungsin-
stitutionen zu beantworten sein. 

Anmerkungen 

1) Engl.: industrial metabolism oder societal 
metabolism 

2) Der Begriff „Stoff“ (engl. „material“) umfasst 
hier die Begriffe „Material“ (engl. „bulk-
material“) und „Substanz“ (engl. „substance“) 

3) Statistisches Bundesamt: Fachserie 19, Umwelt, 
Reihe 4, Umweltökonomische Gesamtrechnun-
gen – Basisdaten und ausgewählte Ergebnisse 
2000, Stuttgart 2001. 
Statistisches Bundesamt: Fachserie 19, Umwelt, 
Reihe 5, Umweltökonomische Gesamtrechnun-
gen – Material- und Energieflussrechnungen 
1999, Stuttgart 2000. 
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Ein Beitrag zur Bewertung des 
Stoffhaushaltes von Metallen 

von Dipl. Ing. Dr. Helmut Rechberger, Eidge-
nössische Technische Hochschule Zürich 

Schwermetalle stellen einen wesentlichen 
Bestandteil des Güter- und Stoffumsatzes 
entwickelter Volkswirtschaften dar. Dabei 
werden sie einerseits in Veredelungspro-
zessen konzentriert, andererseits in Kon-
sumprozessen verdünnt und emittiert. Es 
wird eine Methode vorgestellt, die es er-
laubt, diese Vorgänge zu quantifizieren. Die 
neue Messgröße kann als ein Bewertungs-
indikator auf dem Weg zu einer nachhaltige-
ren Metallbewirtschaftung herangezogen 
werden. 

Einleitung 

Moderne Volkswirtschaften setzen steigende 
Mengen an materiellen Gütern pro Zeiteinheit 
um. Dieser Anstieg ist durch Statistiken gut 
dokumentiert und zeigt für die meisten Güter 
eine ähnliche Verbrauchsentwicklung, nämlich, 
dass ca. 80-90% des Gesamtverbrauches in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts stattgefun-
den haben und der Trend ein weiter steigender 
ist. Metalle gehören dabei massemäßig nicht zu 
den dominierenden Gütern. Sie stellen einen 
Anteil < 10 % an den konsumierten anorgani-
schen Gütern dar (Baccini und Bader 1996). Sie 
sind jedoch auf Grund ihrer chemisch-
physikalischen Eigenschaften wichtig für die 
Produktion von Gütern und in der Regel rele-
vant für den Umweltschutz. Das bedeutet, Me-
talle sind wesentliche Ressourcen und potenziel-
le Schadstoffe und bedürfen daher einer kontrol-
lierten Bewirtschaftung und Steuerung innerhalb 
der Volkswirtschaft. Eine Grundlage dazu leis-
ten Stoffbilanzen1, die den Weg eines Metalls 
vom ursprünglichen Erz über die Verarbeitung, 
Nutzung, Wiedergewinnung (Recycling) und 
kontrollierten Entsorgung in Deponien bis hin 
zur diffusen Emission und Ablagerung in der 
Umwelt zeichnen. Sobald diese Zusammenhän-
ge bekannt und geeignete legistische, ökonomi-
sche oder technische Stellgrößen identifiziert 
sind, kann der Stoffhaushalt des Systems (hier 
der Volkswirtschaft) verbessert werden. Hierbei 
spricht man meist davon, das System nachhalti-
ger zu gestalten. Nachhaltigkeit als Paradigma, 
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Konzept oder Zielvorstellung ist dabei tech-
nisch-physikalisch nicht einfach und eindeutig 
zu beschreiben. Um entscheiden zu können, ob 
eine bestimmte Maßnahme ein System nachhal-
tiger macht, bedient man sich häufig so genann-
ter Indikatoren, die im besten Fall einige Aspek-
te des Nachhaltigkeitskonzeptes berücksichtigen 
und in einer für Vergleichszwecke geeigneten 
Maßzahl resultieren. In diesem Beitrag wird 
eine derartige Maßzahl dargestellt, welche auf 
der Statistischen Entropie aufbaut und direkt auf 
Stoffbilanzen angewandt wird. Sie quantifiziert 
jedoch lediglich die Qualität der Steuerung des 
jeweils untersuchten Stoffes im betrachteten 
System. Inwieweit Maßnahmen zur optimierten 
Steuerung dieses Stoffes Auswirkungen auf den 
Stoffhaushalt anderer Stoffe haben, muss durch 
eine geeignete Auswahl anderer relevanter Stof-
fe für das untersuchte System geklärt werden. 
Ökonomische, toxikologische und energetische 
Aspekte müssen durch andere Indikatoren abge-
deckt werden. Die im Weiteren abgeleiteten 
Aussagen bzgl. der Optimierung oder Lenkung 
eines Systems in Richtung Nachhaltigkeit be-
ziehen sich immer nur ausschließlich auf den 
Stoffhaushalt des untersuchten Stoffes und müs-
sen nicht für andere Indikatoren gelten. 

Beispiel Kupferhaushalt Europa 

In Abbildung 1 ist der Kupferhaushalt für Euro-
pa im Jahr 1994 dargestellt (Spatari et al. 2002). 
Der Weg des Kupfers in das System Volkswirt-
schaft beginnt als Erz (Kupfergehalt: 0,5-1 % 
Cu). Dieses wird in Erzbrechern zerkleinert und 
in Kugelmühlen gemahlen. Die Erzanreicherung 

zu Kupferkonzentrat erfolgt in Flotationsanla-
gen. Es entsteht ein Abfall, die so genannte 
Gangart (0,1 % Cu), bestehend aus den Ge-
steinskörnchen, welche in der Flotation auf den 
Boden sinken. Oxidische Kupfererze, die we-
sentlich seltener auftreten, werden nassmetallur-
gisch durch Laugung in Schwefelsäure und an-
schließender Extraktion und Elektrolyse des 
Kupfers behandelt. In der gezeigten Darstellung 
wird angenommen, dass alles Kupfererz sulfidi-
scher Herkunft ist. Kupferkonzentrat mit einem 
Gehalt von ca. 20-30 % wird in Hütten schmelz-
metallurgisch zu so genanntem Blisterkupfer 
(96-99 % Cu) verarbeitet, dabei entsteht Schla-
cke (0,7 % Cu). In einem letzten Verfahrens-
schritt, durch Feuer-Raffination und Raffinati-
onselektrolyse, wird Kupferkathode (> 99,9 % 
Cu) hergestellt. Dieses reine Kupfer wird zu 
Halbzeugen wie Drahtbarren, Stangen und 
Walzplatten gegossen, die zu Gebrauchsgütern 
weiterverarbeitet werden. Diese kann man z. B. 
trennen in Güter, in welchen Kupfer in reiner 
Form (1-50 % Cu) und Güter, in denen Kupfer 
als Legierung vorkommt (1-40 % Cu). Produk-
tionsabfälle (80-99 % Cu) werden entweder 
sofort wieder eingeschmolzen und wieder verar-
beitet oder gehen zurück in die Hütte. Die Auf-
enthaltszeit der Güter im Prozess Konsum be-
trägt zwischen einigen wenigen Jahren bis zu 
mehreren Jahrzehnten. Aus der Bilanz des Pro-
zesses ergibt sich ein Nettofluss in das Lager, 
d. h., dass mehr Kupfer in Gebäude und Infra-
struktur eingebaut als obsolet und zu Abfall 
wird. Die Abfälle (0,1-5 % Cu) gelangen in die 
Abfallwirtschaft, wo durch Sammel- und Sor-
tierprozesse ein Teil des Abfallkupfers wieder 

Abb. 1: Kupferflüsse in kt/a für Europa im Jahr 1994 nach Spatari et al. 2002* 
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* Die Zahlen in ( ) stehen für ein Europa, das seinen Cu-Bedarf selbst deckt. Dies wirkt sich unter anderem 

im erhöhten Anfall an Primärproduktionsabfällen (Gangart und Schlacke) im System aus. 
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rezykliert wird. Dieser Kupferschrott hat einen 
Gehalt zwischen 20 und 99 %. Der andere Teil 
gelangt in Deponien. Dieses sehr grobe Kupfer-
fließbild ist beschränkt auf die massenmäßig 
relevanten Kupferflüsse. Jegliche Emissionen 
von Kupfer in die Atmosphäre, Hydrosphäre 
und den Boden werden damit hier nicht abge-
schätzt. Ob sie aus ressourcenbezogener Sicht 
relevant sind, kann an dieser Stelle nicht beant-
wortet werden. 

Will man nun dieses vereinfachte Europäi-
sche Kupfersystem analysieren, so fällt zu alle-
rerst auf, dass Europa bzgl. Kupfer nicht autark 
ist. Es besteht ein Nettoimport von rund 2000 
kt/a, was in etwa der dreifachen Menge des in 
Europa abgebauten Kupfers entspricht. Das 
wiederum bedeutet, dass beträchtliche Mengen 
an Primärproduktionsabfällen außerhalb der 
Systemgrenze anfallen. Um eine objektive 
Bewertung durchzuführen, ist es daher not-
wendig, das System dahingehend zu adaptie-
ren, dass alle Produktionsprozesse innerhalb 
der Systemgrenze liegen. Ebenso werden zuvor 
exportierte Güter innerhalb des Systems ver-
braucht und Recycling-Kupfer von außerhalb 
wird nicht berücksichtigt, was sich in einer 
schlechteren Recyclingeffizienz der Europäi-
schen Abfallwirtschaft ausdrückt. Die geänder-
ten Kupferflüsse für das erweiterte System 
(autarkes Europa) sind in Abbildung 1 in 
Klammern dargestellt. 

Das Konzept der Statistischen Entropie 

Kupfer gelangt somit im System ausgehend vom 
Erz in verschiedenste Güter und weist in diesen 
unterschiedlichste Gehalte auf, die von Konzent-
rationen < 0,1 % in einzelnen Gütern und Abfäl-
len bis zu 99,99 % in Kathoden-Kupfer reichen 
können. Wir wollen hier auf die analytische und 
mathematische Herleitung und Anwendung der 
Statistischen Entropie auf Stoffbilanzen verzich-
ten. Hierzu sei auf Rechberger (1999) und 
Rechberger und Brunner (2002 a, b) verwiesen. 
Im Folgenden genügt es, sich die Entropie als 
ein Maß für die Unordnung in einem System 
vorzustellen. Das sei an einem einfachen Bei-
spiel erläutert: Wir betrachten 1 Tonne Kupfer-
erz mit einer Konzentration von 1 % Cu. Dieses 
Erz gelangt nun in einen fiktiven, jedoch tech-
nisch realisierbaren Aufbereitungsprozess, der 
50 % des Kupfers aus dem Erz extrahiert. Man 

erhält 10 kg Kupferkonzentrat (50 % Cu) und 
990 kg Abfall mit ca. 0,5 % Cu. Es ist offen-
sichtlich, dass das Kupfer nach der Behandlung 
durch den Prozess in einer geordneteren und 
konzentrierteren Form als vor der Behandlung 
vorliegt. Die maximale Ordnung wäre gegeben, 
wenn der Prozess das Erz vollständig in das 
reine Metall überführen könnte. Das Resultat 
wären 10 kg reines Kupfer und 990 kg Gestein 
(0 % Cu). Diese verschiedenen Verteilungen 
(Ordnungszustände) des Kupfers können mit 
Hilfe der Statistischen Entropie quantifiziert 
werden (vgl. Abb. 2). 

Abb. 2: Entropieänderung (1 ����������	
n-
zentrierungsprozesse* 
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* (a) Der reale Prozess konzentriert einen Teil des Kup-

fers im Erz. (b) Der theoretische Prozess extrahiert das 
Kupfer vollständig. Die Zustände 1 und 2 resp. 2´ wer-
den als „Verteilungen“ des Kupfers bezeichnet. Ein 
Prozess transformiert demnach Verteilungen. Die Brei-
ten der Pfeile stehen für den Massenfluss, die Graustu-
fen für die Kupferkonzentrationen (weiß = 0% Cu, 
schwarz = 100% Cu). 

Wendet man nun die Methode der Statistischen 
Entropie Analyse auf das in Abbildung 1 darge-
stellte Kupferfließbild an, so erhält man den in 
Abbildung 3 gezeigten Entropieverlauf (Rech-
berger und Graedel 2002). Wir verfolgen dabei 
eine bestimmte Menge an Kupfer (z. B. 1 kg) 
auf seinem Weg durch das System. Die Statisti-
sche Entropie ist dabei standardisiert und als 
Relative Statistische Entropie (RSE) eine Maß-
zahl im Intervall [0,1]. Sie wird 0, falls das 1 kg 
Kupfer in reiner Form vorliegt. Das Maximum 1 
ist so festgelegt, dass es gegeben ist, wenn das 
1 kg Kupfer mit anderen Materialien derart 
vermischt ist, dass die Mischung den Kupferge-
halt der durchschnittlichen Erdkruste aufweist. 
Wir definieren diesen Zustand als jenen der 
maximalen Entropie. Das Kupfer wäre in die-
sem Fall praktisch verloren, da man dann genau-
so gut die „gewöhnliche“ Erdkruste zur Kupfer-
gewinnung bearbeiten könnte. 
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Es zeigt sich, dass Kupfererz mit 1 % Kupfer-
gehalt mit einem mittleren Wert auf dieser 
Entropieskala quantifiziert wird. Die Primär-
produktion von sehr reinem Kathoden-Kupfer 
reduziert diesen Wert beträchtlich, jedoch wird 
die RSE für die Verteilung 2 nicht gleich 0, da 
der Prozess der Primärproduktion große Men-
gen an kupferhaltigen Abfällen produziert. 
Diese „Verluste“ drücken sich im Abstand zur 
Nulllinie im Diagramm aus. Die Verarbeitung 
von Kupfer zu Halbzeugen und Gebrauchsgü-
tern stellt eine Verdünnung mit anderen Mate-
rialien dar. Einerseits wird Kupfer mit anderen 
Metallen legiert, andererseits wird reines Kup-
fer in Gütern eingesetzt (z. B. Drahtwicklung 
in Elektromotoren). Der Konsum von Ver- und 
Gebrauchsgütern kann eine weitere Verdün-
nung darstellen. So werden z. B. Kupferrohre 
und Stromkabel in Wänden verlegt. Nach eini-
gen Jahren bis Jahrzehnten gelangen dann Ab-
fälle mit relativ geringen Kupfergehalten in die 
Abfallwirtschaft (Bertram et al. 2002). Kupfer 
wird hauptsächlich rezykliert aus Bauabfällen, 
Altautos und Elektronikschrott. Dadurch wird 
die RSE am Ende des Lebenszyklus wieder 
reduziert. Das Gesamtbild zeigt, dass die RSE 
ca. 50 % des Intervalls zwischen 0 und 1 
durchläuft, der Endpunkt (Verteilung 5) jedoch 
in etwa mit dem des Anfangs (Verteilung 1) 
übereinstimmt. Das bedeutet, dass die derzeiti-
ge Art der Kupferbewirtschaftung (ohne Emis-

sionen etc. von Kupfer zu berücksichtigen) das 
Metall gesamt gesehen weder signifikant ver-
dünnt noch konzentriert. Dies gilt nicht für alle 
Metalle, wie das folgende Beispiel Zink zeigt. 

Beispiel Globaler Zinkhaushalt 

In Abbildung 4 ist eine grobe Bilanz des globa-
len Zinkhaushaltes dargestellt. Zink wird zu 
etwa 40 % als Korrosionsschutz für Stahl ein-
gesetzt. Auch die Anwendung in Chemikalien 
als Spurenelement ist im Vergleich zu Kupfer, 
für das diese dissipative Anwendung < 1 % ist 
(Graedel et al. 2002), hoch. Dies spiegelt sich 
auch in einer von Kupfer wesentlich abwei-
chenden Entropiekurve wider (vgl. Abb. 5). 
Hier sind Anfangs- und Endpunkt des Entro-
pietrends über den Lebenszyklus nicht auf der-
selben Höhe der Skala. Gesamthaft gesehen 
weist die Entropie also einen steigenden Trend 
auf. Das bedeutet, dass Zink am Ende des Le-
benszyklus in einer verdünnteren Form (höhere 
Dissipation oder Grad der Unordnung) als zu 
Beginn vorliegt. Eine derartige Metallbewirt-
schaftung ist mit Sicherheit als nicht nachhaltig 
zu bezeichnen, da sie nicht beliebig lange fort-
gesetzt werden kann. Auch das Gegenteil, näm-
lich ein fallender Trend, ist nicht Garant für 
eine nachhaltige Metallbewirtschaftung. 

Abb. 3: Verlauf der Relativen Statistischen Entropie für die Kupferverteilungen im System “Autarkes 
Europa”. Der Trend für das Gesamtsystem ist ausgeglichen 
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Nachhaltige Bewirtschaftung einer Ressource 
ist nur gegeben, wenn die damit verbundenen 
anderen Stoff- und Energieflüsse selbst nach-
haltig und auch ökonomisch und sozial verträg-
lich sind. Darüber hinaus stellt sich die Frage, 
ob nicht erneuerbare Ressourcen wie Kupfer 
und Zink überhaupt nachhaltig bewirtschaftet 
werden können, da es aus naturgesetzlichen 
Gründen bei endlichem Energieeinsatz keine 
vollständig geschlossenen Kreisläufe gibt und 
immer ein Teil des Stoffdurchsatzes zu Abfall 

wird. Diese Einwände gehen jedoch über den 
Rahmen dieses Beitrags hinaus. Mit Sicherheit 
kann man sagen, dass für nicht erneuerbare 
Ressourcen eine notwendige Bedingung für 
eine Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit 
durch fallende Entropietrends gegeben ist. Der-
artige Trends werden erreicht, indem so ge-
nannte dissipative Anwendungen und Verluste 
minimiert werden und effizientes Recycling 
betrieben wird. Das bedeutet, dass punktförmi-
ge (z. B. Emissionen aus dem Kamin einer 

Abb. 4: Globale Zinkflüsse in Mt/a für 1996 
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* Zusammenstellung auf Basis von Daten aus IZA 2000, Landner & Lindeström 1998, Gorter 1990 und 

eigenen Abschätzungen zum Zinkgehalt der wesentlichen Abfallkategorien. 

Abb. 5: Verlauf der Relativen Statistischen Entropie für die Zinkverteilungen im System “Globaler 
Zinkhaushalt”* 
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* Der steigende Trend für das Gesamtsystem bedeutet eine nicht nachhaltige Bewirtschaftung von Zink. 
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Kupferhütte) und flächenhafte (z. B. Abrieb 
von Autoreifen und Bremsklötzen) Emissionen 
gering sein müssen und der Einsatz von Metal-
len als Additiv und Begleitstoff in geringen 
Konzentrationen in der Regel zu vermeiden 
bzw. die Notwendigkeit eines solchen Einsat-
zes im Einzelfall zu hinterfragen ist. 

Eine Vorstellung, inwieweit Emissionen 
den Entropietrend beeinflussen können, zeigen 
die Abbildungen 4 und 5. Im System „Globaler 
Zinkhaushalt“ wird angenommen, dass 40 % des 
als Korrosionsschutz eingesetzten Zinks über 
die Lebensdauer des verzinkten Produktes in die 
Umwelt gelangen. Die dadurch hervorgerufene 
Änderung im Entropietrend ist in Abbildung 5 
dargestellt. Das Resultat ist eine weitere Ver-
schiebung in Richtung einer nicht nachhaltigen 
Entwicklung. Dieses Beispiel gibt einen ersten 
Eindruck über die Relevanz von Emissionen. 
Diese treten im Prinzip entlang des gesamten 
Lebenszyklus auf, sind jedoch teils nur sehr 
vage bzw. gar nicht abzuschätzen. Dazu gehören 
direkte Emissionen aus der Primär- und Güter-
produktion, langfristige Emissionen aus den 
abgelagerten Primärproduktionsabfällen und 
jene Emissionen, die aus dem Konsum, 
Gebrauch und der Entsorgung von Gütern her-
rühren. Aufgrund der unterschiedlichen Anwen-
dungen und Einsatzbereiche kann man davon 
ausgehen, dass diese Stoffflüsse für Zink eine 
größere Bedeutung als für Kupfer haben. 

Der Beitrag der Abfallwirtschaft 

Die dargestellten Entropietrends machen klar, 
dass der Abfallwirtschaft am hinteren Ende des 
Systems eine bedeutende Rolle zukommt. In-
dem für den jeweiligen Abfall maßgeschneider-
te konzentrierende Prozesse eingesetzt werden, 
kann der Endpunkt des Entropietrends, in den 
dargestellten Beispielen die Verteilung 5, zu 
kleineren RSE-Werten verschoben und ge-
samthaft der Metallhaushalt optimaler gestaltet 
werden. Zu den konzentrierenden Abfallwirt-
schaftsprozessen gehören etwa nach stofflichen 
Kriterien ausgerichtete Sammel- und Sortier-
prozesse, selektiver Rückbau von Gebäuden 
und Infrastruktur und Müllverbrennungsanla-
gen nach dem Stand der Technik. Letztere er-
reichen für Siedlungsabfälle eine Reduzierung 
der RSE für einzelne Metalle von bis zu 50 % 
(Rechberger 1999). Höhere Werte sind tech-

nisch möglich, jedoch besteht kaum Nachfrage 
für solche weiterentwickelten Verfahren, da sie 
als zu teuer in den Investitions- und Behand-
lungskosten gelten und technisch als zu wenig 
erprobt eingestuft werden. Prinzipiell muss 
jedoch festgehalten werden, dass die Aufkon-
zentrierung von Stoffen technisch schwierig, 
aufwändig und daher teuer ist. Verdünnen (Mi-
schen) von Stoffen ist dagegen verfahrenstech-
nisch die einfachere Aufgabe und daher öko-
nomisch in der Regel wesentlich günstiger zu 
erreichen. Billige Verdünnungsverfahren kön-
nen jedoch keinen Beitrag zur geforderten kon-
zentrierenden Wirkung der Abfallwirtschaft 
leisten. Aus diesem Grund ist die Steuerung 
relevanter Metallflüsse in abfallwirtschaftliche 
Verdünnungsprozesse möglichst zu vermeiden. 
Diese Forderung sollte bspw. beim Erstellen 
von Auflistungen geeigneter Abfälle (so ge-
nannter Positivlisten) für industrielle Verbren-
nungsprozesse berücksichtigt werden. Je mehr 
ein Verfahren in der Lage ist, nicht erneuerbare 
Ressourcen zu konzentrieren, desto größer 
sollte der ihm zugeteilte Stofffluss sein. Derzeit 
wird das Konzentrierungspotenzial von Abfall-
behandlungsanlagen noch nicht in der abfall-
wirtschaftlichen Planung eingesetzt. 

Ein zweiter Grund für die steigende Be-
deutung der Abfallwirtschaft kann aus den 
Abbildungen 1 und 4 gefolgert werden. Der 
Prozess „Konsum“ befindet sich nicht im 
Fließgleichgewicht, der Input ist größer als der 
Output. Der daraus resultierende Lageraufbau 
in Form von Gebäuden, Infrastruktur und lang-
lebigen Gütern fand in den vergangenen fünf 
bis zehn Jahrzehnten statt. Die durchschnittli-
che Aufenthaltszeit der Güter im Lager beträgt 
einige Jahrzehnte. Das bedeutet, dass zukünftig 
mit einem erhöhten Output an Gütern aus dem 
Lager im Prozess Konsum und damit einem 
Anstieg an potenziellen Abfällen zu rechnen 
ist. Vereinfacht ausgedrückt: Das Lager von 
heute stellt die Abfälle und/oder Ressourcen 
von morgen dar. Durch die zeitliche Pufferwir-
kung sollte es möglich sein, die Abfallwirt-
schaft den zu erwartenden steigenden Abfall-
mengen kontinuierlich anzupassen und die 
geeigneten Konzentrierungsstrategien für we-
sentliche Ressourcen zu entwickeln. Erste Ab-
schätzungen zeigen, dass mit heute bereits ver-
fügbaren Methoden und Techniken die zukünf-
tig anzustrebenden fallenden Gesamttrends der 
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Messgrösse „Relative Statistische Entropie“ zu 
erreichen sind. Eine Voraussetzung dafür ist 
jedoch auch eine bessere Kenntnis über die 
stoffliche Zusammensetzung des Lagers in 
absoluter, räumlicher und kategorialer Hin-
sicht. Dies stellt einen zentralen Forschungs-
schwerpunkt der Gruppe „Stoffhaushalt und 
Entsorgungstechnik“ an der ETH Zürich dar. 

Anmerkung 

1) Im Folgenden wird der Begriff „Stoff“ gemäß 
seiner Definition in der Chemie (z. B. Atkins & 
Beran 1990) und im Sinne der Methode der 
Stoffflussanalyse nach Baccini & Brunner 1991 
verwendet: Ein Stoff besteht aus gleichartigen 
Atomen (Element: Cd, C) oder Molekülen (Ver-
bindung: CdCl2, CO2). 
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Bewertung abfallwirtschaftli-
cher Maßnahmen anhand von 
Stoffflussanalysen 

Michael Eder, Gernot Döberl, Renate Huber, 
Paul H. Brunner, Institut für Wassergüte 
und Abfallwirtschaft, Technische Universi-
tät Wien 

In der Studie BEWEND „Bewertung abfall-
wirtschaftlicher Maßnahmen mit dem Ziel der 
nachsorgefreien Deponie“ wurden ausge-
wählte abfallwirtschaftliche Maßnahmenfälle 
im Hinblick auf die Ziele der Abfallwirtschaft 
bewertet. Dazu wurde eine neue, auf Stoff-
flussanalysen und ökonomischen Bewer-
tungsverfahren basierende Methode entwi-
ckelt. Besonderes Augenmerk wurde auf die 
langfristigen Auswirkungen unterschiedli-
cher Behandlungsoptionen gelegt. Die ver-
schiedenen Maßnahmenfälle wurden anhand 
von Güter- und Stoffflussanalysen abgebil-
det. Mit Hilfe einer Kosten-Nutzen-Analyse 
sowie einer modifizierten Kosten-Wirksam-
keits-Analyse wurden die kurz-, mittel- und 
langfristigen Stoffflüsse bewertet. Die Er-
gebnisse beider Bewertungsmethoden zei-
gen die langfristige Vorteilhaftigkeit thermi-
scher Verfahren gegenüber der Deponierung 
unbehandelter wie auch mechanisch-
biologisch vorbehandelter Abfälle. 

1 Einleitung 

Im österreichischen Abfallwirtschaftsgesetz 
(AWG 1990) ist als wesentliches Ziel festge-
schrieben, dass „nur solche Stoffe als Abfälle 
zurückbleiben, deren Ablagerung kein Gefähr-
dungspotenzial für nachfolgende Generationen 
darstellt (Vorsorgeprinzip)“. Dieses Prinzip 
bedingt, dass unsere heutigen Deponien durch 
so genannte Endlager ersetzt werden müssen. 
Das Hauptziel des Endlagerkonzepts ist die 
„nachsorgefreie Deponie“, die nach Abschluss 
der Ablagerung nicht mehr betreut werden 
muss. Das Endlagerkonzept beruht auf drei 
Schranken zwischen der Deponie und der Um-
welt: künstlichen Abdichtungsmaßnahmen, 
einer geologischen Barriere und, als wichtigster 
Barriere, dem Deponiematerial selbst. Lang-
fristig kann die Deponie nicht von der Atmo-
sphäre und vom Wasserpfad abgeschlossen 
werden, daher ist das Hauptaugenmerk auf die 

Immobilisierung des Abfalls zu legen. In Zu-
kunft sollen nur noch Abfälle mit „Endlager-
qualität“ abgelagert werden, das sind Abfälle, 
die auch über lange Zeiträume nur umweltver-
trägliche, die natürlichen Stoffflüsse nicht we-
sentlich verändernden Emissionen abgeben. 

Die Erfüllung des Vorsorgeprinzips be-
dingt die Optimierung der Zuordnung von Stof-
fen zu geeigneten letzten Senken. Das Neue an 
der hier beschriebenen Arbeit ist, dass Stoff-
flüsse über zum Teil sehr lange Zeiträume bis 
zur letzten Senke betrachtet werden. 

2 Systemdefinition 

Der gegenständlichen Arbeit liegt eine syste-
mische Betrachtung der Abfallwirtschaft Öster-
reichs anhand der Methode der Stoffflussanalyse 
(Baccini, Brunner 1991) zugrunde. Elemente 
des Systems (Abb. 1) sind Prozesse, Güter- und 
Stoffflüsse und -lager. Jeder Prozess wird bilan-
ziert. Er entspricht einer konkreten Anlage oder 
auch einer Summe aus verschiedenen Anlagen-
typen. Innerhalb des Systems werden für Ab-
fälle aus Haushalten und ähnlichen Einrichtun-
gen sowie für kommunalen Klärschlamm sämt-
liche Güter-, Energie- und Geldflüsse sowie 
ausgewählte Emissionen abgebildet. Folgende 
acht ausgewählten Stoffe und deren für die 
modellierten Prozesse wesentlichen Verbin-
dungen werden analysiert: Kohlenstoff, Stick-
stoff, Schwefel, Chlor, Quecksilber, Cadmium, 
Blei und Zink. In einem zeitlich und räumlich 
exakt abgegrenzten System werden alle auftre-
tenden Import-, Export-, Input- und Output-
flüsse von Gütern und Stoffen quantifiziert und 
die Prozesse innerhalb dieses Systems bilan-
ziert. Bei der Bilanzierung wird das Massener-
haltungsgesetz berücksichtigt. 

Die abfallwirtschaftlichen Prozesse sind 
zu den Subsystemen Sammlung, Sortierung, 
Verwertung, Behandlung sowie dem Subsys-
tem Deponierung zusammengefasst. 

Ausgangspunkt der Modellierung ist ein 
bereits früher erarbeitetes Berechnungsmodell 
(GUA, IFIP 1998). Dieses Modell kann für den 
Bereich der Systemabfälle alle relevanten ab-
fallwirtschaftlichen Prozesse bis zur Übernah-
me auf Deponien abbilden (Sammlung, Sortie-
rung, Verwertung, Behandlung und Ermittlung 
der zu deponierenden Mengen). Für die hier 
beschriebene Arbeit wurde es in mehreren 
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Punkten erheblich erweitert und ausgebaut. Vor 
allem die Beschreibung des Deponieverhaltens 
über lange Zeiträume und die detailliertere 
Modellierung von thermischen und mecha-
nisch-biologischen Verfahren ist hier hervor-
zuheben. Als Systemimporte werden Abfälle 
aus Haushalten und ähnlichen Einrichtungen 
sowie kommunaler Klärschlamm betrachtet. 
Als Systemexporte treten Emissionen aus allen 
betrachteten Prozessen und Sekundärprodukte 
auf. Die Deponiekörper verbleiben im System. 
Sie werden als „Lager“ betrachtet, in denen 
Stoffe zuerst akkumuliert und im Laufe der 
Zeit in veränderter Form als Emissionen wieder 
an die Umwelt abgegeben werden. 

Für jeden Prozess wird eine vollständige 
Energiebilanz durchgeführt, deren Ergebnis als 
Aufwand und Gewinn ausgewiesen wird. Ana-
log zur Vorgangsweise bei den Emissionen 
wird auch hier die Substitution von Energieträ-
gern berücksichtigt. 

3 Betrachtete Maßnahmenfälle 

Für die Prozesse vor der Deponierung werden 
die in der Tabelle 1 angeführten Maßnahmen-
fälle festgelegt, die bedingt durch einen jeweils 
unterschiedlichen Behandlungsaufwand eine 
bestimmte ökologische Qualität des abzula-
gernden Materials gewährleisten. Den System-
import für alle zur Diskussion stehenden Maß-

nahmenfälle bilden identische Abfallmengen 
und -zusammensetzungen. Um die Unterschie-
de zwischen den Maßnahmenfällen klarer ana-
lysieren zu können, wird das Subsystem Ver-
wertung im Wesentlichen konstant gehalten. 
Die Güter- und Energiebilanzen der Maßnah-
menfälle liefern als Resultat die Eingangspa-
rameter für die anschließende Deponierung. 

Tab. 1: Festlegung der Maßnahmenfälle 

Maßnahmenfall Kurzname 

Status-quo-Fortschreibung (Planungsnull-
fall) 

P0 

Keine Vorbehandlung, Direktdeponierung M1 

Rostfeuerung ohne Nachbe-
handlung der Reststoffe 

M2a 

Rostfeuerung mit Zementver-
festigung der Reststoffe 

M2b 

Maximum 
thermische 
Behand-
lung Hochtemperatur-Schmelz-

Redox-Verfahren 
M2c 

Leichtfraktion in industrielle 
Wirbelschicht 

M3a 

Leichtfraktion in Zementdreh-
rohr 

M3b 

höherkalorischer Teil der 
Schwerfraktion in MVA, 
Leichtfraktion wie M3a  

M3c 

Maximum 
mecha-
nisch-
biologische 
Behand-
lung höherkalorischer Teil der 

Schwerfraktion in MVA, 
Leichtfraktion wie M3b 

M3d 

Abb. 1: Überblick über das betrachtete System 
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Tab. 2: Prozesse der Subsysteme Sortierung, Verwertung und Behandlung 

Subsystem Prozess Anlagenkapazität 

Sortierung Papier 25.000 t/a 

Sortierung Leichtverpackungen 150.000, 300.000 m3/a 

Sortierung Metallverpackungen 150.000, 300.000 m3/a 

Sortierung Sperrmüll 150.000, 300.000 m3/a 

Sortierung Glas 150.000 t/a 

So
rt

ie
ru

ng
 

Sortierung Textilien 3.000 t/a 

Stoffliche Verwertung Papier 370.000 t/a 

Landwirtschaftliche Kompostierung 5.000, 10.000, 20.000 t/a 

Low-Tech Kompostierung 5.000, 10.000 t/a 

High-Tech Kompostierung 20.000 t/a 

Anaerobes Verfahren 15.000, 40.000 t/a 

Stoffliche Verwertung Kunststoffe 5.400 t/a 

Stoffliche Verwertung NE-Metalle 34.400 t/a 

Stoffliche Verwertung Fe-Metalle 337.500 t/a 

V
er

w
er

tu
ng

 

Verwertung Glas 56.700 t/a 

Mechanische Trennung 80.000 t/a 

Biologische Behandlung 48.000 t/a 

Wirbelschicht Klärschlamm 60 MW 

Zementdrehrohr 24.000 t/a 

Wirbelschicht 60 MW 

Rostfeuerung ohne integrierte Nachbehandlung 60.000, 150.000, 300.000 t/a 

Rostfeuerung mit Zementverfestigung 60.000, 150.000, 300.000 t/a 

B
eh

an
dl

un
g 

Hochtemperatur-Schmelz-Redox-Verfahren 67.500, 150.000, 300.000 t/a 

 

4 Subsysteme vor der Deponierung 

Vor der Deponierung wurden Prozesse in unterschiedlichen Subsystemen modelliert und bilanziert. 
Tabelle 2 zeigt die in den Subsystemen Sortierung, Verwertung und Behandlung berücksichtigten 
Prozesse. 
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5 Subsystem Deponierung 

Im Subsystem Deponierung werden die Men-
gen der abzulagernden „Reststoffe“ aus den 
vorangehenden Subsystemen übernommen und 
den in Tabelle 3 angegebenen Deponietypen 
zugeordnet. 

Zur Berechnung der Deponieemissionen über 
10.000 Jahre werden ausschließlich Monode-
ponien betrachtet, die mit dem jeweiligen Gut 
verfüllt werden. Sämtliche Modelldeponien 
werden baulich nach Deponieverordnung (De-
ponieVO 1996) ausgeführt. Die Güterflüsse der 
verschiedenen Deponietypen sind Abbildung 2 
zu entnehmen. Folgende Annahmen und Ver-
einfachungen wurden getroffen: 

•  Die mittel- und langfristig jährlich anfallen-
de Sickerwassermenge wird als Differenz 
einer durchschnittlichen jährlichen Nieder-

schlagsmenge für Österreich und einer 
durchschnittlichen jährlichen Evapotranspi-
rationsrate für rekultivierte Deponieoberflä-
chen angenommen. 

•  Die Funktionstüchtigkeit von technischen 
Einrichtungen, Oberflächen- und Basisab-
dichtungen wird mit 100 Jahren begrenzt, 

ebenso die durchlässigkeitshemmende Wir-
kung der geologischen Barriere. Die 
schwermetallbindende Funktion der geolo-
gischen Barriere im Sinne einer „geochemi-
schen Barriere“ nimmt zwar in Abhängig-
keit der Menge emittierter Metalle ab, bleibt 
aber prinzipiell über den gesamten Betrach-
tungszeitraum erhalten. 

•  Zur Beschreibung der Abbaureaktionen 
wird von einem homogen reagierenden 
Block ohne bevorzugte (präferentielle) Si-
ckerwege ausgegangen. 

Tab. 3: Zuordnung der zu deponierenden Güter zu den Deponietypen 

Art der Vorbehandlung Gut Deponietyp 

Restmüll „Restmülldeponie“ 
Keine Vorbehandlung 

Kommunaler Klärschlamm „Klärschlammdeponie“ 

Schlacke & Filterasche Reststoffdeponie 
Konventionelle Rostfeuerung 

MVA-Filterkuchen Untertagedeponie 

Schlacke & Filterasche verfestigt Reststoffdeponie Rostfeuerung mit 
Zementverfestigung MVA-Filterkuchen Untertagedeponie 

Schmelzgranulat Reststoffdeponie 

Schwermetallkonzentrat Untertagedeponie 
Hochtemperatur-Schmelz-
Redox-Verfahren 

Gipskuchen Baurestmassendeponie 

Asche & Schlacke der Wirbelschicht Reststoffdeponie 

Filterkuchen der Wirbelschicht Untertagedeponie Wirbelschichtfeuerung 

Gipskuchen der Wirbelschicht Baurestmassendeponie 

T
he

rm
is

ch
e 

V
er

fa
hr

en
 

Zementdrehrohrofen Klinker – Betonabbruch * Baurestmassendeponie 

Mechanisch-biologische Verfahren 
(Restmüllsplitting) 

Rottereststoff Massenabfalldeponie 

Abfall Eisenschmelze – ** 
Abfälle aus Sortierung & Verwertung Sortierabfälle 

(sofern nicht thermisch verwertet) 
„Restmülldeponie“ 

* Aus dem Klinker wird Zement und in weiterer Folge Beton hergestellt. Das aus diesem Beton hergestellte 
Gebäude hat (einschließlich Recycling) eine modellierte Lebensdauer von 500 Jahren (10x50 Jahre), danach 
wird der Abbruch auf einer Baurestmassendeponie abgelagert. 

** Da diese Abfälle aus dem Eisenrecycling in geringen Mengen und in allen Maßnahmenfällen in ähnlichen 
Mengen anfallen, werden sie in der Studie nicht weiter betrachtet. 
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Abb. 2: Schematische Darstellung der Güter-
flüsse der Modelldeponien 

L 
(Lagerveränderung)

Abfalleintrag

Niederschlag

Deponiegas

Sickerwasser

Evapotranspiration

Oberflächen-
abfluss

 
 

Die Berechnung der Deponieemissionen folgt 
einem in Brunner et al. (2001) näher beschrie-
benen Emissionsschema mittels aus der Litera-
tur entnommenen und für den speziellen Zweck 
adaptierten Berechnungsmodellen. Für die Si-
ckerwasseremissionen sind dies die Modelle von 
Belevi, Baccini (1989) bzw. das Emissions-
schema aus AGW (1992), für die Gasemissio-
nen das Modell von Marticorena et al. (1993). 
Die Ergebnisse dieser Modellrechnungen, die 
Transferkoeffizienten in die jeweiligen Output-
güter, können wie in Abbildung 3 dargestellt 
werden. Der Transferkoeffizient kx,j bezeichnet 
die Fraktion des gesamten in den Prozess einge-
führten Stoffes x, die in das Outputgut j transfe-
riert wird. Die Summe der Transferkoeffizienten 
aller Outputgüter muss immer 1 ergeben. 

Abb. 3: Darstellung der Transferkoeffizienten 
als Sankey-Diagramm für einen Pro-
zess „Deponie“ 

z.
 B

. C
hl
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Gasförmige Emissionen 
(Deponiegas) 

Sickerwasser in 
Grundwasser und 
Boden (nach 100 Jahren)

Permeat aus der 
Sickerwasserreinigung 
(die ersten 100 Jahre)

Konzentrat aus der 
Sickerwasserreinigung 
(die ersten 100 Jahre)Lagerbildung 

im Deponiekörper

A
b

fa
lle

in
tr

ag
 1

00
 %

TransferTransfer--
koeffizientenkoeffizienten::

 
 

Die folgenden Abbildungen 4 und 5 zeigen bei-
spielhaft die Transferkoeffizienten von Kohlen-

stoff in Restmüll- bzw. Schlackedeponien. Wäh-
rend in der Restmülldeponie im Laufe der Zeit 
über 90 % des Kohlenstoffs in Form von CH4 
und CO2 als Deponiegas in die Atmosphäre 
gelangt, verbleibt bei der Schlackedeponie fast 
der gesamte Kohlenstoff im Deponiekörper. Zu 
beachten hierbei ist, dass die Kohlenstoffkon-
zentration im Restmüll wesentlich höher ist als 
die Kohlenstoffkonzentration in der Müll-
verbrennungsschlacke, d. h. die Kohlenstoff-
menge, die im Schlackendeponiekörper ver-
bleibt, ist dennoch wesentlich geringer als die 
Kohlenstoffmenge im Restmülldeponiekörper. 

Abb. 4: Berechnete Stoffverteilungen für die 
Outputgüter (Transferkoeffizienten) 
für Kohlenstoff in „Restmülldeponien“ 

 

Abb. 5: Berechnete Stoffverteilungen für die 
Outputgüter (Transferkoeffizienten) 
für Kohlenstoff in „MVA-
Schlackedeponien“ 

 

 

Berechnet wird auch die Verdünnung von Si-
ckerwasseremissionen in einem hydrogeolo-
gisch genau definierten Grundwasserkörper 
sowie die Anreicherung von Schwermetallen 
im Deponieuntergrund (nach Versagen der 
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technischen Barrieren). Die jeweils berechne-
ten Werte dienen der Definition eines eventuel-
len Sanierungs- oder Sicherungsbedarfes. Kos-
ten und Zeitpunkt für diese Sanierungs- und 
Sicherungsmaßnahmen werden berechnet, zu-
sätzlich auch die betriebswirtschaftlichen Kos-
ten für die Planung, den Bau, den Betrieb und 
die Nachsorge der modellierten Deponien. 

6 Bewertung der Stoffflüsse 

Als Bewertungsverfahren wird einerseits eine 
volkswirtschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse 
(KNA) durchgeführt. Andererseits wurde eine 
neu entwickelte Methode, die „modifizierte 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse“ (mKWA) an-
gewandt. Als Haupteingangsdaten fungieren 
eine betriebswirtschaftliche Kostenbilanz, eine 
Güterbilanz, eine Emissionsbilanz sowie eine 
Energiebilanz der untersuchten Abfallbewirt-
schaftungsprozesse. Die Güterbilanz sowie die 
Emissionsbilanz sind die Ergebnisse der Stoff-
flussanalysen. 

Aus der gewählten Bewertungsmethodik 
ergeben sich prinzipiell drei Möglichkeiten zur 
Quantifizierung von Entscheidungsindikatoren: 
Kosten-Nutzen-Saldo, Barwertrate und Ge-
samtwirksamkeitswert-Kosten-Verhältnis. 
Durch den gewählten Ansatz, der Anwendung 
beider Verfahren, besteht einerseits der Vorteil, 
dass für die gut monetarisierbaren Eingangsva-
riablen deren Wertigkeiten im Rahmen der 
KNA korrekt wiedergegeben werden können 
und andererseits die Möglichkeit, nicht von der 
KNA erfasste Effekte mittels der mKWA ein-
beziehen zu können. 

Bei der KNA wurden die betriebswirt-
schaftlichen Kosten und die Kosten externer 
Effekte (z. B. Emissionen) den durch die Ab-
fallbewirtschaftung induzierten Nutzeffekten 
(substituierte Primärgüter- und Primärenergie-
produktion und deren externe Effekte) gegen-
übergestellt. Die Kosten-Nutzen-Saldi sowie die 
Barwertraten wurden als Grundlagen für die 
Reihung der untersuchten Fälle herangezogen. 
Monetarisiert wurden folgende externe Effekte: 
Emissionen von klassischen Luftschadstoffen 
und Treibhaussubstanzen sowie Emissionen 
wasserverunreinigender Substanzen in Oberflä-
chengewässer. Emissionen grundwasser- und 
bodenverunreinigender Substanzen gingen indi-
rekt über die Kosten von Sicherungs- und/oder 

Sanierungsmaßnahmen ein. Folgende Effekte 
erwiesen sich als nicht monetarisierbar (intan-
gible Effekte): Emissionen von ozonabbauenden 
Substanzen, Dioxinen, Chlorid, Sulfat, Schwe-
felwasserstoff, Chlorwasserstoff und Ammoniak 
aufgrund fehlender Vermeidungskosten, Substi-
tution von Primärrohstoffen durch einige Se-
kundärrohstoffe aufgrund fehlender Kostendaten 
(aufbereitete Problemstoffe, Gips, Reißtextilien 
etc.), die Dissipation (Verteilung von Stoffen in 
der Umwelt, ohne dass Grenzwerte überschritten 
werden), die Schonung von Ressourcen (Markt-
preise für Rohstoffe und Zwischenprodukte 
bilden die langfristige Verfügbarkeit dieser Gü-
ter gar nicht oder zumindest nur unvollständig 
ab) und die Nachsorgefreiheit von Deponien 
(wird nur in geringem Ausmaß durch Sanie-
rungskosten berücksichtigt). 

Aufgrund des sehr langen Betrachtungs-
zeitraumes, der Entsprechung des Vorsorge-
prinzips (explizites Ziel im österreichischen 
Abfallwirtschaftsgesetz!) und der Nichtab-
schätzbarkeit des technischen Fortschritts, 
wurde für die Kosten-Nutzen-Analyse ein Dis-
kontierungszinssatz von 0 gewählt. 

Die mKWA stellt einerseits die Kosten ei-
nes Maßnahmenfalles dar, andererseits werden 
die Wirkungen hinsichtlich der Erreichung 
gesetzter Ziele nicht nur dargestellt, sondern, 
ähnlich wie bei der Nutzwertanalyse, zu einer 
Gesamtwirksamkeit zusammengeführt. Ergeb-
nis der Berechungen ist das Gesamtwirksam-
keitswert-Kosten-Verhältnis, anhand dessen 
eine Reihung der Maßnahmenfälle vorgenom-
men werden kann. 

Grundlage für die mKWA bildet eine 
Zielhierarchie, die aus den Zielen des AWG 
(1990) abgeleitet wurde (siehe Tab. 4). Diese 
Ziele wurden von den Auftraggebern der Stu-
die BEWEND und ihren Experten gewichtet, 
um die unterschiedliche „Wichtigkeit“ sowie 
gesellschaftliche Präferenzen mit einfließen zu 
lassen. Die Messung der Zielerreichung erfolgt 
mit Hilfe von integrativen Zielkriterien, wie 
z. B. Kohlendioxidäquivalente, CFC11-
Äquivalente, kritische Wasser- und Bodenvolu-
mina, verbrauchte Fläche, statistische Rohstoff-
verfügbarkeit, Stoffkonzentrierungseffizienz 
(SKE) und Energiemengen. 

Für jedes Zielkriterium wird ein Sollwert 
festgelegt (jener Wert, der in der Abfallwirt-
schaft bei alleiniger Konzentration auf dieses 
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eine Ziel erreicht würde) und in der Folge der 
Grad der Zielerreichung des jeweils betrachteten 
Maßnahmenfalls ermittelt. Daraus ergibt sich 
der Zielertrag, der den Bezug zum Planungsnull-
fall herstellt und der in den Wirksamkeitswert 
transformiert wird (siehe Abb. 6). Die Wirk-
samkeitswerte eines Maßnahmenfalles werden 
auf der Ebene der Unterziele aggregiert und dort 
gewichtet. Die Summe der gewichteten Wirk-
samkeitswerte wird zu einem maßnahmenfall-

bezogenen Gesamtwirksamkeitswert transfor-
miert, die Kosten des Maßnahmenfalls auf die 
Kosten des Planungsnullfalles normiert und je 
Maßnahmenfall ein Gesamtwirksamkeitswert-
Kosten-Verhältnis ermittelt. 

Der Einfluss der bei beiden Bewertungs-
methoden zu treffenden Annahmen wurde im 
Rahmen von umfangreichen Sensitivitätsanaly-
sen untersucht. 

Tab. 4: Darstellung des Zielsystems für die mKWA 

Ziele AWG Unterziele Konkrete Unterziele 

Verminderung von Schäden durch regional wirkende Schad-
stoffe 

Verminderung des Treibhauseffekts 
Erhaltung der Luftqualität 

Verminderung von Schäden an der Ozonschicht 

Verträglichkeit von Immissionen in Oberflächengewässern 
(Fließgewässern) Erhaltung der Wasserqua-

lität 
Verträglichkeit von Immissionen in Grundwässern 

Verträglichkeit der Schadstoffanreicherung in Oberflächenbö-
den 
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Erhaltung der Bodenquali-
tät Verträglichkeit der Schadstoffanreicherung in tiefen Boden-

schichten 

Schonung der Ressource 
Fläche 

Minimierung des Flächenbedarfs für Deponien 

Minimierung des Ressourcenverbrauchs durch hohen Grad 
stofflicher Verwertung 

Schonung stofflicher 
Ressourcen zur Produkt-
gewinnung (Rohstoffe) Maximierung der Schaffung neuer Ressourcen 
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Schonung materieller 
Ressourcen zur Energie-
gewinnung 

Saldo der Energiemengen aus den Zielen: 
•  Substitution von Primärenergieträgern durch Energieträger 

der Abfallwirtschaft 
•  Minimierung des Energieeinsatzes für die 

Abfallbewirtschaftung 
•  Minimierung des Einsatzes von Energieträgern bei der 

Primärproduktion durch den Einsatz von Abfällen bei der 
Sekundärproduktion 

Minimierung des langfristigen Reaktionspotenzials und der 
langfristigen Schadstoffverfügbarkeit im Deponiekörper 

Minimierung der Schadstoffmenge im Deponiekörper 
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Langfristige Verträglich-
keit der Stoffflüsse in die 
Umwelt 

Zuordnung unterschiedlicher Abfallarten zu den jeweils ge-
eigneten Deponietypen 
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7 Ergebnisse 

Generell lässt sich feststellen (Tab. 5), dass, 
unabhängig von der Bewertungsmethode KNA 
(Abb. 7) oder mKWA (Abb. 8), die Gruppe der 
thermischen Maßnahmenfälle M2 in allen Rei-
hungen die ersten Plätze einnimmt. Danach 
folgen die mechanisch-biologischen Maßnah-
menfälle M3d, 3c und 3b. Der Maßnahmenfall 
M1 (Deponierung ohne Vorbehandlung) ist in 
jedem Fall der schlechteste, Maßnahmenfall 3a 
liegt zweimal vor, einmal hinter dem Pla-
nungsnullfall. 

Innerhalb der thermischen Maßnahmenfäl-
le M2 weicht das Ergebnis der mKWA von 
dem Ergebnis der KNA ab, auf Basis der 
mKWA liegt Maßnahmenfall M2c vor Maß-
nahmenfall M2a und Maßnahmenfall M2b, auf 
Basis der KNA dominiert Maßnahmenfall M2a 
die Maßnahmenfälle M2b und 2c. 

Aufgrund dessen, dass in der Kosten-
Nutzen-Analyse vor allem Emissionen in 
Grundwasser und Böden nicht bzw. nur in 
Form von allfällig auftretenden Sanierungskos-
ten berücksichtigt wurden und Immissionen, 
die unter festgelegten Grenzwerten liegen, 
nicht bewertet werden konnten, wird das Er-
gebnis der mKWA als das „vollständigere“ 
Ergebnis angesehen. 

Tab. 5:  Reihung der Maßnahmenfälle auf 
Basis der mKWA und der KNA 

Fall P0 M1 M2a M2b M2c M3a M3b M3c M3d 

Reihung 
auf Basis 
der mKWA 

8 9 2 3 1 7 6 5 4 

Reihung 
auf Basis 
des Kosten-
Nutzen-
Saldos 

8 9 1 2 3 7 6 5 4 

Reihung 
auf Basis 
der Bar-
wertrate 

7 9 1 2 3 8 6 5 4 

 

Abb. 6: Darstellung der Methodik der Wirksamkeitsmessung im Rahmen der modifizierten Kosten-
Wirksamkeits-Analyse 
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Abb. 7: Ergebnis der Kosten-Nutzen-Analyse: 
Kosten-Nutzen-Saldo und Barwertrate 
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Abb. 8: Ergebnis der modifizierten Kosten-
Wirksamkeitsanalyse: Gesamtwirk-
samkeitswert, auf den Planungsnullfall 
normierte Kosten und Gesamtwirk-
samkeitswert-Kosten-Verhältnis 
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8 Schlussfolgerungen 

Abfallwirtschaftliche Folgerungen: Den Zielen 
der österreichischen Abfallwirtschaft am nächs-
ten kommt das untersuchte Hochtemperatur-
Schmelz-Redox-Verfahren, eng gefolgt von den 
klassischen thermischen Verfahren. Mecha-
nisch-biologische Kombinationen erwiesen sich 
zwar der direkten Deponierung überlegen, konn-
ten jedoch bezüglich Zielerfüllung nicht mit den 
thermischen Verfahren mithalten. Hauptverant-
wortlich für diese Reihung ist die Mitberück-
sichtigung langer Zeiträume (Nachsorgephase). 

Methodische Folgerungen: Anhand der 
Kosten-Nutzen-Analyse und der modifizierten 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse können die mit 

der Stoffflussanalyse ermittelten Stoffflüsse 
bewertet werden. Ziel dieser Bewertung ist es, 
Grundlagen für Entscheidungen zur Verfah-
rensauswahl in der Abfallwirtschaft bereitzu-
stellen, d.h. die Frage zu beantworten, welche 
Maßnahmen den Zielen des Abfallwirtschafts-
gesetzes am nächsten kommen. 

Die Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) dient 
vor allem zur Beantwortung der Fragen, ob ein 
Projekt, und wenn ja, welche Projektalternati-
ve, realisiert werden soll. Hierbei werden nicht 
nur mit Marktpreisen bewertete Kosten- und 
Nutzenkomponenten, sondern auch durch die 
Individuen bereits implizit bewertete Güter 
miteinbezogen. Gelingt es, alle Kosten- und 
Nutzenströme, die durch ein Projekt hervorge-
rufen werden, zu monetarisieren, ist das Ergeb-
nis der KNA sehr gut geeignet, zu beurteilen, 
ob ein Projekt durchgeführt werden soll. Über-
steigen die Nutzen, die ein Projekt stiftet, die 
Kosten desselben oder einer Alternative, ist 
dieses Projekt positiv zu bewerten. 

Obwohl die Ergebnisse aus der Kosten-
Nutzen-Analyse und der modifizierten Kosten-
Wirksamkeits-Analyse (mKWA) in ihren 
Grundaussagen im vorliegenden Fall zum glei-
chen Ergebnis kommen (Bevorzugung von 
Verbrennungsverfahren), kann daraus nicht 
geschlossen werden, dass beide Methoden im 
gegenständlichen Projekt als gleichwertig anzu-
sehen sind. Die KNA konnte viele relevante 
externe Effekte nicht berücksichtigen. Als Al-
ternative zur KNA bieten sich Verfahren wie die 
mKWA an, die geeignet sind, auf einer nicht-
monetären Basis ein Projekt zu bewerten. Es 
werden aus den im Abfallwirtschaftsgesetz vor-
gegebenen Zielen Unterziele entwickelt, welche 
messbare Bewertungsgrößen besitzen. Die an-
schließend erfolgende Gewichtung ermöglicht 
eine Aggregation bis hin zur obersten Zielebene, 
im vorliegenden Fall der Ziele der österreichi-
schen Abfallwirtschaft. Durch die Anwendung 
der mKWA gelingt es, in der KNA vorliegende 
intangible (marktmäßig nicht bewertbare, z.B. 
Umwelt-) Effekte zu bewerten. 

Nach Ansicht des Projektteams stellt die 
mKWA eine für den politischen Entschei-
dungsträger leichter verwertbare Entschei-
dungsgrundlage dar, als jene, die die klassische 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse liefert, da diese 
den Entscheidungsträger, zumindest im gegen-
ständlichen Projekt, mit einer Fülle an Daten 
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(Wirksamkeiten für ca. 140 Ziele der untersten 
Zielebene, sowie Kosten für jeden Maßnah-
menfall) „allein“ lässt. 
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Stoffstromanalysen zum Ein-
satz von carbonfaserverstärk-
ten Kunststoffen im Flugzeug-
bau 

von Bernd Reßler, Matthias Achternbosch, 
Klaus-Rainer Bräutigam, Christel Kupsch, 
Gerhard Sardemann, ITAS 

Als ein Beispiel für eine vergleichende 
Stoffstromanalyse im Bereich „Neue Ver-
fahren und Werkstoffe“ werden die im 
Rahmen des HGF-Strategiefondsprojektes 
„Schwarzer Rumpf“ durchgeführten Arbei-
ten vorgestellt. Darin wird der mit der Her-
stellung, Nutzung und Entsorgung von 
Flugzeugrumpfkomponenten verbundene 
Stoff- und Energieeinsatz bestimmt. Als 
Materialien für die Rumpfbauteile werden 
Aluminiumknetlegierungen und carbonfa-
serverstärkte Kunststoffe (CFK) betrachtet. 
Die Prozessschritte beider Produktlinien 
konnten weitestgehend identifiziert und 
hinsichtlich ihrer Stoffströme und Energie-
verbräuche qualitativ und quantitativ be-
schrieben werden. 

Einleitung 

In der Umweltforschung und Umweltpolitik 
gewinnt aufgrund des steigenden Stoff-
verbrauchs durch Wirtschaft und Gesellschaft 
die Analyse der damit verbundenen Stoffströ-
me immer mehr an Bedeutung. Durch diese 
Analysen sollen Beiträge zur effizienteren Res-
sourcennutzung und eine wissenschaftliche 
Basis zur Steuerung und Bewertung von Stoff-
strömen (Stoffstrommanagement) erarbeitet 
werden. 

Stoffstromanalysen haben das Ziel, die 
Stoff- und Energieeinträge sowie den Verbleib 
der ein- bzw. umgesetzten Stoffe in einem de-
finierten Untersuchungssystem qualitativ und 
quantitativ zu erfassen und die mit den Stoff-
strömen verbundenen Auswirkungen auf die 
Umwelt zu beschreiben. Hierbei sind innerhalb 
der Bilanzgrenzen sämtliche wesentlichen Ver-
zweigungen und Umwandlungen im Stoffstrom 
zu identifizieren. Dabei kann der Untersu-
chungsbereich sowohl die Herstellung, Nut-
zung und Entsorgung einzelner Produkte als 
auch bestimmte Technologien oder technische 
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Verfahren betreffen sowie die Abläufe in ein-
zelnen Betrieben oder Regionen umfassen. 

Die im Folgenden vorgestellten Untersu-
chungen befassen sich mit der Stoffstromana-
lyse der Herstellung von großflächigen Bautei-
len aus Aluminium und CFK für den Flug-
zeugbau. Ziel dieser Arbeiten ist es unter ande-
rem, schon bei der Entwicklung einer innovati-
ven Technologie ökologische Aspekte in Be-
zug auf die Werkstoffauswahl bzw. die ver-
wendeten Verfahren zu berücksichtigen, eine 
Vorgehensweise, die immer mehr an Bedeu-
tung gewinnt. 

Zielsetzung des HGF-Projekts „Schwarzer 
Rumpf“ 

Der Weltluftverkehr hatte in den vergangenen 
Jahrzehnten große Zuwachsraten zu verzeich-
nen. Auch für die nächsten 10 bis 15 Jahre wird 
eine deutliche Zunahme des Flugverkehrs 
prognostiziert. Um den wachsenden Bedarf an 
Flugtransportleistungen zu decken, müssen in 
diesem Zeitraum Verkehrsflugzeuge mit einem 
geschätzten Umsatzvolumen von ca. 1 Billion 
Euro produziert werden. Der vom europäischen 
Flugzeugbau angestrebte Anteil an diesem 
Markt beträgt 40-50 %. Für die zukünftige 
Marktposition der europäischen Flugzeugin-
dustrie ist deshalb die Weiterentwicklung der 
technologischen Kompetenz hin zu kosten-
günstig hergestellten Flugzeugen mit geringe-
rem Gewicht und entsprechend geringerem 
Treibstoffverbrauch von großer Bedeutung. 

Um diese Ziele umzusetzen, wird verstärkt 
auf die Anwendung von Faserverbundwerk-
stoffen gesetzt. Diese Werkstoffe sind leichter 
als Metalle und haben im Gegensatz zu diesen 
richtungsabhängige Materialeigenschaften, so 
dass sie bei belastungsgerechter Ausrichtung 
der Fasern das Leichtbaupotenzial von metalli-
schen Werkstoffen in Bezug auf Festigkeit und 
Steifigkeit weit übertreffen können. 

Insbesondere carbonfaserverstärkte Kunst-
stoffe (CFK) lassen aufgrund ihrer geringen 
Dichte von 1,55 g/cm3 (Aluminium 2,8 g/cm3) 
und ihrer hervorragenden mechanischen Eigen-
schaften eine Eignung für den Einsatz im Flug-
zeugbau erwarten. Sie werden in größeren Ver-
kehrsflugzeugen bisher aus Kosten- und Ferti-
gungsgründen nur begrenzt z. B. im Bereich der 
Leitwerke, Flügelklappen und Triebwerksver-

kleidung eingesetzt. Neue, derzeit in der Erpro-
bungsphase befindliche Fertigungsverfahren 
sollen zukünftig die serienmäßige und kosten-
günstige Produktion komplexer, großflächiger 
CFK-Bauteile z. B. im Bereich des Flugzeug-
druckrumpfes ermöglichen. Mit einem aus CFK 
gefertigten Druckrumpf wäre eine Gewichtsein-
sparung von mehr als einem Viertel des Ge-
wichtes des Aluminiumrumpfes möglich. 

Im Rahmen des HGF-Projekts „Schwarzer 
Rumpf“ sollen die Grundlagen für die Kon-
struktion und Fertigungstechnik ausgewählter 
Komponenten eines Druckrumpfes aus CFK 
erarbeitet werden. Als Referenzflugzeug für die 
Untersuchungen wurde ein Airbus A320 aus-
gewählt. Das Projekt wird aus dem Strategie-
fonds der Hermann-von-Helmholtz-Gemein-
schaft Deutscher Forschungszentren (HGF) 
gefördert und unter Leitung des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) 
von verschiedenen Instituten des DLR und vom 
Institut für Technikfolgenabschätzung und 
Systemanalyse (ITAS) des Forschungszent-
rums Karlsruhe durchgeführt. In den Arbeits-
gruppen des DLR werden unter anderem mit 
Hilfe von Simulations- und Rechenverfahren 
neue Rumpf-Bauweisenkonzepte und kosten-
günstige Fertigungsverfahren für CFK sowie 
das Materialverhalten in verschiedensten Be-
lastungszuständen untersucht. 

Der Schwerpunkt der Arbeiten des ITAS 
besteht in der vergleichenden Analyse der mit 
der Herstellung, Nutzung und Entsorgung bzw. 
Wiederverwertung von Aluminium- und CFK-
Bauteilen verbundenen Stoffströme und Ener-
gieverbräuche und der daraus resultierenden 
Emissionen und Umweltbelastungen. In diesem 
Beitrag werden erste ausgewählte Ergebnisse 
der Stoffstromanalyse für die Herstellungs- und 
Fertigungsphasen von Aluminiumrumpfkom-
ponenten und entsprechenden Komponenten 
aus CFK vorgestellt. 

Systemgrenzen und Vorgehensweise 

Die Stoffstromanalysen wurden auf die wich-
tigsten strukturgebenden Bauteilgruppen des 
aus mehreren Sektionen zusammengesetzten 
A320-Rumpfes (Abb. 1) begrenzt. 
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Abb. 1: Struktureller Aufbau des A320 Alumi-
niumrumpfes (stark schematisiert) 
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Haut, Stringer und Spanten
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Im Aluminiumrumpf sind dies die Rumpfhaut, 
die in Längsrichtung angebrachten Stabilisie-
rungsstreben (Stringer) und die quer zur Rumpf-
längsachse verlaufenden Spanten, die dem 
Rumpf eine stabile Querschnittsform verleihen. 
Bei der derzeitigen Bauweise des Aluminium-
rumpfes werden Hautbleche und Stringer zu 
Teilschalen vernietet, die im Verbund mit den 
Spanten die Schalen bilden. Mehrere Schalen 
ergeben eine Sektion des Rumpfes, eine so 
genannte „Tonne“. Des Weiteren wurden in die 
Untersuchungen die zur Montage dieser Bau-
teile benötigten Verbindungselemente (im We-
sentlichen Aluminium- und Titannieten) 
einbezogen. 

Um eine Vergleichbarkeit bezüglich der 
festgelegten Systemgrenzen zu gewährleisten, 
musste für die Bauweise mit CFK eine 1:1-
Übertragung verwendet werden, das heißt, 
ebenso wie der Aluminiumrumpf besteht auch 
der CFK-Rumpf aus Haut, Stringer und Span-
ten. Zwar konzentrieren sich die Arbeiten des 
DLR im Rahmen des Projektes auf neue Bau-
weisenkonzepte für den CFK-Rumpf, sie bieten 
jedoch derzeit noch keine ausreichend gesi-
cherte Datenbasis, die eine Verwendung für die 
hier durchgeführte Stoffstromanalyse zulässt. 

Zum Vergleich der Stoffströme der Alu-
minium- und CFK-Linie wurde die Input-Seite 
der einzelnen Prozessmodule weitestgehend bis 
hin zu den Rohstoffen und die Outputseite bis 
zu den Emissionen aufgeschlüsselt. Für die 

Stoffstromanalyse der jeweiligen Produktlinie 
wurden die von der Rohstoffgewinnung bis 
zum Endprodukt führenden Verfahrensschritte 
untersucht und zu einer modular aufgebauten 
Prozesskette verknüpft, in der sowohl einzelne 
Glieder betrachtet als auch größere Abschnitte 
aggregiert werden konnten. 

Bei den Untersuchungen ergab sich die 
Schwierigkeit, dass die Prozesse der Bauteilfer-
tigung in dieser Form erstmalig analysiert wur-
den – selbst bei Airbus wurden die Fertigungs-
linien bisher noch nicht in dieser Weise unter-
sucht. Aus diesem Grund musste im Einzelnen 
geprüft werden, welche Prozesse in Bezug auf 
Stoff- und Energieeinsatz wichtig sind und 
welche vernachlässigt werden können. Hierfür 
war eine aufwändige Recherche und Detailar-
beit erforderlich. 

Für die Datenbeschaffung wurden Roh-
stoffverarbeiter, verarbeitende Industrie, Ver-
bände und Forschungseinrichtungen sowie eine 
Reihe von Airbus-Produktionsstätten konsul-
tiert. Während zudem für die Recherchen zur 
Herstellung der Airbus-Aluminiumlegierungen 
und -Halbzeuge1 auf umfangreiche Studien 
unter anderem des EIPPCB (European Inte-
grated Pollution and Prevention Control Bu-
reau) und der EAA (European Aluminium As-
sociation) zurückgegriffen werden konnte, sind 
in der Literatur nur wenige stoff- und energie-
bezogene Informationen zur Herstellung von 
CFK aufgeführt. Als Datenbasis wurden aggre-
gierte Stoffstromdaten zur Herstellung von 
Carbonfasern aus der Datenbank der Bilanzie-
rungssoftware GABI Professional 4.0 des Insti-
tuts für Kunststoffprüfung (IKP) der Universi-
tät Stuttgart verwendet, die alle Prozessvorstu-
fen berücksichtigen. Um diese Daten zu evalu-
ieren und auf den neuesten Stand zu bringen, 
wird in Zusammenarbeit mit den Herstellern 
von Kohlenstofffasern eine aktuelle Datenbasis 
erarbeitet. Die Arbeiten hierzu sind noch nicht 
vollständig abgeschlossen. Für die Bauteilferti-
gung und die Montage der CFK-Rumpfschalen 
werden Untersuchungsergebnisse des DLR und 
der Airbus GmbH verwendet. 

Begleitend zur Untersuchung der Alumi-
nium- und CFK-Produktlinie wurden für alle 
Prozesse die recherchierten Daten durch eigene 
Berechnungen anhand von Eckdaten überprüft, 
wodurch eine Reihe von Ungereimtheiten fest-
gestellt und behoben werden konnten. 
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Die Stoffstromdaten der einzelnen Prozes-
se wurden mit Hilfe der Bilanzierungssoftware 
GABI 4.0 des IKP bearbeitet und zu einer mo-
dular aufgebauten Prozesskette verknüpft. Im 
Falle einer unzureichenden Datenlage wurden 
den Produktionsprozessen anhand verfahrens-
technischer Merkmale typische Materialströme 
und Energieverbräuche zugeordnet und z. T. 
mit Unterstützung des IKP die entsprechenden 
Prozessmodule generiert. Dazu gehören unter 
anderem Prozessmodule für die Herstellung der 
wichtigsten im Aluminiumrumpf verwendeten 
Metalle und Legierungsmetalle (z. B. Titan, 
Zink, Kupfer, Magnesium), sowie für die Her-
stellung von Bestandteilen des bei der CFK-
Herstellung verwendeten Harzes. 

Berechnungsgrundlage 

Im Rahmen der Systemgrenzen wurden die 
Bauteile nach Art, Zusammensetzung und 
Menge erfasst und ein detailliertes Mengenge-
rüst für die einzelnen Bauteile und ihre Legie-
rungsbestandteile aufgebaut (Abb. 2). 

Abb. 2: Zusammensetzung des Airbus A320 
Aluminium-Strukturrumpfes: Relative 
Anteile der wichtigsten Metalle und 
Gewichtsanteile der Bauteilgruppen an 
der Rumpfstruktur 

ZinkKupfer

Magnesium Titan

Aluminium

Stringer
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1399 kg

Haut
2196 kg

 

Die untersuchten Druckrumpfkomponenten aus 
Aluminiumknetlegierungen haben insgesamt 
ein Gewicht von 4200 kg. Die verschiedenen in 
Abbildung 2 aufgeführten Metalle sind mit 
Ausnahme von Titan Legierungsbestandteile 
der Aluminiumknetlegierungen. 

Die 1:1-Umsetzung des Aluminium-
Rumpfes in eine CFK-Rumpfstruktur ermög-
licht nach Berechnungen der DLR eine ca. 
27 %ige Gewichtseinsparung. Dies entspricht 
einem Gewicht der CFK-Rumpfkomponenten 
von ca. 3100 kg. Da CFK zu 60 % aus Carbon-
fasern und zu 40 % aus Harz besteht, enthält 
der Rumpf 1860 kg Carbonfasern und 1240 kg 
Harz. 

Herstellung der Aluminium- und CFK-
Bauteile 

Aluminium 

Die Herstellung von Aluminium und Alumini-
umhalbzeugen ist ein im Bereich der Stoff-
strombilanzierung vergleichsweise gut unter-
suchter Prozess. Abbildung 3 zeigt beispielhaft 
den vollständigen Stoffstrom für die Kette der 
Produktionsschritte zur Herstellung von Ble-
chen aus Aluminiumknetlegierungen. 

Wichtigster Rohstoff für die Aluminium-
erzeugung ist Bauxit, ein Mineral, welches das 
Metall in Form von Aluminiumoxiden enthält. 
Die Extraktion des Aluminiumoxids aus dem 
Bauxit erfolgt in einem chemischen Auf-
schlussverfahren (Bayer-Verfahren) und liefert 
Tonerde (Al2O3) als Zwischenprodukt. Aus der 
Tonerde wird in einem elektrolytischen Reduk-
tionsprozess (Hall-Herault-Verfahren) Alumi-
nium mit einem Reinheitsgrad von über 95 % 
abgetrennt. Die Herstellung des Reinalumini-
ums für die Airbusrumpfteile erfolgt in Frank-
reich und Canada. 

Das Reinaluminium wird in Blöcke – sog. 
Masseln – gegossen, die zur Weiterverarbei-
tung an die Walzwerke geliefert werden. Dort 
werden die Masseln eingeschmolzen, mit Le-
gierungsmetallen versetzt und in die für die 
jeweiligen Walz- und Extrusionsprozesse ge-
eigneten Formen gegossen (Barren, Stangen 
etc.). Für die Herstellung der Spanten und 
Hautelemente und des überwiegenden Anteils 
der Stringer des A320 werden gewalzte Bleche 
verwendet, ein kleinerer Teil der Stringer wird 
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aus Aluminiumstangen extrudiert. Bleche und 
Extrusionsprofile (Halbzeuge) werden bei Air-
bus weiterverarbeitet und zu Rumpfsektionen 
verbunden. 

Die vom ITAS durchgeführte Analyse der 
Halbzeugproduktion umfasst die Validierung 
der zur Verfügung stehenden Daten sowie die 
Erfassung und Untersuchung der mit der Her-
stellung der hochwertigen Airbus-Aluminum-
legierungen verbundenen spezifischen Ein-
flussfaktoren. 

Für die Weiterverarbeitung der Halbzeuge 
zu den Bauteilen des A320 Rumpfes waren nur 
wenige Informationen verfügbar und der Erfolg 
dieses Teils der Studie hing in nicht geringem 
Maße von der Kooperationsbereitschaft der 
Airbus GmbH ab. Die Verarbeitung der Halb-
zeuge zu den montagefertigen Bauteilen erwies 
sich als ein überaus komplexer Prozess, dessen 
Untersuchung einen innerhalb des gesamten 
Projektrahmens erheblichen Zeitraum einnahm. 

Ein erschwerendes Element bei der Analy-
se der Bauteilherstellung lag darin, dass unter-
schiedliche A320 Rumpf-Sektionen in mehre-
ren Werken Deutschlands (hinterer Rumpfteil) 
und Frankreichs (vorderer Rumpfteil) herge-
stellt werden. 

Da die meisten Informationen von deut-
schen Airbus Werken, basierend auf den dort 

ablaufenden Prozessen, zur Verfügung gestellt 
wurden, musste bei der Analyse der Produk-
tionslinien klargestellt werden, welche Verfah-
rensschritte der Bauteilherstellung für die Sek-
tionen des vorderen und hinteren Rumpfab-
schnittes miteinander vergleichbar waren. Durch 
Berücksichtigung dieses Aspektes konnten auf 
der horizontalen Ebene der Produktionslinien 
zum Teil erhebliche werksspezifische Verfah-
rensunterschiede für gleiche Prozessstufen fest-
gestellt werden. Ein Beispiel dafür ist der Ver-
fahrensschritt des sog. Lösungsglühens. Dabei 
werden Bauteile auf ca. 500°C erwärmt, um sie 
auf anschließende Formgebungsprozesse – z. B. 
Streckziehen – vorzubereiten. Dieser Verfah-
rensschritt wird je nach Produktionsstandort 
entweder in einem Tauchbad oder einem Luft-
umwälzofen durchgeführt, zwei völlig verschie-
dene Verfahren mit unterschiedlichem Stoffum-
satz und Energiebedarf. 

Auch bei der Analyse vertikaler Prozessli-
nien wurden innerhalb einer bestimmten Bau-
teilgruppe erhebliche Unterschiede sowohl hin-
sichtlich der eingesetzten Halbzeuge als auch 
der durchgeführten Verfahrensschritte festge-
stellt. So wird beispielsweise ein Teil der Spante 
in einem Walzbiegeprozess aus Blechstreifen 
gezogen, während ein anderer Teil aus Blech-
platten gefräst wird. Die einzelnen Schritte der 

Abb. 3: Plan der Herstellung der Halbzeug-Bleche für die Aluminiumrumpfhaut des Airbus 
(Angaben in Tonnen) 
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jeweiligen Prozesskette der Bauteilherstellung 
(Haut, Stringer und Spanten) konnten weitestge-
hend identifiziert und in Bezug auf ihren Mate-
rial- und Energieverbrauch erfasst werden. 

Der Verfahrensablauf der Bauteilherstel-
lung kann im Rahmen dieses Beitrages nur 
grob skizziert werden. Er besteht für einen 
großen Teil der Bauteile im Wesentlichen aus 
der Vorbereitung zur Formgebung durch Erhit-
zen, der Formgebung durch Walzen, Biegen 
oder Streckziehen, der Gewichtsoptimierung 
der Bauteile durch gezieltes Abtragen von Alu-
minium durch Fräsen oder Ätzen und der Ober-
flächenvergütung und Beschichtung. Abb. 4 
zeigt eine vereinfachte Darstellung des Produk-
tionsprozesses am Beispiel der Hautbleche. 

Abb. 4: Wichtigste Schritte der Produktionsli-
nie der A320 Aluminium-Hautbleche 
(vereinfachte Darstellung) 
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Die vom Walzwerk angelieferten Blechtafeln 
werden zunächst zugeschnitten und anschlie-
ßend zu sphärischen oder zylindrischen Bautei-
len umgeformt. Alle für sphärische Hautele-
mente vorgesehenen Bleche werden lösungs-
geglüht; Bleche für zylindrische Bauteile wer-
den vor der Verformung z. T. ebenfalls lö-
sungsgeglüht, ein anderer Teil wird kalt ge-
walzt. Die geformten Bleche werden anschlie-
ßend „chemisch gefräst“, das bedeutet, dass an 
definierten Flächen das Aluminium in einem 
Ätzbad abgetragen wird. Dazu wird das Blech 
zuvor mit einer Kunststofffolie versiegelt 
(„maskiert“), die an den zu ätzenden Stellen 
entfernt wird. In weiteren Schritten werden 
Öffnungen ausgefräst und Bohrungen ange-
bracht. Vor der Lackierung wird die Blechober-
fläche in einem Galvanisierbad oxydiert (ano-
disiert), um die Haftung des Korrosionschutz-
lackes zu verbessern. Das lackierte Blech wird 
der Montage zugeführt. In der Montage werden 
die Hautbleche mit Stringern und Spanten zu 
den Schalen und Tonnen vernietet (Abb. 5). 
Dies erfordert noch weitere Schritte, bei denen 
erneut gebohrt, entgratet, mit Dichtmassen 
versiegelt und mit verschiedenen Lacken la-
ckiert wird. 

Abb. 5: Prozessplan der Montage des A320-
Aluminiumrumpfes 
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CFK 

Wie bereits erwähnt, wird für die Herstellung 
der Carbonfasertextilien eine aktuelle Datenba-
sis erarbeitet. Für die Vervollständigung der 
Analyse bis zur Bauteilfertigung und der Mon-
tage der CFK-Rumpfschalen wurden überwie-
gend Untersuchungsergebnisse des DLR ver-
wendet. Lediglich in einem Punkt standen auch 
bei der Analyse der CFK-Bauteilfertigung Fir-
menangaben zur Verfügung: da sowohl in der 
zur Zeit eingesetzten Prepeg-Verfahrenstechnik 
zur Herstellung von Airbus-Bauteilen aus CFK 
als auch im DP-RTM Verfahren, das im Rah-
men des Projektes vom DLR zur CFK-
Bauteilfertigung ausgewählt wurde, die Aus-
härtung der Harze in einem Autoklavenprozess 
erfolgt, konnten für die Analyse dieses Verfah-
rensschrittes Prozessdaten von Airbus verwen-
det werden. Die für die Schalen des Schwarzen 
Rumpfes vorgesehenen Carbonfasertextilien 
bestehen aus Schichten von Carbonfasergele-
gen (sog. Multiaxialgelegen), in denen mehrere 
Lagen unidirektionaler Fasern in verschiedenen 
Richtungen verlegt und miteinander vernäht 
sind. Die dafür verwendeten Carbonfasern 
werden aus Polyacrylnitril (PAN)-Fasern her-
gestellt. Die PAN-Fasern werden in verschie-
denen Behandlungsschritten in ihrem moleku-
laren Aufbau verändert, wobei sich graphitähn-
liche Molekülstrukturen ausbilden, die den aus 

dem Prozess hervorgehenden Carbonfasern ihre 
hohe Zugfestigkeit verleihen. Bis zu 24.000 
Carbonfasern werden zu Garnen (sog. Rovings) 
gebündelt, aus denen die Carbonfasertextilien 
hergestellt werden. 

Als Polymermatrix zur Einbettung der 
Carbonfasern wird vom DLR im Rahmen des 
Projektes das Polyisocyanurat Blendur® einge-
setzt, bestehend aus 80 % Diphenylmethandii-
socyanat (MDI) und 20 % Epoxidharz, das sich 
unter anderem aufgrund des guten mechani-
schen Leistungsprofils und der guten Verarbei-
tungseigenschaften im DP-RTM Verfahren als 
besonders geeignet erwiesen hat. 

Das vom DLR innerhalb der Projektarbei-
ten zur CFK-Bauteilfertigung favorisierte DP-
RTM-Verfahren soll in der Weiterentwicklung 
eine seriengerechte Fertigung ermöglichen. Das 
DP-RTM-Verfahren gehört zu den Harzinjekti-
onsverfahren. Diese unterscheiden sich vom 
derzeit überwiegend zur Herstellung von CFK 
Bauteilen eingesetzten Prepreg-Verfahren im 
Wesentlichen dadurch, dass die Harzzugabe erst 
im Anschluss an die Formung des Bauteils aus 
dem Fasergelege erfolgt. Dabei wird die Car-
bonfaserstruktur in das Werkzeug3 eingepasst 
und mit einer Folie vakuumdicht versiegelt. 
Dieser sog. Preformling wird samt Werkzeug in 
einen Autoklaven gefahren. Anschließend wird 
das Blendur®-Harz in den Preformling injiziert. 
Der Druck des injizierten Harzes wird durch den 

Abb. 6: Ausschnitt aus dem Prozessplan der CFK-Rumpffertigung 
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Gasdruck im Autoklaven so weit kompensiert, 
dass Harz in die Faserzwischenräume einströ-
men kann, ohne die Folie vom Bauteil zu heben 
(„differential pressure“). Nach Abschluss der 
Harzinjektion wird die Temperatur im Autokla-
ven auf ca. 180°C erhöht und die Aushärtung 
des Bauteils beginnt. Die ausgehärteten Bautei-
le, in diesem Fall also die Rumpfschalen, wer-
den anschließend für die Montage vorbereitet 
und zum Rumpf montiert (Abb. 6). 

Aluminium vs. CFK: Gewichtseinsparung und 
Energieverbrauch 

Die gegenüber dem Strukturrumpf aus Alumini-
um mit dem CFK-Strukturrumpf erzielbare Ge-
wichtseinsparung beträgt in Bezug auf den fest-
gelegten Untersuchungsraum ca. 1100 kg. Be-
zogen auf das Startgewicht eines vollbeladenen, 
unbetankten A320 von ca. 57 Tonnen macht 
diese Einsparung ca. 2 % aus (Tab. 1). 

Tab. 1: Gewichtsangaben für den Airbus A320 
mit konventionellem Aluminiumrumpf 
im Vergleich zum CFK-Rumpfmodell 

 
Aluminium-
rumpf, kg 

CFK-Rumpf-
modell, kg 

Gewichts-
reduktion, % 

Rumpfstruktur 
(Haut, Stringer, 
Spante) 

4200 3100 27 

komplett aus-
gestatteter 
Rumpf 

17200 16100 7 

komplettes 
Flugzeug, 
unbetankt 

41000 39000 3 

Flugzeug mit 
maximaler 
Zuladung 
(unbetankt) 

57000 55900 2 

 

Der über die gesamte Prozesskette ermittelte 
primäre Energieverbrauch liegt sowohl für den 
ca. 4200 kg schweren Aluminiumrumpf als 
auch den CFK-Rumpf (ca. 3100 kg) bei ca. 
1500 GJ. Die relativen Anteile der wesent-
lichen Beiträge zum primären Energieeinsatz 
sind in Abb. 7 dargestellt. 

Für die Herstellung des CFK-Rumpfes 
erwiesen sich auf der Basis der verwendeten 
Daten die Herstellung des Carbonfasergeleges 
und der Autoklavenprozess als die energiein-
tensivsten Prozesse. Der relativ hohe Energie-

verbrauch des Autoklavenprozesses hängt unter 
anderem damit zusammen, dass zum Erreichen 
der für die Aushärtung des Bauteils benötigten 
Temperatur auch die Werkzeugform und der 
gesamte Autoklav mit erwärmt werden müssen. 

Abb. 7: Relative Anteile der wesentlichen Bei-
träge zum Energieverbrauch für die 
Herstellung des CFK und Aluminium-
rumpfes 
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Für den Aluminiumrumpf besteht der Haupt-
beitrag für die Energie aus der Herstellung der 
Aluminiumknetlegierungen, insbesondere aus 
der Elektrolyse des Reinaluminiums aus Ton-
erde. Der Anteil des auf die Fertigung der Bau-
teile aus den Halbzeugen entfallenden Energie-
bedarfs liegt bei ca. 35 % bei Aluminium und 
25 % bei CFK. 

Recycling von Aluminium- und CFK-
Produktionsabfällen 

In dem Bestreben, einen schonenden Umgang 
mit Ressourcen zu erreichen, wird bei der Ver-
arbeitung und Verwendung von Aluminium 
bzw. CFK die Verwertung von Abfällen zu-
künftig an Bedeutung gewinnen. Aus diesem 
Grunde wurden die Möglichkeiten der Wieder-
verwertung unter anderem von dem in der Pro-
duktion anfallenden Aluminium respektive 
CFK-Abfällen detailliert untersucht. 

Bei der Herstellung des Aluminiumstruk-
turrumpfes fallen Metallverluste unter anderem 
in Form von Verschnitten und Spänen an, die, 
aufsummiert über alle Prozessschritte, etwa die 
dreifache Masse der letztendlich im Rumpf 
verwendeten Bauteile ausmachen. Ein großer 
Teil der Verschnitte fällt bei der Herstellung 
der Halbzeuge bereits in der Aluminiumhütte 
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und im Walzwerk an und kann als sortenreine 
Metalllegierung direkt verwertet, d.h. den ent-
sprechenden Legierungsschmelzen zugegeben 
und somit als vollwertiger Rohstoff für das 
Primärprodukt verwendet werden. Das Ein-
schmelzen von Aluminiumabfall erfordert da-
bei nur einen Bruchteil des für die Elektrolyse 
benötigten Energieeinsatzes. Der tatsächliche 
Metallverlust reduziert sich daher in der Stoff-
strombilanz um diesen Anteil. Der bei Airbus 
im Zuge der Bauteilherstellung und Montage 
anfallende Aluminiumabfall enthält verschie-
dene Legierungen und kann nur noch als – 
wenn auch hochwertiges – Sekundäraluminium 
in anderen Produkten verwendet werden. 

Im Gegensatz dazu ist es in der CFK-
Produktlinie aufgrund des chemischen Aufbaus 
der Fasern und Harze selbst bei sortenreiner 
Erfassung der Abfälle nicht möglich, die anfal-
lenden Reste wieder in die Prozesskette einzu-
schleusen. Im Prinzip können die CFK-Abfälle 
nur einem Down-Cycling zugeführt werden, 
wodurch die Werkstoffreste für die Herstellung 
des Primärproduktes wertlos werden. In der 
Vergangenheit wurden CFK-Abfälle deponiert 
oder in thermischen Abfallbehandlungsanlagen 
entsorgt. 

Verwertungstechnologien für die Aufbe-
reitung von Faser-, Harz- oder CFK-Resten als 
Sekundärrecyclate existieren derzeit nur in 
Ansätzen. Die Verwertung besteht in der Regel 
darin, das Material zu Partikeln definierter 
Korngröße zu zerkleinern und als Beimischun-
gen in z. B. Spritzgusskunststoffe einzubrin-
gen. Dies gilt auch für die bei Airbus derzeit in 
der Bauteilherstellung (A320 Seitenleitwerk) 
anfallenden CFK-Abfälle (Prepregverschnitte 
und ein geringer Teil Ausschussbauteile), die 
größtenteils von einem spezialisierten Verwer-
tungsbetrieb, der Fa. Hadeg in Stade, über-
nommen werden. Neben dem Partikelrecycling 
untersucht die Fa. Hadeg auch thermische Re-
cyclingverfahren, die darauf abzielen, den Fa-
seranteil aus den CFK durch pyrolytische Zer-
setzung des Harzes zurückzugewinnen. Dieses 
Verfahren scheint neben dem Partikelrecycling 
das aussichtsreichste Verfahren für die Zu-
kunft. Auch bei dieser Verfahrensrichtung er-
folgt eine vorhergehende Grobzerkleinerung 
der CFK-Abfälle, so dass ein Recyclat aus 
Faserbruchstücken zurückbleibt, das als Ver-
stärkungsmaterial in Kunststoffen Verwendung 

finden kann. Ein nennenswerter Markt für die 
gewonnenen Recyclate existiert derzeit aller-
dings noch nicht. 

Abschließende Betrachtungen 

In der hier in Auszügen vorgestellten Stoff-
stromanalyse für die Fertigung von Bauteilen 
für Rumpfkomponenten eines Airbus A320 aus 
Aluminium bzw. CFK konnten die Produkti-
onsprozesse von der Rohstofferzeugung über 
die Halbzeugproduktion bis zur Bauteilferti-
gung und Rumpfendmontage weitestgehend 
identifiziert und in Bezug auf ihren Material- 
und Energieverbrauch analysiert bzw. model-
liert werden. Aufgrund der Tatsache, dass in 
erheblichem Umfang firmeninterne Daten ver-
wendet wurden, kann eine weitergehende Dar-
stellung der Ergebnisse an dieser Stelle nicht 
erfolgen. 

Durch die Einbeziehung weiterer Bereiche 
der Stoffstromanalyse (z. B. für die Nutzungs-
phase) ergibt sich ein umfassenderes Bild, das 
eine weitergehende Bewertung von CFK als 
Rumpfbaumaterial für Verkehrsflugzeuge er-
laubt. In der Nutzungsphase des Flugzeugs 
kann CFK mit geringem Gewicht und Korrosi-
onsbeständigkeit auftrumpfen. Derzeit muss 
der Vorteil der Gewichtseinsparung jedoch 
zumeist durch sehr hohe Herstellungskosten 
erkauft werden und mit einer kostensparenden 
Bauteilherstellung auch für komplexe Bauteile 
ist erst zu rechnen, wenn in der Entwicklung 
befindliche Technologien, wie z. B. das DP-
RTM Verfahren, zur Serienreife gelangt sind. 
Des Weiteren ist die Einsparung von Kerosin 
durch leichte CFK-Bauteile zwar aus ökologi-
schen Gründen erstrebenswert, aber in ökono-
mischer Hinsicht für die Fluggesellschaften nur 
dann von Interesse, wenn durch die Anwen-
dung von CFK keine zusätzlichen Kosten ver-
ursacht werden, die diese Einsparungen zunich-
te machen. Diesbezüglich spielen z. B. War-
tungs- und Reparaturkosten eine Rolle. Um in 
großem Maßstab die Konkurrenz zum Alumi-
nium anzutreten, müssen die zukünftigen CFK-
Bauteile demnach bei deutlich reduzierten Pro-
duktionskosten sehr hohe Robustheit aufwei-
sen. Auch das Design ist hierbei nicht zu ver-
nachlässigen. Schon heute gibt es Flugzeug-
bauteile, bei denen der Werkstoff CFK dem 
Aluminium überlegen ist, aber auch solche, bei 
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denen auf einen Einsatz von CFK zunächst 
besser verzichtet werden sollte. Darüber hinaus 
gilt es, das durchaus noch vorhandene Ent-
wicklungspotenzial auf der Aluminiumseite im 
Bereich der Metallurgie (neue Legierungen) 
und Werkstoffkunde (Aluminium-Glasfaser-
verbundwerkstoffe) sowie der Verfahrenstech-
nik (Laserstrahlschweißen, Aluminiumgussver-
fahren) zu berücksichtigen. Einiges deutet dar-
auf hin, dass die zukünftige Entwicklung im 
Flugzeugbau durch den Wettbewerb dieser 
beiden Werkstoffe vorangetrieben wird. 

Anmerkungen 

2) Unter Halbzeug wird allgemein ein zur Weiter-
verarbeitung bestimmtes Produkt bezeichnet. 
Darunter fallen, bezogen auf den A320-Rumpf, 
z. B. die Rohbleche für die Hautblechherstellung 
oder die Carbonfasergelege für die CFK-
Bauteilherstellung 

3) Für die Herstellung von CF-Garn wurde ein 
Datensatz des IKP zugrundegelegt. Der in Zu-
sammenarbeit mit der Industrie erstellte Daten-
satz ist noch nicht vollständig fertiggestellt und 
wird erst im Rahmen des Endberichts verwen-
det. Die hier vorgestellten Ergebnisse haben so-
mit vorläufigen Charakter. 

4) Als Werkzeug wird in diesem Fall die für die 
Aufnahme des Bauteils vorgesehene Form mit 
Zubehör bezeichnet. 
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Stoffstromanalyse und Ökobi-
lanz als Hilfen zur umweltorien-
tierten Positionsbestimmung 
von Beton mit und ohne rezy-
kliertem Zuschlag im minerali-
schen Baustoffstrom 

von Marcel Weil, Udo Jeske, Liselotte 
Schebek, Institut für Technische Chemie, 
Zentralabteilung Technikbedingte Stoff-
ströme, Forschungszentrum Karlsruhe 

Die deutsche Bauwirtschaft hat eine Selbst-
verpflichtung zur Reduzierung der depo-
nierten Bauschuttmenge bis 2005 auf die 
Hälfte der Menge von 1995 abgegeben. In 
gleichem Maße soll das Recyling von Bau-
schutt verstärkt werden. Vor diesem Hinter-
grund wird der Frage nachgegangen, in 
welchem Umfang bei der Betonherstellung 
eine Entlastung der natürlichen Ressourcen 
durch Nutzung von aus Bauschutt gewon-
nenem rezyklierten Zuschlag möglich ist, 
welche Bauschuttmengen für das Recycling 
auf dem Betonpfad verfügbar sind und wel-
cher Aufwand mit dem Recycling verbun-
den ist. Dazu werden stoffstromanalytische 
und ökobilanzielle Ansätze zur Untersu-
chung des mineralischen Baustoffstromes 
und der Betonherstellung in sich ergänzen-
der Weise angewendet. 

1 Rahmenbedingungen 

Die Europäische Union empfiehlt für Baurest-
stoffe eine Recyclingquote von 70-85 % als 
Zielmarke für 2010. Bedeutende Verbände der 
deutschen Bauwirtschaft haben sich 1995 zu 
einer Arbeitsgemeinschaft Kreislaufwirtschafts-
träger Bau1 zusammengeschlossen und eine 
Selbstverpflichtung gegenüber dem Umweltmi-
nister abgegeben, in der sie sich verpflichten, die 
„Ablagerung von verwertbaren Bauabfällen 
bezogen auf das Bauvolumen gegenüber 1995 
bis zum Jahre 2005 auf die Hälfte zu reduzie-
ren“. Die reduzierte Menge soll rezykliert wer-
den. Die sich daraus ergebenden Zielwerte für 
Deponie und Bauschutt-Recycling sind in Ta-
belle 1 wiedergegeben.2 
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Tab. 1: Deponierte und rezyklierte Bauschutt-
mengen (ohne „andere Verwertung“) 
und Selbstverpflichtung der Arbeitsge-
meinschaft Kreislaufwirtschaftsträger 
Bau 

 1995 1996 1998 2000 2005 

Bauvolumen, [%]* 
(Basis 1995) 100,0 97,2 94,8 92,8 

(100) 
***** 

Deponie, [Mio. t] 
(ohne Boden) 54,0 (***) 10,9 (***) - 

Deponie-Höchst-
werte Selbstver-
pflichtung, [Mio. t] 

- 
< 

26,3 
< 

25,6 
< 

25,1 
27,0 

Bauschutt-Recy-
cling, [Mio. t]** 
(ohne Boden)  

31,0 58,5 55,2 
(50,0) 
**** 

- 

Recycling-Zielwerte 
Selbstverpflichtung, 
[Mio. t] 

- 
> 

56,4 
> 

55,0 

> 
(53,8) 
**** 

58,0 

* Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, 
Reihe 3 

** Die Menge von 1996 ist Sollschwelle für die 
Berechnung der Selbstverpflichtung: Recyc-
ling (1996) X Bauvolumensquote (aktuelles 
Jahr/1995) 

*** keine explizite Angabe im Bericht 
**** vorläufige Werte 
***** ursprüngliche Zielvorgaben der Selbstver-

pflichtung für 2005 auf der Basis einer un-
veränderten Baukonjunktur gegenüber 1995. 

Quelle: Monitor 2001 und eigene Berechnungen 

Die im Jahre 1998 deponierte Menge von 
10,9 Mio. t liegt schon deutlich unter dem er-
mittelten Höchstwert für die Deponie von 25,6 
Mio. t Bauschutt, der nicht überschritten wer-
den soll. Die im Jahre 1998 rezyklierte Bau-
schuttmenge von 55,2 Mio. t überschreitet den 
Zielwert von 55,0 Mio. t, der nicht unterschrit-
ten werden soll, hingegen nur knapp. Die Ein-
haltung der Selbstverpflichtung für das Jahr 
2000 erscheint zwar nicht für die Deponierung, 

wohl aber für das Recycling aufgrund der be-
reits vorliegenden Daten zur Baukonjunktur 
gefährdet (vgl. Tab. 1). Die Arbeitsgemein-
schaft Kreislaufwirtschaftsträger BAU befürch-
tet, dass das in Deutschland erreichte Niveau 
des Recyclings auf Dauer nicht gehalten wer-
den kann, wenn nicht zusätzliche Anstrengun-
gen zur Förderung des Recyclings gemacht 
werden (AG KWTB 2001). 

2 Zielsetzung des Beitrags 

In dem nachfolgenden Beitrag wird über erste 
Ergebnisse eines Forschungsvorhabens berich-
tet, in dem mit Hilfe von Systemmodellierung 
unter Verwendung von Input-Output-
Beziehungen und darauf aufbauenden ökobi-
lanziellen Untersuchungen die Möglichkeiten 
zur umweltorientierten Optimierung des mine-
ralischen Baustoffstromes untersucht werden. 
Auf der Makroebene werden die mineralischen 
Baustoffströme der Jahre 1997/1998 in 
Deutschland behandelt. Die Gesamtbelastung 
der Umwelt durch den mineralischen Baustoff-
strom wird durch die Darstellung der Input- 
und Outputströme in den Sektoren Hochbau 
und Tiefbau bzw. Straßenbau repräsentiert. Vor 
diesem Hintergrund geht das Forschungsvor-
haben der Frage nach, in welchem Maße durch 
Nutzung von aus Bauschutt gewonnenem re-
zyklierten Zuschlag3 bei der Betonherstellung 
eine Entlastung der natürlichen Ressourcen 
möglich ist und unter welchen Umständen. 

Abbildung 1 zeigt den Untersuchungsbe-
reich zum Schwerpunkt Beton mit dem Baube-
stand als zentralem Bezugspunkt, mit Quellen, 
Senken und Prozessen (ohne Bodenaushub) 
sowie mit den Hauptpfaden des mineralischen 
Baustoffstromes. Diese Sicht soll hier als „glo-
bales Stoffstrommodell Beton“ bezeichnet 
werden. 
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Um Erkenntnisse darüber zu gewinnen, mit 
welchem Aufwand die Rezyklierung von Beton 
im Sinne von „closed loop-Recycling“ verbun-
den ist, werden Ergebnisse eines ökobilanziel-
len Vergleichs der Herstellung von Beton mit 
und ohne rezykliertem Zuschlag dargestellt. 
Durch die gezeigten Beispiele soll deutlich 
gemacht werden, dass sich die je nach Teilfra-

ge unterschiedlich zugeschnittenen stoffstrom-
analytischen und ökobilanziellen Werkzeuge 
für die Beantwortung der hier aufgeworfenen 
Frage gegenseitig ergänzen. Für die Darstel-
lung der Stoffströme wird im Folgenden haupt-
sächlich das marktgängige Analyse-Programm 
Umberto (ifu, ifeu) benutzt. 

Abb. 1: Untersuchungsbereich des mineralischen Baustoffstroms (ohne Bodenaushub) mit Schwer-
punkt Beton 
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3 Stoffstromanalyse und Ökobilanz 

3.1 Stoffstromanalyse 

Stoffstromanalyse ist die Erfassung und Be-
schreibung vernetzter Stoffströme in einem 
Raum (einschließlich stofflicher Energieträger 
und der Stoffwechselprozesse) mit den Mitteln 
der wissenschaftlichen Stoffflussrechnung und 

ihre Interpretation im Hinblick auf interessie-
rende Fragestellungen. Die wissenschaftliche 
Stoffflussrechnung kann auf physikalisch-
mathematischen oder statistisch-zahlenmäßigen 
Beschreibungen des untersuchten Systems beru-
hen4. Von der Fragestellung, dem Untersu-
chungsbereich und den verfügbaren Mitteln zur 
Systembeschreibung (mathematisch-physikali-
sche Gleichungen, statistische Daten) hängt es 
ab, welches Systemmodell gewählt wird. Drei 
Arten von Modellen können unterschieden wer-
den: Modelle aus ersten Prinzipien (physikali-
sche Grundgesetze5), phänomenologische Mo-
delle (Kombination von physikalischen Grund-
gesetzen mit experimentell gestützten Zusam-
menhängen6) und Datenmodelle (Messungen 
von Input- und Output-Größen, Zeitreihen). 
Können Transferkoeffizienten zwischen Input- 
und Outputflüssen ermittelt werden, so entsteht 

eine Kombination aus Datenmodell und phäno-
menologischem Modell. 

Das Stoffstrommodell beschreibt ein offe-
nes System aus Gütern und Prozessen, durch 
das Stoffe strömen. Baccini und Bader nennen 
dieses System „Stoffhaushaltssystem“ (Baccini 
und Bader 1996). Güter und Prozesse sind die 
grundlegenden Elemente des Stoffstrommo-
dells. Mit Gütern werden Stoffe und Stoffge-

mische bezeichnet, die bestimmte vom Men-
schen bewertete Funktionen erfüllen, z. B. 
Transportbeton oder Hochlochziegel. Die Pro-
zesse beschreiben Transport, Transformation, 
Lagerung und Wertveränderung von Stoffen 
und Gütern. 

Aus Elementen des globalen Stoffstrom-
modells nach Abbildung 1 können Teilmodelle 
gebildet und weiter verfeinert werden. (vgl. 
Abb. 2, linker Teil) 

Abb. 2: Modellierung vernetzter Stoffströme und deren Auswertung in Stoffstromanalyse und Ökobilanz 
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3.2 Erweiterung der Stoffstromanalyse zur 
Ökobilanz 

Sollen die mit der Herstellung eines Gutes über 
dessen Lebensweg verbundenen stofflichen 
und energetischen Gesamtaufwendungen und 
zusätzlich die daraus resultierenden Umwelt-
auswirkungen betrachtet werden, so wird der 
Analyseumfang zur Ökobilanz erweitert durch 
Ergänzung der Stoffstromanalyse um eine Ener-
giebilanzierung und gegebenenfalls weitere phy-
sikalische/phänomenologische Daten/Variablen, 
(wie Strahlung oder Lärm), sowie eine Wir-
kungsabschätzung. Die Bilanzierung der Stoff- 
und Energieströme wird als Sachbilanz be-
zeichnet (vgl. Abb. 2, rechter Zweig). 

In diesem Fall sind bei der Aufstellung des 
Stoffstrommodells besondere Regeln zu beach-
ten, damit diese Auswertung später möglich 
wird. Von besonderer Bedeutung ist die Defini-
tion eines funktionalen Äquivalents für das 
betrachtete Gut (vgl. Abschnitt 3.3.1), mit des-
sen Hilfe die zur Funktionserfüllung notwendi-
ge stoffliche und energetische Zusammenset-
zung des Gutes normiert werden kann. 

In der hier vorliegenden Arbeit werden 
zwei Teilmodelle benutzt: ein statistikorientier-
tes Teilmodell zur Erzeugung einer Input-
Output-Bilanz des mineralischen Baustoff-
stromes (vgl. Abschnitt 4) und ein Teilmodell 
zur Erzeugung einer Sachbilanz für ökologi-
sche Vergleiche der Betonproduktion (vgl. 
Abschnitt 6). 

3.3 Ökobilanzen im Bausektor 

Eine verabredete Vorgehensweise ist in den 
Normen der Reihe Ökobilanzen nach (DIN ISO 
14040 ff.) niedergelegt (vgl. Abb. 3). 

Drei Schritte sind bei der Ökobilanz von 
zentraler Bedeutung: 

•  Zieldefinition und Festlegung des Untersu-
chungsrahmens 

•  Sachbilanz mit Auswahl einer funktionellen 
Einheit zur Ermittlung der stofflichen und 
energetischen Aufwendungen (Input, Out-
put) einschließlich Transportprozessen so-
wie vor- und nachgelagerten Prozessen („von 
der Wiege bis zur Bahre“) für diese Einheit. 

•  Wirkungsabschätzung nach ausgewählten 
Wirkungskategorien. 

Ökobilanzen im Bausektor können unterschied-
lichen Zwecken dienen, und je nach Akteurs-
gruppe unterscheiden sich funktionelle Einheit 
und die hierfür zu berücksichtigenden Stoff- 
und Energieströme. 

3.1.1 Funktionelle Einheit und 
Untersuchungsrahmen 

Die funktionelle Einheit kennzeichnet die 
Funktion der betrachteten Einheit und deren 
Leistungsfähigkeit als Bezugsgröße für die 
Umwelteinwirkungen, z. B.: „1 m3 Beton einer 
bestimmten Festigkeitsklasse“ oder komplexer: 
„Herstellung eines Quadratmeters Wohnfläche 

Abb. 3: Schematische Darstellung der Ökobilanz-Methode 

 
Quelle: BS+E 1999 
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in einem 4-Familien-Massivhaus und dessen 
Nutzung über 80 Jahre“. 

3.1.2 Erstellung der Sachbilanz 

Zur Erstellung der Sachbilanz werden die In-
strumentarien der Stoffstromanalyse und der 
Energiestromanalyse genutzt. Im Sektor Steine 
und Erden wird das folgende Vorgehen akzep-
tiert (BS+E 1997): 

Stoffe, die in ein System eintreten (Input-
Stoffe), werden nach „verknüpften“ und „unver-
knüpften“ Stoffen unterschieden. Verknüpfte 
Stoffe sind mit einer vorgelagerten Prozessstufe 
verknüpft, unverknüpfte dagegen nicht. Es ist 
zulässig, vorgelagerte Prozessstufen von Stoffen 
mit Massenanteilen unterhalb eines bestimmten 
Schwellenwertes am Input in das betrachtete 
System nicht zu berücksichtigen, wenn dadurch 
die Bilanz nicht beeinflusst wird. Diese Rege-
lung soll dazu dienen, die Bilanzierung zu er-
leichtern. Dennoch muss erst geprüft werden, ob 
die Vorketten der nicht berücksichtigten Stoffe 
einen Anteil an der Umweltbelastung haben, der 
vernachlässigt werden darf. Ist dies nicht der 
Fall, dann müssen diese Stoffe mit ihrer Vorket-
te berücksichtigt werden, auch wenn ihr Mas-
senanteil sehr klein ist. Die Konsequenz daraus 
ist, dass das grundsätzlich aufzustellende Stoff-
strommodell sehr umfassend ist. 

Auf der Output-Seite sind die Emissionen 
in die Umwelt mit keinen weiteren Verarbei-
tungsprozessen verknüpft. Sie werden deshalb 
als „unverknüpft“ geführt. Nebenprodukte und 
Abfälle, die in weitere Prozessstufen gehen, sind 
verknüpft. Die Anzahl der Emissionen kann sehr 
groß werden. Um den Mess- und Bilanzierungs-
aufwand (auch unter dem Gesichtspunkt einer 
laufenden Aktualisierung) vertretbar zu halten, 
ist es nötig, hier ebenfalls eine Eingrenzung 
vornehmen zu können. Vorgeschlagen wird in 
(BS+E 1997) ein Schwellenwertverfahren, in 
dem abgeschätzt wird, inwieweit eine Emission 
an einer bestimmten Wirkung auf die Umwelt 
beteiligt ist. Zur Bemessung wird eine Leitgröße 
definiert, die innerhalb einer einzelnen Wirkka-
tegorie dominant ist. Daran werden die anderen 
Beiträge gemessen. 

Grundsätzlich bleibt anzumerken: unter 
dem Gebot, das Modell nicht komplizierter zu 
machen, als es zur Lösung der Aufgabenstel-
lung unbedingt notwendig erscheint, werden 

immer wieder Versuche gemacht, durch so 
genannte „streamlined life cycle analysis“ den 
Aufwand der normierten Ökobilanz zu verrin-
gern, ohne dadurch wesentliche Erkenntnisde-
fizite und verfälschende Ergebnisse in Kauf 
nehmen zu müssen. Die Methodenentwicklung 
ist noch nicht zum Abschluss gekommen. In 
dem hier präsentierten Forschungsvorhaben 
soll auch ermittelt werden, ob die Methode der 
„streamlined life cyle analysis“ für die hier zu 
behandelnden Fragestellungen ausreichend ist 
und wie sie gegebenenfalls zu gestalten wäre. 

4 Der mineralische Baustoffstrom in 
Deutschland 

Zur Modellierung des mineralischen Baustoff-
stromes wird Deutschland als Bilanzraum ge-
wählt und es werden statistische Daten verwen-
det. Eine grobe Modellierung unterscheidet die 
Bereiche Hochbau und Tiefbau. Extra ausge-
wiesen wird der Bodenaushub. Die statistischen 
Daten zu den mineralischen Baustoffströmen 
des Hoch- und Tiefbaus in Deutschland wurden 
im Wesentlichen aus dem zweiten Monitoring-
Bericht Bauabfälle der „Kreislaufwirtschaftsträ-
ger Bau“ (AG KWTB 2001) entnommen und 
um Daten aus der Studie „Der Bedarf an minera-
lischen Baustoffen“ ergänzt (BS+E 2000). 

In Deutschland werden jährlich im Bausek-
tor 600 bis 700 Mio. t mineralische Rohstoffe 
verbraucht. 1998 betrug die Produktion von 
Gesteinsbaustoffen 657,7 Mio. t (vgl. Tab. 2). 
Nicht enthalten sind Kalkstein bzw. Kalkmergel 
und Gips, die hier für die erste Stufe der Re-
cyclingbetrachtungen noch nicht berücksichtigt 
werden müssen. Es kann nicht sicher angegeben 
werden, ob die Angaben für Naturstein 1998 
auch Splitt einschließen. 

Aus den Angaben für den Kies- und Sand-
verbrauch 1997 für Beton (BS+E 2000) lassen 
sich die zugehörigen Kies-Betonmengen unter 
Zugrundelegung von mittleren Betonzusammen-
setzungen berechnen. Für den Hochbau ergibt 
sich eine Menge von ca. 157 Mio. t und für den 
Tiefbau ca. 65 Mio. t Kies-Beton. Zahlen für 
den hinzukommenden Splittbeton können ana-
log mit den Zahlen für Splitt (vgl. Tab. 2) aus 
(BS+E 2000)7 ermittelt werden und betragen für 
den Hochbau ca. 24 Mio. t sowie ca. 18 Mio. t 
für den Tiefbau. Insgesamt ergibt sich daraus für 
1997 eine Betonproduktion von 264 Mio. t. 
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Tab. 2: Produktion von Gesteinsbaustoffen 

Herkunftsbereiche* [Mio.t] 
1997 
*** 

[Mio.t] 
1998 

[%] 

Industrielle Nebenpro-
dukte für Straßenbau** 

 40,0 6,1 

Kies und Sand  372,5 56,6 
für Beton im Hochbau 123,1   
für Beton im Tiefbau 50,6   

Splitt    
für Beton im Hochbau  22,28   
für Beton im Tiefbau 13,05   

Naturstein  190,0 28,9 
Recyclingbaustoffe  55,2 8,4 
� 1998  657,7 100,0 

* ohne Kalk, Kalkmergel und Gips 
** Hochofenstückschlacken, Elektroofenschlacken 

u. a. 
*** Zahlen für 1997 aus Baustoffbedarf 2000 
Quelle: AG KWTB 2001 und eigene Ergänzungen 

Für die Bauabfälle sind die Ergebnisse des 
zweiten Monitoring Berichts (AG KWTB 2001) 
in Tabelle 3 zusammengefasst. 1998 wurden 
77,1 Mio. t Bau- und Abbruchabfälle erfasst, bei 
leicht rückläufiger Tendenz, wovon 58,5 Mio. t 
Bauschutt und 14,6 Mio. t Straßenaufbruch und 
Asphalt waren. Von der erfassten Menge wur-
den 55,2 Mio. t (71,6 %) rezykliert. Die re-
zyklierten Stoffe wurden im Straßen-, Erd- und 
Tiefbau sowie in Einzelprojekten im Beton-
hochbau eingesetzt. 

Zusammen mit den Abfallströmen aus Ta-
belle 3 kann ein vereinfachtes Modell des mi-
neralischen Stoffstromes erstellt werden. Die 
jährliche Produktion an Kies und Sand wird 
gemäß der Erhebung in BS+E (2000) auf Tief-
bau und Hochbau verteilt. Für Naturstein wird 
eine Aufteilung zu jeweils 50 % auf diese Be-
reiche angenommen8. 

Tab. 3: Aufkommen an Bau- und Abbruchabfällen und deren Verwertung 1998 

Aufkommen 1998 Anfall Baustoff-Recycling Deponie andere Verwertung 

    In Out   

LAGA-Gruppe ASN* Aufteilung Mio t Mio t Mio t [%] Mio t [%] Mio. t [%] Sektor 

60,0 46,9 
Bergbau 

(übertägig) Bodenaushub 31411 

 

80 % Bo-
denaushub 

128,0  7,0 5,5 20,0 15,6 

41,0 32,0 
öffentl. 
Hand 

Boden und Bau-
schutt gemischt 

31400 
20 % 
Bauschutt 6,5 11,1 

Bergbau 
(übertägig) 

Bauschutt 31409 
 58,5 41,5 70,9 7,5 12,9 

3,0 5,1 
öffentl. 
Hand 

Straßenaufbruch 31410 
 

14,6 12,5 85,6 0,6 4,1 1,5 10,3 
Bergbau 

(übertägig) 

Baustellenabfälle 91206  4,0 

68,0 

1,2 30,0 2,8 70,0 - - - 

� 1998 (o. Boden)   77,1 68,0 55,2 71,6 10,9 14,1 11,0 14,3 - 

� 1998   205,1 - 62,2 30,3 30,9 15,1 112,0 54,6 - 

* letztmalig wurde die alte Abfallschlüsselnummer (ASN) verwendet 
Quelle: AG KWTB 2001 
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Die aufbereiteten Mengen von Bauschutt, Stra-
ßenaufbruch und Bodenaushub nach Tabelle 3 
sind in Abbildung 4 in getrennten Aufberei-
tungsmodulen dargestellt. Die Breite der Strom-
pfade ist proportional zu den Flussmengen. 

Der große Volumenstrom von 41,5 Mio. t 
aus dem Hochbau fließt fast vollständig in den 
Tiefbau (siehe Verbindungspunkt P1 in Abb. 4), 
so dass hier fast die gesamte Menge der aus 
Hoch- und Tiefbau kommenden 55,2 Mio. t 
hergestellter Recycling-Baustoffe (RC-Baustof-
fe) zum Einsatz kommt. Das sind 40,4 Mio. t im 
Straßenbau und 11,8 Mio. t im Erdbau. Die 
verbleibenden 3 Mio. t werden für sonstige 
Zwecke im Hoch- und Tiefbau verwendet. Eine 
genaue Aufteilung liegt nicht vor (vgl. Tab. 4). 
Bekannt ist allerdings, dass derzeit nur sehr 
geringe Mengen in den Hochbau fließen9. 

Tab. 4: Anwendungsgebiete rezyklierter Bau-
stoffe 1998 

Anwendungsbereiche [Mio.t] [%] 

Straßenbau 40,4 73,2 

Erdbau 11,8 21,4 

Sonstige Zwecke 3 5,4 

Σ 1998 55,2 100,0 

Quelle: AG KWTB 2001 

Die prinzipiellen Verwertungsmöglichkeiten 
der 10,9 Mio. t Bauschutt und Straßenaufbruch, 
die noch deponiert wurden, sowie der tatsächli-
che Einsatzzweck der 11 Mio. t, die aus diesen 
Bereichen in „andere Verwertung“ verbracht 
wurden (siehe Tab. 3), müssen in weiteren 
Untersuchungen ermittelt werden. Diese insge-
samt 21,9 Mio. t sind immerhin 28,5 % der 
insgesamt anfallenden Menge von 77,1 Mio. t. 

Im Folgenden soll darauf eingegangen 
werden, welches Potenzial durch Recycling von 
Betonzuschlag für den Hochbau besteht, um zu 
einer weiteren Reduzierung der bisher deponier-
ten Bauschuttmengen oder zur Aufnahme weiter 
steigender Bauschuttmengen zu gelangen. 

5 Einsatz von rezykliertem Zuschlag in 
Beton 

Innerhalb des BMBF-Forschungsprojektes 
„Baustoffkreislauf im Massivbau“ (BIM), das 
1999 zu Ende ging, wurde eingehend die techni-
sche Machbarkeit der Herstellung von Beton mit 
Zuschlägen aus in herkömmlichen Anlagen 
aufbereiteten Bau- und Abbruchabfällen unter-
sucht. Die Ergebnisse dieses Projektes fanden 
Eingang in die DAfStb-Richtlinie „Beton mit 
rezykliertem Zuschlag“ (DAfStb 1998) und die 

Abb. 4: Input-Output-Bilanz 1997/1998 des mineralischen Baustoffstroms in Deutschland 
(ohne Kalkstein, Kalkmergel, Gips) 
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DIN 4226-1 bzw. DIN 4226-100. Die Richtlinie 
und die DIN-Normen stellen die technische 
Rahmenbedingung für die Herstellung von Re-
cycling-Beton bzw. Recycling-Zuschlägen dar 
(neben der Möglichkeit einer Einzelzulassung 
von Recycling-Zuschlägen beim Deutschen 
Institut für Bautechnik (DIBt) in Berlin). 

Tabelle 5 zeigt die Höchstmengen an Zu-
schlägen von Körnungen größer und kleiner als 
2 mm für Innenbauteile, Außenbauteile und 
andere Einsatzbereiche. Danach können in 
Innenbauteilen für B25 maximal 35 Vol.-% 
rezyklierter Zuschlag der Körnung > 2 mm 
enthalten sein. In tragenden Außenbauteilen 
sind es nur 20 Vol.-%. 

Wegen untersuchungstechnischer Proble-
me bei der Herkunftsbestimmung der Brech-
sandanteile (Körnungen < 2 mm) soll die 
Brechsandfraktion zukünftig nicht mehr ver-
wendet werden. Die entsprechende DAfStb-
Richtlinie wird derzeit nochmals überarbeitet. 

Tab. 5: Höchstanteile rezyklierten Zuschlags 
bezogen auf den Gesamtzuschlag (in 
Vol.-%) 

 
Korngruppen 

> 2 mm 
[Vol.-%] 

Brechsand 
< 2 mm 
[Vol.-%] 

≤ B25 35 Innen-
bauteil B35 25 

7 

Beton für 
Außenbauteile* 

20 0 

* auch für: wasserundurchlässigen Beton, Beton 
mit hohem Frostwiderstand, Beton mit hohem 
Widerstand gegen schwachen chemischen An-
griff 

Quelle: DAfStb-Richtlinie 1998 

Die Sieblinien von Aufbereitungsanlagen zei-
gen, dass zwischen 20 % und 40 % der ausge-
brachten Menge Brechsand < 2 mm ist, der 
dann vollständig anderweitig zu verwerten 
wäre. Untersuchungen zur Verbesserung der 
Brechsandeigenschaften für die anderweitige 
Verwertung finden gegenwärtig in einem von 
der EU geförderten Projekt statt (BAM 2001). 

Ein m3 Beton mit einer mittleren Dichte 
von 2,4 kg/l besteht nach Standardrezeptur aus 
723 l Zuschlag und 277 l Wasser und Zement. 
Wird der Beton rezykliert, so kann er nur den 
nach Tabelle 5 zugelassenen Anteil des natürli-

chen Zuschlages ersetzen. Wird bei der Aufbe-
reitung ein Brechsandanteil von 35 % zugrunde 
gelegt, so ergibt sich die effektiv pro m3 Beton 
rezyklierbare Stoffmenge für Beton in Außen-
teilen zu 14,5 Vol.-%. des anfallenden Beton-
schutts. Für Innenbauteile liegt der maximale 
Anteil wegen der höheren Recyclingquote bei 
ca. 25 Vol.-%. Zwischen 75 Vol.-% und 85,5 
Vol.-% müssten in jedem Fall anderweitig 
verwertet werden. 

Mit den in Abschnitt 4 dargestellten Daten 
betrug der Inputstrom des Jahres 1997 an natür-
lichem Zuschlag in den Betonsektor 209 Mio. t 
Kies, Sand und Splitt (vgl. Tab. 2). Bei einem 
maximalen Rezyklatanteil am Zuschlag von je 
nach Anwendung 20 Vol.-% bis 35 Vol.-% 
kann das Potenzial zur Ressourceneinsparung 
bei Kies und Splitt auf 40-70 Mio. t beziffert 
werden. 

6 Ökobilanzieller Vergleich der Betonher-
stellung 

Für einen ökobilanziellen Vergleich wurde die 
Betonherstellung mit Naturzuschlägen und mit 
aus Bauschutt gewonnenen rezyklierten Zu-
schlägen modelliert. Zur Modellierung wird 
eine Kombination von statistischen Daten, 
physikalisch-phänomenologischen Beziehun-
gen und Daten aus Einzelprojekten verwendet. 
Für den umweltbezogenen Vergleich werden 
die Ressourcenentnahme von Kies, der Kumu-
lierte Energieaufwand der Herstellung von 
Beton (KEAH) und die relevanten Treibhausga-
se in Form des CO2-Äquivalents betrachtet. 
Alle weiteren Umweltauswirkungen wie bei-
spielsweise Humantoxizität oder Photooxidan-
tienbildung sollen in späteren Arbeiten unter-
sucht werden. 

Der KEA eignet sich normalerweise als 
Leitindikator für energiebedingte Umwelteffekte 
(Jenseit 1999), da 65 % aller Treibhausgase 
einschließlich der CO2-Emissionen, 90 % der 
SO2-Emissionen und 85 % der NOX-Emissionen 
durch den Energieverbrauch verursacht werden 
(Fleischer und Schmidt 1996; cit. in SETAC 
1997). Bei zementgebundenen Baustoffen ent-
stehen die CO2-Emissionen sowohl rohstoff- als 
auch energiebedingt. Die rohstoffbedingten 
CO2-Emissionen entstehen bei der Entsäuerung 
des Kalksteins (CaCO3 ���������2) während 
des Zementklinker-Brennprozesses und besitzen 
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einen Anteil von ca. 60 % an der CO2-Gesamt-
emission der Zementproduktion (VDZ 2000). 

Als Leitindikator für die bei der Zement-
produktion entstehenden CO2-Emissionen ist 
der KEAH deshalb nicht aussagekräftig. Um die 
Treibhausgas-Emissionen adäquat darzustellen, 
wird hier zusätzlich zum KEAH explizit das 
CO2-Äquivalent ausgewiesen. 

Für die Berechnung des Kumulierten Ener-
gieaufwands (KEAH) für die Herstellung von 
Beton und das CO2-Äquivalent wurden für Ze-
ment, Kies und Sand Daten aus (ifib, HAB, ESU 
1995) und für rezyklierten Zuschlag Daten aus 
(Müller 2001) herangezogen. 

6.1 Inputdaten für die Sachbilanz 

Für den ökobilanziellen Vergleich wurden drei 
Betone mit rezyklierten Zuschlägen und ein 
Beton mit ausschließlich natürlichen Zuschlä-
gen (Kies/Sand) miteinander verglichen (vgl. 
Tab. 6). Von den drei Betonen mit rezyklierten 
Zuschlägen stammen zwei Betonrezepturen 
von Demonstrationsbauobjekten des BIM (Bau-

stoffkreislauf im Massivbau)-Projektes in Darm-
stadt und Münster, die wegen der Datenqualität 
für den Vergleich ausgewählt wurden (im 
BIM-Projekt sind insgesamt 6 Demonstrations-
bauobjekte dokumentiert). Von einem Beton-
hersteller aus Deutschland stammt sowohl die 
Betonrezeptur des dritten Recycling-Betons, 
wie auch eines vergleichbaren Betons mit na-
türlichen Zuschlägen. Alle vier Betone besitzen 
die gleiche funktionelle Einheit von 1 m³ Beton 
mit vergleichbaren Frisch- und Festbetoneigen-
schaften für den Einsatzbereich „Innenbauteil“. 

Wegen der unterschiedlichen Eigenschaf-
ten von natürlichem und rezykliertem Zuschlag 

muss die Rezeptur zur Betonherstellung bei 
Verwendung rezyklierten Zuschlags angepasst 
werden. Üblicherweise wird mehr Zement hin-
zugefügt, alternativ ist aber auch die Zugabe 
von zusätzlichem Feinkorn als Betonzusatz-
stoff (z. B. Flugasche) und/oder mehr Betonzu-
satzmittel wie Verflüssiger bzw. Fließmittel 
möglich. 

Tab. 6: Betonrezepturen zum Vergleich 

Beton mit rezykliertem Zuschlag Kies-Beton 

 BIM-Projekt: Hun-
dertwasserhaus 
Darmstadt 

BIM-Projekt: Ge-
sundheitshaus 
Münster 

Beton mit Recycling-
Zuschlag  
(Herstellerangaben) 

Beton mit Natur-
Zuschlag  
(Herstelleranga-
ben) 

Beton 1 2 3 4 

Festigkeitsklasse DIN B25 B25 B25 B25 

Konsistenz KR KR KR KR 

Verwendung Innenbauteil Innenbauteil Innenbauteil Innenbauteil 

Zusammensetzung pro m³ Beton  

Zement (CEM I) 280 kg 340 kg 240 kg 240 kg 

Flugasche 60 kg 70 kg 80 kg 70 kg 

Natur-Zuschlag 1196 kg 1129 kg 878 kg 1830 kg 

Recycling-Zuschlag 581 kg 528 kg 840 kg - 

Betonverflüssiger 1,4 kg 1 kg 1,2 kg 1,2 kg 

Wasser 180 kg 187 kg 186 kg 180 kg 

Gesamtgewicht 2298,4 kg 2255 kg 2225,2 kg 2321,2 kg 
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Der RC-Beton mit Einzelzulassung (Beton 
3 in Tab. 6) benötigt nicht mehr Zement als 
Beton ohne Rezyklat. Eine ursprüngliche Ver-
mutung, dass bei Recyling-Beton generell eine 
nennenswerte Menge an Zement durch eine 
deutlich größere Menge an Flugasche ersetzt 
werden würde, konnte zumindest für den Re-
cycling-Beton des Transportbetonherstellers in 
Deutschland (Beton 3 in Tab. 6) nicht festge-
stellt werden. 

Innerhalb des Modells wurden die energe-
tischen Aufwendungen und Emissionen des 
Transports der Einsatzstoffe zum Betonwerk 
und deren Mischung noch nicht berücksichtigt. 
Darüber hinaus lagen für die betrachteten Be-
tonsorten keine Angaben über den Fließmit-
teleinsatz auf der Baustelle vor. Rezyklierte 
Abfälle werden ohne Vorkettenbelastung 
(„Ökologischer Rucksack“) bilanziert. 

Flugasche wird als Abfallstoff betrachtet und 
geht aus diesem Grund zwar in die Stoffbilanz, 
aber nicht in die KEA- und CO2-Bilanz ein. 
Eine Standardmischung eines Betonverflüssi-
gers auf Ligninsulfonat-Basis besteht aus 30 % 
Calciumligninsulfonat, 1 % Ätznatronlauge, 
0,2 % Entschäumer, 0,2 % Konservierungsmit-
tel und 68,6 % Leitungswasser. Ligninsulfonat, 
das als Abfallstoff bei der Papierherstellung 
anfällt, wird für die Herstellung von Beton-
verflüssiger verwendet (Reul 1991). Unter 
dieser Voraussetzung wird die hier betrachtete 
Standardmischung eines Betonverflüssigers auf 
Ligninsulfonat-Basis ebenfalls nicht für den 

KEAH und das CO2-Äquivalent bilanziert. Die 
Zulässigkeit dieser Vereinfachung ist Gegen-
stand weiterer Untersuchungen. 

6.2 Ergebnisse des ökobilanziellen Ver-
gleichs 

Die bei der Herstellung von Beton verursachte 
Umweltbelastung gliedert sich auf drei Berei-
che auf: 

- Verbrauch mineralischer Ressourcen (kg) 
- Verbrauch energetischer Ressourcen 

(KEAH) 
- Emissionen (kg CO2-Äquivalent) 

Die Ergebnisse des ökobilanziellen Vergleichs 
sind für diese drei Bereiche in Tabelle 7 wie-
dergegeben. 

Die beiden Recycling-Betone aus dem BIM-
Projekt halten die 35 Vol.-% Grenze des re-
zyklierten Anteils am Gesamtzuschlag für In-
nenbauteile gemäß DAfStb-Richtlinie (DAfStb 
1998) ein. Für das Hundertwasserhaus in Darm-
stadt bedeutet dies eine Schonung des natürli-
chen Zuschlags von 581 kg/m³ und für das Ge-
sundheitshaus in Münster von 528 kg/m³. Da-
gegen konnte ein Betonhersteller in Deutsch-
land über den Weg einer Einzelzulassung beim 
Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) 
50 Vol.-% des Gesamtzuschlages durch Recyc-
ling-Zuschlag ersetzen, was eine Schonung von 
840 kg/m³ bedeutet (siehe Beton 3 in Tab. 6). 

Tab. 7: Ergebnisse des ökobilanziellen Vergleichs von Betonen mit und ohne rezykliertem Zuschlag 

Beton mit rezykliertem Zuschlag Kies-Beton 

  BIM-Projekt: 
Hundertwasser-
haus Darmstadt 

BIM-Projekt: Ge-
sundheitshaus 

Münster 

Beton mit Recycling-
Zuschlag  

(Herstellerangaben) 

Beton mit Natur-
Zuschlag  

(Herstellerangaben) 

Beton 1 2 3 4 

Ressourcenschonung Kies 581 kg 528 kg 840 kg - 

KEAH* 1774,8 MJ 2105,0 MJ 1604,3 MJ 1418,1 MJ 

CO2-Äquiv. 269,6 kg 326,5 kg 232,3 kg 229,8 kg 

* Kies und Sand: gerechnet mit KEAH 19 kJ/kg (Quelle: Baustoffdaten-Ökoinventare, 1995), es werden aber 
auch 44 kJ/kg in der Literatur genannt (KEA-Daten zu Baustoffen, FfE München <http://www.ffe.de>). 

* Rezyklierter Zuschlag: gerechnet mit KEAH 200 kJ/kg (Quelle: Müller 2001), ein Wert von 60 kJ/kg er-
scheint möglich (eigene Abschätzung). 
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Von den drei aufgeführten Betonsorten 
mit rezykliertem Zuschlag besitzt der Recyc-
ling-Beton mit 50 Vol.-% Recyling-Zuschlag 
die geringsten KEAH- und CO2-Äquivalent-
Werte (KEAH 1604,3 MJ bzw. 232,3 kg CO2-
Äquivalent), die sich denen eines Betons mit 
natürlichen Zuschlägen des gleichen Herstel-
lers nähern (KEAH 1418,1 MJ bzw. 229,8 kg 
CO2-Äquivalent) (Beton 4 in Tab. 6). Diese 
beiden Betone unterscheiden sich im Feinkorn-
bereich nicht durch die Zementmenge, sondern 
lediglich durch die eingesetzte Menge an Flug-
asche. Die nahezu gleichen CO2-Äquivalente 
dieser Betone sind dadurch zu erklären, dass 
die Flugasche ohne Vorbelastungen bilanziert 
wurde. Der höhere KEAH-Wert der Betone mit 
Rezyklat gegenüber dem Beton ohne Rezyklat 
kann bei gleicher Zementmenge durch die hö-
heren Energieaufwendungen bei der Herstel-
lung von Recycling-Zuschlag gegenüber der 
Gewinnung von Kies und Sand erklärt werden. 

Die höchsten Werte von KEAH und CO2-
Äquivalent, verursacht durch einen sehr hohen 
Einsatz von Zement, finden sich bei der Beton-
sorte des BIM-Projektes „Gesundheitshaus in 
Münster“ (BIM) mit KEAH 2105 MJ bzw. 
326,5 kg CO2-Äquivalent. Im Nachhinein ist 
nicht zweifelsfrei zu klären, warum für das 
Gesundheitshaus in Münster eine solch hohe 
Menge an Zement eingesetzt wurde. Für die 
graphische Darstellung der Stoffströme wurde 
beispielhaft der Recyling-Beton des Gesund-
heitshauses Münster ausgewählt (vgl. Tab. 6). 
Die mit P bezeichneten Punkte in Abbildung 5 
und in Abbildung 6 können Input-Stellen (z. B. 
P1, P2, P3), Verbindungstellen (z. B. P8, P9, 
P10) oder Output-Stellen (z. B. P16, P17) sein. 
Die mit T bezeichneten quadratischen Symbole 
stellen Prozesse (Transitionen) dar. Die Breite 
der Strompfade ist proportional zu den Fluss-
mengen. 

In Abbildung 5 werden die Massenströme 
dargestellt. 

Abbildung 6 zeigt den kumulierten 
Energieaufwand (KEAH). 

Abb. 5: Flussdiagramm der Massenströme im 
Modell der Betonherstellung 
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Quelle: Ökobilanzprogramm UMBERTO 

Abb. 6: Flussdiagramm des Kumulierten Ener-
gieaufwandes (KEAH) im Modell der 
Betonherstellung 
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Zement verursacht nur einen kleinen Anteil am 
Massenstrom der Betonherstellung (vgl. Abb. 
5), verursacht aber einen hohen KEAH-Wert, 
(vgl. Abb. 6). Dies gilt in gleicher Weise auch 
für das CO2-Äquivalent, auch wenn dies weni-
ger deutlich in Abbildung 6 zu sehen ist. 

Massen-
ströme 

Energie 
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Werden die Werte der drei Recyclingbeto-
ne gemittelt und mit Beton ohne Rezyklat ver-
glichen, so verursacht die Herstellung von 1 m3 
Beton mit im Mittel 38 % Recyclingzuschlag 
danach 29 % mehr Energieaufwand (KEAH) 
und 20 % höhere CO2-Äquivalente als der Be-
ton ohne Rezyklat. Die Einsparung von primä-
ren nicht erneuerbaren Ressourcen wird also 
mit einem Mehraufwand an Energie und ener-
giebedingten Emissionen erkauft. Die Praxis 
zeigt aber bereits heute, dass es über Einzelzu-
lassungen möglich ist, höhere Rezyklatanteile 
bei niedrigerer Belastung verglichen mit diesen 
Mittelwerten zu erreichen. 

Es wäre nun weiter zu untersuchen, ob die 
besseren Ergebnisse für den Beton 3 im Ver-
gleich zu den Betonen 1 und 2 in Tabelle 7 
verallgemeinerbar sind und durch welche Op-
timierungsschritte bei den Beton-Komponenten 
eine Annäherung der Umweltkennwerte des 
Betons mit RC-Zuschlag an den Beton ohne 
RC-Zuschlag erfolgen könnte. 

6.3 Zukünftige Verfeinerung des Modells 

Für einen belastbaren Vergleich von Recyc-
ling-Beton gegenüber Beton mit natürlichen 
Zuschlägen ist das verwendete Modell noch 
mit Bedacht zu verwenden. Weitere Faktoren 
wie z. B. der Transport sind noch zu berück-
sichtigen und die Basis-Daten bezüglich ihrer 
Qualität (Herkunft, Aktualität, Bilanzgrenzen, 
Abschneidekriterien) zu prüfen. Wie in den 
Fußnoten der Tabelle 7 beschrieben, gibt es in 
der Literatur deutliche Unterschiede bei den 
Daten für die Kiesgewinnung bzw. der Herstel-
lung von Recycling-Zuschlägen, die den Ver-
gleich von Beton mit und ohne rezyklierte Zu-
schläge beeinflussen. Aus diesem Grund wer-
den zukünftig speziell für diese Bereiche eige-
ne Daten erhoben. 

Derzeit wird ein umfangreicheres Modell 
aufgebaut, das sämtliche Vorketten der einzel-
nen Beton-Komponenten und sämtliche Pro-
zesse (wie beispielsweise Transport) berück-
sichtigt. Somit wird es möglich sein, Recyc-
ling-Beton gegenüber Beton mit natürlichen 
Zuschlägen innerhalb einer vollständigen Öko-
bilanz gemäß den in Abschnitt 3.3.2 aufgeführ-
ten Schritten adäquat zu vergleichen. 

Darüber hinaus soll das Modell zur Identi-
fizierung von Schwachstellen für die Herstel-

lung von Recycling-Beton eingesetzt werden. 
Es wird erwartet, dass das ökologische Profil 
von Recycling-Beton durch den gezielten Ein-
satz von Betonzusatzstoffen (Flugaschen, Ge-
steinsmehlen), aber auch Betonzusatzmitteln 
(Betonverflüssigern, Luftporenbildnern, etc.) 
deutlich verbessert werden kann. 

Noch offen ist die Frage, ob die Qualität 
des RC-Zuschlags so verbessert werden kann, 
dass der Wasser- und Zementbedarf sich nicht 
von dem bei Beton mit natürlichem Zuschlag 
unterscheidet. Entscheidend wird hierbei sein, 
dass die Herstellung der Zuschläge effizienter 
gestaltet werden kann. 

7 Zusammenfassung und Ausblick 

Aufgezeigt wurde ein integrativer Ansatz zur 
Behandlung des mineralischen Baustoffstromes 
mit einer Input-Output-Bilanz für die Makro-
Ebene der Stoffströme in Deutschland und 
einem ökobilanziellen Vergleich bei der um-
weltorientierten Positionsbestimmung von Be-
ton mit rezykliertem Zuschlag. 

Die Erkenntnisse der Stoffstrombetrach-
tung auf der Grundlage der statistischen Zahlen 
ergeben derzeit keinen akut bestehenden Ent-
sorgungsdruck für aufbereiteten Bauschutt, der 
neue Verwertungswege notwendig machen 
würde. Dieser Sachverhalt kann sich allerdings 
bei den einzelnen Entsorgungsbetrieben ganz 
anders darstellen. Um dies zu klären, sind ein-
gehende Marktanalysen durchzuführen. Weiter 
festzuhalten bleibt, dass durch die Herstellung 
von Recycling-Zuschlag eine separate Brech-
sandfraktion entsteht, die im Recycling-Beton 
selbst keine Verwendung findet. Für diese 
Brechsandfraktion muss eine separate Verwer-
tungsoption gefunden werden, die entspre-
chende Mengenströme aufnehmen kann. 

Im ökobilanziellen Vergleich schnitt der 
Recycling-Beton in den beiden betrachteten 
Kategorien KEAH und CO2-Äquivalent im 
Vergleich zu Beton mit natürlichen Zuschlägen 
im Mittel um 20-30 % schlechter ab. Dies er-
gibt sich zum einen durch die höheren Energie-
aufwendungen bei der Herstellung des Recyc-
ling-Zuschlags, zum anderen aus dem höheren 
Zementeinsatz bei der Herstellung des Recyc-
ling-Betons. Da die Produktionserfahrungen 
mit Recycling-Beton gegenüber Beton mit 
natürlichen Zuschlägen noch gering sind, kann 
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mit einer weiteren Optimierung gerechnet wer-
den. Die dargestellten ökobilanziellen Ergeb-
nisse sind noch mit Bedacht anzusehen, da die 
Detaillierungsstufe in der Vorkettenbetrach-
tung auch im Hinblick auf qualitative Parame-
ter des Recyclingzuschlags noch nicht ausrei-
chend ist. Aus methodischer Sicht ist in weite-
ren Arbeiten zu hinterfragen, ob verschiedene 
Baustoffe adäquat miteinander verglichen wer-
den können, wenn der Flächenverbrauch bei 
der Herstellung als Wirkungskategorie in der 
Ökobilanz nicht berücksichtigt ist. Weiter ist 
einzubeziehen, dass der Anteil der Herstell-
energie eines Baustoffes über die Nutzungs-
phase eines beheizten Bauwerks in Deutsch-
land nur einen Bruchteil der in der Nutzungs-
phase aufgewendeten Energie beträgt. Für den 
Anteil des rezyklierten Betons, der in den be-
heizten Gebäudebestand eingebracht wird, 
reduziert sich der Mehraufwand damit noch-
mals relativ, aber der Vorteil der Ressourcen-
schonung bei Kies und Splitt bleibt erhalten. 

Insgesamt ist es erforderlich, eine bessere 
Vorstellung von der quantitativen Entwicklung 
und der qualitativen Zusammensetzung des 
Bauschutts zu erarbeiten, um abschätzen zu 
können, welche Potenziale für welchen Ver-
wertungsweg vorhanden sind und wie sie er-
schlossen werden können. 

Erst dann kann begründet angegeben wer-
den, ob sich längerfristig die angestrebten Re-
cyclingziele halten lassen, welcher Aufwand 
damit verbunden ist und welchen Platz das 
Betonrecycling dabei einnehmen kann. 

Anmerkungen 

1) http://www.recycling-bau.de/download/ 
presse9.pdf 

2) Die statistisch erfassten Daten zu Bauvolumen, 
Deponie- und Recyclingmengen sind fett ge-
druckt. 

3) Unter Zuschlägen versteht man ein Gemisch aus 
Sand und Kies unterschiedlicher Korngrösse. 
Kies kann durch Gesteinssplitt oder gebroche-
nen, rezyklierten Altbeton ersetzt werden. 

4) Beispiele: stöchiometrische Berechnung bei 
chemischen Umsetzungen; Berechnung des Gü-
terflusses zwischen den volkswirtschaftlichen 
Sektoren mit Hilfe von Input-Output-Tabellen 

5) Beispiel: Energieerhaltungssatz 
6) Beispiel: Wärmeleitungsgleichung 

7) Die Angaben für 1997 sind hier verwendet wor-
den, weil sie aus einer Quelle stammen, in der 
die Entwicklung des mineralischen Baustoff-
stromes über mehrere Jahre dargestellt ist. Eine 
vergleichbare Darstellung über 1997 hinaus liegt 
noch nicht vor. 

8) Inputseitig werden Zahlen von 1997 verwendet, 
outputseitig Zahlen für 1998. Im Hinblick auf 
die Abschätzung der Ressourcenschonung ist 
dies jedoch nicht von großer Bedeutung. Die 
Inkonsistenz wird im Zuge der Arbeiten noch 
korrigiert. 

9) So wurden mehrere Modellbauwerke zur Erpro-
bung von Beton mit rezykliertem Zuschlag er-
richtet. Zusätzlich wird Ziegelspitt als Substrat 
bei der Dachbegrünung eingesetzt. 
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» 

„Konzeption für ein Stoffstrom-
recht“ 
Rezension der im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes von E. Brandt und S. Röck-
eisen (unter Mitarbeit von H. Baron et al.) 
durchgeführten Studie „Konzeption für 
ein Stoffstromrecht“. Berlin, 2000 (Be-
richte/Umweltbundesamt 2000/7), 749 S., 
ISBN 3-503-05937-7, ������� 

von Juliane Jörissen, ITAS 

1 Einführung 

Die Forderung eines „Stoffstrommanagements“, 
also einer gezielten Steuerung anthropogen in-
duzierter Stoff- und Energieströme, ist in 
Deutschland spätestens seit Veröffentlichung 
des Abschlußberichts der Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt“ des 12. 
Deutschen Bundestages: „Die Industriegesell-
schaft gestalten – Perspektiven für einen nach-
haltigen Umgang mit Stoff- und Materialströ-
men“ (1994) zu einem wichtigen Thema in der 
umweltpolitischen Debatte geworden. Hinter-
grund ist die Erkenntnis, dass die bisher verfolg-
te sektoral ausgerichtete Umweltpolitik mit ih-
ren überwiegend nachsorgenden Technologien 
zu einer dauerhaften Lösung der Umweltfrage 
nicht in der Lage ist. Trotz hoher Regelungs-
dichte und unbestreitbarer Erfolge in Teilberei-
chen hat die Belastung der Umwelt neue Di-
mensionen angenommen, die mit neuartigen 
Risiken für den Menschen und die Ökosphäre 
verbunden sind. Klimawandel, stratosphärischer 
Ozonabbau, Arten- und Biotopschwund, Wald-
sterben, Versauerung sowie die zunehmende 
Belastung von Boden und Grundwasser mit 
persistenten Schadstoffen sind Beispiele für 
diese neue Dimension von Umweltproblemen. 
Die Hauptursache für ihr Entstehen wird in der 
für die Industriegesellschaft typischen Art der 
Stoffnutzung gesehen, die darauf angelegt ist, 
der Umwelt immer größere Materialmengen zu 
entnehmen, die mit zunehmender Geschwindig-
keit und unter weiterem Energieverbrauch den 
Wirtschaftsprozess durchlaufen, um alsbald als 
Abfall die Ökosphäre zu belasten. Da jedoch 
sowohl die Verfügbarkeit von Rohstoffen als 
auch die Aufnahmekapazität der Umweltmedien 
als Stoffsenke begrenzt sind, droht eine unge-
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bremste Fortsetzung dieser „Durchflusswirt-
schaft“ in den Industrieländern (in Kombination 
mit den berechtigten Bemühungen der Entwick-
lungsländer, ihren Lebensstandard dem der In-
dustrieländer anzugleichen) die Existenzbedin-
gungen des Menschen auf der Erde in Frage zu 
stellen. Das mit dem Leitbild der nachhaltigen 
Entwicklung verfolgte Ziel, die natürlichen Le-
bensgrundlagen der Menschheit langfristig zu 
erhalten und künftigen Generationen vergleich-
bare Nutzungsmöglichkeiten einzuräumen, wie 
sie den heutigen zur Verfügung stehen, verlangt 
daher eine Lenkung, Verlangsamung und Ver-
ringerung der durch den Menschen verursachten 
Stoff- und Energieströme. 

2 Zur spezifischen Problematik eines Stoff-
stromrechts 

Mit der Einsicht, dass hinsichtlich der anthropo-
genen Stoff- und Energieströme ein Steuerungs-
bedarf besteht, korrespondiert die immer wieder 
erhobene Forderung nach einer rechtlichen Re-
gulierung. Die Idee eines umfassenden „Stoff-
stromrechts“ ist jedoch bisher von den Rechts-
wissenschaften eher zurückhaltend aufgegriffen 
worden, wofür im Einführungskapitel der vor-
liegenden Studie eine Reihe von Gründen ange-
führt wird: 

•  Der Stoffstromansatz verlangt eine Erweite-
rung der Perspektive in sachlicher, zeitlicher 
und räumlicher Hinsicht, die das bisherige 
Umweltrecht vor ganz neue Herausforderun-
gen stellen würde. 

•  In sachlicher Hinsicht ist mit dem Stoff-
stromansatz ein Paradigmenwechsel verbun-
den: Weg von der Output- und hin zu einer 
Inputsteuerung. Gefordert wird eine ganz-
heitliche Betrachtung aller Umweltauswir-
kungen eines Stoffes oder Produktes über 
seinen gesamten Lebenszyklus hinweg. Dies 
schließt die Berücksichtigung von Wechsel-
wirkungen und Synergieeffekten mit anderen 
Stoffen sowie Spätfolgen ein. Neu ist außer-
dem, dass der Stoffstromansatz die natürli-
chen Ressourcen und die Aufnahmekapazität 
der Umweltmedien für freigesetzte Stoffe als 
Schutzgüter in den Mittelpunkt rückt. In zeit-
licher Hinsicht erfährt der Schutzauftrag in-
sofern eine Erweiterung, als es nicht nur um 
die Lebensgrundlagen der heutigen Men-

schen geht, sondern explizit die Entwick-
lungsmöglichkeiten künftiger Generationen 
einbezogen werden. 

•  Neben den qualitativen Aspekt der traditio-
nellen Chemiepolitik, die darauf ausgerichtet 
war, die Freisetzung gefährlicher Stoffe im 
Interesse von Gefahrenabwehr und Risiko-
vorsorge zu begrenzen, tritt der quantitative 
Aspekt, also die reinen Stoffmengen als neu 
zu steuernde Ursache von Umweltbelastun-
gen. Im Gegensatz zum klassischen Gefahr-
stoffrecht geht es nicht mehr ausschließlich 
um Stoffe, die schon in geringen Dosen für 
Mensch und Umwelt gefährlich sein können, 
sondern um an sich unproblematische Stoffe, 
die aber durch ihre massenhafte Verwendung 
oder ihre kumulativen Einwirkungen lang-
fristig zu irreversiblen Umweltschäden füh-
ren können. Während die Konzeption eines 
übergreifenden Stoffstromrechts im Bereich 
der Gefahrstoffregulierung vorhandene An-
sätze fortentwickeln könnte, müsste bei der 
Stoffmengensteuerung weitgehend rechtli-
ches Neuland betreten werden. 

•  Durch die Akzentuierung des Ressourcen-
schutzes und der Stoffmengensteuerung 
müsste der Vorsorgegedanke stärker als je 
zuvor Berücksichtigung finden. Stoffmen-
genprobleme sind meist auf eine Vielzahl 
kleiner Einzelbeiträge verschiedener, von-
einander unabhängig handelnder Akteure zu-
rückzuführen, wobei negative Wirkungen oft 
erst durch Kumulation oder sehr zeitverzö-
gert auftreten. Regelungen zur Stoffmen-
gensteuerung werden daher grundsätzlich im 
Vorfeld einer Gefahr eingreifen müssen, da 
der einzelne gefährliche Verhaltensbeitrag 
kaum zu identifizieren und die Gefahren-
schwelle kaum bestimmbar sein dürften. 

•  Eine Regulierung der Stoffmengenströme 
wird dadurch erschwert, dass die Zielsetzung 
der Ressourcenschonung auf politischer 
Ebene noch nicht hinreichend operationali-
siert worden ist, um Anknüpfungspunkte für 
rechtliche Regelungen zu bieten. Zwar kön-
nen die in der Nachhaltigkeitsdebatte entwi-
ckelten „ökologischen Managementregeln“ 
in gewisser Weise als Konkretisierung der 
Ziele einer dauerhaft umweltgerechten 
Stoffwirtschaft betrachtet werden. Bisher be-
steht aber weder ein vollständiger politischer 
Konsens über diese Grundsätze, noch 
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herrscht Einigkeit über die Frage, wie diese 
relativ abstrakten Forderungen in konkrete 
Umweltqualitätsziele zu überführen sind, 
oder wie die Lasten ihrer Realisierung zwi-
schen den Nationen und den einzelnen Ak-
teuren innerhalb einer Nation aufgeteilt wer-
den sollen. 

•  Mit der geforderten umfassenden Betrach-
tungsweise „von der Wiege bis zur Bahre“ 
ist ein erheblicher Informationsbedarf ver-
bunden, der auch Einblick in interne Be-
triebsvorgänge und private Konsumgewohn-
heiten verlangt. Eine Steuerung von Stoff-
strömen setzt somit die Beschaffung schwer 
zugänglicher Informationen voraus, wobei 
der Staat vielfach auf die Kooperation priva-
ter Akteure angewiesen sein wird. Zudem ist 
die Methodik der Ökobilanzierung bisher 
noch unzureichend entwickelt und es beste-
hen erhebliche Wissensdefizite über Wir-
kungszusammenhänge. 

•  Um das Risiko der Freisetzung gefährlicher 
Stoffe zu beschränken, hat sich der Gesetz-
geber in der Vergangenheit vor allem ord-
nungsrechtlicher Instrumente wie Ge- und 
Verbote, Verwendungsbeschränkungen, Zu-
lassungsverfahren, Kennzeichnungspflich-
ten etc. bedient. Wenn es um die Steuerung 
von Stoffmengen geht, die auf eine Vielzahl 
kleiner Einzelbeiträge verschiedener Akteu-
re zurückzuführen sind, stößt das klassische 
Ordnungsrecht jedoch an seine Grenzen. 
Auch lassen sich zwingende staatliche Ein-
griffe angesichts des ausgeprägten Vorsor-
gecharakters einer Stoffmengensteuerung 
wohl kaum rechtfertigen. Zur Regulierung 
der Mengenproblematik kommen daher in 
erster Linie Instrumente einer indirekten 
Verhaltenssteuerung in Betracht, die auf ei-
ne Veränderung der staatlichen Rahmenbe-
dingungen privatwirtschaftlicher Tätigkei-
ten abzielen. 

•  In räumlicher Hinsicht verlangt der Stoff-
stromgedanke, die bislang dominierende na-
tionale, allenfalls europäische Sichtweise zu 
einer globalen Perspektive zu erweitern. 
Aufgrund der Vernetzung der Ökosysteme 
über Staatsgrenzen hinweg ist die Sicher-
stellung der natürlichen Lebensgrundlagen 
für die nationale Bevölkerung nur zu ge-
währleisten, wenn auch Umweltgüter in an-
deren Ländern ausreichend geschützt wer-

den. Aufgrund der internationalen Verflech-
tung der Märkte und insbesondere der zügi-
gen Vollendung des europäischen Binnen-
marktes ist zudem der nationale Spielraum 
für stoffstromrechtliche Alleingänge sehr 
beschränkt. Anzustreben wären daher mög-
lichst grenzüberschreitende oder internatio-
nale Lösungen. 

•  Schließlich wirft auch die Verortung stoff-
strombezogener Regelungen im geltenden 
Recht Probleme auf. Eine ausschließliche 
Zuordnung zum Umweltrecht erscheint auf-
grund der neuartigen und erweiterten Per-
spektive keineswegs zwingend. Vielmehr 
handelt es sich hier in besonderem Maße 
um eine übergreifende Querschnittsaufgabe, 
die zahlreiche andere Rechtsgebiete wie 
z. B. das Wirtschafts- und Steuerrecht, das 
Verkehrsrecht, das Baurecht und das Agrar-
recht berührt. 

Die Aufzählung macht deutlich, welche immen-
sen Schwierigkeiten der Kodifizierung eines 
umfassenden Stoffstromrechts entgegenstehen. 
Trotz dieser vielfältigen Hemmnisse, deren sich 
die Autoren wohl bewusst sind, unternehmen sie 
den anspruchsvollen Versuch, ein Instrumenta-
rium zur Steuerung von Stoff- und Energieströ-
men zu entwickeln. Dabei ist es nicht Anliegen 
der Studie, unbedingt eine gänzlich neue Kon-
zeption für ein Stoffstromrecht zu entwerfen, 
sondern sinnvolle Vorschläge der bisherigen 
Debatte aufzugreifen und auf ihre Tauglichkeit 
hin zu überprüfen, wobei der Stoffmengenaspekt 
im Vordergrund steht. 

3 Ziele und Methodik 

Die Studie baut auf den in der Literatur vorhan-
denen Ansätzen, wie etwa dem von Rehbinder 
im Auftrag der Enquete-Kommission „Schutz 
des Menschen und der Umwelt“ des 12. Deut-
schen Bundestages erstellten „Gutachten zur 
Konzeption eines in sich geschlossenen Stoff-
stromrechts“ (1994) oder der im Auftrag der 
SPD-Bundestagsfraktion erarbeiteten Studie von 
Gebers, Führ, Wollny: „Ökologische Stoffwirt-
schaft - Grundanforderungen an eine Stofffluss-
regulierung“ (1993) auf. Im Gegensatz zu den 
schon vorliegenden Arbeiten, die sich ihrem 
Gegenstand eher von einer theoretisch-abstrak-
ten Seite genähert haben, wählt die hier vorlie-
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gende Studie eine induktive Herangehensweise. 
Es werden exemplarisch zwei relevante Stoff-
ströme: Baustoffströme und Stoffströme durch 
PKW herausgegriffen und ihre spezifische Prob-
lematik auf der Grundlage von „Realanalysen“ 
dargestellt. Für jeden Stoffstrom werden sodann 
zwei Strategien entwickelt, die den Autoren als 
besonders Erfolg versprechend für eine Steue-
rung der Stoffmengenströme erscheinen. Zur 
Umsetzung der Strategien werden jeweils drei 
Instrumente vorgeschlagen, die anschließend im 
Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit zur Umset-
zung der Ziele einer nachhaltigen Stoffwirt-
schaft überprüft werden. Die aus der Instrumen-
tendiskussion gewonnenen Erkenntnisse werden 
sodann bezüglich ihrer Generalisierbarkeit und 
Übertragbarkeit auf andere Stoffströme unter-
sucht. Daraus werden Schlussfolgerungen für 
die Konzeption eines Stoffstromrechts gezogen. 

Auch in methodischer Hinsicht beschreitet 
die Arbeit neue Wege. Durch die kontinuierliche 
Beteiligung von Sachverständigen, die Vergabe 
von Unteraufträgen und die Einrichtung von 
projektbegleitenden Arbeitskreisen, in denen die 
entwickelten Strategien und Instrumente mit 
Experten aus Wirtschaft, Verwaltung, Politik 
und Wissenschaft diskutiert wurden, ist der In-
terdisziplinarität der Aufgabenstellung Rech-
nung getragen worden. Die Studie zeichnet sich 
zudem durch eine profunde Darstellung der 
technisch-naturwissenschaftlichen Seite der 
Problematik aus, die sie auch für Nichtjuristen 
zu einer lohnenden Lektüre macht. 

4 Aufbau der Studie 

Der Bericht gliedert sich in 7 Teile. In Teil I 
werden die oben geschilderten Aufgaben, Be-
sonderheiten und Probleme des Stoffstroman-
satzes herausgearbeitet. Auf dieser Grundlage 
erfolgt in Teil II eine Bestandsaufnahme der 
vorhandenen stoffstromrechtlichen Ansätze im 
geltenden Recht, wobei insbesondere auch die 
Potenziale für eine mögliche Weiterentwicklung 
geprüft werden. Die Analyse kommt zu dem 
Ergebnis, dass bisher keine Regelung dem 
Stoffstromansatz insgesamt gerecht wird. Das 
geltende Umweltrecht ist einer eingeschränkten 
Betrachtungsweise verhaftet, die jeweils nur 
einzelne Stoffe oder Anlagen, nur einzelne Pha-
sen eines Stoffstroms, nur einzelne Schutzgüter 
oder Umweltmedien oder nur bestimmte Um-

weltauswirkungen über ausgewählte Belas-
tungspfade in den Blick nimmt. Dem Stoff-
stromgedanken am nächsten kommen aus Sicht 
der Autoren das Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz sowie die Instrumente der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und des Öko-Audits. Aller-
dings bietet das geltende Recht ihrer Auffassung 
nach zahlreiche Anknüpfungspunkte, insbeson-
dere in Form von Verordnungsermächtigungen 
z. B. im Wasserrecht, im Chemikalienrecht, im 
Immissionsschutzrecht und im Baurecht, die für 
eine Stoffstromsteuerung nutzbar gemacht wer-
den könnten. Einen deutlichen Fortschritt im 
Verhältnis zum geltenden Recht sehen sie in 
dem Entwurf der Unabhängigen Sachverständi-
genkommission für ein Umweltgesetzbuch 
(UGB), insofern als er sich am Leitbild der 
Nachhaltigkeit orientiert und die ganzheitliche 
Betrachtungsweise zu einem alle Regelungen 
übergreifenden Prinzip erhebt. Obwohl die 
Kommission die Erweiterung des Gefahrstoff-
rechts zu einem allgemeinen Stoffrecht verwor-
fen hat, werden einzelne Bausteine eines Stoff-
stromregimes aufgegriffen und weiter ausge-
baut. Besonders hervorgehoben werden in die-
sem Zusammenhang der deutliche Einstieg in 
die Steuerung von Energieströmen, die Einfüh-
rung eines eigenen Produktkapitels, das die Pro-
duktverantwortung auf alle Lebensphasen eines 
Stoffes bzw. Produktes erstreckt, die Regelung 
grenzüberschreitender Aspekte in einem eigen-
ständigen Kapitel sowie der vermehrte Einsatz 
selbstregulativer Instrumente, die darauf zielen, 
die Eigenverantwortung der maßgeblichen Ak-
teure zu stärken. 

In Teil III werden die Grundlagen für die 
weitere Instrumentendiskussion erarbeitet. Zu-
nächst werden die in Betracht kommenden 
Instrumente nach ihrer Wirkungsweise in vier 
Kategorien klassifiziert: 

- Instrumente der direkten Verhaltenssteue-
rung, die ein bestimmtes Verhalten zwingend 
vorschreiben (Gebote, Verbote, Zulassungs- 
und Genehmigungsverfahren, Herstellungs- 
und Verwendungsbeschränkungen, Kenn-
zeichnungs-, Beratungs- und Aufklärungs-
pflichten, Rückgabepflichten des Letztbesit-
zers, Emissionsgrenzwerte, Kontingentierung 
des Rohstoffabbaus oder -einsatzes durch 
Quoten etc.). 

- Instrumente der indirekten Verhaltenssteue-
rung, die durch finanzielle Anreize, morali-
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sche Appelle oder die Schaffung günstiger 
Rahmenbedingungen Einfluss auf die Wil-
lensbildung des Betroffenen nehmen, ohne 
ein Verhalten zwingend vorzuschreiben; da-
zu gehören neben Subventionen, Steuerer-
leichterungen und Abgaben unter anderem 
die Umwelthaftung, die Verleihung von 
Umweltgütezeichen, Zertifizierungsysteme 
und die Förderung privater Normungstätig-
keit. 

- Planerische Instrumente (Förderprogramme 
und Fachplanungen)     sowie schließlich 

- Verhaltensteuerung durch staatliche Eigen-
vornahme (z. B. Bildung und Forschung, 
Erhebung umweltrelevanter Daten, Über-
wachung und Kontrolle). 

Um die Leistungsfähigkeit der Instrumente 
beurteilen zu können, wird ein Kriterienkatalog 
entwickelt, bei dessen Zusammenstellung auf 
Erkenntnisse der Umweltökonomie, der 
Implementationsforschung und der Gesetzge-
bungslehre zurückgegriffen wurde. Er umfasst 
folgende Kriterien: Zielgenauigkeit, Wirkungs-
sicherheit, Reversibilität, Effizienz, Vollzugs-
eignung, Praktikabilität, Kontrollierbarkeit, 
politische Durchsetzbarkeit und Akzeptanz. Da 
die Leistungsfähigkeit eines Instruments ent-
scheidend davon abhängt, inwieweit es sich in 
das geltende Rechtssystem einpassen lässt, 
wird dem Kriterium der Rechtskonformität 
besondere Bedeutung zugemessen. 

Die bisher abstrakt geführte Instrumenten-
diskussion wird in Teil IV exemplarisch anhand 
der Stoffströme durch Bauprozesse und durch 
PKW konkretisiert. Die Auswahl der Strategien 
basiert auf den im Anhang zu findenden Real-
analysen, in denen die spezifischen Ressourcen-
verbräuche, Umweltbelastungen sowie die tech-
nischen Entlastungspotenziale zur Verringerung 
der Stoffmengenströme dargestellt werden. Be-
züglich der Bauprozesse wird die Behandlung 
des Themas auf den Verbrauch mineralischer 
Baustoffe im konstruktiven Hochbau als dem 
mengenmäßig relevantesten Stoffstrom des 
Bausektors eingeschränkt. Zur Reduktion der 
Baustoffmengenströme werden zwei Strategien 
vorgeschlagen: 

a) die Kreislaufführung von Baumaterialien 
(Wiederverwendung von Bauteilen, Recyc-
ling und Gewinnung von Sekundärrohstof-
fen), 

b) Reduktion des Verbrauchs besonders um-
welt- und ressourcenintensiver Baustoffe 
durch Substitution und absolute Materialein-
sparung. 

Nach Darstellung der Hemmnisse, die einer 
freiwilligen Umsetzung dieser Strategien bisher 
im Wege standen, werden aus dem breiten 
Spektrum möglicher Instrumente drei ausge-
wählt, wobei die oben dargestellten Instrumen-
tentypen repräsentativ zur Geltung kommen 
sollten. 

Das erste Instrument „Steuernde rechtliche 
Rezeption privater technischer Normen für res-
sourcenschonende Baustoffe und Baustoffarten“ 
zielt darauf ab, die Rolle des Staates im Rahmen 
der Normungstätigkeit privater Organisationen 
(DIN, VDI, VDE etc.) zu stärken und die Erar-
beitung überbetrieblicher technischer Normen 
für rohstoffschonende Bauprodukte (insbeson-
dere Sekundärbaustoffe und Materialien aus 
nachwachsenden Rohstoffen) zu forcieren. Zu-
nächst sollen die allgemeinen Anforderungen an 
den Normungsprozess (Zusammensetzung der 
Gremien, Beteiligung staatlicher Vertreter, 
Transparenz, Publizität, Begründungspflicht, 
Übereinstimmung des Normentwurfs mit den 
rechtlichen Zielen, Einwendungsmöglichkei-
ten, periodische Revision) in einem „Bundes-
Normungs-Gesetz“ geregelt werden. Die allge-
meinen Vorgaben des Normungsgesetzes sollen 
sodann in einem Fachgesetz weiter konkretisiert 
werden, das insbesondere die inhaltlichen An-
forderungen an Bauprodukte (Ziele, zu berück-
sichtigende Schutzgüter, anzustrebendes Schutz-
niveau, Gefahren, Risiken) näher spezifiziert. 
Entspricht eine Norm sowohl den verfahrens-
rechtlichen wie den inhaltlichen Anforderungen, 
kann sie im Wege der amtlichen Einführung 
durch die zuständige Behörde (Deutsches Insti-
tut für Bautechnik; ARGEBAU) in den Rang 
einer allgemein anerkannten Regel der Technik 
erhoben werden. Mit Hilfe der amtlichen Ein-
führung soll die Rechtssicherheit für den An-
wender von Produkten, die dieser Norm ent-
sprechen, erhöht und insgesamt mehr Transpa-
renz geschaffen werden. 

Während das erste Instrument die rechtli-
chen und praktischen Voraussetzungen für den 
Einsatz ressourcenschonender Baustoffe verbes-
sern soll, setzt das zweite Instrument „Pflicht 
des Bauherrn zur Vorlage eines Baustoffkon-
zepts“ auf der Nachfrageseite an. In dem Kon-
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zept hat der Bauherr darzulegen, inwieweit er 
ressourcenschonende Baumaßnahmen ergreifen 
wird. Gefordert werden u. a. Angaben zu Art 
und Menge der zu verwendenden Recyclingbau-
stoffe und nachwachsenden Rohstoffe, Angaben 
zur Konstruktion unter dem Gesichtspunkt der 
Material- und Energieeinsparung, Angaben zur 
Rückbaubarkeit des Bauwerks. Die Vorlage 
eines solchen Baustoffkonzepts ist Vorausset-
zung für die Erteilung der Baugenehmigung. 

Das dritte Instrument „Lizenzpflicht für das 
Inverkehrbringen mineralischer Primärbaustof-
fe“ rundet das Bild ab, indem es die Angebots-
seite erfasst und den Absatz bestimmter Primär-
rohstoffe kontingentiert. Ausgangspunkt ist die 
politisch zu treffende Entscheidung über das 
konkret anzustrebende Reduktionsziel (Redukti-
on des Einsatzes von mineralischen Primärbau-
stoffen um z.B. 30 % innerhalb von fünf Jah-
ren). Nach Einführung der Lizenzpflicht dürfen 
die betreffenden Baustoffe nur noch in der 
Menge in Verkehr gebracht werden, die durch 
entsprechende verbriefte Vertriebsrechte ge-
deckt ist. Die erstmalige Ausgabe der Lizenzen 
erfolgt kostenlos und bemisst sich an der durch-
schnittlich in den letzten Jahren verkauften 
Menge an mineralischen Baustoffen. Lizenzen, 
die im Jahr der Erstausgabe nicht genutzt wer-
den, verfallen. Um das Reduktionsziel zu errei-
chen, werden die Lizenzen im Zeitverlauf ab-
gewertet, d.h. das ursprünglich mit der Lizenz 
erworbene Recht zum Vertrieb von 100 t mine-
ralischer Primärbaustoffe impliziert nach fünf 
Jahren nur noch das Recht für den Absatz von 
70 t. Die Lizenzen sind frei handelbar, allerdings 
nur zwischen den Lizenzpflichtigen. Verstöße 
gegen die Lizenzpflicht werden mit einem Buß-
geld geahndet. 

Ohne die in der Studie favorisierte indukti-
ve Methode in Frage stellen zu wollen, bleibt 
hier kritisch anzumerken, dass die Auswahl der 
drei Instrumente unzureichend begründet wird. 
Andere Instrumente, die in der Debatte um eine 
Stoffstromsteuerung im Bausektor eine wichtige 
Rolle spielen, wie etwa Kennzeichnungspflich-
ten für Bauprodukte, Verbesserung des Informa-
tionsaustauschs zwischen den Akteuren, Recyc-
lingbörsen, Erhöhung der Deponierungspreise 
für Bauabfälle oder die Einführung einer Roh-
stoffsteuer werden vorschnell verworfen und 
somit von den ausführlichen Rechtsfolgenanaly-
sen ausgeschlossen. Der schlichten Behauptung, 

dass die drei ausgewählten Instrumente „schon 
auf den ersten Blick besonders Erfolg verspre-
chend zur Verwirklichung der Strategien er-
scheinen“, vermag man sich nicht unbedingt 
anzuschließen. 

Im Hinblick auf das zweite Beispiel kon-
zentriert sich die Studie primär auf die durch das 
Produkt PKW ausgelösten Stoffströme, weniger 
auf die Probleme des Treibstoffverbrauchs und 
die Schadstoffemissionen während der Nut-
zungsphase. Analog zu der Vorgehensweise im 
Baubereich werden wieder zwei Strategien kon-
zipiert: 

a) Ressourcenschonende Konstruktion von 
PKW (Optimierung der Gesamtökobilanz) 

b) Effizientere Nutzung des einzelnen PKW 
(Car-Sharing, Car-Pooling) 

Zur Umsetzung der Strategien werden wieder-
um drei Instrumente ausgewählt. 

Das erste Instrument „Entsorgungsfinan-
zierungspflicht des PKW-Herstellers“ zielt 
darauf, die Produktverantwortung des Herstel-
lers bis in die Phase der Entsorgung auszudeh-
nen. Der Letztbesitzer hat bei der Abmeldung 
eines Altautos den Nachweis zu erbringen, dass 
er sein Fahrzeug bei einem zertifizierten Ent-
sorgungsbetrieb abgegeben hat. Dieser Nach-
weis, auf dem auch die Höhe des eventuell 
erhaltenen Entgelts vermerkt wird, geht als 
„Rechnung“ an den Hersteller, der die Kosten 
der Entsorgung (abzüglich der Vergütung) zu 
tragen hat. Die Finanzierungspflicht gilt für 
alle PKW, die in Deutschland einer Entsorgung 
zugeführt werden, und trifft Hersteller und 
Importeure gleichermaßen. 

Mit dem zweiten Instrument „Primärroh-
stoff-Input-Quote für neue PKW“ soll ein An-
reiz zur ressourcenschonenden Konstruktion 
geschaffen werden. Es sieht vor, dass ab einem 
bestimmten Zeitpunkt der Anteil nicht erneuer-
barer Primärrohstoffe pro PKW im Durch-
schnitt einen bestimmten Prozentsatz nicht 
überschreiten darf. Der Weg zur Erfüllung der 
Quote (Materialeinsparung, Einsatz erneuerba-
rer Rohstoffe, Verwendung von Recyclingma-
terialien oder demontierten Bauteilen) bleibt 
dem Hersteller überlassen. Die Quote gilt nicht 
für den einzelnen PKW, sondern für die gesam-
te Modellflotte eines Herstellers, dem damit die 
Möglichkeit eröffnet wird, die Reduzierungs-
lasten unterschiedlich auf verschiedene Fahr-
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zeugtypen zu verteilen. Berechnungsgrundlage 
bildet die gesamte Jahresverkaufsmenge, unab-
hängig davon, welche Typen in welchem Maße 
darin vertreten sind. Die Quote gilt sowohl für 
im Inland hergestellte wie für importierte 
PKW. Die Einhaltung der Quote ist verbindlich 
und sanktionsbewehrt. 

Das dritte Instrument „Neuorientierung der 
Kfz-Steuer an der Intensität der PKW-Nutzung 
und der Ressourcenintensität der Konstruktion“ 
zielt darauf ab, das Halten von Fahrzeugen, die 
nicht in effizienter Form (Car-Sharing, Car-
Pooling) genutzt werden oder keine ressourcen-
schonenden Konstruktionseigenschaften (z.B. 
Gewicht) aufweisen, zu verteuern. Das bisherige 
Bezugssystem der Steuerklassen nach Emissio-
nen in Abhängigkeit vom Hubraum soll zu-
nächst beibehalten werden, wobei effizient ge-
nutzte Fahrzeuge steuerlich bevorzugt und die 
Steuersätze insgesamt angehoben werden sollen. 
Längerfristig soll eine Umstrukturierung der 
Bemessungsgrundlagen erfolgen, bei der der 
bisher praktizierte Emissionsbezug durch neue 
Bezugsgrößen abgelöst wird, die sich an der 
Ressourcenintensität der Konstruktion orientie-
ren. Hierzu soll ein Index entwickelt werden, 
mit dem jedes Fahrzeug schon bei der Herstel-
lung versehen wird. 

Die ausgewählten sechs Instrumente wer-
den anschließend anhand der oben dargestellten 
Kriterien auf ihre Leistungsfähigkeit hin unter-
sucht, wobei die Frage der Rechtskonformität 
im Mittelpunkt steht. Besonderes Augenmerk 
wird der Auslotung der rechtlichen Grenzen 
gewidmet, die sich aus dem Verfassungsrecht 
und aus dem internationalen Primärrecht erge-
ben, da sie als praktisch unüberwindbar ange-
sehen werden. Im Verlauf der Rechtsfolgenana-
lyse kristallisieren sich neben den sachbereichs- 
und instrumententypischen Fragen eine Reihe 
von Rechtsproblemen heraus, die bei den meis-
ten Instrumenten gleichgelagert auftreten und 
auf die Besonderheiten des Stoffstromansatzes 
selbst zurückzuführen sind. Der Erörterung die-
ser Probleme ist Teil V gewidmet. 

In Teil VI geht es um die Frage, inwieweit 
die für die exemplarische Untersuchung zweier 
konkreter Stoffströme (Baustoffe und PKW) 
entwickelten Strategien und Instrumente sowie 
die mit ihnen verknüpften rechtlichen Probleme 
und die gefundenen Antworten auf andere Stoff-
ströme übertragbar sind. Daraus werden 

Schlussfolgerungen gezogen und schließlich 
Konsequenzen für die Konzeption eines Stoff-
stromrechts aufgezeigt. Teil VII dient der Zu-
sammenfassung der Ergebnisse. 

5 Ergebnisse 

(1) In Einklang mit den Empfehlungen der Un-
abhängigen Sachverständigen-Kommission 
für ein Umweltgesetzbuch wird die Idee ei-
nes umfassenden allgemeinen „Stoffstrom-
gesetzes“ zurückhaltend beurteilt, dies vor 
allem aus drei Gründen: Zum einen erscheint 
den Autoren ein solches übergreifendes Ge-
setz als Regelungsgrundlage für die meisten 
der diskutierten Instrumente nicht unbedingt 
erforderlich, da sie sich ebenso gut in be-
reichsspezifischen Fachregelungen ansiedeln 
ließen. Zum anderen sei fraglich, ob ein um-
fassendes Stoffstromgesetz der Vielfältigkeit 
schon der hier ausgewählten sechs Instru-
mente gerecht werden könne. Ein ausschließ-
lich im Umweltrecht verankertes Stoffstrom-
gesetz wäre nicht in der Lage, alle Instru-
mente aufzunehmen, da viele in andere Re-
gelungsbereiche (Bauproduktenrecht, Bau-
ordnungsrecht, Verkehrsrecht) fielen. Auf-
grund der Aufteilung in Bundes- und Lan-
desrecht fehle dem Bund zudem in einigen 
Fällen die Regelungskompetenz, z. B. bei In-
strumenten, die in den Landesbauordnungen 
zu regeln wären. Schließlich müssten erheb-
liche Anpassungsprobleme überwunden 
werden, um ein umfassendes Stoffstromge-
setz in die vorhandenen Rechtsstrukturen 
einzufügen. Die politische Durchsetzbarkeit 
eines solchen Ansatzes sei zurzeit nicht er-
kennbar. Aus diesem Grunde plädieren die 
Autoren zumindest aus einer kurz- bis mittel-
fristigen Perspektive dafür, die Ziele der 
Stoffstromsteuerung durch Integration in das 
vorhandene Recht zu implementieren. 

(2) Im Hinblick auf die Möglichkeiten einer 
Integration in das geltende Recht werden 
die in der Studie beispielhaft untersuchten 
Instrumente in drei Gruppen eingeteilt. Für 
die Mehrheit der Instrumente (Einführung 
einer Input-Lizenzpflicht für besonders res-
sourcenintensive Baustoffe, Neuorientie-
rung der Kfz-Steuer, Primärrohstoff-Quote 
für neue PKW) sind aus Sicht der Autoren 
im geltenden Recht bereits ausreichende 
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Regelungsgrundlagen vorhanden. Für zwei 
weitere Instrumente (Pflicht des Bauherrn 
zur Vorlage eines Baustoffstrom-Konzepts, 
Entsorgungsfinanzierungspflicht der PKW-
Hersteller) könnte zwar auf vorhandene 
Vorschriften zurückgegriffen werden, diese 
müssten aber weiterentwickelt und um 
Stoffstromaspekte angereichert werden. Le-
diglich das Instrument „steuernde Rezeption 
privater technischer Normen“ würde in 
Form eines „Bundes-Normungs-Gesetzes“ 
die Schaffung einer völlig neuen Regelung 
erfordern. 

(3) Im Hinblick auf die Übertragbarkeit der Er-
gebnisse auf andere Stoffströme kommt die 
Studie zu einem ambivalenten Ergebnis: So 
sei etwa die Strategie „Kreislaufführung von 
Materialien“ nur geeignet für Bereiche, die 
sich durch eine geringfügige Veränderung 
der Werkstoffe über die Zeit auszeichnen 
(z. B. mineralische Baustoffe), während sie 
in Bereichen, für die eine starke Diversifika-
tion der Materialien und schnelle Innovati-
onszyklen charakteristisch sind (z. B. PKW-
Konstruktion), auf Bedenken stoße. Die Stra-
tegie „ressourcenschonende Konstruktion“ 
ließe sich sinnvoll nur auf Produkte anwen-
den, die zahlreiche Gemeinsamkeiten in der 
Gestaltung aufweisen, während sie in Berei-
chen mit einer sehr heterogenen Produktpa-
lette konturlos bliebe. Die Strategie 
„Verbrauchsreduktion ressourcenintensiver 
Stoffe durch Substitution oder Einsparung“ 
biete sich nur für Produkte mit relativ kurzer 
Lebensdauer an, während sie bei Produkten 
mit extrem langer Lebensdauer mit erhebli-
chen Unsicherheiten bezüglich der Abschät-
zung der Umweltauswirkungen alternativer 
Werkstoffe behaftet sei. Die Strategie “effi-
ziente Produktnutzung“ ließe sich nur auf 
Bereiche übertragen, in denen eine gemein-
same Nutzung von Produkten überhaupt in 
Frage kommt und scheide bei Verbrauchsgü-
tern und anderen kurzlebigen Produkten von 
vornherein aus. Daraus ziehen die Autoren 
die Schlussfolgerung, dass die Strategie- und 
Instrumentenauswahl aufgrund der Viel-
schichtigkeit der Stoffstromproblematik für 
jeden Stoffstrom neu überdacht werden 
müsste. Sie sei nicht durch wenige Regelun-
gen zu bewältigen, sondern bedürfe einer 
Vielzahl unterschiedlicher Normierungen. 

(4) Um die Unsicherheiten in den Ermittlungs- 
und Bewertungsverfahren zu beseitigen, plä-
dieren die Verfasser des Berichts analog zu 
den Empfehlungen der Unabhängigen Sach-
verständigen-Kommission zum UGB für ei-
ne Verrechtlichung der Methodik zur Ökobi-
lanzierung. 

(5) Die Komplexität der Aufgabe und die Not-
wendigkeit weit reichender Eingriffe legen 
es aus Sicht der Autoren nahe, möglichst 
viele Instrumente mit indirekter Lenkungs-
wirkung einzusetzen und Aufgaben an Pri-
vate (z. B. Normungsorganisationen) zu de-
legieren. Dafür wiederum seien neben dem 
verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot 
und dem Gesetzesvorbehalt vor allem die 
Grenzen des Wettbewerbs zu beachten. 
Konflikte mit dem Wettbewerbsrecht ließen 
sich ihrer Auffassung nach durch eine Rege-
lung vermeiden, die in gewissem Umfang 
Wettbewerbsbeschränkungen aus Umwelt-
schutzgründen gestattet. 

(6) Insbesondere bezüglich einer Stoffmen-
gensteuerung können sich nach den Resulta-
ten der Studie Schranken aus dem Europäi-
schen Gemeinschaftsrecht ergeben. Gerade 
die Instrumente im Bereich der Baustoff-
ströme treffen bereits auf eine hohe Harmo-
nisierungsdichte. Allerdings besteht eine 
Besonderheit der Bauproduktenrichtlinie 
der EU darin, dass sie den Mitgliedstaaten 
explizit die Möglichkeit eröffnet, an-
spruchsvollere nationale Schutzniveaus bei-
zubehalten oder einzuführen. Im Hinblick 
auf andere Produktbereiche, die Harmoni-
sierungsrichtlinien nach der "Neuen Kon-
zeption" unterworfen sind oder sein werden, 
wird der nationale Handlungsspielraum je-
doch als sehr viel enger eingeschätzt. 

(7) Um der globalen Dimension der Stoff- und 
Produktströme Rechnung zu tragen, käme 
eine Verankerung der Instrumente zur Stoff-
stromsteuerung in Umweltschutzvereinba-
rungen auf internationaler Ebene in Betracht. 
Mögliche Konflikte mit dem Welthandels-
recht könnten sich durch einen Verstoß ge-
gen das Diskriminierungsverbot des Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommen (Art. 
III GATT) ergeben. In einem solchen Fall 
müsste der betroffene Staat nachweisen, dass 
die Ungleichbehandlung eingeführter Waren 
nicht dem Schutz der einheimischen Wirt-
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schaft dient, sondern zur Erreichung eines 
nationalen Umweltschutzziels erforderlich 
ist. Probleme könnten sich nach Ansicht der 
Autoren daraus ergeben, dass ein solcher 
Nachweis aufgrund der defizitären Datenlage 
und methodischer Unsicherheiten schwer zu 
führen sei. 

6 Fazit 

Ressourcenverknappung, Überlastung der Öko-
systeme durch Stoffeinträge und Anwachsen der 
Abfallberge sind Phänomene, die auf den für die 
Industriegesellschaft typischen Umgang mit 
Stoff und Energieströmen zurückzuführen sind. 
Die Dringlichkeit der zu lösenden Umweltprob-
leme steht in einem bedenklichen Kontrast zu 
der bisher mangelnden rechtlichen Durchdrin-
gung des Stoffstromthemas. Dies mag u. a. 
darauf zurückzuführen sein, dass das Umwelt-
recht ohnehin zur Zeit unter einem erheblichen 
politischen Druck steht, da es zunehmend als 
Kostenfaktor und Standortnachteil im interna-
tionalen Wettbewerb angesehen wird. Um so 
mehr ist es zu begrüßen, dass es die Autoren des 
vorliegenden Berichts wagen, das heiße Eisen 
anzufassen und den Versuch unternehmen, die 
Konzeption eines Instrumentariums zur Steue-
rung von Stoff- und Energieströmen zu entwi-
ckeln. Obwohl sich die Studie exemplarisch auf 
zwei anthropogen induzierte Stoffströme (Bau-
stoffe und PKW) beschränkt, umfasst die Ab-
handlung mehr als 700 Seiten, was die Komple-
xität der Materie eindrucksvoll belegt. 

Kritisch ist anzumerken, dass es durch den 
Aufbau der Studie: zunächst Einzelprüfung der 
Leistungsfähigkeit der vorgeschlagenen Instru-
mente und Auslotung ihrer rechtlichen Grenzen, 

sodann Diskussion der Rechtsprobleme, die bei 
allen Instrumenten gleichgelagert auftreten und 
die auf den Stoffstromansatz selbst zurückzu-
führen sind, zu gewissen Dopplungen und Re-
dundanzen kommt. Weiterhin hätte man sich als 
Leser vielleicht gewünscht, dass die Einzelprü-
fung der Instrumente etwas weniger detailliert 
ausgefallen wäre und statt dessen aus dem brei-
ten Spektrum möglicher Instrumente mehr als 
die hier ausgewählten sechs in die Rechtsfol-
genanalyse einbezogen worden wären. Schließ-
lich zeigt sich, dass – obwohl es den Autoren 
explizit nicht um die Entwicklung eines „Bau-
stoffstrom-Gesetzes“ oder eines „PKW-
Gesetzes“ ging – die Übertragbarkeit der Ergeb-
nisse auf andere Stoffströme doch eher gering 
ist. Trotz dieser Einwände bietet der vorliegende 
Bericht eine Fülle von Anregungen und stellt 
eine wichtige Diskussionsgrundlage dar, welche 
der überfälligen Debatte um eine rechtliche 
Regulierung der Stoffstromproblematik neue 
Impulse verleihen könnte. 

Kontakt 

Juliane Jörissen 
Forschungszentrum Karlsruhe 
Institut für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) 
Postfach 36 40, 76021 Karlsruhe 
Tel.: +49 (0) 72 47 / 82 - 29 94 
Fax: +49 (0) 72 47 / 82 - 48 06 
E-Mail: Joerissen@itas.fzk.de 
Internet: http://www.itas.fzk.de 

 
« » 

 



Seite 73 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 

TA-INSTITUTIONEN 
UND –PROGRAMME 

Die Rückkehr des Office of 
Technology Assessment – zwi-
schen Vision und Wirklichkeit 

von Martin Socher, Dresden 

Gegenwärtig laufen in den USA Aktivitäten, 
das Office of Technology Assessment wie-
der auferstehen zu lassen. Parlamentari-
sche Initiativen, Workshops und Pressear-
beit dienen diesem Ziel. Das Ergebnis ist 
offen, bislang fehlt jedoch die breite Unter-
stützung auch aus den Reihen der Republi-
kaner. 

1 Ein kurzer Rückblick 

Am 29. September 1995 schloss das Congres-
sional Office of Technology Assessment 
(OTA) nach mehr als 20 Jahren erfolgreicher 
Arbeit, die weit über die Vereinigten Staaten 
ausstrahlte. Obwohl der Widerstand gegen die 
Schließung massiv war und führende Abgeord-
nete und Vertreter der wissenschaftlichen 
Community sich bis zuletzt für ein Weiterbe-
stehen eingesetzt hatten, war der von der re-
publikanischen Mehrheit unter Newt Gingrich 
getragene Prozess nicht mehr aufzuhalten ge-
wesen. Insgesamt entstand der Eindruck, dass 
das OTA als „Bauernopfer“ in der Auseinan-
dersetzung zwischen der Clinton Administrati-
on und dem republikanisch dominierten Kon-
gress herhalten musste. Für US-amerikanische 
Verhältnisse war das OTA verhältnismäßig 
klein, aber höchst effizient. Gegründet durch 
den „Technology Assessment Act of 1972 
(U:S:C: 471 note)“ publizierte das OTA wäh-
rend seiner 23-jährigen Existenz insgesamt 755 
Forschungsberichte. Die 200 OTA-Mitarbeiter 
arbeiteten durchschnittlich für 30-60 Ausschüsse 
und Unterausschüsse. Im politischen Len-
kungsgremium, dem Technology Advisory 
Board (TAB), wachten deren 12 Mitglieder aus 
beiden Kammern über die politische Agenda 
des OTA. Während des 103. Kongresses war 
Edward M. (Ted) Kennedy Chairman und ein-

flussreiche Senatoren wie C. Pell oder Abge-
ordnete wie John Dingell waren Mitglieder des 
TAB. Nicht minder exklusiv besetzt war der 
Technology Assessment Advisory Council 
(TAAC), welches dem TAB und dem Direktor 
des OTA beratend zur Seite stand. Die zwei 
wesentlichen Fachbereiche bzw. Abteilungen 
des OTA – die „Industry, Commerce and Inter-
national Security Division“ sowie die „Health 
and Environmental Sciences Division“ – wid-
meten sich Themen, die bis heute nichts an 
Aktualität verloren haben: Schwerpunkte des 
ersten Fachbereichs waren Energy and Materi-
als; Industry, Technology and Employment; 
International Security and Commerce; Science, 
Education and Transportation; Telecommuni-
cation and Computing Technologies. Zu den 
Schwerpunkten der Health and Environmental 
Sciences Division zählten Biological and Be-
havioral Sciences; Food and Renewable Re-
sources; Health; Ocean and Environment. 

Die Arbeitsweise des OTA mit 
Workshops, der Einbindung externen Sach-
verstands und der breite wissenschaftliche Aus-
tausch garantierten einen hohen wissenschaftli-
chen Standard und thematische Flexibilität. 
Amo Houghton, republikanischer Abgeordne-
ter und letzter Vorsitzender des TAB des 104. 
Kongresses wies in seiner OTA-Gedenkrede 
vor der Abgeordnetenkammer am 28. Septem-
ber 1995 darauf hin „At times, its greatest 
strengths – flexibility, tolerance, the prepon-
derance of technical skills – became its biggest 
weaknesses“. In der politischen Wahrnehmung 
der Republikaner hatte sich die Meinung ver-
festigt, dass OTA wäre nicht unparteiisch, son-
dern diente im Wesentlichen den Interessen der 
Demokraten im Kongress, insbesondere wäh-
rend der Administration unter Ronald Reagan 
und George Bush. Hinzu kam, dass der hohe 
wissenschaftliche Standard, die breite Beteili-
gung von stakeholdern, aber auch die themati-
sche Fokussierung den Ansprüchen des oftmals 
kurzatmigen Politikbetriebes anscheinend nicht 
mehr gerecht werden konnte. Durch Entzug des 
Budgets wurde das OTA zunächst finanziell 
ausgetrocknet und anschließend durch eine 17-
köpfige „close-out“ Mannschaft innerhalb von 
6 Monaten bis März 1996 abgewickelt. Eine 
private Weiterführung als „Institute for Tech-
nology Assessment“ war von wenig Erfolg 
gekrönt, das Modell des OTA schien in den 
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USA endgültig ad acta gelegt worden zu sein. 
[Zu den Gründen für die Schließung des OTA 
siehe auch den Beitrag von Joseph Coates in 
den TA-Datenbank-Nachrichten Nr. 4, Dezem-
ber 1995, S. 13 ff.; Anm. der Red.] 

2 Reanimation oder Neuschöpfung? 

Der Auftrag des OTA „...to provide early indi-
cations of the probable beneficial effects and 
adverse impacts of the applications of technol-
ogy and to develop other coordinate informa-
tion which may assist the Congress“ konnte 
offensichtlich weder von den anderen „support 
agencies“ des Kongresses noch von externen 
Beratungsinstitutionen in der erwarteten Quali-
tät wahrgenommen werden. Der ehemalige 
Direktor des OTA und spätere Science Advisor 
von Präsident Clinton, John H. Gibbons, 
verstand es über die Jahre, den Geist des OTA 
im politischen Getriebe von Washington am 
Leben zu erhalten und dafür zu sorgen, das 
Thema „Reviving the OTA“ als dessen Lobby-
ist in die politische Debatte einzubringen. 
Nicht nur Gibbons, sondern auch eine Reihe 
einflussreicher Abgeordneter und Senatoren 
sowie führende Vertreter aus Wissenschaft und 
Wirtschaft engagieren sich für die Wiederge-
burt des OTA. Der vorläufige Höhepunkt die-
ser Aktivitäten fand Mitte Juni 2001 in Wa-
shington D.C. statt. Am 13. Juni 2001 brachten 
33 Abgeordnete einen Gesetzentwurf „To rees-
tablish the Office of Technology Assessment“ 
ein. Der Technology Assessment Act von 1972 
sollte geändert werden in „Office of Technol-
ogy Assessment Reestablishment Act of 2001“. 
Als Budget sollten „$ 20,000,000 for each of 
the fiscal years 2002 through 2007“ zur Verfü-
gung gestellt werden. Auch getragen von dieser 
politischen Offensive wurde am 14. Juni 2001 
ein Workshop zum Thema „Creating an Institu-
tional Structure to Provide Science and Tech-
nology Advice to the U.S. Congress“ durchge-
führt. An diesem Workshop nahmen über 100 
Befürworter der Initiative teil: Kongressmitar-
beiter, Politikanalysten sowie Leute in leiten-
den Positionen in Wissenschaft und Industrie, 
Vertreter von Ständeorganisationen (profes-
sional societies), den großen Universitäten und 
Think tanks. Auf diesem Workshop sollte eine 
Reihe alternativer institutioneller Modelle zur 
Wiedereinrichtung einer wissenschaftlichen 

Beratungseinheit für den Kongress erörtert 
werden, die in der Lage wäre, „...to provide 
balanced, independent scientific and technical 
advice to the Congress on large-scale questions 
which require foresight, analysis and synthe-
sis“. Ziel des Workshops war es, eine intensive 
und ernsthafte nationale Diskussion über dieses 
Thema in Gang zu setzen. 

Neben vehement vorgetragener Unterstüt-
zung dieser Initiative stand die Diskussion von 
fünf für den Workshop ausgearbeiteten alterna-
tiven Vorschlägen für eine solche Beratungs-
einrichtung im Vordergrund: 

Modell 1: Schaffung einer schlanken, „verteil-
ten“ (distributed) Organisation mit geringer 
Personalausstattung durch den Kongress, die 
Studien an externe Nichtregierungs- und ge-
meinnützige Organisationen, u. a. Think 
Tanks und Universitäten, vergeben und koor-
dinieren soll. 
Modell 2: Schaffung einer neuen wissenschaft-
lichen Beratungseinheit, die innerhalb einer der 
bestehenden Einrichtungen des Kongresses 
angesiedelt ist, wie der Kongressbibliothek, 
dem Congressional Accounting Office oder 
dem Congressional Budget Office. 
Modell 3: Schaffung einer eigenständigen Ein-
richtung zur wissenschaftlichen Beratung des 
Kongresses. 
Modell 4: Schaffung eines Mechanismus, durch 
den die Kapazitäten der Nationalen Akademien 
oder des Nationalen Forschungsrates regelmäßi-
ger und systematischer genutzt werden können. 
Modell 5: Schaffung einer Organisation, die 
ausschließlich für den Kongress arbeitet, je-
doch in einer oder mehreren Nichtregierungs-
organisationen (NGOs) beheimatet ist. 

Die Teilnehmer des Workshops kamen zu fol-
genden wesentlichen Ergebnissen: 

•  Der Kongress braucht eine wissenschaftli-
che Beratungseinrichtung, die Themen aus 
Wissenschaft und Technik analysiert, struk-
turiert und daraus Optionen für politisches 
Handeln ableitet. 

•  Diese Organisation sollte vorzugsweise 
innerhalb der bestehenden Strukturen des 
Kongresses angesiedelt sein und ausschließ-
lich für ihn arbeiten, sich dabei jedoch ex-
ternen Sachverstands bedienen. 

•  Die bewährte politische Lenkung und Kon-
trolle durch beide Kammern des Kongresses 
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habe sich beim OTA bewährt und sollte 
beibehalten werden. Verbesserungen in der 
Struktur und Arbeitsweise der  neuen Orga-
nisation seien jedoch anzustreben: die Er-
gebnisse sollten schneller vorgelegt werden, 
es müsse sichergestellt werden, dass die 
Minderheitsfraktion ebenfalls gut beraten 
wird und es sollte stärker vernetzt gearbeitet 
und intensiver als dies beim „alten“ OTA 
der Fall war mit den anderen Kongressbe-
hörden zusammengearbeitet werden. 

•  Ein neuer Name könnte von Vorteil sein 
(sic!) (vorgeschlagen wurden u. a. Office of 
Science and Technology Assessment, Of-
fice of Science and Technology Policy 
Analysis, Office of Science and Technology 
Analysis). 

Als pikantes Apercu sollte vielleicht noch an-
gemerkt werden, dass einige der Teilnehmer 
des Workshops einen Blick nach Europa emp-
fehlen, in dem mittlerweile 15 Länder parla-
mentarische wissenschaftliche Beratungsein-
richtungen vorzuweisen hätten - aus deren Er-
fahrungen wären vielleicht nützliche Einsichten 
zu gewinnen!? 

Wie auch immer ein neues OTA aussehen 
könnte, es sollte nach Ansicht seiner Befürwor-
ter Parteilichkeit vermeiden, um schon im 
„status nascendi“ zu verhindern, was Newt 
Gingrich mit Blick auf die Demokraten be-
schrieb als „...that the OTA was used by liber-
als to cover up political ideology with a gloss 
of science“. 

3 Visionen vor Optionen 

Mittlerweile treten 50 Abgeordnete und Sena-
toren für die Wiedereinrichtung des OTA ein. 
Interessant ist hierbei, dass es vor allen Dingen 
Vertreter der Demokraten sind, die sich dafür 
einsetzen, 42 Demokraten und 8 Republikaner 
unterstützen den Gesetzentwurf von Rush Holt, 
darunter renommierte Republikaner wie der 
Vorsitzende des Wissenschaftsausschusses 
Sherwood Boehlert oder Amo Houghton. Um 
die Vision nicht in Utopie abgleiten zu lassen, 
bedarf es sicherlich einer breiteren Zustim-
mung aus dem Kongress. Sie sollte ausgewo-
gen auch aus den Reihen der Republikaner 
kommen, ansonsten würde einem neuen OTA 
die politische Legitimation fehlen. Mit einem 

solchen Geburtsfehler würde permanent Newt 
Gringrich‘ Geist über dem neuen OTA schwe-
ben, egal wie ausgewogen ansonsten die Gre-
mien besetzt sind und wie offen, interaktiv und 
diskursiv die neuen Themen bearbeitet werden. 

Aktuell soll im Rahmen eines von Senator 
Jeff Bingaman initiierten Modellversuchs he-
rausgefunden werden, ob existierende Einrich-
tungen des Kongresses als Träger einer neuen 
Organisation nach Modell 2 dienen könnten. Mit 
Hilfe von einer Million US Dollar wird geprüft, 
ob das General Accounting Office (GAO) als 
„institutional test-bed“ geeignet ist. Mit diesem 
Projekt könnte die Wiederbelebung des OTA 
vorangebracht werden, sollte es scheitern, hätte 
dies weitreichende Auswirkungen auf die Not-
wendigkeit, Wirkung und Institutionalisierung 
von politikberatender TA auf parlamentarischem 
Niveau. Fraglich ist, ob das GAO ein geeigneter 
Platz für eine wissenschaftliche Politikberatung 
im Stil des OTA ist. Zu unterschiedlich mögen 
institutionelle Kulturen und Arbeitsaufgaben 
sein, als dass sich in verhältnismäßig kurzer Zeit 
ein politisch relevanter Erfolg einstellen könnte. 
Alle in der Diskussion befindlichen Modelle 
entfernen sich von dem, was den „spirit“ und 
den Erfolg des OTA ausmachte. Eine andere 
Lösung als die Wiederbelebung des OTA führt 
zu einer neuen Einrichtung mit neuen Aufgaben, 
neuen Abläufen und neuen Strukturen. Damit 
wäre das Modell des OTA endgültig gescheitert 
und der Wettbewerb um effiziente Strukturen in 
der wissenschaftlichen Politikberatung würde 
sich letztlich auch in Europa aufs Neue entfal-
ten. Dies ist meines Erachtens ohnehin der zent-
rale Punkt der Diskussion: Wie effizient können 
vorhandene Wissensressourcen erschlossen und 
maßgeschneidert der Politik zur Verfügung ge-
stellt werden? Wer darauf die beste Antwort hat, 
wird sich auch auf diesem Markt durchsetzen. 
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The Emergence of a new scien-
tific field: The International In-
stitute of Infonomics 

by Luc Soete, University of Maastricht 

The International Institute of Infonomics 
was created in 1999 as a new joint initiative 
of the University of Maastricht and the Ho-
geschool Zuyd in Heerlen, The Netherlands. 
The idea of “infonomics” is based on the 
belief that new disciplines emerge from 
time to time based on the interaction be-
tween different scientific fields. How this 
new, multi-disciplinary research area be-
came organized in the International Institute 
of Infonomics and what kind of teaching 
activities were developed is what this short 
note is all about. First a short summary is 
given of the concept of “infonomics”, and 
the mergence of new scientific fields. Then 
a brief overview is presented of the in-
fonomics research programme and the in-
fonomics teaching programme currently 
offered at the University of Maastricht. 

1 Towards a new science of “Infonomics”? 

“Infonomics” is defined as the interdisciplinary 
science investigating the “digitisation” of soci-
ety. It brings together insights from a variety of 
fields, covering the liberal arts, the sciences 
and the humanities, including philosophy, lin-
guistics and law, mathematics, informatics and 
operational research, and social sciences, such 
as psychology, economics and business studies. 
More specifically, infonomics analyses the 
impact of so-called “new” information and 
communication technologies (ICTs) on indi-
vidual and collective behaviour; on learning, 
cognitive patterns and competence develop-
ment; on organisational and economic structure 
and performance; on ethical norms and values 
and the legal system; on knowledge accumula-
tion and diffusion; on communication modes, 
democracy and culture. It does so in an interac-
tive, interdisciplinary fashion looking both at 
impacts as well as feedbacks. 

As the digitisation of society evolves, dis-
ciplinary fields are being confronted with new 
research questions and challenges. They have 
tried to integrate the subject ignoring or down-
playing the most contradictory features and 
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narrowing relevant research questions to the 
particular discipline. The result has been a 
rapid fragmentation and overlapping of re-
search and teaching on the subject, each focus-
ing on its own narrow disciplinary relevance. 
One might even argue that in contrast to what 
economists have described as the “general 
purpose technology“ nature of new ICTs, the 
study itself of the process of digitisation ap-
pears increasingly based on “narrow purpose 
research“. The claim made through the concept 
of infonomics is that there is a need to bring 
together the various disciplinary approaches or 
at least confront them and that disciplinary 
research in each of these areas is entering di-
minishing returns because of a failure to recog-
nise the particular systemic nature of some of 
the changes implied by digitisation. 

2 On the emergence of new scientific 
fields 

New scientific fields often develop and emerge 
on the crossroads of existing disciplinary 
fields, spurred by the need to accumulate a 
common body of scientific knowledge to offer 
insights and explanations for new practical 
problems. They will often become appropriated 
fully by existing disciplinary fields and only 
emerge independently after a long incubation 
period when the “new“ issues or approaches 
have actually taken over either in research or 
teaching volume the existing disciplinary field 
in which they became embedded. 

This has been the case, for example, with 
respect to the emergence of chemical engineer-
ing, or electronics and today molecular biology 
(based on physics, biology, biochemistry, and 
informatics). The recent case of molecular bi-
ology is interesting because it is the only disci-
pline (as accepted today) that was organised at 
the European level – it was not recognised, 
even ousted nationally. The EMBL in Heidel-
berg has been the result. From this perspective, 
there appear to be major institutional bottle-
necks in allowing a new scientific field to 
emerge. Hence one can observe a complemen-
tary need for institutional renewal, which has 
accompanied the successful and rapid emer-
gence of new science fields. 

The co-operation in Infonomics between 
different university faculties of the University 

of Maastricht, research institutes such as the 
McLuhan Multimedia Institute (MMI) and the 
Maastricht Economic Research Institute on 
Innovation and Technology (MERIT) and the 
professional high schools in the region, the 
Hogeschool Zuyd, offered the required window 
of opportunity for such institutional renewal. 

3 Infonomics Research Themes 

As described above, the word “digitisation” 
refers to the new, different order of information 
processing which is being allowed for by digi-
tal information and communication technolo-
gies. Underlying digitisation are at least two 
technological revolutions. One is the dramati-
cally increased computational power of micro-
chips and the associated programmes (the 
software) to use that power, introducing the 
need to redesign all sorts of information proc-
esses. The other is the development of digital 
communication technologies, and in particular 
the Internet and its empowerment through cur-
rent World Wide Web technologies, that allow 
information to be communicated and dissemi-
nated in real time, across geographical bounda-
ries. Combined, these two developments con-
front individuals, organisations, sectors, re-
gions and countries with a transformation of 
the environment in which they operate, interact 
and generate value. 

These developments, while increasingly 
acknowledged both in the academic world and 
in business and policy circles, are still in their 
infancy. Further developments in mobile com-
munications (mobile internet), man-machine and 
intelligent machine interactions (jini) within the 
framework of continuous further development 
and use of so-called nano-technologies are likely 
to continue to provide a major impetus to social, 
organisational and societal change in the dec-
ades to come. To some extent we have realised, 
not by clever scientific design or forecasting, but 
simply by doing it or rather for most of us, by 
seeing it happen, that information products have 
started to lead a life of their own, creating and 
representing value for end-users, companies or 
societal organisations alike that is no longer 
bound to material substrata; a value, moreover, 
that can be captured by a much larger audience 
due to the dramatic increase in accessibility. At 
the same time, information processing and 
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communication are also changing the value, 
performance and distribution of traditional, 
physical products. This continuous expansion 
process looks increasingly like a never-ending 
process considering that one is now entering the 
era of products, physical or informational, that 
are capable of communicating with each other. 
However, capturing these various, new forms of 
added value will still depend, sometimes even 
crucially, on our ability to add ‘tacit’ knowledge 
components, from the creativity of the designer 
to the experience about limits and possibilities 
of the medical practitioner. 

The common aim of the infonomics re-
search programme consists of the following: 

- to understand the value that increasingly 
consists of information and communication 
as well as the major changes they have 
caused in the use and life of traditional 
products; 

- to understand the challenges for individuals, 
public and private entities; 

- to use this new independent or “de-
materialised” information, communication 
and intelligence and the new operational 
modes they create in order to enhance our 
lives, societies and economies amongst 
other things by developing appropriate pol-
icy responses including new modes of indi-
vidual and collective learning. 

Five areas of research have been considered. 
e-Basics research focuses, in the first 

place, on the nature of what is exchanged. Not 
surprisingly, given the variety of disciplinary 
interest in “digitisation”, it contains a substan-
tial conceptual element, as it attempts to sort 
out the different meanings of notions and con-
cepts as they have been used in different disci-
plinary settings. At the same time, research 
focuses on the nature of communication when 
communication is not just an interaction be-
tween human beings but between human be-
ings, intelligent systems and an intelligent 
global web, hence various aspects of digital 
“man-information systems” interactions. 

One core notion running through the in-
fonomics research programme is that at a very 
basic level the “atoms” or “units” that are being 
organised in larger wholes to form society, as 
well as their interaction, change in a fundamen-
tal way in the “informational” society. In the 

past, human beings created information and 
exchanged it with other human beings in rather 
straightforward ways. Whereas the rise of in-
formation systems and networks initially intro-
duced a modification of a quantitative nature, 
adding intelligence and sensors to reach out to 
the outside world transforms the basic “units” 
and their interactions qualitatively. The indi-
vidual can, as it were, incorporate something of 
the outside world of other individuals and in-
formation systems through a personalised web. 
The generation of knowledge is no longer a 
privilege of human beings. And communica-
tion and knowledge transfer change nature and 
require new scientific insights as well as new 
practical implementations. 

The name given to this first research unit 
reflects then a “back to basics” perspective 
including contributions from philosophy, lin-
guistics, semiotics and anthropology alongside 
the traditional fields of communications and 
information sciences and economics. 

The second research area called 
e-Behaviour unit brings one to the behaviour 
of human and software agents in the informa-
tion world. How does the individual agent act? 
How do agents behave in their desire to create 
or consume information? How will the behav-
iour of individuals alter because of the different 
nature of information and communication 
where personalisation, individualisation and 
global connectivity go hand in hand? How do 
these individuals make use of new information 
and communication technologies to create 
communities and interact within groups? How 
can this interaction lead to knowledge building 
and sharing? How do groups of agents behave 
and how does the individual agent behave in a 
group of agents? Human agents have certain 
abilities, needs and value systems that will 
influence the way they act and react in the in-
formation world. The research sheds light on 
individual motives, on behavioural patterns, on 
incentives and strategies in an increasingly 
digitised, information world. Human communi-
ties do exist independent of geographical 
space. Virtual Communities bring together 
people with similar interests to build and share 
knowledge and information, have fun or just to 
fulfil the need of belonging. 

The third research area called 
e-Organisation investigates changes in the 
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design, production, and distribution of products 
and services, including those consisting purely 
of information, under the impact of what peo-
ple have come to call the “information para-
digm”. Whether one looks at an enterprise, a 
government department, a health care organisa-
tion, or for example private households one 
may discern a number of different trends, 
which are significantly affected by and of rele-
vance to digitisation. Two major sub-fields are 
considered under this heading: new forms of 
“control” or “management” of internal and 
external resources, operations and relations, 
and second the “transactions” the organisation 
is engaged in, coupled with the nature of the 
“markets” in which these transactions are han-
dled. Fundamental transformations take place 
in organisations on each of these levels. Man-
agement decisions are done in an information 
rich environment, in which the selection and 
evaluation of information that is relevant for 
decision-making becomes critical. Flow of 
information is no longer determined by the 
structure of an organisation, where the position 
of an organisational unit in a hierarchy defines 
which information is available to it. Instead 
ICT allows flexible terms of information shar-
ing that enable, or enforce, new organisational 
structures, like virtual companies and teams. 
Research carried out under this heading inves-
tigates these developments by an interdiscipli-
nary approach. There is a mathematical and 
computer science component of research that 
asks for the algorithmic complexity of co-
ordination mechanisms. By an evaluation of 
actual decision-making in companies with 
various degrees of ICT infrastructures the cor-
relation between choice of data and models and 
quality of decision is measured, with the goal 
to make the value of information determinable. 
Organisation theory investigates how organisa-
tion structures change along with the changes 
in managing operations. Sociology looks at the 
evolution of new organisation cultures. Theo-
retical microeconomics and its offspring Indus-
trial Organisation, as well as experimental and 
empirical economic research evaluates alterna-
tives of electronic markets in terms of market 
efficiency and strategies of market participants. 

The fourth research area e-Society studies 
the influence of digitisation on the economic, 
the legal, the social but also the spatial order of 

society, and studies also the influence on under-
lying norms and values. In a very general way, 
“volatility” characterises the new emerging real-
ity, and so the natural question to ask is: what 
order goes with volatility? Looking e.g. at spa-
tial order, the relation between digitisation, mo-
bility, urban and town planning shows that we 
are talking about potentially fundamental and 
deep-cutting developments. Clearly, adapting or 
recreating order in societies along these various 
dimensions will become a new and essential part 
of policy making. But policies also involve cre-
ating the frameworks and rules for individuals, 
organisations and the political process itself to 
operate under the new regime. The second gen-
eral question then is precisely what does this 
mean for the nature of economic policy, legal 
policy, social policy, urban and regional plan-
ning, to mention but a few, the word “nature” 
referring to the content as well as to the making 
of policies. As policymaking has also come to 
rely extensively on model representations and 
data supposed to reflect reality, and as it is in-
creasingly doubtful whether the current methods 
for measuring social and economic activities, 
and collecting data on them, fully reflect the 
value transformations (of goods and services as 
they enter into the standard economic perform-
ance indicators, or of companies) brought about 
by the digital revolution, a sub-field on 
“e-Measurement” will provide more insights in 
some of the underlying measurement issues of 
the digital society. The challenge for the digital 
society research unit is not just to tackle these 
questions. Establishing an effective interaction 
between researchers from different disciplines is 
as important to catch the full richness of the 
phenomena under investigation, because at this 
level scientific disciplines are often deeply en-
trenched in their disciplinary approaches. 
Economists from a variety of denominations, 
researchers in law, political scientists, sociolo-
gists, social and physical geographers, are 
among the experts which will provide input. 
Although law issues are related to all research 
units, the largest concentration of legal topics is 
in this research unit to avoid fragmentation. But 
legal specialists participate in projects of all 
research fields. 

The fifth research area, called e-Content 
differs from the ones described above in the 
sense that it focuses on sectoral issues, that is 
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on the nature of the goods and services which 
characterise a sector, and on the relations be-
tween all parties which play a role in the pro-
duction and consumption chain. For that rea-
son, it addresses and integrates all aspects of 
individual, organisational and societal aspects 
applied to specific content sectors. While the 
other units devote special attention to the key 
phenomena at a given level, e-Content research 
predominantly deals with real-world organisa-
tions and initiatives. The request for more ap-
plied research is hence more substantial. The 
overarching paradigm for research under this 
unit is the sometimes gradual, sometimes rapid 
change process from traditional, defined and 
fixed structures into modern, volatile and flexi-
ble network environments, and the conse-
quences for content production. The fundamen-
tals of this process as well as the distinct fea-
tures in concrete organisational settings are 
analysed and described. A first research track 
brings together some of the traditional standard 
setting issues, crucial in a networked society. 
The more sector based research, is currently 
based on a policy of prioritisation of research 
efforts. Initially, the focus is on a cluster of 
sectors which are at the centre of the new in-
formation and communication ‘revolution’, in 
particular the media, multimedia, culture and 
libraries (data collections) sectors. 

4 Studying Infonomics 

The International Institute of Infonomics has 
not only initiated a number of research activi-
ties, it has also set-up new educational pro-
grams. The first initiative in this area has been 
the launch of the study “infonomics” within the 
faculty of economics and business administra-
tion at the Maastricht University. This means 
that the field of infonomics is being studied 
primarily from an economists point of view 
and students will graduate in economics with a 
specialisation in infonomics. The reason for 
doing so, is that contrary to research, the labour 
market for new degrees is still very much tradi-
tional: students will be judged and find em-
ployment on the basis of their core discipline 
affiliation. Furthermore economics offers a 
number of opportunities to “house” a new spe-
cialization such as infonomics. 

Economists have indeed known for a long 
time that information is a very different prod-
uct from traditional material goods or services. 
Thus for economists information has particular 
characteristics: it is not made of scarce physical 
resources; its production, distribution and mul-
tiplication might require some, but not much 
energy; it can be copied infinitely; it can be 
tailor-made to suit individual customers but it 
can equally be “disowned”. Nevertheless and 
implicit in the concept of Infonomics is the 
need for an interdisciplinary approach to such 
information economics issues, including legal 
issues about intellectual property and privacy, 
informatics with respect to electronic informa-
tion management and resource planning, and 
even broader psychological and societal fea-
tures linked to a better understanding of indi-
vidual and collective behaviour in virtual envi-
ronments. The new Infonomics study pro-
gramme hence appeals to economics students 
with a broad multi-disciplinary interest. 

Three particular features are currently 
popular with students following the Infonomics 
teaching programme. First, the guarantee of 
having obtained an economics degree from the 
Faculty of Economics and Business Admini-
stration of the University of Maastricht, one of 
the best if not the best economics and business 
department of the Netherlands. Second, the fact 
that the Infonomics programme covers also 
other, non-economic fields, and hence corre-
sponds to a growing need for broader educated 
economists. Third, the particular Internet and 
WWW skills students will have acquired mak-
ing them probably more digitally skilled and 
qualified economists. 

More general information about Infonom-
ics and the International Institute of Infonomics 
can be obtained at http://www.infonomics.nl. 

Contact 

Luc Soete 
Professor of International Economics 
University of Maastricht 
P.O. Box 616, NL-MD Maastricht, The Netherlands 
Tel.: +31 - 43 - 388 49 05 
Fax: +32 - 43 - 388 38 91 
E-Mail: luc.soete@algec.unimaas.nl 
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TA-KONZEPTE UND 
-METHODEN 

Transgene Nutzpflanzen der 2. 
Generation – Überlegungen zu 
einer adäquaten TA* 

von Stephan Albrecht, Universität Hamburg 

Wichtige Impulse zur Entwicklung transge-
ner Nutzpflanzen der 2. Generation (trN2) 
resultieren aus Erfahrungen mit der jeden-
falls teilweise fehlgeschlagenen normativen 
gesellschaftlichen Etablierung1 von transge-
nen Nutzpflanzen mit Merkmalen wie Herbi-
zidtoleranz oder Insektenresistenz. Die ana-
lytische Aufarbeitung dieser Probleme ist ein 
Hintergrund für einen konzeptionellen Rah-
men für Technikfolgenforschung und Tech-
nikbewertung (TA) zu trN2. 

Dieser Rahmen fußt auf vier Säulen: Si-
cherheits- und Risikoproblemen; Regulie-
rung; Willensbildung und Entscheidungsfin-
dung; sozialen und wirtschaftlichen Proble-
me. Zu diesen Säulen als thematische Felder 
für TA werden jeweils zentral wichtige For-
schungsfragen benannt. 

Der Beitrag soll eine kritische Konzepti-
on von TA fördern und weiterentwickeln, die 
nicht erst post festum die Scherben des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts kata-
logisiert. 

1 Zur Rolle der TA 

Die analytische und kommunikative Aufgabe 
von TA besteht in der Erweiterung von Ent-
scheidungsgrundlagen, in der Vermehrung von 
Optionen. Diese Aufgabe erfolgreich wahrzu-
nehmen, ist mit das Schwierigste im Bereich 
der TA-Forschung überhaupt. Denn hier gilt es, 
eine Gratwanderung zu organisieren zwischen 
Affirmation der von den Technikentwicklern 
propagierten Wege einerseits und einer Oppo-
sition gegen eben diese Pläne und Vorhaben 
andererseits. Gefragt ist aber ein tertium, mit 
dem größere Klarheit der Prämissen und Fol-
gen der vorgeschlagenen Vorhaben und 
zugleich möglicher anderer Wege geschaffen 
wird. 

Ein solcher Zuschnitt von TA bedingt, 
wenn es um Vorhaben in der Forschung geht, 
eine Offenheit auch der Technikentwickler zur 
Modifizierung ihrer Ziele und Projekte mittels 
gewonnener Einsichten. Dabei sind es nicht die 
TA-Entwickler, die diese Einsichten hätten, 
sondern es ist der gemeinsame Forschungs- 
und Kommunikationsprozess, der die Möglich-
keit einer Weiterentwicklung von Forschungs-
designs, Technologieprojekten und Zielbündeln 
eröffnet. 

Sieht man sich die reichlich verfahrene und 
häufig von kurzfristiger Taktik bestimmte öf-
fentliche Debatte und Politik um transgene 
Nutzpflanzen an, so ist ohne neue und weiter-
entwickelte politische und wissenschaftliche 
Zugänge der Weg zu einer angemessenen ge-
sellschaftlichen Gestaltung derartiger Innovatio-
nen weiterhin nicht abzusehen. Die beteiligten 
Wissenschaften haben die Chance und auch eine 
Mitverantwortung, Prozesse zu initiieren und zu 
betreiben, die neue Grundlagen für gesellschaft-
liche Entscheidungen mit zu schaffen geeignet 
sein könnten. Eine TA wie im Folgenden vorge-
schlagen könnte zu einer solchen wichtigen 
Zukunftsaufgabe in der Gesellschaft bedeutsame 
Beiträge leisten. 

2 Die Ausgangslage 

Nach in letzter Zeit verbreitetem Bekunden ist 
die gesellschaftliche Vermittlung der 1. Genera-
tion transgener Nutzpflanzen insgesamt nicht 
gelungen. Wenn schon Robert Shapiro, bis zum 
Aufkauf durch Pharmacia Upjohn Ende 2000 
Vorstandsvorsitzender von Monsanto, ein Miss-
lingen der normativen Etablierung der herbizid-
toleranten, teils insektenresistenten transgenen 
Nutzpflanzen öffentlich konstatiert, so wird man 
nicht viele weitere Belege anführen müssen. 
Mittlerweile ist auch bei der internationalen 
Marktsituation eine für transgene Produkte am-
bivalente Entwicklung festzustellen. In den USA 
weigern sich Agrarhandelshäuser zunehmend, 
transgene Produkte aufzukaufen. Dies führte im 
Jahr 2001 gegenüber dem Vorjahr zu Rückgän-
gen in der Anbaufläche von transgenem Soja 
(ca. 9 %), Baumwolle (ca. 12 %) und Mais (ca. 
24 %). Eine Imagekampagne für 50 Mio. US$ 
sollte hier gegensteuern. Die führenden Han-
delshäuser in Großbritannien verlangen von 
ihren Fleischlieferanten die Zusage, dass in der 
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Tierfütterung kein transgenes Material Verwen-
dung findet. 

Relevante europäische Nahrungsmittelher-
steller verlangen von ihren Zulieferern die Zu-
sage, dass die verwendeten Rohmaterialien frei 
von transgenen Organismen sind. Außereuro-
päische Staaten wie Japan, Mexiko, Korea, 
Thailand und Brasilien haben strenge Kenn-
zeichnungspflichten statuiert2. 

Das mögliche Misslingen einer breiten 
Einführung von transgenen Nutzpflanzen der 1. 
Generation wirft die Frage auf, welche Gründe 
hierfür verantwortlich sind. Auch wenn es dazu 
keine übereinstimmende Antwort gibt, so wer-
den doch etliche Aspekte vielfach kongruent 
vorgetragen: 

- Die agronomischen Vorzüge insbesondere 
der Herbizidtoleranz, aber auch der (partiel-
len) Insektenresistenz, sind nur für die 
Landwirte von Bedeutung, nicht aber für die 
Konsumenten der so produzierten Getreide, 
Baumwolle u. a. Rohstoffe. Es fehlt dem-
nach an der sonst häufigen Interessentenko-
alition von Verbrauchern und Produzenten, 
nach der Gleichung Produktivitätsfortschritt 
= niedrigerer Preis. 

- Die betriebswirtschaftlich positiven Effekte 
des Einsatzes transgener Sorten sind je nach 
geographischen und meteorologischen Be-
dingungen recht unterschiedlich ausgeprägt, 
teilweise verschwinden sie sogar ganz; 
Gleiches gilt für die Wirksamkeit der Breit-
bandherbizide. 

- Durch die Kombination der herbizidtoleran-
ten transgenen Sorten mit den passenden 
Herbiziden ist eine Abhängigkeit der Land-
wirte von einem oder zwei Herbiziden und 
damit zugleich von wenigen Agrarchemie-
firmen gegeben. Starke Abhängigkeiten 
bergen Risiken. 

- Die wesentlichen Eigenschaften der trans-
genen Sorten der 1. Generation haben keinen 
substantiellen Bezug zu dem propagierten 
Ziel der Sicherung und Verbesserung der 
Welternährungslage. Denn es sind diejeni-
gen Nutzpflanzen gentechnisch verändert 
worden, die für die Märkte in den gemäßig-
ten Zonen bedeutsam sind und nicht die für 
die Subsistenzlandwirtschaft relevanten 
Nutzpflanzenarten. Entsprechendes gilt für 
die Eigenschaften, die verändert oder einge-
fügt worden sind. 

- Unabhängig davon, als wie weit gehend man 
ökologische Folgeprobleme des Einsatzes 
der transgenen Sorten einschätzt, ist von den 
Technikentwicklern und -vermarktern die 
Vielfalt und Komplexität von möglichen 
oder denkbaren Implikationen unterschätzt 
worden3. 

- Die wissenschaftliche und allgemeine 
Kommunikation ist seitens der interessierten 
Firmen und Wissenschaftler nach weitest 
gehend untauglichen bis kontraproduktiven 
Mustern betrieben worden4. 

- Die ethischen und moralischen Dimensionen 
(„Fummelt nicht an unseren Nahrungsmitteln 
herum!“) werden von den Proponenten krass 
unterschätzt; so auch das klare Ergebnis (ca. 
70 %) des Eurobarometer’s (2001). 

- TA hat in den Kontroversen um herbizidto-
lerante und andere transgene Nutzpflanzen 
eine eher marginale Rolle gespielt. Das 
dürfte zu aller erst darin begründet liegen, 
dass es TA-Studien im Lehrbuchsinne zu 
diesem Themenfeld gar nicht gegeben hat; 
vielmehr gibt es einen Flickenteppich von 
Studien und Arbeiten zu Einzelaspekten5. 
Wobei die Teilstudien, die sich mit ökologi-
schen Fragekomplexen befasst haben, einen 
wichtigen Anteil daran hatten, dass offene 
Fragen als offene in Erinnerung geblieben 
sind, weiterführende und differenzierende 
Fragestellungen aufgeworfen wurden6. TA 
hat sich auf diese Weise eher als Fragenge-
nerator denn als Antwortgeber in dem oben 
zitierten Lehrbuchsinn erwiesen7. 

Autoritativ intendierte Versuche, einen defini-
tiven Stand des Wissens als Referenz für weite-
re Debatten zu etablieren, sind in dieser Inten-
tion fehlgegangen, so das Verfahren beim Wis-
senschaftszentrum Berlin 1991 ff.8 Social im-
pact assessment-Studien, d. h. Arbeiten zu den 
sozial-ökonomischen und sozial-ökologischen 
Fragenkreisen, als konzeptionell gleich ge-
wichtiger Teil von TA sind quantitativ ungleich 
weniger durchgeführt worden9; insbesondere 
sind die wichtigen langfristig orientierten Ar-
beiten aus den Enquete-Kommissionen des 
Deutschen Bundestages zur Technikfolgenab-
schätzung in der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
nicht weiterverfolgt worden. 

Alle Debatten um transgene Nutzpflanzen 
der 2. Generation (trN2) finden nun u. a. vor 
diesem knapp skizzierten Hintergrund statt. Ich 
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versuche im Folgenden, einen konzeptionellen 
Rahmen für TA-Forschungen und TA-
Kommunikation im Zusammenhang mit der 
Entwicklung von trN2 zu umreißen. Dabei 
unterscheide ich zunächst nicht nach Perspek-
tive oder institutioneller Zuordnung der hier 
vorgeschlagenen TA; diese Konkretisierungen 
sollten sich idealiter im Laufe der von mir an-
gestrebten Diskussion herausbilden10. Jede 
derartige Konzeption aber sollte, so meine 
Prämisse, Erfahrungen aus den Kontroversen, 
Monologen und Fehlschlägen der vergangenen 
15 Jahre einbeziehen. Zugleich ist es schier 
unumgänglich, die gegenwärtigen Krisensym-
ptome (kulturelle und wirtschaftliche Margina-
lisierung des ländlichen Raumes, BSE, MKS 
etc.) und deren tiefer liegende Ursachen und 
Zusammenhänge in der Landwirtschaft und 
dem Ernährungsgewerbe in Europa wie global 
zu berücksichtigen. Dies nicht etwa nur als 
Faktor aktueller öffentlicher Meinungen, son-
dern auch und vor allem als Anfrage an die 
Verantwortung von Wissenschaften, zum Ge-
meinwohl i. S. der Menschen- und Grundrechte 
beizutragen. 

3 Die Säulen der TA zu trN2 

Nach den Plänen der Technikentwickler und 
Biotechnologen sind trN2 u. a. durch folgende 
Merkmale charakterisiert: sie sollen 

- einen unmittelbaren Nutzen für End-
verbraucher aufweisen; 

- durch gezielte Veränderung von Pflanzen-
inhaltsstoffen einen ernährungsphysiologi-
schen Vorteil i. S. eines vorbeugenden Ge-
sundheitsschutzes beinhalten („functional 
food“, „health food“); 

- die Synthese von medizinisch relevanten 
Proteinen realisieren; 

- für die Industrie nachwachsende Rohstoffe 
(NR) verfügbar machen11. 

Ein solches Profil zukünftiger Nutzpflanzenge-
nerationen12 ist, wie sogleich zu sehen ist, nicht 
insgesamt neu. Insbesondere das zuletzt ge-
nannte Profilelement gehörte auch bislang 
schon zum programmatischen Repertoire. Die 
neu hinzugekommenen Elemente sind indessen 
gewichtig genug, so dass ich mich darauf kon-
zentriere. 

TA sollte thematisch auf vier Säulen auf-
bauen (s. Abb. 1): 

•  Sicherheits- und Risikofragen, 
•  Regulierung, 
•  Entscheidungs- und Willensbildung, 
•  soziale und wirtschaftliche Implikationen. 

Abb. 1: Die Säulen der TA zu trN2 
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Sicherheits- und Risikofragen betreffen sowohl 
außermenschliche ökologische Zusammenhän-
ge wie auch die menschliche Gesundheit. Die 
anvisierten Ziele der Bereitstellung von „func-
tional food“ oder von Pflanzen, die medizinisch 
relevante Substanzen produzieren, zeigen, dass 
hier erheblicher Forschungsbedarf absehbar ist. 
Diese Forschungen können sich auf Produkte, 
seien dies Pflanzen oder einzelne Inhaltsstoffe, 
beziehen, wie üblicherweise vorgegangen wird. 
Wenn allerdings, wie z. B. in dem Programm 
topPlantnord13, nicht einzelne Produkte, son-
dern eine Technologieplattform angestrebt 
wird, so tut TA gut daran, sich auch mit den 
Sicherheits- und Risikofragen auf der Ebene 
der Technologieplattform bzw. einzelnen ihrer 
Teile auseinander zu setzen. 

Dabei könnte prinzipiell jeweils in Bezug 
auf die einzelnen Technologien und auch ihr 
Zusammenwirken gefragt werden: 

- Welche Wirkungen sind möglich? 
- Welche Risiken sind denkbar? 
- Welche Elemente der Technologie generie-

ren u. U. welche Risiken? 
- Welche Möglichkeiten der Minderung oder 

Eliminierung gibt es? 
- Welche Elemente könnten oder sollten da-

her entwickelt werden? 

Weiterführend in diesem Zusammenhang 
könnte die Definition eines „Qualitätsstan-
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dards“ sein, der sich ergäbe aus Kriterien- und 
Indiaktorenkatalogen. Er würde ausgehen von 
der oben skizzierten Prüfliste und die Qualitä-
ten von verfügbaren Techniken und Methoden 
beschreiben mitsamt der bestehenden Unsi-
cherheiten. Grundlage eines solchen Vorgehens 
wäre ein umfassender kritischer Review von 
Techniken und Methoden, wie sie z. B. Ingo 
Potrykus (1991) vorgelegt hat14. Auf einer sol-
chen Basis ließen sich dann Merkmale kombi-
nieren, die eine Qualifizierung von Methodiken 
und Techniken erlaubten. Eine solche Qualifi-
zierung und Standardisierung wäre zugleich ein 
wichtiger Beitrag zur Transparenz der For-
schung und Entwicklung. 

Das Beispiel von Antibiotikaresistenzge-
nen als Marker in transgenen Nutzpflanzen hat 
aus meiner Perspektive gezeigt, wie es eher 
nicht gehen sollte. Hier ist aus Praktikabilitäts-
gründen viel Zeit verloren worden. 

Heute wäre es vorteilhaft, wenn man über 
praxistaugliche alternative Verfahrensweisen 
verfügen könnte. Es hat an ernsthaften Stim-
men schon seit geraumer Zeit nicht gefehlt, 
Antibiotikaresistenzen als Marker aus Gründen 
der Vorsorge nicht mehr zu verwenden. Auch 
wenn naturwissenschaftlich und medizinisch 
längst nicht definitiv geklärt ist, welche Risi-
ken wie realistisch sind, so hat sich doch die 
Auffassung durchgesetzt, von Markern mit 
Antibiotikaresistenzgenen ganz abzugehen15. 
Die Etablierung eines Qualitätsmaßstabes für 
Risiko- und Sicherheitsaspekte könnte neben 
der positiven Wirkung nach außen zugleich 
nach innen erheblich dazu beitragen, dass in 
Zukunft sowohl systematisch wie frühzeitig 
etwaige Probleme gesucht und beobachtet wer-
den könnten. 

Die angestrebten Merkmale der trN2 be-
dingen zugleich zwei Weiterungen der Si-
cherheits- und Risikofragen. Bisherige Debat-
ten um „novel food“ haben das Konzept der 
„substantial equivalence“, einen Vergleich 
konventioneller mit neuartigen Lebensmitteln 
herangezogen. Dieses Konzept, Anfang der 
90er Jahre in der OECD entwickelt, ist der 
naturwissenschaftliche Versuch, eine Brücke 
zwischen den Paradigmenwelten der Erfahrung 
und des Experimentierens zu bauen, aus Über-
einstimmungen bzw. aus fehlenden oder nicht 
erkennbaren Abweichungen auf Gleichartigkeit 
zu schließen. Solche Methodik ist umstritten, 

was nicht verwunderlich ist, da der Gegens-
tand, an dem sich die Methodik entwickelt hat, 
transgene Nahrungsmittel sind. Die Royal So-
ciety of Canada (RSC) hat das Konzept der 
„substantial equivalence“ als ungeeignet für die 
Beurteilung von transgenen Nahrungsmitteln 
qualifiziert16. Unabhängig davon, ob man sich 
die Kritik und Vorschläge der RSC zu eigen 
macht, bleibt als wichtig die Erkenntnis festzu-
halten, dass qua definitione für trN2 die spezi-
fische Neuartigkeit als Charakteristikum gilt. 

Mit der Herstellung von trN2 wird ein 
weiterer Schritt getan in dem schon seit einigen 
Jahren zu beobachtenden fundamentalen Um-
schwung im Lebensmittelbereich, nämlich 
einem Paradigmenwechsel von der Erfahrung 
zum Experiment17. Mir scheint von daher of-
fensichtlich, dass weit reichende methodische 
Innovationen in der Prüfung und Zulassung 
von neuartigen Nahrungsmitteln erforderlich 
sind, die auch auf die spezifischen Methoden 
rekurrieren, mittels derer diese Nahrungsmittel 
konstruiert und produziert worden sind. Dabei 
könnte auf die Systematik aufgebaut werden, 
die die RSC für transgene Nahrungsmittel der 
1. Generation entwickelt und vorgeschlagen 
hat. Man könnte auch aus den Problemen im 
Kontext von BSE zusätzliche Argumente ent-
nehmen für die Bedeutung von Prozessen der 
Nahrungsmittelherstellung: „Process matters, 
not only content“18. 

Hier sehen wir die erste Ausweitung von 
Sicherheits- und Risikofragen im Zusammen-
hang mit trN2, nämlich das Erfordernis einer 
weitgehend neuen Methodik zur Prüfung und 
Sicherheitsbewertung von Nahrungsmitteln mit 
neuartigen Eigenschaften. Auf diesem Weg 
stehen Wissenschaft und zuständige Behörden 
sehr am Anfang. Es ist nicht nur aus Sicher-
heitsgründen, sondern auch aus gesellschafts-
politischen Gründen unerlässlich, dass hier 
nicht eine weitere zeitliche und sachliche 
Schieflage zwischen Herstellung neuartiger 
Produkte und Wissen um deren Implikationen 
hingenommen oder befördert wird. 

Die zweite Weiterung geht in den medizi-
nischen Sektor. Wenn Pflanzen medizinisch 
relevante Proteine oder andere Substanzen 
synthetisieren sollen, dann sind schon in der 
Entwicklung dieser Pflanzen, also auch in der 
Entwicklung darauf orientierter Techniken oder 
Technologien, die zu pharmazeutischen Ent-
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wicklungen gehörenden Sicherheits- und Risi-
kofragen aufzuwerfen. 

Das kompliziert auf eine Weise diese 
Vorhaben, ist aber eine unabdingbare Voraus-
setzung dafür, dass nicht erst später bei konkre-
ten Produktentwicklungen alle möglichen 
Probleme offenbar werden, mit den aus der 1. 
Generation transgener Pflanzen bekannten 
nachteiligen Konsequenzen. 

Hier wird im Vorgehen sowohl danach zu 
unterscheiden sein, welcher Art die pharmazeu-
tischen Substanzen sind, die in trN2 syntheti-
siert werden sollen, wie auch, auf welche Wei-
se das Pharmakon aus der Pflanze gewonnen 
und (weiter) prozessiert wird. 

Schließlich werden auch Aspekte der Si-
cherheit der Anbauflächen und deren Umge-
bung zu bedenken sein, wenn pharmazeutisch 
wirksame Stoffe, die bislang in geschlossenen 
Anlagen und Fabriken produziert worden sind, 
nun im offenen Feld angebaut werden. Hinzu 
kommt, dass der ganze komplizierte Fragen-
kreis der Regulierung pflanzlicher Substanzen 
geöffnet wird, soweit von trN2 Pharmazeutika 
als Pflanzenteil angewendet werden sollen. 
Bislang sind pharmazeutische Stoffe pflanzli-
cher Herkunft historisch unsystematisch teils 
wie andere Arzneimittel auch reguliert, teils 
nicht nach diesen Regularien zugelassen. Diese 
Inkonsistenzen der Prüfung und Zulassung 
werden an Hand von entsprechenden trN2 un-
weigerlich auf die Agenda geraten. 

Es ist von Gegenständen und Methoden 
her evident, dass dieser Teil der TA von natur-
wissenschaftlich Ausgebildeten (das schließt 
die Ernährungs- und Medizinwissenschaften 
ein) geleistet werden muss. Wobei aus meiner 
Sicht zentral wichtig ist, die Formulierung der 
Qualitätsstandards als gemeinsame Arbeit der 
Technikentwickler und der TA-Entwickler zu 
gestalten. Da es sich hier um eine Art Pionier-
vorhaben handelt, ist kein a priori-Rezept an-
zugeben, wie derartige gemeinsame Formulie-
rungen gelingen können. Handwerkszeug gibt 
es dazu aus anderen komplexen Zielfindungs- 
und Verständigungsabläufen durchaus19. 

4 Regulierungsfragen für trN2 

Regulierungsfragen sind nolens volens eines 
der ständigen Gebiete von TA zur modernen 
Biotechnologie. In Bezug auf trN2 ist vor dem 

Hintergrund der Erfahrungen vor allem bedeut-
sam, einen analytischen und konzeptionellen 
Beitrag zur Entwicklung angemessener Regu-
lierungen zu formulieren. Angemessen heißt in 
diesem Fall: den verwendeten Prozessen und 
Produkten und deren Wirkungspotentialen 
entsprechend. 

Die teilweise unübersichtliche Regulie-
rungslandschaft zu transgenen Nutzpflanzen 
und „novel food“20 zeichnet sich durch diverse 
Defizite aus, die teils struktureller, teils kogni-
tiver und teils prozeduraler Natur sind. Wichti-
ge Defizite sind u. a.: 

- horizontale und vertikale Regulierungen 
interferieren; 

- unterschiedliche Traditionsstränge rechtli-
cher Normierungen sind nur schwer zu in-
tegrieren; 

- Elemente von Überbürokratisierung finden 
sich neben bedeutsamen Lücken; 

- für wichtige Regulierungskomplexe fehlen 
unstrittige und/oder unzweideutige wissen-
schaftliche und methodische Grundlagen; 

- gleichwohl bestehen hohe Abhängigkeiten 
bei und in Regulierungsentscheidungen von 
wissenschaftlichen Expertengremien oder 
administrativ-wissenschaftlichen Hybrid-
gremien. 

Es ist ein oft zu beobachtendes Spiel, dass Inte-
ressenten im Land A auf die angeblich viel 
sachbezogenere Regulierung im Land B ver-
weisen. Regelmäßig tun Interessenten aus dem 
Land B das Gleiche mit Hinweis auf Land A. 
Untersuchungen, insbesondere zum Vergleich 
zwischen den USA und der EU, zeigen aller-
dings, dass es keinen Königsweg der Regulie-
rung der modernen Biotechnologie gibt. So 
wird es auch in Bezug auf trN2 bleiben. 

Ein neues Spezifikum der Regulierung 
wird sich ergeben durch das Hinzutreten medi-
zinisch wirksamer Substanzen. Mit diesem 
Entwicklungsziel gerät man, wie schon er-
wähnt, unweigerlich in eine Überschneidungs-
zone mit den Regularien der Prüfung und Zu-
lassung von Arzneimitteln. Für trN2 wird es 
also zumeist eine zweistufige Regulierung ge-
ben, nämlich die für Freisetzen und Inver-
kehrbringen transgener Organismen und die für 
den jeweiligen weiteren Verwendungszweck (s. 
Abb. 2)21. 
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Abb. 2: Regulierungen für trN2 
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Die von mir in Abschnitt 3 vorgeschlagene 
Entwicklung eines Qualitätsstandards bei der 
technologischen Entwicklung und der Kon-
struktion von trN2 hätte im Erfolgsfalle positi-
ve Auswirkungen auch auf die Regulierungs-
strukturen und -prozeduren. 

Fragestellungen für TA-Untersuchungen 
im Feld von Regulierungen können insbeson-
dere solche sein, die sich auf die Analyse un-
terschiedlicher Gegenstandsbereiche von Regu-
lierungen beziehen wie Saatgut, Futtermittel, 
Pharmaka, Nahrungsmittel, deren Interdepen-
denzen und Interferenzen samt der den Regu-
lierungen zugrunde liegenden Wissensstruktu-
ren („scientific basis of regulation“) und impli-
zite oder explizite Wertvorstellungen. Ein 
zweiter Teil von TA-Fragestellungen richtet 
sich auf die Analyse verschiedener Ebenen und 
Modi von Regulierungen und deren jeweilige 
Bedeutungen (räumliche Ebenen; rechtssyste-
matische und -technische Ebenen). Schließlich 
gehört als ein drittes wichtiges Element dazu 
die kritische, auch komparative Evaluation 
bisheriger Regulierungen mitsamt ihrer Imple-
mentationen. Dabei geht es um Fragen von 
Effizienz und Effektivität für unterschiedene 
Bereiche wie Wissenschaften, Landwirtschaft, 
Handel, Verbraucherschutz ebenso wie um die 
Wirkungen von Regulierungen auf die gesell-
schaftlichen Kontroversen. 

5 Entscheidungs- und Willensbildungsver-
fahren bei trN2 

Entscheidungs- und Willensbildungsverfahren 
sind für Erfolg oder Misserfolg von technologi-
schen Innovationen grundlegend bedeutsam. 
Die TA-Forschung und -Praxis verfügt interna-
tional in diesem Feld über einen beachtlichen 
Erkenntnis- und Erfahrungsfundus22. Dabei 

geht es um Entscheidungs- und Willensbil-
dungsverfahren auf ganz unterschiedlichen 
Ebenen, von den Wissenschaften bis zu den 
gesellschaftlichen und politischen Institutionen 
und Öffentlichkeiten. Für trN2 sind diese Ebe-
nen in Abbildung 3 aufgeführt. 

Auf allen diesen Ebenen finden ständig 
Willensbildungen und Entscheidungen statt, 
die sich teilweise positiv aufeinander beziehen, 
teils konträr verlaufen, teils unkoordiniert statt-
finden. TA zu trN2 in diesem Feld hat zur Auf-
gabe, die Analyse der Strukturen und Inhalte 
von ablaufenden Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozessen zu verbinden mit der Of-
fenlegung der zugrunde liegenden Wert- und 
Interessenpräferenzen und der experimentellen 
Etablierung innovativer Formen von Willens-
bildung und Entscheidung, die den erkannten 
bisherigen Defiziten23 abzuhelfen geeignet sein 
könnten und die helfen könnten, die Förderung 
als sinnvoll erkannter technologischer Innova-
tionen als eine gesellschaftliche Gestaltungs-
aufgabe wahrzunehmen24. 

Abb. 3: Orte von Willensbildungen und Ent-
scheidungen 
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In Bezug auf trN2 sei das beispielhaft skizziert. 
Das vielfach in Forschungsanträgen und 
-programmen beschriebene Ziel der Entwick-
lung von trN2 als „functional food“ ist eine 
normative Fixierung, nicht eine aus naturwis-
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senschaftlicher Analyse oder Erkenntnis ge-
wonnene Ableitung25. In diese normative Fest-
legung gehen industriewirtschaftliche, gesund-
heits- und ernährungspolitische, landwirtschaft-
liche und forschungsstrategische Überlegungen 
ein. In dem Konzept von topPlantnord z. B. 
wird die primär zu entwickelnde Technologie-
plattform als Mittel zum längerfristigen Zweck 
eines „wertvollen Beitrag(es) zu einer innova-
tiven und verbraucherorientierten Pflanzenpro-
duktion“ gesehen. 

Ähnliche Begründungen finden sich auch 
in thematisch verwandten Projektkonzepten für 
„functional food“26. TA hat nun die Aufgabe 
der Offenlegung der in diese Zielformulierung 
eingegangenen Wertpräferenzen einschließlich 
der darin enthaltenen Wertkonflikte. 

Um einen solchen impliziten Konflikt zu 
nennen: „Functional food“ als Konzept zur 
Verbesserung der Ernährungs- und Gesund-
heitssituation in Deutschland und anderen In-
dustriestaaten wird von unterschiedlichen Ak-
teuren sehr divergent bewertet. Während die 
Prämisse der zitierten Argumentation der 
Technikentwickler ist, dass eine solche Strate-
gie sinnvoll ist, reicht die Palette der Aussagen 
im ernährungswissenschaftlichen Bereich von 
„Nischenstrategie“ bis zu „funktionelle Le-
bensmittel sind bestenfalls immer nur (eins von 
vielen anderen) Hilfsmittel(n), gesund zu le-
ben, das Leben zu genießen, sich wohl zu füh-
len“27. Im Bereich von Gesundheits- oder 
Verbraucherorganisationen ließen sich viele 
weitere Schattierungen aufzeigen28. 

Das Offenlegen von Präferenzen betrifft 
auch Institutionen, die auf die Technologieent-
wicklung Einfluss ausüben, seien es Ministerien, 
Krankenkassen, Industrieunternehmen, Interes-
senverbände oder wer sonst als Akteur oder 
Beteiligter betroffen ist, wie in Abbildung 3 
skizziert. 

Hier gibt es etliche richtungweisende Leh-
ren aus den Fehlschlägen und Fehlentwicklun-
gen bei den ersten transgenen Nutzpflanzen. 
Als einen Fall von „functional food“ kann man 
auch den transgenen Reis von Potrykus & Bey-
er ansehen29. Der darüber öffentlich ausgebro-
chene Streit ist konkret veranlasst durch groß-
sprecherische und unseriöse Verlautbarungen 
der Firma Monsanto. Diese überzogenen Pro-
klamationen reproduzieren exakt ein altes 
Kommunikationsmuster, das Robert Shapiro, 

wie oben schon erwähnt, öffentlich selbstkri-
tisch als kontraintentional wirkend bewertet 
hat. Aber auch jenseits dieses Problems stellen 
sich etliche Fragen, die gegenwärtig, wo erst 
einige kg Saatgut aus dem Labor dem interna-
tionalen Reis-Forschungsinstitut (IRRI) in Ma-
nila zur Verfügung gestellt worden sind, nicht 
beantwortet werden können, die aber behand-
lungsbedürftig sind; wie z. B. die nach der 
tatsächlichen quantitativen Verfügbarkeit von 
Provitamin A aus dem transgenen Reis und die 
jeweiligen gesundheitlichen Wirkungen der 
verfügbaren Menge oder auch die nach paralle-
len oder alternativen Wegen der Ernährungs- 
und Gesundheitssicherung vor allem für Kinder 
in den Gebieten mit Mangelernährung und Hun-
ger30. Hierzu gehört auch die Ursachenanalyse 
des Vitamin A-Mangels in den betroffenen Ge-
bieten, insbesondere die Zerstörung traditionel-
ler Ernährungssicherungsnetze und die verän-
derte Inhaltszusammensetzung moderner Nutz-
pflanzen im Vergleich zu den traditionellen 
Sorten. In dieses Debattenfeld gehört schließlich 
der Entstehungskontext des Potrykus-Projektes. 
Denn dieses Projekt ist hervorgegangen u. a. aus 
der Feststellung, dass der mainstream der uni-
versitären Biotechnologie sich just nicht um 
Ernährungsfragen der nicht industrialisierten 
Länder bekümmert hat, desgleichen auch die 
großen Wirtschaftsunternehmen. 

An diesen Beispielen sieht man den flie-
ßenden Übergang von den Fragen um Willens-
bildungen und Entscheidungen herum zur vier-
ten Säule, nämlich den sozialen und ökonomi-
schen Fragen. Die Hinzunahme sozialer Kontex-
te zu Fragen technologischer Innovationen ist 
mithin nicht etwas von außen, sozusagen poli-
tisch Gesetztes, sondern resultiert aus dem wis-
senschaftlich-gesellschaftlichen Charakter der 
Forschungen selbst. In diesem Bereich von TA-
Forschung stellen sich die neu-alten Fragen nach 
Landnutzung, sozialen und betrieblichen Struk-
turen, die Entwicklung ländlicher Räume, die 
Veränderung internationaler Beziehungen und 
Strukturen. Gewichtig sind auch Fragen nach 
der gesellschaftlichen Organisation von Ernäh-
rung und dem Zuschnitt der Ernährungspolitik. 
Damit ist der mittelgroße Strauß landwirt-
schafts- und ernährungspolitischer Kontroversen 
angesprochen. 
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Resümee 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass die Entwicklung von trN2 Fragen auf-
wirft, die über diejenigen, die aus der Kontro-
verse um die Transgene der 1. Generation be-
kannt sind, noch hinausgehen. Jetzt wird die 
Beeinflussung von Ernährung und Gesundheit 
nicht als möglicher Nebeneffekt gesehen, son-
dern als wichtiger und eigentlicher Zweck. Jede 
TA, die sich als mitgestaltend versteht, muss 
auf diese Erweiterung des Themen- und Prob-
lemspektrums eingehen. Augenmerk sollte 
innovative TA gewichtig auch darauf legen, in 
frühen Entwicklungsstadien neuer Techniken 
oder Technikplattformen Verständigungspro-
zesse mit den Biotechnologen zu suchen, um 
gemeinsam sachliche und prozedurale Konse-
quenzen aus den Fehlern der Vergangenheit zu 
ziehen. 

* Ich danke Rolf Meyer, Büro für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB), 
Berlin, ganz herzlich für kritische Kommentie-
rungen, die auf wesentliche Schwachstellen des 
ursprünglichen Textentwurfes hingewiesen ha-
ben. Desgleichen den Kolleginnen und Kollegen 
der Pflanzenzüchtungsfirma KWS Saat AG, die 
einen praxisgeübten Blick auf den Text gewor-
fen haben. Für Schwächen bleibe allerdings 
nach wie vor ich verantwortlich. 

Anmerkungen 

1) Unter „normativer Etablierung“ wird hier der 
gesellschaftliche Prozess verstanden, in dessen 
Verlauf technologische Innovationen als mit den 
vorherrschenden Werten vereinbar oder für die-
se Werte förderlich angenommen werden. Nor-
mative Etablierung meint insoweit etwas Um-
fassenderes als der zumeist verwendete Termi-
nus „Akzeptanz“, mit dem überwiegend eine 
Aufnahme als käufliches Gut in den Warenpool 
einer Gesellschaft beschrieben wird, vgl. auch 
Albrecht 1995 

2) KWS Saat AG (Einbeck) 2001, pers. Komm. 
3) Dass Ereignisketten auftreten, die zunächst als 

komplett irreal eingeschätzt werden, ist immer 
wieder zu beobachten, nicht nur in der Evoluti-
onsbiologie und -geschichte. 

4) Ausnahmen wie in Deutschland die KWS Saat 
AG (Einbeck) bestätigen diese Regel. Besonders 
unrühmlich hat sich die US-amerikanische Fir-
ma Monsanto hervorgetan, vgl. dazu z. B. Mon-

biot 2000; Lappé, Bailey 1999. Hauptpunkte der 
verfehlten Kommunikation waren: Es wurde 
prätendiert, über alle relevanten Informationen 
zu verfügen, alle praktischen Situationen und 
Konstellationen „im Griff“ zuhaben. Öffentliche 
wie wissenschaftliche Einwände und oft auch 
diejenigen, die solche vorgebracht haben, wur-
den als sachunkundig, längst widerlegt, abwegig 
oder aus niederen Beweggründen, vor allem po-
litischen, handelnd abgewiesen. Erwiesen sich 
Einwände und abweichende Problemsichten als 
jedenfalls teilweise zutreffend, wurde wiederum 
so reagiert, als ob es sich um längst bekannte 
Sachverhalte handelte. 

5) So verzeichnet die Datenbank des ITAS/Karls-
ruhe für den Zeitraum 1986 bis 1998 zu transge-
nen Nutzpflanzen 39 TA-einschlägige Veröf-
fentlichungseinträge, die überwiegend mit den 
28 registrierten Forschungsprojekten zusam-
menhängen. Gewiss erfassen diese Einträge die 
thematisch relevanten Publikationen nicht voll-
ständig; darauf kommt es hier auch nicht an. 
Vielmehr unterstreichen die thematischen Zu-
schnitte der Projekte wie der Publikationen die 
hier getroffene Aussage. 

6) Vgl. grundlegend Tiedje et al. 1989, neuerdings 
z. B. Kjellsson et al. 1994; 1997; Ammann et al. 
1999; Schütte et al. 1998; Schütte et al. 2001 

7) Das soll keineswegs eine Wertminderung der 
TA bezeichnen. Wohl ist damit aber eine Wir-
kungsgrenze der TA angedeutet. Vgl. zur Rolle 
von TA in der Biotechnologie Albrecht 1997 
und als eher formalen Überblick, der auf Land-
wirtschaft allerdings gar nicht eingeht; Simonis, 
Droz 1999 

8) Vgl. dazu z. B. Dorothea Jansen 2000 
9) Immer wieder sind allerdings Marktabschätzun-

gen für transgene Nutzpflanzen und andere bio-
technische Produkte vorgenommen worden; die-
se rechne ich hier nicht zu den SIA-Studien. Der 
Abstand zwischen Abschätzung der Marktent-
wicklung und tatsächlicher Marktentwicklung ist 
über die Jahre etwa gleich groß geblieben. Inter-
national wiederholt ist die Rolle großer agrar-
chemischer Unternehmen behandelt worden, 
auch in Bezug auf die Entwicklung in nicht in-
dustrialisierten Ländern (niL), vgl. z. B. Lappé, 
Bailey 1999; Hobbelink 1989; Hobbelink 1991 

10) Rolf Meyer unterscheidet in diesem Zusammen-
hang zwischen (1) wissenschaftlicher TA, (2) 
politikberatender TA und (3) einem Netzwerk 
zwischen Wissenschaft, Industrie, Politik und 
Gesellschaft, Meyer 2001 (pers. Komm.) 

11) Vgl. für die aufgeführten Ziele z. B. topPlant-
nord 2001; ähnliche Zielbündel ließen sich aus 
vielerlei Vorhaben anführen. Vgl. dazu als aktu-
ellen Überblick Rögener 2001 
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12) Bisweilen sind auch Zielvorstellungen zu lesen 
wie z. B. die Übertragung von Pilzresistenzen, 
Stickstofffixierung o. Ä. Diese sind allerdings 
wegen ihrer enormen technologischen und züch-
terischen Komplexität wohl eher etwas für die 3. 
oder 4. Generation transgener Nutzpflanzen. 
Wobei sich hier schon Fragen nach möglichen 
oder wünschenswerten Prioritätensetzungen von 
Forschung und Züchtung stellen. 

13) TopPlantnord 2001; www.top-plant-nord.de 
14) Derartige Reviews müssen in angemessenen 

Zeitabständen wiederholt werden. In der zitier-
ten Arbeit von Potrykus hatte dieser bspw. die 
particle gun-Methode als weitgehend irrelevant 
eingeschätzt – eine aus heutiger Sicht krasse 
Fehleinschätzung. 

15) Dabei haben Entwicklungen, die mit der Biotech-
nologie wenig bis gar nichts zu tun haben, eine 
wichtige Rolle gespielt. Das kann man gut an der 
Arbeit der Kommission des britischen Oberhau-
ses ablesen, die 1999 ebenfalls das Abgehen von 
Antibiotikaresistenzgenen als Markern empfohlen 
hat. Die zugrunde liegenden Probleme resultieren 
allerdings aus der Verwendung von Antibiotika in 
der fabrikmäßigen Tierhaltung (Rinder, Schwei-
ne, Geflügel) als Mastbeschleunigungsmittel und 
den Tierhaltungsbedingungen. 

16) Zu den Schwierigkeiten der Entwicklung von 
Alternativen vgl. Koenig 2000; Privalle et al. 
2000 

17) The Royal Society of Canada 2001; Nature 409: 
749 (15. Februar 2001). In der Studie der RSC 
wird empfohlen: „The Panel recommends that 
approval of new transgenic organisms for envi-
ronmental release, and for use as food or feed, 
should be based on rigorous scientific assess-
ment of their potential for causing harm to the 
environment or to human health. Such testing 
should replace the current regulatory reliance on 
“substantial equivalence” as a decision thresh-
old.” (RSC 2001: x). 

18) Vgl. bspw. Heasman und Mellentin 2001 
19) Damit soll hier keine Parallele von BSE zu trN2 

insinuiert werden; wohl soll aber darauf 
hingewiesen werden, dass bislang nicht 
praktizierte Verfahren in der 
Lebensmittelherstellung erhebliche Risiken in 
sich bergen können, die man weder nach dem 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis noch 
durch übliche Vorsichtsmaßnahmen 
ausschließen kann. Man kann nur den Versuch 
unternehmen, durch frühestmögliche und 
systematische Suche nach Risikoquellen und 
Vermeidungsstrategien die Risiken zu mi-
nimieren. Klar ist, dass damit die Abwägung, ob 
Risiken in Kauf genommen werden sollen und 
wofür, noch gar nicht getroffen ist. 

20) So z. B. aus der Umweltpolitik, vgl. dazu Sexton 
et al.1999; Dale & English 1999 

21) Vgl. Bongert 2000; Sauter, Meyer 2000; Spels-
berg et al. 2000 

22) Die EU-Kommission versucht zwar, auf der 
Basis der im April 2001 veröffentlichten modifi-
zierten Freisetzungsrichtlinie 90/220/EWG 
(nunmehr 2001/18/EC) mit dem Vorschlag 
COM(2001)425 final eine kohärentere Form der 
Regulierung von novel food und novel feed vor-
zulegen. Dabei bleiben aber die getrennten Stu-
fen der Zulassung erhalten. 

23) Vgl. bspw. zur deutschen Entwicklung Coenen, 
Petermann et al. 1999; zu Europa Klüver et al. 
2000; Vig, Paschen 2000; zu USA Bimber 1996 

24) Zu den erkannten Defiziten gehören insbesonde-
re: Asymmetrien zwischen der Herstellung von 
technologischen Innovationen durch Wissen-
schaften und Industrien und einer gesellschaftli-
chen Verständigung über Richtung, Ausmaß und 
Grenzen; ähnliche Asymmetrien zwischen dem 
Innovationskomplex und der öffentlichen Poli-
tik; der oftmals hermetische Charakter von Ex-
pertenstrukturen sowohl in den Wissenschaften 
wie in hybriden Beratungsgremien mit hohem 
und decisivem Einfluss; die Abwesenheit parla-
mentarischer Beratung und Mitbestimmung in 
Fragen der Lancierung von Forschungspro-
grammen, insbesondere in den deutschen Län-
dern und im Bund, etwas geringer im Europa-
parlament nach langem und intensivem Kampf; 
eine zu dem erstgenannten Punkt korrespondie-
rende Schieflage in der Forschungsförderung, 
weil Implikationsuntersuchungen nicht als sinn-
voller Bestandteil von innovationsgerichteter 
Forschung verstanden wird. 

25) Ein solcher normativer Anspruch an die Gestal-
tungsfähigkeit und -bedürftigkeit technologi-
scher Innovationen stimmt nicht überein mit den 
landläufigen Vorstellungen von Innovationen als 
Produkten des wissenschaftlich-technisch-
kommerziell verstandenen „Innovationssys-
tems“. Hier wird vielmehr davon ausgegangen, 
dass technologische Innovationen den gleichen 
politischen und auch moralischen Gestaltungs-
imperativen folgen sollten wie andere Gestal-
tungen gesellschaftlicher Verhältnisse, vgl. dazu 
Meyer-Abich 1988, 1997; Sclove 1995; Korten 
1998; Monbiot 2000 

26) Sicherlich tragen naturwissenschaftliche Er-
kenntnisse bei zu der Zielangabe „functional 
food“, aber die Intention, derartige Nahrungs-
mittel zu entwickeln und zu propagieren, ist kei-
ne wissenschaftliche, sondern eine gesell-
schaftspolitische Handlung. Es ist wichtig, diese 
Tatsache nicht zu übersehen oder zu verwischen. 
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27) S. z. B. Food Science Hamburg-Kiel 2001: 2f.; 
ausführlicher dazu aus einer ebenfalls positiv 
voreingenommenen Position Hüsing et al. 1999 
und, in weiten Teilen inhaltsidentisch, Menrad et 
al. 2000 

28) Oltersdorf & Ecke 2000: 124 
29) Vgl. Hüsing et al. 1999; Menrad et al. 2000 für 

die Schweiz; für Großbritannien vgl. House of  
Commons 1999 

30) Potrykus & Beyer 1999; vgl. zum Hintergrund 
der Finanzierungsprobleme der Forschungen 
Normile 1999 

31) Vgl. hierzu Süddeutsche Zeitung v. 6.3.2001, 
V2 17 
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ITA in der Wirtschaft 

von Bjørn Ludwig, SYCOR AG, Göttingen 

Innovations- und Technikanalyse (ITA) ist in 
der Wirtschaft insbesondere in kleinen und 
mittelständischen Unternehmen (KMU) 
noch unterrepräsentiert. Integrationsbemü-
hungen müssen Schnittstellen in die Unter-
nehmen nutzen, die sich durch bereits be-
stehende und aktuell sich entwickelnde 
Managementprozesse darbieten. In diesem 
Beitrag werden Anknüpfungsmöglichkeiten 
auf der Basis von Qualitäts- und Wissens-
managementsystemen sowie methodische 
Potenziale diskutiert, die sich aus der Neu-
ausrichtung des ITA-Konzepts in Verbin-
dung mit unternehmensspezifischen Inte-
ressen und Kompetenzen ergeben. 

Ausgangspunkt und Ziel 

Im vorliegenden Beitrag wird das Konzept der 
Innovations- und Technikanalyse (ITA) aus der 
Perspektive der Unternehmen diskutiert und 
Integrationspotenziale aufgezeigt. 

Auf die zurückliegende Diskussion um 
„Technikfolgenabschätzung und Industrie“ in 
den TA-Datenbank-Nachrichten gehe ich nur 
insofern ein, dass ich folgenden Aussagen, die 
Schäffer in der letzten Ausgabe als Konsens 
ausgemacht hat (Schäffer 2001), zustimme und 
sie als Ausgangspunkt nehme: 

•  Technologieentwicklung wird im Wesentli-
chen in der Wirtschaft betrieben. 

•  Die Wirtschaft sollte stärker in die traditio-
nelle TA einbezogen werden. 

•  Auch in der Wirtschaft scheint es TA-
ähnliche Beratungsprozesse zu geben. 

Ziel dieses Beitrags ist es zu zeigen, dass die 
Denkweise von ITA den Unternehmen nicht 
völlig fremd ist, dass viele Ziele gleich bzw. 
verwandt und die Begriffe nicht unbekannt sind. 
Andererseits wird in diesem Beitrag die Auffas-
sung vertreten, dass ITA nicht leicht eigenstän-
dig in Unternehmen adaptiert werden wird, da 
das Konzept kaum bekannt ist und kurzfristig 
gesehen in jedem Falle einen Kostenfaktor dar-
stellt, dessen Rendite nicht unmittelbar klar ist. 
Zur Integration ist es daher erforderlich, dass 
Schnittstellen und Anschlussmöglichkeiten in 
Unternehmen gefunden und genutzt werden, die 

sich jedoch aus einer Betrachtung von Erfahrun-
gen mit und aktuellen Entwicklungen von Ma-
nagementprozessen zwanglos ergeben. 

Von Technikbewertung zu Innovations- und 
Technikanalyse 

Was hat sich geändert? Technikbewertung be-
deutet die Auseinandersetzung mit den Folgen, 
die durch vermehrte Technikanwendung entste-
hen. Alle seit Ende der 1960er Jahre in der Dis-
kussion befindlichen Begriffe für das amerikani-
sche „Technology Assessment“ (TA) bezeich-
nen Strategien, die die Bereitstellung von Hand-
lungs- und Orientierungswissen über technische 
Systeme sowie über deren Verknüpfungen mit 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politi-
schen Systemen zum Ziel haben. Dieses Wissen 
soll entscheidungsunterstützend, d. h. beratend 
eingesetzt werden. Zunächst ging es darum, 
frühzeitig negative Folgen, die durch technische 
Anwendungen entstehen, zu identifizieren, um 
sie anschließend zu vermeiden oder zumindest 
zu verringern (Ludwig 2001c, Teil I). 

Das Selbstverständnis von TA hat sich über 
die Phasen der Einführung, Etablierung und 
Institutionalisierung in den letzten 30 Jahren 
ausgehend von der Frühwarnfunktion und der 
Politikberatung gewandelt und weiterentwi-
ckelt. Die richtungweisende begriffliche Klar-
stellung des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) unterstreicht diese 
Entwicklung: ITA – Innovations- und Technik-
analyse – betont besonders den gestalterischen 
Aspekt von Technikgestaltung und Technolo-
gieentwicklung, d. h. das frühzeitige Erkennen 
von Entwicklungsrichtungen, von Ursachen-
komplexen und von Alternativen. 

Diese konstruktive Position reicht von der 
Gestaltung von Innovationen – nicht nur im 
technischen, sondern auch im sozialen Bereich 
– und der gezielten Gestaltung der Technik-
entwicklung in Unternehmen bis zum verstärk-
ten Einsatz von partizipativen Verfahren zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit bei notwendigen 
Entscheidungen im lokalen Bereich. 

Das ITA-Konzept ist Ausdruck der strate-
gischen Neuausrichtung der BMBF-Aktivitäten 
zum Themenfeld reflektierende Technikfor-
schung. Es kann dazu dienen, einen gemeinsa-
men Handlungsrahmen für Forschungseinrich-
tungen, Unternehmen und Anwender zu entwi-



������������
�������
�����

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 Seite 93 

ckeln. Explizit genannt werden Beratungsunter-
nehmen sowie spezialisierte Unternehmensbe-
reiche anderer Unternehmen. ITA soll dazu 
beitragen, gesellschaftlich erwünschte Fort-
schrittsfelder zu identifizieren, Gestaltungspo-
tenziale aufzuzeigen und politische Handlungs-
spielräume zu benennen. ITA-Studien und Pro-
jekte sollen innovations-, handlungs- und zu-
kunftsorientiert sein. „Eine erfolgreiche Innova-
tions- und Technikanalyse, (...), muss die Wis-
sensbestände und Herangehensweisen von Wis-
senschaft und Wirtschaft miteinander verbin-
den.“ (BMBF 2001, S. 20). 

Akteur Gesellschaft 

ITA lässt sich als gesellschaftlicher Manage-
mentprozess auffassen, der zum Ziel hat, die 
„richtigen“ Technologien einzusetzen. Zur Fra-
ge, wie das Attribut „richtig“ näher zu bestim-
men ist, leistet die Debatte um das Leitbild 
Nachhaltigkeit einen wichtigen Beitrag als Ziel-
vorgabe. Gestaltende Innovations- und Technik-
analyse wird hier eine entscheidende Rolle ein-
nehmen, da die durch Technikanwendung her-
vorgerufenen Probleme ohne verstärkte Tech-
nikanwendung global nicht zu bewältigen sind. 

Das ITA-Konzept betont einerseits den 
Akteur Gesellschaft. Ein aktuelles Beispiel ist 
der FUTUR-Prozess des BMBF, der derzeit 
durch eine breite öffentliche Beteiligung bei 
der politischen Umsetzung unterstützt wird; der 
Autor, Angehöriger eines Unternehmens, ist 
Mitglied des inneren Akteurskreises. Das 
BMBF versucht auf diese Weise den gesell-
schaftlich relevanten Forschungsbedarf mit 
einem Zeithorizont von 20 Jahren zu ermitteln 
und daraus zu fördernde Schwerpunkte zu er-
schließen sowie konkrete Projekte zu entwi-
ckeln (vgl. http://www.futur.de). Dieser begrü-
ßenswerte Ansatz wird durch eine groß ange-
legte Partizipation erreicht. 

Andererseits wird im ITA-Konzept der 
Akteur Unternehmen, insbesondere kleine und 
mittelständische Unternehmen (KMU), betont. 

Akteur Unternehmen 

Die grundsätzliche Situation in Unternehmen 
stellt sich folgendermaßen dar. Aus der lang-
fristigen Perspektive des Bestehenbleibens 
ergibt sich für ein Unternehmen mittel- bis 

kurzfristig die Notwendigkeit, in Abhängigkeit 
von seiner Kapitalversorgung später oder frü-
her Gewinne zu erwirtschaften. 

Der hieraus in Verbindung mit der Wett-
bewerbssituation entstehende Kosten- und Zeit-
druck kann in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
sehr stark werden. Dies wirkt sich dann auf alle 
Aktivitäten des Unternehmens aus, und zwar 
umso stärker, je kleiner das Unternehmen ist. 

Investitionen müssen daher in absehbarer 
Zeit in irgendeiner Weise dem Unternehmen 
positiv zugute kommen. Dabei wird monetären 
Einheiten der Vorzug gegeben, jedoch gelangen 
auch immaterielle Werte zunehmend in den 
Fokus und werden als Kapital betrachtet, das an 
der Wertschöpfung teilhat und also auch ver-
mehrt werden kann. Hierbei handelt es sich etwa 
um Image, Bekanntheitsgrad oder Kompetenz. 
Dieser Teil der Wertschöpfung ist jedoch zu-
nächst schwer zu quantifizieren und macht sich, 
wenn überhaupt, erst zu einem späteren Zeit-
punkt auch monetär positiv bemerkbar, ein 
Nachteil, der in wirtschaftlich schlechten Zeiten 
dazu führt, dass derartige Investitionen zualler-
erst auf dem Prüfstand stehen. Das heißt nicht, 
dass solche Aktivitäten komplett gestrichen 
werden, jedoch nimmt die Begründungspflicht 
von solchen Initiativen stark zu. 

Dies wird nochmals durch den derzeit 
wachsenden Wettbewerbsdruck aufgrund der 
zunehmenden Globalisierung verstärkt. Wer-
den darüber hinaus noch Quartalsbilanzen 
vorgelegt, erhöht sich der Zeit- und 
Kostendruck weiter, so dass Overhead-
Aktivitäten noch schärfer beobachtet werden 
und die Kurzzeitperspektive stark betont wird. 

Parallel zu diesen betriebswirtschaftlichen 
Randbedingungen finden derzeit zwei Entwick-
lungen statt, die Aktivitäten in genau diesem 
Bereich erfordern: 

•  Die internationale Normenreihe, die die 
Anforderungen an Qualitätsmanagement-
systeme definiert, wurde überarbeitet und 
mit Datum vom 15. Dezember 2000 als DIN 
EN ISO 9000:2000 veröffentlicht. Aufgrund 
der viel versprechenden Überarbeitung der 
Norm ist damit zu rechnen, dass sich Unter-
nehmen hier stärker engagieren werden. 

•  Allenthalben wird deutlich, dass Unterneh-
men auf Wissen als wichtigste Ressource 
angewiesen sind und dass der Umgang da-
mit noch verbesserungswürdig ist. Dies 
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spiegelt sich in einem wachsenden Bedarf 
nach Wissensmanagement oder Knowledge 
Management, manchmal Innovationsmana-
gement, häufig Informationsmanagement 
genannt, wider. 

Dabei ist ITA nach meinen jüngsten Erfahrun-
gen mindestens in KMU praktisch nicht be-
kannt, selten und dann vage das Leitbild Nach-
haltigkeit. Ich beziehe mich hier auf Unter-
nehmen, die nicht bereits besonders in ITA-
Fragen engagiert sind. Keinesfalls möchte ich 
jedoch unzulässig verallgemeinern, weshalb 
ich die entscheidende Aussage vorsichtig for-
mulieren möchte: Die zeitliche Unternehmens-
perspektive wird eher kürzer, der Zeit- und 
Kostendruck wird größer, die Zertifizierung 
nach ISO 9001:2000 ist praktisch Pflicht und 
Wissensmanagement ist notwendig. Dies sind 
Aktivitäten, die häufig bereits angegangen 
wurden oder in Planung sind; eine weitere Kos-
tenquelle wird nicht leicht hinzuzufügen sein. 
Die Schlussfolgerung lautet also: die Integrati-
on von ITA besonders in KMU, was erklärtes 
Ziel des BMBF ist, braucht Schnittstellen in die 
Unternehmen. 

Das Verständnis von ITA als Manage-
mentprozess erlaubt mit Blick auf etablierte 
Managementprozesse die Identifikation von 
Schnittstellen in konzeptioneller und organisa-
torischer Hinsicht. Des Weiteren ist ein metho-
discher Fortschritt zu erwarten. 

Qualitäts- und Umweltmanagement 

Qualitätsmanagementsysteme sind seit etwa 15 
Jahren etabliert. Der Grundgedanke lautet, 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung bereits wäh-
rend des Produktionsprozesses zu ergreifen, 
zusätzlich zur gewöhnlich ohnehin vorhandenen 
Endkontrolle des fertigen Produkts. Ziel ist es, 
durch dokumentierte Verfahren und Prozesse 
sicherzustellen, dass die Produkteigenschaften 
allen Kundenanforderungen genügen. 

Einem solchen Qualitätsmanagementsys-
tem (QMS) liegt ein systematisches Verständ-
nis von Qualität zugrunde, das standardisiert 
werden kann. Der zugehörige internationale, 
europäische und deutsche Standard ist die 
Normenreihe DIN EN ISO 9000 ff. Wenn ein 
Unternehmen die Fähigkeit nachweist, ein sol-
ches Qualitätsmanagementsystem einzurichten, 

kann es durch eine neutrale akkreditierte Insti-
tution zertifiziert werden. 

Dieses Verfahren hat nach einer Phase der 
Stagnation durch die Überarbeitung der Norm 
mit Abschlussdatum 15. Dezember 2000 neue 
Aufmerksamkeit erhalten. Folgende Grundsät-
ze charakterisieren nun ein QMS gemäß dieser 
Normenreihe: 

•  Kundenorientierung: Die Produkteigenschaf-
ten genügen den Kundenanforderungen. 

•  Qualität wird durch ein systematisches, 
standardisiertes Verfahren erzeugt. 

•  Einbeziehung der Personen: Personen ma-
chen das Wesen einer Organisation aus. 

•  Prozessorientierung: Tätigkeiten werden als 
Teil von transparenten Prozessen verstanden. 

•  Systemorientierung: Wechselwirkungen von 
Prozessen werden erkannt und verstanden. 

•  Die ständige Verbesserung ist permanentes 
Ziel. 

•  Die Verantwortung liegt bei der obersten 
Leitung. 

•  Die Vergleichbarkeit der Abläufe mit ande-
ren Unternehmen ist gegeben. 

•  Die Zertifizierung bietet eine Möglichkeit 
zur Außendarstellung an. 

Diese systematische Auffassung von Qualität 
und Herangehensweise an die Erzeugung von 
Qualität ist durch den Druck des Marktes in die 
unternehmerische Tätigkeit sowie in die Orga-
nisation integriert worden. Die Integration in 
die Organisationsstruktur erfolgt dabei gemäß 
der Forderung der Norm, wonach ein Unter-
nehmen ein Leitungsmitglied zu benennen hat, 
dem die erforderliche Verantwortung und Be-
fugnis übertragen wird. 

Umweltmanagementsysteme gemäß der 
internationalen Normenreihe DIN EN ISO 
14000 ff oder gemäß des europäischen Ansat-
zes Environmental Management and Audit 
Scheme (EMAS) sind seit etwa fünf Jahren 
etabliert. Beim betrieblichen Umweltschutz 
handelt es sich um einen zur Norm ISO 9000 
analogen systematischen Ansatz. Ziel ist die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt und ihre 
Bewahrung vor negativen Einflüssen durch 
unternehmerische Aktivitäten. Maßnahmen 
sind im wesentlichen Vorbeugung, Abfallver-
meidung, Nutzen von Materialkreisläufen, 
ständige Verbesserung, Erzeugung und Förde-
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rung eines Verantwortungsbewusstseins und 
Erzeugung von Transparenz in den Prozessen. 
Vorteile eines UMS können sein 

•  Kostenreduktion, 
•  geringerer Materialverbrauch, 
•  verbesserte Marktposition durch umwelt-

freundliche Produkte und 
•  eine erhöhte Motivation der Beschäftigten. 

Andere Managementsysteme haben die Ge-
währleistung von Sicherheit oder einen be-
wussten, planbaren Umgang mit Risiken zum 
Ziel (Safety und Risk Management); weitere 
beschäftigen sich mit der aktuellen Anforde-
rung nach einem bewussten Umgang mit Daten 
und Informationen (Datenschutz). Kombinatio-
nen aus verschiedenen Möglichkeiten werden 
häufig als integrierte Managementsysteme 
bezeichnet. 

Die Diskussion soll zeigen, dass ein Be-
wusstsein, das für ITA in Unternehmen nötig 
ist, nicht völlig neu geschaffen werden muss, 
sondern in hohem Maße, sogar in Bezug auf 
die Begriffsbildung, bereits vorhanden ist. 

Wissensmanagement 

Ein interessanter, bisher unbeachteter Ansatz-
punkt besteht im Wissensmanagement oder 
Knowledge Management (KM), das seit weni-
gen Jahren in der Wirtschaft eine rasante Ent-
wicklung erfährt. Wissensmanagement greift in 
vielfältiger Weise in die unternehmerischen 
Prozesse ein wie etwa in Projektmanagement, 
Personalentwicklung, Innovation und Produkt-
entwicklung. 

Das Dilemma in der heutigen Informa-
tionsgesellschaft, aufgrund zu vieler Informa-
tionen uninformiert zu sein, wird durch die 
Entwicklung der modernen Informations- und 
Kommunikationstechnologien noch verstärkt. 

Die Initialisierung des Themengebietes 
„Wissensmanagement“ zuerst in der Wirtschaft 
ist Beleg für den Bedarf, das Wissen eines Un-
ternehmens zu ordnen und bisher ungenutztes 
implizites Wissen nutzbar zu machen bzw. 
bereits vorliegendes Wissen effizienter zu nut-
zen. Wichtig ist es, die Wissensprozesse zu 
identifizieren und zu systematisieren sowie 
neue Methoden zu generieren, um das Wissen 
besser zu organisieren (Ludwig 2001a). 

ITA ist eine übergeordnete Strategie, die 
der Beratung in Bezug auf technologische Sys-
teme dient und Verantwortungsfähigkeit er-
möglicht. Im Rahmen derartiger Studien wird 
Wissen benötigt, erzeugt und weitergegeben. 
Unter dem Aspekt der methodischen Kommu-
nikation dieses Wissens auch im Hinblick auf 
Unternehmensprozesse ergeben sich vielfältige 
Schnittstellen zum Themenfeld Wissensmana-
gement. Die Vorgehensweise des unterneh-
mensbezogenen Konzepts Wissensmanagement 
ist aus der prozessorientierten Darstellung in 
Abbildung 1 ersichtlich. 

Abb. 1: Wissensmanagementprozesse in Un-
ternehmen 

 

Identifikation Bewahrung 

Nutzung Erwerb 

Entwicklung (Ver)Teilung 

Ziele Bewertung 

 
Quelle: nach Probst et al. 1999 

Betrachtet man die einzelnen – unternehme-
risch definierten – Prozesse genauer, so sind 
Parallelen zum Ablauf einer (I)TA-Studie ge-
mäß VDI 3780 festzustellen (Ludwig 2001b). 
Zunächst geht es dort um die genaue Problem-
beschreibung, um die Feststellung des zur Ver-
fügung stehenden Wissens. Hier lassen sich die 
Schritte Wissensidentifikation und Wissenser-
werb zuordnen. 

Während der Analysephase geht es darum, 
aus dem vorliegenden Wissen neue Erkenntnis-
se in Form von Potenzialen, Optionen und Sze-
narien zu generieren – Wissensentwicklung. 

Die Verteilung und Anwendung dieses 
Wissens ist ein ganz wesentlicher Prozess; 
nämlich, dass die Entscheidungsträger mit dem 
notwendigen unterstützenden Wissen versorgt 
werden. 

Im Hinblick auf die schnelle technologi-
sche Entwicklung und die zunehmende gegen-
seitige Abhängigkeit von technologischen Sys-
temen ist die Bewahrung von Wissen und Er-
fahrungen erforderlich. Wissensverluste spielen 
gesellschaftlich etwa eine Rolle bei der Bewah-
rung von Kenntnissen über genaue Einlage-
rungskoordinaten bei Endlagerungen von ge-
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fährlichen Reststoffen sowie mit Bezug auf die 
Dauerhaftigkeit der Speicherfähigkeit moder-
ner Informationsspeichermedien. Unternehme-
risch bedeutend sind erworbene Erfahrungen 
von Mitarbeitern und Projektteams – auch als 
lessons learnt bezeichnet. Ein weiterer be-
triebswirtschaftlich wichtiger Punkt ist die 
Mitarbeiterfluktuation und das damit verbun-
dene braindrain, der Verlust von implizitem 
Wissen für ein Unternehmen. 

Entscheidungen finden immer – nicht nur 
in der Wirtschaft – auf der Basis von Bewer-
tungen statt. Für die transparente Bewertung 
sind aggregierte Indikatoren notwendig, an-
hand derer die Vorgehensweise überprüft und 
ggf. korrigiert werden kann. Unternehmerisch 
ist z. B. die Messung des Erfolgs von Lernpro-
zessen oder der Prozesswirksamkeit im Rah-
men der ISO 9000:2000 von besonderer Be-
deutung – Wissensbewertung. 

Die einzelnen Prozesse werden durch die 
modernen Informations- und Kommunikations-
technologien im Rahmen von Wissensmana-
gementkonzepten unterstützt und umgesetzt. 
Dazu gehören etwa Portal-Anwendungen, 
Intra- und Internet-Communities (Workspace) 
und Internet-Diskurse, die einen transparenten 
Zugriff auf die Informationen gewährleisten 
und eine hohe Partizipation ermöglichen. 

Wissensmanagement verringert so den 
Missstand, dass zwar viele Dinge bekannt sind, 
jedoch unglücklicherweise in unterschiedlichen 
Köpfen. Partizipation wird damit immer wich-
tiger. 

Schnittstellen 

Die genannten Bezüge der Managementsyste-
me zu Kundenorientierung, der Bezug auf den 
Menschen, die Prozess- und Systemorientie-
rung mit dem Ziel der Transparenz sowie die 
Festlegung auf Verbesserung und die klare 
Zuweisung von Verantwortungen liefern m. E. 
klare konzeptionelle Schnittstellen für das ITA-
Konzept. 

Organisatorisch könnte ITA bei den be-
reits existierenden Funktionen Qualitätsmana-
gementbeauftragter (QMB) oder beim Chief 
Knowledge Officer (CKO) bzw. Chief Infor-
mation (Innovation) Officer (CIO) angebunden 
sein. Wichtig ist jedoch die konzeptionelle 

Anbindung, die die organisatorische nach sich 
ziehen wird. 

Standardisierung von Knowledge Manage-
ment 

Allgemein gilt die Auffassung, dass der Inno-
vationsprozess und Knowledge Management 
eng mit einander verknüpft sind. Die Auffas-
sungen von KM sind dabei insgesamt nicht 
einheitlich. Häufig anzutreffende Positionen 
betreffen das IT-lastige Informationsmanage-
ment als Content- und Dokumentenmanage-
ment auf der einen Seite, und ein Management 
von Human Resources, bei dem der Mensch im 
Mittelpunkt steht, auf der anderen Seite. 

Um eine gemeinsame Basis hinsichtlich 
des Verständnisses von KM, der verwendeten 
Terminologie, der Prozesse, der Organisation, 
der Technologien sowie der Messverfahren 
für die Wirksamkeit zu entwickeln, ist auf 
europäischer Ebene ein Standardisierungspro-
zess in Gang gesetzt worden. Unternehme-
rische Zielgruppe sind wie bei ITA in erster 
Linie KMU, angesichts der Zahl von 19 Mio. 
KMU in Europa. 

Als Ziel wird u. a. ein CEN (Centre Euro-
péen de Normalisation) Workshop Agreement 
diskutiert, das bis Mitte 2003 erscheinen könn-
te, wobei ein erster Entwurf bis Mitte diesen 
Jahres vorliegen sollte. Der Autor ist derzeit in 
Arbeitsgruppen aktiv engagiert, dass diese 
Aktivitäten ebenfalls für die Integration von 
ITA in Unternehmen genutzt werden können. 

Methodische Potenziale 

Mit der neuen inhaltlichen Ausrichtung des 
ITA-Konzepts wird der Blick nach vorn, also 
auf die Quelle der Produktentwicklung gerich-
tet. Dadurch treten neue methodische Verfah-
ren ins Blickfeld, die z. T. bisher nur unter-
nehmerisch geprägt sind, jedoch Potenzial zur 
Anwendung im ITA-Konzept besitzen, welches 
aber noch nicht (genügend) bekannt bzw. er-
forscht ist. Die wichtigsten Wegweiser sind 
dabei m. E. folgende Orientierungen: 

•  Kundenorientierung, 
•  Funktions- und Innovationsorientierung 

sowie die 
•  Wissensorientierung. 
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Kundenorientierung ist wesentlich von der 
Auseinandersetzung mit der nicht trivialen 
Frage „Was möchte der Kunde?“ geprägt. Eine 
komplexe, aus dem Qualitätsmanagement 
stammende Methode ist Quality Function 
Deployment (QFD). Die Methode dient der 
konsequenten Analyse und Berücksichtigung 
von Kundenanforderungen. Diese werden in 
mehreren Phasen in entsprechende unterneh-
mensseitige Erfordernisse und technische 
Merkmale übersetzt. Hilfsmittel ist eine Mat-
rix, in der Wünsche (Kundenanforderungen) 
und Möglichkeiten (z. B. technische Designan-
forderungen) einander gegenübergestellt wer-
den (Butterbrodt und Tammler 1996). Mit Hil-
fe von QFD ist es daher möglich, auf systema-
tischem Wege durch paarweisen Vergleich der 
Merkmale Widersprüche nachvollziehbar her-
auszuarbeiten und somit auf Problemschwer-
punkte hinzuweisen. Diese sind dann vorzugs-
weise Ziel von innovativen Aktivitäten. 

Die Funktions- und Innovationsorientie-
rung bezieht sich auf die systematische Be-
schäftigung mit dem Problemlösungs- und dem 
Innovationsprozess, die es ebenfalls ermög-
licht, gezielt Verbesserungspotenziale zu er-
kennen (Ludwig 2001c, Teil II). Eine zwar 
bekannte, aber m. W. noch selten eingesetzte 
Methode ist die Wertanalyse. 

Die Wertanalyse ist eine universelle heu-
ristische Vorgehensweise zur Lösung komple-
xer Probleme. Die Methode eignet sich zur 
systematischen Erzeugung von Problemlösun-
gen, aufgrund der planmäßigen Anwendung 
verschiedener Denk,- Organisations-, Rationa-
lisierungs-, Entwicklungs- und Entscheidungs-
techniken (Zentrum Wertanalyse 1995). Ziel ist 
die Wertverbesserung bestehender Leistungen 
sowie die Wertgestaltung (Innovation), also die 
Entwicklung und Einführung neuer Leistungen. 
Der Effekt der Verbesserung wird dabei nicht 
zufällig, sondern systematisch erreicht. Das 
betrachtete Objekt einer Wertanalyse wird 
durch eine funktionsorientierte Sicht abstrakt 
und lösungsunabhängig definiert. Die optimale 
Lösung wird aus einem Bereich unterschiedli-
cher Lösungsprinzipien mit jeweils unter-
schiedlicher Qualität bezüglich des Nutzens, 
d. h. des Erfüllungsgrads der geforderten Funk-
tion, gewonnen. 

Die Notwendigkeit der Wissensorientie-
rung wurde bereits angesprochen. Auch wenn 

die Bezeichnung Wissensmanagement oder 
Knowledge Management nicht unstrittig ist – 
in der Diskussion sind bereits „Employee Rela-
tionships Management“ und „Business Intelli-
gence“, mit Bezug auf die Technik mag man 
dann von „Technology Knowledge Manage-
ment“ sprechen –, so ist doch die Wissensori-
entierung unbedingt notwendig. Wissen ist als 
wertvollste Ressource in Unternehmen, aber 
auch in der gesellschaftlichen Debatte über 
nationale und internationale Wettbewerbsfä-
higkeit mittlerweile als hochrangig anerkannt. 
Hier werden in Zukunft die Potenziale der In-
formations- und Kommunikationstechnologien 
zu nutzen sein sowie weiter zunehmend auch 
Verfahren eine Rolle spielen, die auf der Basis 
interdisziplinärer Gruppen arbeiten. 

Fazit 

Insgesamt ergibt sich aus den Ausführungen 
ein weites Anwendungspotenzial für ITA in 
sowie im Zusammenhang mit Unternehmen 
bzw. der Wirtschaft. Die professionelle Kun-
denorientierung der Unternehmen kann dabei 
aktiv genutzt werden.  Die Frage „Was möchte 
der Kunde?“ setzt allerdings die Frage „Wer ist 
der Kunde?“ voraus. Im Falle von ITA ist si-
cher die Gesellschaft der wichtigste „Kunde“, 
nur: sie muss sich selbst als Kunde begreifen, 
d. h. ihre Anforderungen klar äußern, und von 
den anderen Akteuren auch als Kunde begrif-
fen werden. 

Die zur Integration des ITA-Konzepts in 
die Unternehmen benötigten Schnittstellen sind 
konzeptionell und organisatorisch durch bereits 
existierende Managementprozesse sowie me-
thodisch durch die Orientierung von ITA auf 
den Innovationsprozess gegeben. 

Diese Neuorientierung kann dazu beitra-
gen, dass ITA ein von unternehmerischer Seite 
akzeptiertes Werkzeug zur strategischen Pla-
nung werden kann. Der Technikgestaltungs-
prozess, der in Unternehmen stattfindet, kann 
durch ITA nicht nur reflektiert, sondern aktiv 
und entscheidungsunterstützend, d. h. beratend 
begleitet werden. 



������������
�������
�����

Seite 98 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 

Literatur 

BMBF – Bundesministerium für Bildung und For-
schung (Hrsg.), 2001: Innovations- und Technik-
analyse. Referat Öffentlichkeitsarbeit, Bonn. 

Butterbrodt, D., Tammler, U., 1996: Techniken des 
Umweltmanagements. München: Hanser. 

DIN EN ISO 9000, 2000: Deutsches Institut für 
Normung und ISO – International Standardization 
Organization: Normenreihe ISO 9000:2000 ff. Ber-
lin: Beuth. 

DIN EN ISO 14000, 1996: Deutsches Institut für 
Normung und ISO – International Standardization 
Organization: Normenreihe ISO 14000 ff (1996-
1999), Berlin: Beuth. 

Ludwig, B., 2001a : Management komplexer Syste-
me. Der Umgang mit Komplexität bei unvollkom-
mener Information: Methoden, Prinzipien, Potenzia-
le. Berlin: Edition Sigma (VDI-Reihe Technik – 
Gesellschaft – Natur, Bd. 4.) 

Ludwig, B., 2001b: Knowledge Management – 
Putting Technology Assessment Into Work. Con-
gress Pre-prints, „Innovations for an e-Society. 
Challenges for Technology Assessment“, Berlin, 
Germany, 17.-20. Oktober 2001, ISBN 3-89750-
097-3. 

Ludwig, B., 2001c : Technikfolgenabschätzung, Teil 
I: Historie und Konzepte, Teil II: Methoden und 
Anwendungen (im Druck). Interdisziplinäres Fern-
studium Umweltwissenschaften, FernUniversität 
Gesamthochschule Hagen 

Probst, G., Raub, S.; Romhart, K., 1999: Wissen 
managen. 3. Auflage, Frankfurt: Gabler 

Schäffer, U., 2001: Technology Assessment und 
Wirtschaft. Transparenz tut Not! In: TA-Daten-
bank-Nachrichten Nr. 4, 10. Jg., Dezember 2001, 
S. 157-160 

VDI-Richtlinie 3780, 1991: Technikbewertung – 
Begriffe und Grundlagen. Berlin: Beuth. 

Zentrum Wertanalyse (Hrsg.), 1995: Wertanalyse – 
Idee, Methode, System. Düsseldorf: VDI-Verlag 

Kontakt 

PD Dr.-Ing. habil. Bjørn Ludwig 
SYCOR AG 
Heinrich-von-Stephan-Strasse 1-5, 37073 Göttingen 
E-Mail: Bjoern.Ludwig@sycor.de 
Internet: http://www.sycor.de 

 
» 

 

Anwendung integrativer Model-
lierung zur Technikbewertung 

von Ildiko Tulbure, Technische Universität 
Clausthal 

Mögliche Auswirkungen technischer An-
wendungen werden je nach Fachdisziplinen 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten un-
tersucht. Nur unter Berücksichtigung zahl-
reicher Faktoren aus technischen, ökono-
mischen und sozialen Bereichen können 
ganzheitliche Betrachtungsweisen erfolgen 
und angemessene Antworten gefunden 
werden. Modellierungsprinzipien aus inge-
nieurwissenschaftlichen Disziplinen finden 
ihre Anwendung auch in Technikbewertung, 
wenn es um die Entwicklung von Modellen 
geht. In letzter Zeit hat sich der Begriff der 
integrativen Modellierung etabliert, wo-
durch der Versuch der Integration unter-
schiedlicher Bereiche und Aspekte durch 
spezifische Indikatoren in die mathemati-
schen Modelle ausgedruckt wird. Integrati-
ve Ansätze werden auch zur Operationali-
sierung des Leitbildes Nachhaltigkeit an-
gewendet. Als hervorragende Beispiele für 
integrative Modelle werden in diesem Bei-
trag so genannte Weltmodelle kurz präsen-
tiert. Der besondere Schwerpunkt wird auf 
das Modell TERRA gelegt, das im Rahmen 
eines 2001 begonnenen EU-Forschungs-
projekts entwickelt werden soll. 

1 Das Konzept Technikbewertung 

Es ist nicht die Absicht der Autorin, an dieser 
Stelle eine ausführliche Darstellung des in den 
Leserkreisen wohlbekannten Konzeptes Tech-
nikbewertung zu liefern. Die Absicht ist die 
Betonung der Bedeutung der integrativen Mo-
dellierung und ihrer Anwendbarkeit bei der 
Durchführung von TA-Studien. 

Die Durchführung einer TA-Studie erfolgt 
im Allgemeinen in folgenden Phasen, die in der 
VDI-Richtlinie 3780 angegeben sind: 

•  Definition und Strukturierung des Problems 
bedeutet Festlegung der Aufgabenstellung 
und des Gegenstandsbereiches, Feststellung 
vorausgesetzter Rahmenbedingungen, Aus-
wahl von Größen/Variablen und der Bewer-
tungskriterien, Untersuchung der zu be-
schaffenden Informationen und Daten, des 
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zu betrachtenden Kontexts, Festlegung des 
zeitlichen Horizontes. 

•  Folgenabschätzung bedeutet die Analyse 
der Folgen unter Berücksichtigung bisheri-
ger Erfahrungen und Annahmen über zu-
künftige Entwicklungen. Prognoseunsicher-
heiten müssen offen gelegt werden. 

•  Bewertung bedeutet die Beantwortung der 
Frage: „Welche Folgen sind akzeptabel?“ 
Das Problem hier sind insbesondere die 
Gewährleistung der Transparenz der Bewer-
tung und des Aggregationsverfahrens. 

•  Entscheidung: Im Hinblick auf konkurrie-
rende Wertesysteme ist es notwendig, Vor-
aussetzungen und Folgen transparent zu 
machen, d. h. für verschiedene Optionen ge-
sondert darzulegen. Das Resultat soll eine 
bewusste und begründete Entscheidung 
sein. 

Im Schritt der Analyse möglicher Auswirkun-
gen verschiedener Technologien ist manchmal 
die Modellbildung sehr hilfreich. Da fast im-
mer sehr unterschiedliche Bereiche berücksich-
tigt werden müssen, folgt unmittelbar, dass 
integrative Konzepte für diese Art von Studien 
erfolgreich anwendbar sind. Es gibt schon eine 
Reihe von Institutionen, die insbesondere im 
Zusammenhang mit der Umweltforschung und 
der Operationalisierung des Leitbildes Nach-
haltigkeit mit integrativen Ansätzen arbeiten, 
wie später erwähnt wird. 

Neben der Modellierung spielt auch die 
Bewertung eine bedeutende Rolle im Rahmen 
der Durchführung einer TA-Studie. Eine solche 
Studie hat ihr Ziel nicht wirklich erreicht, be-
vor die Bewertung betrachteter Alternativen 
und/oder Szenarien nicht erfolgt ist. Die prakti-
schen Erfahrungen bei der Durchführung von 
TA-Studien zeigen, dass in fast allen Fällen die 
Bewertung nicht problemlos erfolgte. Beson-
ders im Bereich innovativer und komplexer 
Technologien mit gesellschaftlicher Ambiva-
lenz, wo viele Akteure mit unterschiedlichen 
Interessen und Erwartungen zusammenkom-
men, ist die Bewertung sehr schwierig. Hin-
sichtlich der Bewertungsproblematik handelt es 
sich im Rahmen von TA-Studien um die 
Schwierigkeiten, dass komplexe Zusammen-
hänge transparent dargestellt, qualitative In-
formationen integriert und unterschiedliche 
Gewichtungsfaktoren für Bewertungskriterien 
nachvollziehbar bestimmt werden müssen. 

Unabhängig davon, welche Methoden ver-
wendet werden, in Verbindung mit TA-Studien 
stellen sich methodische Schwierigkeiten her-
aus, die vom Umgang mit Komplexität und 
Unsicherheiten, mit qualitativen oder schwer 
quantifizierbaren Größen bis hin zu ihrer Integ-
ration in Modelle reichen. Neuere Entwicklun-
gen im Bereich der Methoden ermöglichen das 
Modellieren unter solchen Bedingungen (Tulbu-
re 2001). Nennen möchte ich an dieser Stelle 
den dominant relations-Ansatz (DRM) zur 
Komplexitätsreduktion (Mesarovic 2001) oder 
die Fuzzy-Logik basierte Methode, die die Ein-
bindung schwer quantifizierbarer Größen er-
möglicht und die in unserer Clausthaler For-
schungsgruppe mehrfach angewendet wurde. 

2 Integrative Modellierung 

Das Konzept der integrativen Modellierung 
wurde insbesondere anlässlich verschiedener 
wissenschaftlicher Debatten vor einigen Jahren 
im Zusammenhang mit der globalen Klimamo-
dellierung erwähnt. Bei der Entwicklung von 
Modellen, die das Klimasystem nachbilden, ist 
es notwendig, eine Reihe von Einflussgrößen 
zu berücksichtigen und zusammenzuführen, die 
Herkunft in unterschiedlichen wissenschaftli-
chen Disziplinen haben. 

In die breite Aufmerksamkeit der Wissen-
schaftler ist das integrative Konzept im Zu-
sammenhang mit dem Globalen Wandel einge-
treten. Der Wissenschaftliche Beirat der Bun-
desregierung „Globale Umweltveränderungen“ 
hat 1996 in seinem Jahresgutachten die „Integ-
rierte Forschung“ gefordert (WBGU 1996). 
Laut WBGU hat die Forschung zum Globalen 
Wandel hauptsächlich zwei Aufgaben: Integra-
tive Ansätze für die Untersuchung des Systems 
Erde zu entwickeln, denn „die Interaktionen 
reichen über die Grenzen von Disziplinen, Sek-
toren und Umweltmedien hinweg“ und Metho-
den zum Umgang mit Komplexität zu entwi-
ckeln, da „die hohe Komplexität der dynami-
schen Zusammenhänge eine übersichtliche 
Darstellung, Analyse und Modellierung sehr 
erschweren.“ Nur eine entsprechend „vernetzte 
und interdisziplinäre Betrachtungsweise“ kann 
diesen beiden Problemen gerecht werden 
(WBGU 1996, S. 4). Das ist die Forderung 
nach integrativen Ansätzen und gleichzeitig 
auch eine mögliche Definition. Der Beirat 
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schlägt den Syndromansatz vor, der Trends des 
Globalen Wandels beschreibt und somit mit 
qualitativen Elementen arbeitet. Über „Integra-
tive Modellierung zum Globalen Wandel“ 
wurde auch am 25. Januar 2001 in Bad Honnef 
im Rahmen eines vom ITAS organisierten 
Symposiums debattiert. 

Die integrative Modellierung hat sich als 
eine ganzheitliche und interdisziplinäre Model-
lierung etabliert. Zurzeit wird sie im Zusam-
menhang mit komplexen Systemen insbesonde-
re auf globaler oder regionaler Ebene verwen-
det. Die Komplexität der Modelle wächst mit 
der betrachteten Skala nicht nur wegen der 
Anzahl der betrachteten Komponenten, son-
dern auch wegen der wachsenden Anzahl der 
internen Kopplungen und dem wachsendem 
Aggregationsgrad der Komponenten. 

3 Anwendungsbeispiele im Bereich der 
integrativen Modellierung 

An dieser Stelle möchte ich beispielhaft einige 
Institutionen nennen, die sich mit integrativer 
Modellierung befassen. Gut bekannt sind in 
Deutschland das Max-Planck-Institut für Mete-
orologie in Hamburg (http://www.mpimet. 
mpg.de), das 1995 gegründete Wissenschaftli-
che Zentrum für Umweltsystemforschung der 
Universität Gesamthochschule Kassel (http:// 
www.usf.uni-kassel.de/usf/) und das Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung (http://www. 
pik-potsdam.de). 

Integrative Ansätze werden schon seit ei-
niger Zeit mit dem Ziel der Operationalisierung 
des Leitbildes Nachhaltigkeit verfolgt, wie 
auch das Verbundprojekt der Hermann-von-
Helmholtz-Gesellschaft Deutscher Forschungs-
zentren (HGF) „Global zukunftsfähige Ent-
wicklung – Perspektiven für Deutschland“ zeigt 
(Grunwald 2001, Kopfmüller u. a. 2001) oder 
das Symposium über „Earth System Analysis“ 
(Schellnhuber 1998). Im Rahmen des HGF-
Projektes geht das Institut für Technikfolgen-
abschätzung und Systemanalyse (ITAS) des 
Forschungszentrums Karlsruhe von einer inte-
grativen Behandlung der vier Dimensionen: der 
ökologischen, sozialen, ökonomischen und 
institutionell-politischen aus, wobei der Ein-
stieg in die Umsetzung des Leitbildes nicht 
über die Säulen/Dimensionen, sondern über die 
als konstitutiv eingestuften Elemente nachhal-

tiger Entwicklung erfolgt (Grunwald 2001). 
Ein anderes Beispiel lieferte kürzlich die Aka-
demie für Technikfolgenabschätzung in Baden-
Württemberg, die ein System von Nachhaltig-
keitsindikatoren vorgelegt hat, das die Bereiche 
Ökologie und Gesellschaft verknüpft (Renn, 
Leon, Clar 2000). 

Am Institut für Technische Mechanik der 
TU Clausthal hat die Abteilung von Prof. Mi-
chael Jischa vor einigen Jahren damit angefan-
gen, integrative Modelle im Rahmen von un-
terschiedlichen Promotionsprojekten mit dem 
Ziel der Operationalisierung des Leitbildes 
Nachhaltigkeit durch Technikbewertung zu 
entwickeln, (siehe Jischa 1999). 

Auf europäischer Ebene können beispiel-
haft das International Centre for Integrative 
Studies (ICIS) der Universität Maastricht in 
Holland und das Global Assessment Centre 
(GAC) (http://www.icis.unimaas.nl/gac/), das 
vom ICIS betrieben wird, erwähnt werden. 
ICIS beschäftigt sich insbesondere mit integra-
tiver Bewertung (integrative assessment). 

Eine Reihe von integrativen Modellen 
wurde bereits in der Vergangenheit entwickelt, 
obwohl diese noch nicht als „integrativ“ be-
zeichnet wurden. Das 1972 von Meadows im 
ersten Bericht an den Club of Rome veröffent-
lichte Weltmodell World3 (Meadows 1973) 
stellt eines der ersten integrativen Modelle dar. 
Im Bereich der Umweltmodellierung können 
viele Beispiele gefunden werden. Modelle zur 
Abschätzung von Auswirkungen diverser Akti-
vitäten auf die Umwelt integrieren sehr oft 
Kenntnisse aus dem ökologischen, technischen, 
sozialen und medizinischen Bereich, wie zum 
Beispiel das Modell RAINS zur Berechnung 
regionaler Luftverschmutzung und ihrer Aus-
wirkungen auf die Umwelt (Alcamo u. a. 1990) 
oder das regionale EPR-Modell (Tulbure 1997). 

Integrative Modelle können je nach der 
Aufgabenstellung auf lokaler, regionaler oder 
globaler Ebene angewendet werden. Es gibt 
sicherlich zahlreiche spezialisierte integrative 
Modelle, die im Rahmen dieses Beitrages nicht 
beschrieben werden können. Als ein hervorra-
gendes Beispiel für solche Modelle möchte ich 
an dieser Stelle schwerpunktmäßig die Welt-
modelle erwähnen. 

International Futures (IFs) von Hughes 
(1999) ist ein Weltmodell, das als Nachfolger 
von dem ersten World3-Weltmodell (Meadows 
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1973) und dem späteren regionalisierten Mesa-
rovic-Pestel-Modell (Mesarovic, Pestel 1974) 
verstanden werden kann. Das Modell hat sechs 
Module: Bevölkerung, Landwirtschaft und Er-
nährung, Energie, Wirtschaft und Handel, Poli-
tik, Gesellschaft und Umwelt. Im Modell wer-
den 14 geographische Regionen der Welt unter-
schieden: USA, Kanada, Mexiko, Russland, 
China, Indien, Japan, EU, OPEC, Lateinameri-
ka, Afrika, ehemaliger Ostblock, Süd- und Ost-
asien und übrige Staaten. 

Das Modell ist sehr umfangreich, es bein-
haltet mehr als 300 Variablen und Parameter, 
die für die 14 Regionen der Welt ausdifferen-
ziert werden. Die Erzeugung von Szenarien für 
mögliche zukünftige Entwicklungspfade er-
folgt durch die Veränderung verschiedener 
Parameter im Modell und ist damit ein kompli-
zierter und lang dauernder Prozess. Das Ziel 
der Untersuchung sollte klar formuliert werden, 
um die Anzahl der zu verändernden Parameter 
so gering wie möglich zu halten. 

Das Modell wird in den USA für ver-
schiedene Zwecke erfolgreich angewendet. 
Diese verfolgen insbesondere Unterrichtsziele 
sowie Unternehmens- und Politikberatungen. 
Wie Hughes schreibt: „We cannot know the 
future, but we must act as if we did” (Hughes 
1999, S. 6). Das Modell IFs hat nicht den An-
spruch einer Voraussage der Zukunft, sondern 
gibt Anregungen zum Nachdenken über die 
Zukunft, „Thinking about global futures“ 
(Hughes 1999, S. XVII). 

Ein gegenwärtiges Problem des Modells 
ist die Tatsache, dass neuere technologische 
Entwicklungen nicht berücksichtigt werden. 
Zum Beispiel die verbreitete Nutzung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) findet zurzeit unzureichende Widerspie-
gelung im Modell. Die aktuellen Forschungs-
arbeiten, insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Modell TERRA haben als Ziel die Ent-
wicklung solcher Module, die die Berücksich-
tigung von IKT ermöglichen. 

Das Modell TERRA ist ein zur Zeit in der 
Entwicklung befindliches Modell, das im 
Rahmen des Anfang 2001 gestarteten auf drei 
Jahre begrenzten EU-Forschungsprojektes 
TERRA2000 entwickelt wird (TERRA2000), 
an dem auch die Arbeitsgruppe von Prof. Jischa 
beteiligt ist. Wesentliche Fragestellungen des 
Projektes sind: 

•  Welcher Art sind die Auswirkungen der 
beschleunigten Vernetzung der Gesellschaft 
auf die wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung und umgekehrt? 

•  Von welcher Art kann der Beitrag von ICT 
zur nachhaltigen Entwicklung in Europa 
sein? 

Die wesentlichen Ziele des Projektes sind: 

•  Entwicklung von Szenarien, die mögliche 
Entwicklungspfade der Gesellschaft in den 
nächsten 20 bis 50 Jahren aufzeigen sollen. 
Die Szenarien werden eine Gruppe von vier 
Elementen beinhalten: relevante Einfluss-
faktoren, Akteure, Inputs für die Modellie-
rung und Simulation in Form von Variablen 
und Parametern und Bewertungskriterien. 

•  Entwicklung von Modellen und integrierten 
Instrumenten zur Unterstützung der Analyse 
und Entwicklung von Szenarien. 

•  Aktiver gesellschaftlicher Diskurs, um die 
Öffentlichkeit über die Aktivitäten und Er-
gebnisse im Rahmen von TERRA zu infor-
mieren und dafür zu engagieren. Ein Bei-
spiel stellt die Konferenz „Sustainable Deci-
sion Making“ dar, die vom 18.-19. Februar 
2002 in Maastricht stattgefunden hat 
(http://www.tukkk.fi/tutu/SustDecMaking/ 
programme.htm) 

Für die Entwicklung des Modells TERRA 
werden Module des IFs zum Teil übernom-
men und gegebenenfalls weiterentwickelt 
(Abb. 1). Außerdem werden weitere selbstän-
dige Module entwickelt. Die Einbindung der 
entwickelten Modelle mit IFs wird über ein so 
genanntes CRIMP-Akkumulator-Modul ge-
währleistet. CRIMP steht für Cross-Impact. 
Die selbständigen Modelle, die entwickelt 
werden, sind folgende: 

•  NEMO, zur Beschreibung der allgemeinen 
Effekte und Perspektiven der Nutzung von 
IKT in verschiedenen Bereichen. 

•  SOFI, zur Beschreibung der so genannten 
„social fabric“. Dieses Modell soll die 
menschlichen Tätigkeiten in ihren vielfälti-
gen Varianten transparent darstellen, zum 
Beispiel Gestaltung der Freizeit, tägliche 
Nutzungsdauer des Internets u. a.. 

•  MARGRET, zur Quantifizierung der einge-
setzten Material- und Energieströme bei der 
Durchführung von technologischen und 
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wirtschaftlichen Aktivitäten und von Frei-
zeitaktivitäten. 

•  SUSI, zur Umsetzung des Leitbildes Nach-
haltigkeit. Die Operationalisierung wird an-
hand von Indikatoren erfolgen. Die meisten 
Indikatoren müssen gleichzeitig Variablen 
des Modells sein, um die Bewertung der 
Szenarien im Hinblick auf nachhaltige Ent-
wicklung zu ermöglichen. Indikatoren, die 
nicht als Variablen vorkommen, werden über 
Randbedingungen oder über qualitative Be-
schreibungen berücksichtigt. 

Eine wichtige Aufgabe des Projektes TER-
RA2000 ist die Politikberatung. Kritische Fakto-
ren für die zukünftige Entwicklung müssen auf-
gezeigt werden und verschiedene geprüfte Emp-
fehlungen gemacht werden. Der erstellte Satz 
von Empfehlungen wird Policy Cockpit genannt 
und ist durch das Modul POCO dargestellt. 

Abb. 1: Das Modell TERRA und die Relation 
zu International Futures (IFs) 

International 
Futures (IFs)

IFs-
MODULE

Selbständige Modelle: 
NEMO, SOFI, SUSI, 
POCO, MARGRET

TERRA

CRIMP 
AKKUMU-

LATOR

 
 

4 Abschließende Bemerkungen 

Die integrative Modellierung eröffnet neue 
Möglichkeiten für die Modellbildung im Zu-
sammenhang mit Technikfolgenabschätzung. 
Aber nur die gleichzeitige Weiterentwicklung 
von Methoden kann neue auftretende Schwie-
rigkeiten wie zum Beispiel Arbeiten mit Kom-
plexität und Unsicherheiten, Einbindung quali-
tativer Größen in Modelle vermindern. 

Zu erwähnen ist, dass eine kritische Auf-
gabe bezüglich der integrativen Modellierung 
die Datenbeschaffung darstellt. Je größer und 
komplexer das Modell ist, desto schwieriger ist 
der Prozess der Datenbeschaffung. Es gibt 
weltweit zahlreiche Datenbanken, die eine 
enorme Menge an Daten beinhalten. Sehr oft 
aber werden die Daten nicht mit den gleichen 
Verfahren erhoben und verarbeitet. Die Unter-
suchung der Erhebungsart, Datenart, Daten-
merkmale und Speicherungsart nimmt oftmals 

sehr viel Zeit in Anspruch. In letzter Zeit wer-
den von den Wissenschaftlern immer öfter 
Metadatenbanken gefordert. Diese sollen die 
Kennzeichnung existierender Daten in einer 
Datenbank ermöglichen und damit die Daten-
suche vereinfachen. Die Einführung von Nor-
men zeigt sich als dringende Notwendigkeit, 
um überhaupt die Modelle anwendbar zu ma-
chen. Normen sollten nicht nur für Datenban-
ken, sondern auch für die Qualitätssicherung 
entwickelter Modelle eingeführt werden. 
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Rationale Suffizienz? Anmer-
kungen zur normativen Ratio-
nalität im HGF-Projekt „Global 
zukunftsfähige Entwicklung – 
Perspektiven für Deutschland“ 

von Christian Berg, TU Clausthal 

Welchen Beitrag kann normative Rationali-
tät zu einer global zukunftsfähigen Entwick-
lung leisten? Lässt sich eindeutig zwischen 
objektiver, rationaler und wissenschaftli-
cher Situationsanalyse und normativer, 
subjektiver und in der Regel politisch erfol-
gender Zwecksetzung unterscheiden? Die 
Diskussion um eine global zukunftsfähige 
Entwicklung hat in dieser Hinsicht wichtige 
Gemeinsamkeiten mit der um die TA, auf 
die es sich einzugehen lohnt, selbst wenn 
das genannte HGF-Projekt bald abge-
schlossen sein wird.1 Die folgenden Anmer-
kungen sind als konstruktive Kritik an die-
sem wichtigen Projekt zu verstehen. 

In seinem Diskussionsbeitrag zu dem Band „In-
tegrative Forschung zum globalen Wandel“ 
schlägt Michael Jischa vor, das Projekt der 
Hermann-von-Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) 
„Global zukunftsfähige Entwicklung – Perspek-
tiven für Deutschland“ mit dem Konzept der 

Rationalen Technikfolgenbeurteilung zu ver-
knüpfen, um dem HGF-Projekt damit im Ge-
genüber zu vergleichbaren Studien einen „uni-
que selling point“ zu geben (Jischa 2001, 224). 
Laut Jischa legt sich dies unter anderem schon 
deshalb nahe, weil das HGF-Projekt von Armin 
Grunwald geleitet wird, der zugleich für eine 
„Rationale Technikfolgenbeurteilung“ eintritt. 
Im Folgenden soll es um die durch Jischas Vor-
schlag implizierte Frage gehen, welchen Beitrag 
normative Rationalität zu einer global zukunfts-
fähigen Entwicklung leisten kann. 

Diese Frage ist nämlich vergleichbar mit 
einer anderen, die in der TA-Szene lange dis-
kutiert wurde: Inwieweit ist es möglich, eine 
deskriptiv, analytisch und rational arbeitende 
TA sauber von Wert- und Zwecksetzungen zu 
unterscheiden, für die Politik verantwortlich 
wäre. Die Rationale Technikfolgenbeurteilung 
setzt sich, m. E. überwiegend zu Recht, kritisch 
mit vielen TA-Konzeptionen auseinander. Sie 
wirft z. B. dem Konzept des OTA eine „dezisi-
onistische Arbeitsteilung zwischen Wissen-
schaft und Politik“ vor (Grunwald 1998b, 13), 
der VDI-Richtlinie Nr. 3780 wegen ihrer Un-
terscheidung zwischen Technikfolgenfor-
schung und Technikfolgenbewertung „deskrip-
tivistische Selbstbescheidung“ (vgl. Gethmann 
1998, 3) oder der Vorstellung von TA als Sys-
temanalyse, dass dabei normative Fragen aus-
geblendet werden müssten (Grunwald, Lingner 
1998, 152). Demgegenüber beansprucht die 
Rationale Technikfolgenbeurteilung, „an einem 
normativen Rationalitätsverständnis“ ausge-
richtet zu sein (Grunwald 1998a, IX). „Auch 
und gerade“ ethische Fragen von Wissen-
schafts- und Technikfolgen sollen „unter dem 
Anspruch wissenschaftlicher Rationalität“ be-
arbeitet werden (Gethmann 1998, 4). 

Vor dem Hintergrund dieser Diskussion 
aus dem Bereich der TA-Szene ist die im Fol-
genden zu erhärtende These, dass das genannte 
HGF-Projekt trotz seiner explizit normativen 
Prämissen ethischen Kriterien und Prinzipien 
zu wenig Beachtung schenkt bzw. diese nicht 
konsequent umsetzt. Das HGF-Projekt weist 

1. eine Tendenz zu „deskriptivistischer Selbst-
bescheidung“ sowie 

2. mangelnde Konsequenz in der Operationali-
sierung der normativen Prämissen auf. 
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1 Tendenz zu „deskriptivistischer Selbst-
bescheidung“ 

Im Unterschied zu anderen Ansätzen zur 
Nachhaltigkeit (wie z. B. dem der Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der 
Umwelt“ des 13. Deutschen Bundestages) ge-
hört das HGF-Projekt nach eigener Aussage 
nicht zu den „quasi-objektiven“ Ansätzen, „die 
sich an den Grenzen der Belastbarkeit und ak-
tuellen Problemlagen“ orientieren (Jörissen et 
al. 2000, 35), sondern stellt „die normative 
Begründungslinie in den Mittelpunkt, die auf 
ethischen und gerechtigkeitstheoretischen Über-
legungen basiert“ (Kopfmüller et al. 2001, 
128). Damit versuchen die Autoren, m. E. völ-
lig zu Recht, dem Problem zu entgehen, dass 
unter der Voraussetzung angeblicher Wertneut-
ralität unterschwellig dann doch bestimmte 
normative Urteile eingehen: „In einer quasi-
objektiven Betrachtung besteht die Gefahr der 
impliziten ‚Erschleichung’ von Normativität, 
wodurch die Transparenz der Argumentation 
leiden kann. Aus diesem Grund stellt der HGF-
Ansatz die normative Begründungslinie in den 
Vordergrund“ (ebd., 129). 

Die Autoren betonen jedoch, dass nachhal-
tige Entwicklung kein wissenschaftliches Kon-
zept sei: „Das Nachhaltigkeitspostulat ist nicht 
Ergebnis wissenschaftlicher Forschung, sondern 
stellt ein normatives gesellschaftliches Leitbild 
dar, das ... als politisches Ziel verfolgt wird (...) 
und das ethisch motiviert ist ...“ (ebd., 347). 

Man hat die „normative Begründungsli-
nie“ des HGF-Ansatzes daher in dem Sinne zu 
verstehen, dass von bestimmten normativen 
Prämissen ausgegangen wird – von zentraler 
Bedeutung ist z. B. das „Gerechtigkeitspostu-
lat“ –, dann aber in dem dadurch gesetzten 
Rahmen „wissenschaftlich“ vorgegangen wird. 
So enthalte z. B. „die Frage, ob Effizienzan-
strengungen ... oder eine ‚Neue Bescheiden-
heit’ im Zuge einer Suffizienzstrategie hand-
lungsleitend sein sollen ... normative Kerne“, 
die sich „einer wissenschaftlichen Entscheid-
barkeit“ entzögen (ebd.). 

Normative Urteile im HGF-Ansatz sind 
also durch eine strikte „Wenn-Dann-Logik“ 
gekennzeichnet: der „Bezug auf das Gerechtig-
keitspostulat (Kap. 4) und die entsprechende 
Normativität (sind) konditional zu verstehen: 
‚Wenn man das Gerechtigkeitspostulat als 

normativen Ausgangspunkt verwendet, hat dies 
folgende Implikationen: ...’. Über die Berechti-
gung ... des Postulats selbst ... kann nicht wis-
senschaftlich entschieden werden; dies ist Sa-
che der Gesellschaft...“ (Grunwald 2001, 23). 

Damit tut der HGF-Ansatz aber im Prinzip 
etwas, das mit dem vergleichbar ist, was 
Grunwald an der Vorstellung von TA als Sys-
temanalyse an anderer Stelle kritisiert, nämlich 
dass die Systemanalyse die Frage nach den 
Zwecken ausblenden müsse (Grunwald, Ling-
ner 1998, 155). Die Aussagen der Systemana-
lyse hängen „jeweils an dem Antecedens der 
Zweck-Mittel-Verknüpfung ‚wenn der Zweck 
x realisiert werden soll ...’. Während alles fol-
gende rein systemanalytische Aussagen sind, 
die also deskriptiven Charakter tragen, ist der 
normative Aspekt dieses Antecedens ‚soll der 
Zweck x realisiert werden?’ selbst nicht mehr 
systemanalytisch fassbar. Dieses Antecedens 
ist Objekt der Ethik ...“ (ebd.) Während „die 
Kompetenz der Systemanalyse“ dort ende, „wo 
normative Bestimmungen gefragt sind ...“, ist 
es der Anspruch Rationaler Technikfolgenbeur-
teilung, auch über die Zwecke rational urteilen 
zu können (ebd., 152). 

Aufgrund der deutlichen Betonung der 
Wenn-Dann-Struktur und der Trennung norma-
tiver gesellschaftlicher Vorgaben von dem, was 
„wissenschaftlicher Entscheidbarkeit“ zugäng-
lich ist, ist im HGF-Ansatz insgesamt doch in 
der Tendenz eine „deskriptivistische Selbstbe-
scheidung“ und eine „dezisionistische Arbeits-
teilung“ von Wissenschaft und Politik zu er-
kennen – obwohl die Autoren versichern, dass 
„normativen Fragen ... eine zentrale Bedeutung 
zukommt“ (Kopfmüller et al. 2001, 29) und 
dass Vorstellungen einer ‚guten Gesellschaft’ 
nicht „quasi dezisionistisch gewählt werden 
können“ (ebd., 349f.). Es mag ja sein, dass 
„nachhaltige Entwicklung kein wissenschaftli-
ches Konzept“ ist (ebd., 42). Zweifellos ist es 
aber – zumindest auch – ein wissenschafts- und 
technikethisches Konzept. Und nach meiner 
Einschätzung kommt ein Projekt, welches die 
Perspektiven für eine zukunftsfähige Entwick-
lung zu untersuchen beabsichtigt, um ein eige-
nes, rational zu begründendes ethisches Urteil 
nicht herum. Auch wenn dies nicht „wissen-
schaftlich“ möglich ist – rational kann es 
gleichwohl sein. 
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Symptomatisch für die „deskriptivistische 
Selbstbescheidung“ des HGF-Ansatzes und die 
Präferenz für „objektive“, „wissenschaftlich“ 
zugängliche Sachverhalte, ist die Tatsache, 
dass der HGF-Ansatz „vor allem Effizienz- und 
Konsistenzverbesserungspotentiale“ untersucht 
(Grunwald 2001, 26). Suffizienzstrategien 
werden zwar erwähnt – und die Wichtigkeit 
einer Verbindung aller dreier Strategien wird 
festgestellt (ebd.) – doch ist ihre Behandlung 
insgesamt doch vergleichsweise verhalten. 
Dies wird zum einen damit begründet, dass die 
beiden erstgenannten zu den „spezifischen 
Kompetenzen“ der Projektpartner gehören; 
wobei dieser implizite Verweis auf fehlende 
Kompetenzen angesichts der völlig unbestreit-
baren ethischen Relevanz der zukünftigen Ent-
wicklung der Menschheit kaum befriedigen 
kann. 

Zum anderen aber entziehe sich die Alter-
native Effizienz/Suffizienz, wie bereits gesagt, 
wegen ihres „normativen Kerns“ einer „wis-
senschaftlichen Entscheidbarkeit“ (ebd., 23). 
Aus demselben Grund hatte Grunwald jedoch 
an anderer Stelle die Ethik und die Rationale 
Technikfolgenbeurteilung auf den Plan geru-
fen. „In der Beurteilung präskriptiver Konnota-
tionen(,) z. B. einer Zielsetzung der Etablie-
rung einer auf dem Suffizienzprinzip basieren-
den Wirtschaftsweise(,) ist jedoch die Ethik 
gefragt“ (Grunwald, Lingner 1998, 154f.). Dies 
ist als Plädoyer für die Rationale Technikfol-
genbeurteilung zu verstehen – denn laut 
Gethmann ist zwischen TA und Wissenschafts-
ethik letztlich nicht mehr zu unterscheiden 
(Gethmann 1998, 5). 

2 Zögerliche Operationalisierung der nor-
mativen Prämissen 

Die Aufgabe des HGF-Projektes wird darin 
gesehen, „das normative Postulat der intra- und 
intergenerativen Gerechtigkeit unter den Rand-
bedingungen der globalen Perspektive ... zu 
operationalisieren“ (Kopfmüller et al. 2001, 
164). Wie diese Operationalisierung im Einzel-
nen aussieht, kann hier selbstverständlich nur 
exemplarisch untersucht werden. Dazu der 
Blick auf den Ausgleich extremer Einkom-
mens- und Vermögensunterschiede – sowohl 
zwischen wie innerhalb der Länder. Dies ist 
sowohl für eine nachhaltige Entwicklung als 

auch für eine gerechte Gesellschaft von zentra-
ler Bedeutung und gehört zu der ersten Gruppe 
„substanzieller Nachhaltigkeitsregeln“ (Kap. 
5), die sich der „Sicherung der menschlichen 
Existenz“ widmen (ebd., 189ff.). 

Nachdem die immensen und sehr proble-
matischen Einkommensunterschiede eindrück-
lich vor Augen geführt worden sind, schlagen 
die Autoren „zur Konkretisierung des generel-
len Nachhaltigkeitsziels der Sicherung der 
menschlichen Existenz als Mindestforderung 
für diese Regel die folgende, für den globalen 
wie den nationalen Rahmen geltende Leitlinie 
vor: Einkommens- und Vermögensunterschie-
de, die Armut oder soziale Ausgrenzung von 
Menschen implizieren oder zu deren Entste-
hung beitragen, sind zu vermeiden bzw. aus-
zugleichen. Diese Leitlinie ist also als Ergän-
zung und Verknüpfung zur Forderung der Ge-
währleistung menschenwürdiger Lebensbedin-
gungen und selbständiger Existenzsicherung zu 
sehen.“ (ebd., 219) So emphatisch man den 
Inhalt dieser Aussage um einer nachhaltigen 
und gerechten Entwicklung willen bejahen 
muss – man sucht hier vergeblich nach einer 
Aussage darüber, wie denn nach Ansicht der 
Autoren diese Unterschiede ausgeglichen wer-
den sollen. Hierfür wären grundsätzlich drei 
Wege denkbar, die von den Autoren aber nicht 
benannt werden: Absenkung des Vermögens-
niveaus der Reichen, Anhebung des Vermö-
gensniveaus der Armen oder beides. Wenn es 
um eine Verringerung der Unterschiede geht 
(und nicht nur um eine absolute Anhebung des 
unteren Niveaus), gibt es daneben keine weite-
re Möglichkeit. Hier genügt der Blick auf die 
beiden Extrema. 

Da unter den gegenwärtigen Bedingungen 
Vermögen faktisch immer auch Ressourcen- 
und Energieverbrauch impliziert, würde es 
jeder Bemühung um Nachhaltigkeit zuwider-
laufen, wollte man versuchen, alle Menschen 
auf das Wohlstandsniveau des reichen Nordens 
anzuheben bzw. ihnen denselben Ressourcen- 
und Energieverbrauch zuzubilligen. Es ist völ-
lig ausgeschlossen, dass 6 Milliarden Men-
schen dauerhaft ebenso viele Ressourcen 
verbrauchen wie wir. In seiner jüngsten Studie 
„Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ 
stellt das UBA fest: „Der in den Industriege-
sellschaften überwiegend gepflegte Konsum- 
und Lebensstil stellt eine der wichtigsten Be-
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lastungsursachen des globalen Naturhaushalts 
dar ... Die Übernahme dieses Modells durch die 
Entwicklungs- und Schwellenländer würde die 
Tragfähigkeit des Naturhaushalts übersteigen.“ 
(UBA 2002, 2) 

Wenn man also die Vermögensunterschie-
de und die damit einhergehenden Unterschiede 
im Ressourcenverbrauch verringern will, bleibt 
nur die Möglichkeit, den Ressourcenverbrauch 
des reichen Nordens zu reduzieren. Wie kann 
das erreicht werden? Der HGF-Ansatz legt den 
Schwerpunkt ja auf Effizienz- und Konsistenz-
strategien. Doch man darf wohl bezweifeln, 
dass diese Unterschiede damit abzubauen sind. 
Denn nicht nur sind in der Vergangenheit tech-
nische Effizienzvorteile wegen des Rebound-
Effekts meistens rasch überkompensiert wor-
den, wofür der dramatische Anstieg des Pa-
pierverbrauchs im Zeitalter des „papierlosen 
Büros“ ein bekanntes Beispiel ist. Es ist auch 
nicht zu sehen, wieso effizientere oder konsi-
stentere Technologien gerade zu einer Anglei-
chung der Wohlstandsniveaus führen sollten. 
Dazu müssten gerade die armen Länder über 
die effizientesten Technologien verfügen, doch 
momentan ist wohl eher das Gegenteil der Fall. 
Solange High-Tech-Produkte in den reichen 
Ländern entwickelt und implementiert werden, 
kann mit verbesserter Technik die Kluft zwi-
schen Arm und Reich nicht verringert werden. 

Zur Verringerung der Kluft zwischen Arm 
und Reich ist ganz wesentlich also auch die 
Suffizienz der Reichen vonnöten. Diese Ein-
sicht legt sich meines Erachtens allein schon 
aus unserem wohlverstandenen Eigeninteresse 
nahe. Denn stabile wirtschaftliche und politi-
sche Verhältnisse sind in einer global vernetz-
ten Welt bei zu großen sozialen Unterschieden 
langfristig nicht zu erzielen. 

Es kommt aber noch etwas anderes hinzu, 
was angesichts des „Gerechtigkeitspostulats“, 
von dem der HGF-Ansatz ausgeht, von Bedeu-
tung ist: Es wäre schlichtweg ungerecht, woll-
ten die Reichen ohne jede Einschränkung wei-
ter Ressourcen und Energie verbrauchen und 
gleichzeitig von den Armen erwarten, dass sie 
nicht dasselbe Niveau erreichen. Es gehört zu 
den grundlegendsten Prinzipien gerechtigkeits-
theoretischer Erwägungen, dass Gleiche gleich 
behandelt werden. Ob Kants Kategorischer 
Imperativ, die Rawls’sche Theorie der Gerech-
tigkeit, diskurs-ethische oder andere ethische 

Ansätze: Aus der grundsätzlichen und grund-
gesetzlich geschützten Gleichheit aller Men-
schen (Art. 3 GG) ist zu folgern, dass nur das 
ethisch legitim ist, von dem man wollen kann, 
dass es verallgemeinerbar ist. „Handle so, dass 
die Maxime deines Willens jederzeit zugleich 
als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung 
gelten könne“ – dies ist kein zufällig aufge-
stelltes „Gebot“, sondern ist notwendig ver-
bunden mit der Forderung nach Gleichbehand-
lung aller Menschen. Und ich behaupte, dass 
man nicht wollen kann, dass alle Menschen 
unsere Lebensstile mit dem entsprechenden 
Ressourcenverbrauch übernehmen.3 

Dass eine Studie, die expressis verbis vom 
„Gerechtigkeitspostulat“ ausgeht, in diesem 
Zusammenhang nicht darauf hinweist, dass Suf-
fizienz-Strategien auch aus Gerechtigkeitserwä-
gungen ethisch zu fordern sind, offenbart in 
meinen Augen ihr Defizit in ethischer Hinsicht. 

Suffizienz heißt nicht Askese. Es geht 
vielmehr um eine Veränderung von Lebens- und 
Denkgewohnheiten. In seinem Sondergutachten 
zum Abschlussbericht der Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt“ be-
nennt Jürgen Rochlitz die gedankliche Zielvor-
stellung für eine nachhaltige Entwicklung: „Gut 
leben statt viel haben.“ (Deutscher Bundestag 
1998, 422) Wir gehen oft davon aus, dass mit 
Konsum und materiellem Besitz auch Wohlbe-
finden und Lebensqualität steigen. Sozial-
empirische Studien scheinen dem aber zu wider-
sprechen. Eine in Australien durchgeführte Un-
tersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass es 
einen negativen Zusammenhang zwischen Le-
benszufriedenheit und Materialismus gibt – 
Materialismus verstanden als Maß für die Be-
deutung, die Besitz im Leben eines Einzelnen 
spielt. Demnach sind diejenigen Menschen, für 
die Besitz eine wichtige Bedeutung im Leben 
hat, weniger glücklich und mit ihrem Lebens-
standard, ihren familiären Beziehungen und 
ihrem Leben als ganzem weniger zufrieden als 
andere (Ryan, Dziurawiec 2001)4. Selbstver-
ständlich wäre es zynisch, mit einem solchen 
Ergebnis bestehende Ungleichheiten rechtferti-
gen zu wollen. Es könnte aber dazu anregen, 
darüber nachzudenken, ob Suffizienz nicht auch 
eine Chance sein kann. 

Wir müssen uns fragen, ob wir den Hol-
lywood-Konsumismus in die ganze Welt ex-
portierten wollen, oder ob wir damit anfangen, 
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nach attraktiven Alternativen zu suchen und 
diese zu kultivieren. Geht man von dem „Pos-
tulat von Gerechtigkeit“ aus, dann dürfte eine 
rationale Beantwortung dieser Frage nicht 
schwer fallen. 

Anmerkungen 

1) Vgl. Grunwald 2000, 68. Im Übrigen will ich 
hier aber nicht auf die Diskussion zwischen Ji-
scha und Grunwald eingehen, inwiefern TA und 
Nachhaltigkeitsmanagement identisch sind oder 
nicht (vgl. dazu die Beiträge von Jischa und 
Grunwald in den TA Datenbank-Nachrichten 
2/2001). 

2) Davon abgesehen, gibt es für Suffizienz auch 
unabhängig von Gerechtigkeitsüberlegungen gu-
te Gründe. Man wird in internationalen Ver-
handlungen kaum glaubwürdig und effektiv ver-
handeln können, wenn man das, was man von 
anderen erwartet, nicht auch selbst umzusetzen 
bereit ist. 

3) Die Autoren verweisen auch auf eine ganze 
Reihe weiterer Studien, die zu ähnlichen Ergeb-
nissen kommen. 
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ERGEBNISSE VON TA-
PROJEKTEN – NEUE 
TA-PROJEKTE 

Szenarien für mehr Selbstver-
antwortung und Wahlfreiheit im 
Gesundheitswesen 

von Lars Thielmann, Manfred Rohr und 
Diethard Schade, Akademie für Technikfol-
genabschätzung in Baden-Württemberg 

Seit Jahren wird über eine grundlegende 
Reform der deutschen gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) gestritten. Während 
über die Reformbedürftigkeit, insbesondere 
aufgrund der demographischen Entwicklung 
und des medizinisch-technischen Fort-
schritts, Konsens besteht, erweisen sich 
bislang alle tatsächlich umgesetzten Maß-
nahmen als nur vorläufig. Ursächlich dafür 
ist vor allem der Unwillen der diversen Inte-
ressengruppen (Ärzteschaft, Krankenkas-
sen, Pharmaindustrie, Parteien) wirklich eine 
umfassende Strukturreform anzugehen. 
Stattdessen wird bisher vorwiegend eine 
stets nur kurzfristig wirksame Kostendämp-
fungspolitik betrieben. Vorgeblich geht es 
dabei allen Beteiligten um das Wohl der Pa-
tienten. Doch gerade deren Perspektive 
kommt in den Reformdebatten nahezu nicht 
vor. Vor diesem Hintergrund werden von der 
TA-Akademie Reformszenarien entworfen. 
Diese Szenarien beinhalten nutzerorientierte 
Maßnahmen, die sowohl die Selbstverant-
wortung der Patienten und Versicherten 
stärken und ihnen mehr Wahlmöglichkeiten 
einräumen als auch die kontinuierliche In-
tegration medizinischer Innovationen in der 
GKV gewährleisten sollen. 

Die TA-Akademie hat mit dem Projekt „Szena-
rien für mehr Selbstverantwortung und Wahl-
freiheit im Gesundheitswesen“ aus den Erhe-
bungen zur Dokumentation „Technikfolgenfor-
schung in Baden-Württemberg“ resultierende 
Anregungen ihres wissenschaftlichen Netzwer-
kes zu Forschungsbedarf im Bereich Medizin 
und Gesundheit sowie Empfehlungen ihres Ku-
ratoriums aufgegriffen, sich mit dem Gesund-
heitssystem zu befassen. Im Ergebnis eines Ex-
pertenworkshops sieht die TA-Akademie dabei 

ihren möglichen Beitrag insbesondere in der 
Initiierung eines gesellschaftlichen Diskurses 
über die Ziele und Entwicklungsperspektiven 
des Gesundheitssystems, insbesondere im Hin-
blick auf die Gestaltung von effektiven Beteili-
gungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten von 
Patienten, Versicherten und Bürgern (Rohr, 
Schade 2000). 

Das Projekt wurde von seiner inhaltlichen 
Ausrichtung her weniger im Sinne eines klassi-
schen Health Technology Assessment (HTA) 
angelegt, sondern betrachtet das Gesundheits-
wesen als Infrastruktursystem und dessen Re-
formoptionen und perspektivische Entwick-
lungsmöglichkeiten bewusst aus der Perspektive 
der Nutzer – der wichtigsten Gruppe im System. 

Das zunächst über zwei Jahre laufende Pro-
jekt wird durch das Sozialministerium Baden-
Württemberg, die Landesärztekammer Baden-
Württemberg sowie die Gottlieb Daimler- und 
Karl Benz-Stiftung finanziert und von einem 
Projektbeirat begleitet, dem alle maßgeblichen 
Akteure des Gesundheitswesens in Baden-
Württemberg angehören. 

Am Nutzer orientieren 

Wenn die Bürger in der Debatte um die Reform 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
in den Blick genommen werden, dann fallen 
zumeist die Stichworte „Selbstverantwortung“ 
und „Wahlmöglichkeit“. Doch schaut man ge-
nauer hin, so findet man eine Beschränkung 
dieser Begriffe auf finanzielle Selbstbeteiligung 
und verminderten Leistungskatalog. Im Projekt 
hingegen geht es nicht um derartige Finanzie-
rungsfragen, sondern um eine zukünftige Struk-
tur der GKV. 

Wie kann die Selbstverantwortung der 
Nutzer gestärkt werden? Wie können ihre Frei-
räume durch größere Wahlfreiheit erweitert 
werden? Dies sind die Leitfragen des Projekts. 
Die Reformperspektive ist also Nutzer-
orientiert. Als umfassenderes Reformparadigma 
dient dabei „Citizenship“: Die Fähigkeiten der 
Bürger sollen gestärkt werden. Denn die Para-
digmen „Beitragssatzstabilität“ oder „Consum-
erism“ (Stärkung der Kompetenz der Kunden) 
greifen zu kurz (Kendall 2001). 



��������������������������������
��������������

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 Seite 109 

Selbstverantwortung stärken 

Um selbstverantwortlich handeln zu können, 
benötigen die Bürger Informationen. Dabei un-
terscheiden sich ihre Informationsbedürfnisse 
und Interessen je nach der Rolle, in der sie agie-
ren. Patienten benötigen vor allem Informatio-
nen über Therapiemöglichkeiten, die Leistungs-
anbieter und die Qualität der Leistungen, wäh-
rend Versicherte sich für die Leistungen und 
Beitragssätze ihrer Krankenkassen interessieren 
(Thielmann, Rohr, Schade 2002). Um Informa-
tionsangebote sinnvoll nutzen zu können, müs-
sen diese das gesamte System für die Nutzer, 
aber auch für die verschiedenen Leistungsanbie-
ter transparent machen. 

In einem ersten Szenario „Der informierte 
Patient“ schlagen wir daher die Schaffung von 
Informationssystemen über Leistungen und 
deren Kosten sowie über ambulante und statio-
näre Leistungsanbieter vor. Ergänzend müsste 
das Werbeverbot für Ärzte und Krankenhäuser 
gelockert werden. Diese Informationssysteme 
könnten in einer „Stiftung Gesundheitstest“ 
zusammengefasst und institutionalisiert wer-
den. Einer solchen Stiftung sind Mitsprache-
rechte bei der Ausgestaltung der GKV einzu-
räumen. Weitere Institutionen (Patientenbera-
tungsstellen, Patientenrechtegesetz) treten hin-
zu (Dierks et al. 2001). Die Umsetzung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen wird Mehrkosten 
für die GKV bewirken. Von Einsparpotentialen 
kann, zumindest kurz- bis mittelfristig, nicht 
ausgegangen werden. 

Wahlmöglichkeiten schaffen 

Menschen, die besser informiert sind, lernen 
Alternativen kennen. Sie erfahren von verschie-
denen Therapiemöglichkeiten und anderen Leis-
tungsanbietern. Folglich werden sie vermehrt 
diese Alternativen nachfragen und so auf mehr 
Wahlmöglichkeiten bestehen. Während die freie 
Arztwahl seit langem in der GKV möglich ist 
und das Recht auf freie Wahl der Krankenkasse 
seit 1996 für alle Versicherten gilt, besteht eine 
solche Wahlmöglichkeit bezüglich der Leistun-
gen im Rahmen der GKV bisher nicht. Dafür 
müssen die Bürger private Zusatzversicherungen 
abschließen. 

Darum schlagen wir in einem zweiten 
Szenario „Der informierte Patient und wahl-

freie Versicherte“ zusätzlich eine Differenzie-
rung des bisherigen GKV-Leistungskatalogs in 
Grund- und (konsumnähere) Satzungsleistun-
gen vor. Während der Grundleistungskatalog 
bundeseinheitlich gilt und von der gesamten 
GKV-Versichertengemeinschaft solidarisch 
finanziert wird, werden die Satzungsleistungen 
von den einzelnen Kassen angeboten und nur 
von deren Versicherten solidarisch finanziert. 
Die Abgrenzung zu den Wahl-
(Komfort)leistungen der privaten Krankenver-
sicherung bleibt bestehen. Durch die Differen-
zierung des GKV-Leistungskatalogs können 
die Präferenzen der Versicherten bessere Be-
rücksichtigung finden. Sie können sich für die 
Kasse mit dem von ihnen bevorzugten Sat-
zungsleistungspaket entscheiden oder aber 
auch die Satzungsleistungen gegen eine Bei-
tragsreduktion abwählen (Wille 2001). Wenn 
jedoch keine absichernden Maßnahmen (z. B. 
Kontrahierungszwang der Kassen, Anreize für 
das Anbieten von Satzungsleistungen) hinzu-
treten, könnte es zu unerwünschten Effekten 
kommen, woraus letztlich nur ein gegenüber 
heute verminderter Leistungskatalog resultie-
ren würde, d. h. die Wahlmöglichkeiten der 
Versicherten würden de facto sogar geringer. 

Wettbewerbliche Elemente einführen 

Unter dem derzeitigen Vertragssystem in der 
GKV, in dem Kollektivverträge einheitlich und 
gemeinsam von allen Beteiligten abgeschlossen 
werden müssen, lässt sich eine Erweiterung der 
Wahlmöglichkeiten im Leistungsbereich nicht 
realisieren. Die Kartelle der ambulanten und 
stationären Anbieter und der Krankenkassen 
erweisen sich als das größte Hemmnis für eine 
zukunftsfähige Reform zum Nutzen der Patien-
ten und Versicherten. Die Folgen eines Behar-
rens auf den bisherigen Strukturen bekommen 
die Patienten schon tagtäglich in Form einer 
impliziten Rationierung zu spüren, und für die 
Versicherten steigen die Beitragssätze unauf-
haltsam. 

So erscheint es dringend geboten, die Ver-
tragsstrukturen aufzubrechen und wettbe-
werbliche Elemente einzuführen. Aufgrund 
eines Wettbewerbs zwischen Leistungsanbie-
tern über Qualität und Preis käme es zu einem 
Kassenwettbewerb auf der Leistungsseite. Da-
bei ist von einem Verschwinden von Leis-
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tungsanbietern und Kassen aus dem Markt 
auszugehen. Die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen wären zur Disposition zu stellen. Ihre regu-
lativen Funktionen könnten auf die Ärztekam-
mern übergehen. Ein „Preiskorridor“ aus Min-
destvergütung und Erstattungsobergrenze, des-
sen Einhaltung ebenso wie die Gewährleistung 
eines Grundleistungskataloges durch eine ge-
setzliche Aufsicht zu garantieren ist, verhindert 
die Dominanz einzelner Marktteilnehmer. Erst 
ein solches drittes Szenario „Der informierte 
Patient und wahlfreie Versicherte in wettbe-
werblichen Strukturen“ vermag die Selbstver-
antwortung der Nutzer nachhaltig zu stärken 
und ihre Freiräume zu erweitern. 

Ausblick 

Die Reformszenarien sind in den wesentlichen 
Punkten entwickelt und werden bis Mitte des 
Jahres in einer Pilotstudie der TA-Akademie 
detailliert ausgearbeitet. Diese Studie bildet die 
Grundlage für eine anschließende Diskussion 
mit Experten und maßgeblichen Akteuren des 
Gesundheitswesens sowie für einen gesell-
schaftlichen Diskursprozess, in dem die Pro-
jektergebnisse in die breite Öffentlichkeit ver-
mittelt werden. 
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REZENSIONEN 

Einige Anmerkungen zu den 
ersten beiden Bänden der ITAS-
Publikationsreihe zum HGF-
Projekt "Global zukunftsfähige 
Entwicklung – Perspektiven für 
Deutschland"1 

von Achim Daschkeit, Geographisches In-
stitut der Universität Kiel 

Die Diskussion um die Möglichkeit einer nach-
haltigen Entwicklung lässt einen einfach nicht 
mehr los: Sei es der Erdgipfel in Johannesburg 
2002 oder die Flut von Publikationen zu diesem 
Thema, sei es der deutsche Rat für Nachhaltige 
Entwicklung oder Aktivitäten im Rahmen der 
Lokalen Agenda 21 – das Thema erfreut sich 15 
Jahre nach dem Brundtland-Report und 10 Jahre 
nach dem Erdgipfel von Rio insbesondere in der 
Wissenschaft hoher Aufmerksamkeit, während 
die Kenntnis des Ansatzes nachhaltiger Ent-
wicklung in der Öffentlichkeit nach wie vor zum 
überwiegenden Teil gering ist. 

Vor diesem Hintergrund ist das in der 
Überschrift genannte, groß angelegte Projekt der 
Hermann-von-Helmholtz-Gemeinschaft Deut-
scher Forschungszentren (HGF) zu sehen, das 
durch die zwei angeführten Buchpublikationen 
auch einer breiteren Öffentlichkeit bekannt wer-
den soll. Das Projekt ist als Reaktion der HGF-
Zentren auf die lang andauernde Diskussion um 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland zu 
sehen. In einer problemorientierten Vorgehens-
weise wird die Kompetenz der HGF-Zentren 
gebündelt2, wobei sicherlich nicht davon ausge-
gangen werden darf, dass mit diesem umfang-
reichen Verbundprojekt der große und endgülti-
ge Entwurf zur nachhaltigen Entwicklung in 
Deutschland vorgelegt werden kann – dazu ist 
der Diskurs um nachhaltige Entwicklung zu 
disparat, und es würde auch nicht dem Prinzip 
einer nachhaltigen Entwicklung entsprechen, 
wollte man einen Diskurs auf einen Endpunkt 
hin anlegen. Das Verbundprojekt ist derart um-
fassend, dass es sich scheinbar lohnt, die (Zwi-
schen-)Ergebnisse in einer eigenen Buchreihe zu 

veröffentlichen, deren erster und zweiter Band 
jetzt vorliegen. 

Im ersten Band (s. u. Kopfmüller et al. 
2001) werden die theoretisch-konzeptionellen 
Grundlagen des Verbundprojektes dargestellt. 
Der Ansatz beruht auf einer vorab durchgeführ-
ten Vorstudie und zeigt in beeindruckender 
Weise, welche Kompetenz in den HGF-Zentren 
vorliegt; es zeigt sich aber auch, dass es eine 
ganze Reihe verschiedenartiger Wissenschafts-
disziplinen zu integrieren gilt. Der 
konzeptionelle Ansatz des HGF-Projektes kann 
und soll an dieser Stelle nicht in kurzer Form 
wiedergegeben werden; dies könnte auch den 
differenzierten Arbeiten nicht gerecht werden. 
Man kann aber davon ausgehen, dass der 
integrative Gedanke im Mittelpunkt des 
Gesamtvorhabens steht – ansonsten würde sich 
dieses Projekt von der Vielzahl anderer Projekte 
zum Thema nachhaltige Entwicklung kaum 
unterscheiden. Die entsprechenden Überlegungen finden 
sich im Kapitel 4.1.1 auf den Seiten 117 ff. Wir 
erfahren, dass der HGF-Ansatz „top down“-
orientiert ist und dass es zur Ableitung des 
Ansatzes zwingend notwendig ist, normative 
Überlegungen in die wissenschaftlichen Ausar-
beitungen einzubeziehen. Die „Komplexität von 
Grundgüter- und Nutzungsstrukturen“ (S. 119) 
erzwingt eine integrative Vorgehensweise 
ebenso wie die Notwendigkeit, inter- und 
intragenerative Gerechtigkeitsüberlegungen zu 
bedenken. Dies erscheint auf dieser allgemei-
nen Ebene ebenso plausibel wie die Darlegung 
der Möglichkeiten eines integrativen Vorge-
hens. Denn es ist ja nicht damit getan, dass 
integrativ vorgegangen werden soll – es kommt 
darauf an, wie ein integrativer Ansatz ausges-
taltet und umgesetzt werden kann. Integration 
kann über Ziele, Regeln, Qualitäts- und Hand-
lungsziele, Maßnahmen und die Ableitung von 
Strategien erfolgen. 

All das ist in dem erwähnten Band aus-
führlich und auch reflexiv diskutiert, hervorhe-
benswert ist aus meiner Sicht die (ein wenig 
versteckte) Bemerkung, dass der Prozess der 
Abwägung ein nicht unwichtiger Bestandteil 
von Integration ist. Betrachtet man gerade die 
Nachhaltigkeitsdiskussion einmal aus rechts-
wissenschaftlicher Perspektive, so kann auffal-
len, dass Abwägung vielleicht sogar etwas 
mehr Aufmerksamkeit verdienen könnte, wenn 
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sie als Methode angesehen wird (ich komme 
auf diesen Gedanken später zurück). 

In Abgrenzung zu den ebenfalls als inte-
grativ bezeichneten Ansätzen der Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der 
Umwelt“ und des Verbundprojektes „Arbeit 
und Ökologie“, die eher eine „bottom up“-
Perspektive verfolgen, wird festgehalten, dass 
eine Orientierung an den allseits bekannten 
Nachhaltigkeitsdimensionen (Ökologie, Öko-
nomie, Soziales, Institutionen) nur bedingt 
sinnvoll sei, so dass der HGF-Ansatz „konstitu-
tive Elemente“ ableitet, die quer zu den Nach-
haltigkeitsdimensionen stehen. Auf dieser Ba-
sis können dann weitergehende Ziele zum Er-
reichen einer nachhaltigen Entwicklung abglei-
tet werden. Es wurde bereits erwähnt, dass 
normative Überlegungen hierfür unmittelbar 
notwendig sind (man traut es sich ja kaum noch 
zu sagen: Nachhaltigkeit ist ohnehin ein poli-
tisch-normatives Konzept, und es ist nach wie 
vor kontrovers, was genau ein wissenschaftli-
cher Ansatz hier leisten kann und soll). 

Es wird im HGF-Ansatz zwischen einer 
explizit normativen und einer quasi-objektiven 
Herangehensweise unterschieden. Die letztge-
nannte bezieht sich auf die Belastbar-
keit(sgrenzen) von natürlichen und sozialen 
Systemen. Diese sind schwierig zu ermitteln, 
allerdings nicht (nur) aufgrund der aufgeführ-
ten Argumentation: Es wird mit Bezug auf A. 
Metzner argumentiert, dass die Grenzen natür-
licher Systeme erst bei Überschreitung dersel-
ben erkannt werden; das mag durchaus auch 
der Fall sein, bedeutender erscheint mir aber 
die Tatsache, dass Belastungsgrenzen histo-
risch und kulturell variabel sind und von daher 
gar nicht fest definiert werden können. Weil 
nun die Bestimmung von Belastungsgrenzen 
schwierig ist (der Grund sei jetzt einmal zurück 
gestellt), wird die Leitplanken-Idee (u. a. vom 
Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen/WBGU) ins 
Spiel gebracht. Hierbei können ökologische 
oder auch soziale Leitplanken definiert werden, 
und durch eine Art inverser Vorgehensweise 
kann man auf Entwicklungen zurückschließen, 
die auf alle Fälle vermieden werden müssen, 
um innerhalb der Leitplanken zu bleiben. Un-
verzichtbares Moment dieser Vorgehensweise 
sind aber wiederum normative Setzungen – 
womit wir wieder bei der ersten Herangehens-

weise gelandet sind. Entsprechend stellt der 
HGF-Ansatz ethische und gerechtigkeitstheore-
tische – also normative – Überlegungen an den 
Ausgangspunkt der Überlegungen. Diese ex-
plizite normative Orientierung befördert zum 
einen die Transparenz des Ansatzes, zum ande-
ren wird somit idealiter eine normative Basis 
für Konfliktlösungen geschaffen. Mir erscheint 
diese Struktur des HGF-Ansatzes wichtig, nicht 
nur weil die normativen Grundlagen gesell-
schaftlicher Diskurse oft vernachlässigt wer-
den, sondern auch in wissenschaftlichen Ansät-
zen gerade zum Nachhaltigkeitsthema normati-
ve Gehalte oft unbewusst transportiert werden. 

Unabhängig von möglichen Kritikpunkten 
an der im HGF-Ansatz gewählten Vorgehens-
weise erscheint die – hier verkürzt wiedergege-
bene – Argumentation auf der konzeptionellen 
Ebene sinnvoll; inwieweit dieser Ansatz auch 
für empirische Untersuchungen tragfähig ist, 
wird sich im weiteren Verlauf des Projektes 
zeigen. Wenn wir aber noch einen Moment auf 
der konzeptionellen Ebene bleiben, bietet es sich 
an, die „Resonanzfähigkeit der Gesellschaft“ (S. 
303-305) zu betrachten: Ausgehend von funkti-
onal hochdifferenzierten Teilsystemen wird 
festgehalten, dass diese Teilsysteme zum aller-
größten Teil nach den je eigenen Strukturbedin-
gungen reagieren. Umso schwieriger ist es, ein 
doch so umfassendes Anliegen wie eine nach-
haltige Entwicklung nachhaltig in den Teilsys-
temen zu verankern – oder sie zumindest dazu 
zu bekommen, dass Nachhaltigkeit eine Rolle in 
den jeweiligen Strukturbedingungen spielen 
kann. Wenn man aber darüber hinaus davon 
ausgehen muss, dass es zudem keine angemes-
sene Koordination zwischen den Teilsystemen 
gibt (die Politik kommt hierfür wohl kaum in 
Frage), ist es um die Integration verschiedenar-
tiger Belange aus einer gesamtgesellschaftlichen 
Perspektive schlecht bestellt. Aus meiner Sicht 
sollte man aber auch aufpassen, dass nicht zu 
viele Integrationsbegriffe kursieren: Die o. a. 
Integrationsphilosophie des HGF-Ansatzes be-
zieht sich in erster Linie auf eine konzeptionelle 
Grundlage für einen wissenschaftlichen Ansatz 
– und das ist zunächst einmal etwas völlig An-
deres als die gesamtgesellschaftliche Integration 
des Nachhaltigkeitsgedankens bzw. abgeleiteter 
Strategien und Maßnahmen im gesamtgesell-
schaftlichen Kontext. Natürlich haben diese 
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beiden Aspekte miteinander zu tun – aber sie 
sind keinesfalls direkt aufeinander beziehbar. 

Während der erste Band der genannten 
Reihe auf die Grundlagen abzielt, werden im 
zweiten Band (s. u. Grunwald et al. 2001) zum 
Teil nochmals die Ergebnisse des ersten Ban-
des komprimiert zusammengefasst, zum Teil 
werden Projektergebnisse vorgestellt. Hier 
zeigt sich nun nachdrücklich die breit gefächer-
te Kompetenz der HGF-Zentren, wenn es u. a. 
um die Aktivitätsfelder Wohnen und Bauen, 
Mobilität und Verkehr, Ernährung und Land-
wirtschaft etc. bis hin zu Schlüsseltechnologien 
geht. Natürlich ist jede Auswahl selektiv, und 
auch die Arbeitsgebiete der HGF-Zentren kön-
nen nicht alles abdecken. Dennoch scheinen 
aus meiner Sicht die wichtigsten gesellschaftli-
chen Aktivitätsfelder angesprochen. 

Hervorzuheben ist, dass (notwendigerwei-
se) die Indikatorenproblematik behandelt wird 
(S. 103 ff.), dass die so genannten Schlüssel-
technologien auf ihre Nachhaltigkeitspotenziale 
hin überprüft werden (S. 267 ff.), dass ebenso 
technikinduzierte Risiken thematisiert werden 
(S. 325 ff.) und dass schließlich Modelle im 
Projekt eine Rolle spielen (S. 341 ff.). Gerade 
dieser letztgenannte Bereich ist für Fragen der 
projektinternen und ggf. auch projektexternen 
Integration zunehmend von Bedeutung. 

Als Geograph, der ich nun mal bin, sei es 
mir gestattet, dass ich auf den Beitrag von R. 
Backhaus et al. (S. 361 ff.) etwas genauer ein-
gehe – von den anderen Bereichen verstehe ich 
im Zweifelsfall noch weniger ... Es geht hierbei 
um die räumliche Dimension und den regiona-
len Ansatz in der Nachhaltigkeitsdiskussion. Es 
wird argumentiert, dass räumliche Verteilun-
gen insbesondere der Landnutzung in Nachhal-
tigkeitsansätzen zumeist nicht berücksichtigt 
werden, dies aber für eine integrative Vorge-
hensweise unabdingbar ist. Die hier spezifizier-
te Zugangsweise versteht sich als komplemen-
tär zum Aktivitätsfelderansatz (siehe oben) und 
hebt methodisch auf die enge technische Kopp-
lung von Satellitendaten, Geographischen In-
formationssystemen und Modellen ab, um re-
gional differenzierte Aussagen zur Nachhaltig-
keit machen zu können; ansonsten würde man 
auf zu allgemeiner und abstrakter Ebene arbei-
ten. Vorrangig sei die Analyse repräsentativer 
Regionen – aber hier stellt sich die Frage: Re-
präsentativ für was? Aus Sicht der geostatis-

tisch orientierten Landschaftsökologie bzw. 
Ökologischen Geographie ist die Frage leicht 
zu beantworten, weil man sich um die natur-
wissenschaftlich-ökologische Analyse von 
Raumausschnitten bemüht. Beim Thema 
Nachhaltigkeit kommt man aber mit diesem 
Verständnis von „repräsentativen Regionen“ 
nur bedingt weiter, weil die ökologische eben 
nur eine Dimension ist (wenn wir einmal in 
dieser Nomenklatur bleiben und nicht auf die 
der konstitutiven Elemente wechseln). 

Weiterhin bleibt die Frage der Änderung 
der Landnutzung (historisch, zukünftig) im Mit-
telpunkt, obwohl schon aus der MAB (Man and 
the Biosphere)-Forschung hinlänglich bekannt 
ist, dass dort die Landnutzung als Schnittstelle 
zwischen natürlichen und sozialen Systemen 
konzeptionell nicht fruchtbar gewesen ist. Im 
nächsten Schritt wird die Analyse auf ländliche 
Räume bzw. den Konflikt zwischen landwirt-
schaftlicher Produktion und urbaner Infrastruk-
tur einerseits und der nachhaltigkeitsrelevanten 
ökologischen Regulationsfunktion abgestellt. 
Beide Aspekte sind sicherlich von Bedeutung, 
stellen aber angesichts des integrativen HGF-
Ansatzes eine Verkürzung dar. Und dies insbe-
sondere, wenn es im Kern der Überlegungen um 
eine räumliche Optimierung der multifunktio-
nellen Nutzung von Landschaften geht bzw. um 
(Landschaftsbewertung als) Landschaftsoptimie-
rung (S. 371). 

Als Frage kann ich nur formulieren, ob es 
vor dem Hintergrund der allgemeinen Ausfüh-
rungen und den Überlegungen in diesem Beitrag 
tatsächlich räumlich verteilungsfreie Nachhal-
tigkeitsregeln geben kann (so auf S. 365)? Ei-
gentlich müsste doch argumentiert werden, dass 
die Nachhaltigkeitsregeln regional differenziert 
sein müssten, wenn die allgemeinen Regeln 
nach und nach operationalisiert und konkretisiert 
werden. Vollends unklar blieb mir aber die Aus-
sage (S. 363) zum Ziel von regional orientierten 
Studien: „Räumliche Umsetzung global formu-
lierter Indikatoren für die Nachhaltigkeit der 
Landnutzung, um das Indikationspotenzial spe-
zifischer räumlicher Verteilungen in der Land-
schaft auszuloten und zu nutzen.“ 

Die technisch sehr moderne und anspre-
chende Umsetzung der Überlegungen bündelt in 
Optimierungsszenarien bestimmter Räume, die 
in sich offenbar eine Integration der Nachhaltig-
keitdimensionen leisten und eine „abgewogene“ 
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Grundlage für weitere Analysen bzw. Umset-
zungen bieten (S. 373). Nach meiner Auffassung 
ist die Betrachtung eines räumlichen Ausschnit-
tes (sei dies eine Stadt, ein Flusseinzugsgebiet, 
eine Insel, ein Tal oder Ähnliches) nicht per se 
eine Ebene der Integration. Es bedarf vielmehr 
eines übergreifenden Gegenstandes – und der 
hat auch eine räumliche Dimension, die mal 
mehr und mal weniger zur Erklärungskraft von 
Zuständen oder Prozessen beiträgt. Es wäre an 
dieser Stelle mit Sicherheit lohnend, in einem 
derartigen Teilprojekt nach der Operationalisie-
rung eines integrativen Raumbegriffes zu fragen 
(auch wenn beispielsweise die jüngere sozial-
ökologische und geographische Forschung eher 
dazu tendiert, die Pluralität von Raumbegriffen 
hinzunehmen). 

An dieser Stelle komme ich zurück auf den 
Begriff der „Abwägung“, den ich oben schon 
einmal angesprochen habe. Es ist sicherlich 
fortschrittlich, den Prozess der Daten- und in-
haltlichen Integration mittels moderner Techni-
ken wie Geographischer Informationssysteme 
und mit Hilfe von Modellen (also per Algorith-
mus) durchzuführen. Dies bleibt aber etwas 
einseitig, so lange auf (im Wesentlichen) die 
ökologische Ebene fokussiert wird. Abwägung 
ist in meinem Verständnis auch nicht die parti-
zipativ orientierte stakeholder-Modellierung, die 
für den nötigen normativen Input sorgt; Abwä-
gung würde auch den Versuch wagen, qualitati-
ve Informationen (wie z. B. Argumentationen 
im Prozess der verbal-argumentativen Abwä-
gung) zu verarbeiten. Das aber erreicht man 
nicht, wenn man auf der Ebene des Land-
schaftswasserhaushaltes verbleibt ... 

Fazit 

Nach der Lektüre der beiden vorliegenden 
Bände ist man einerseits erschlagen ob der 
Fülle des Materials, die die HGF in diesem 
Verbundprojekt bündeln kann. Sicherlich gibt 
es immer kritische Aspekte, die zum Teil be-
reits im Vorfeld des Projektes, also während 
der Vorstudie, diskutiert wurden und die ich 
hier nur exemplarisch und schlaglichtartig in 
Fragenform aufführe: 

•  Inwieweit ist die gender-Dimension berück-
sichtigt? 

•  Gibt es ein ausgewogenes Verhältnis von 
technischen Fragen einerseits (Schlüssel-
technologien) und scheinbar „weichen“ As-
pekten wie der kulturellen Dimension von 
Nachhaltigkeit? 

•  Ist es angemessen mit „Regeln“ zu arbeiten? 
•  Kann der integrative Ansatz, kann die inter-

disziplinäre Kooperation gelingen, wenn 
derart verschiedene Wissenschaftsdiszipli-
nen beteiligt sind? 

Diese und andere kritische Fragen müssen dis-
kutiert werden, aber es bleibt das unbestreitbare 
und gar nicht hoch genug zu bewertende Ver-
dienst der Studie, dass nicht „klein-klein“ an-
gesetzt wird, sondern dass ernsthaft der Ver-
such unternommen wird, möglichst alle rele-
vanten Fragen und Aspekte einzubeziehen – 
von Anfang an. Dass man dann darüber streitet 
und verschiedener Auffassung ist, bewerte ich 
persönlich als uneingeschränkt positiv – das ist 
doch besser, als wenn jeder in seinem Fürsten-
tum bleibt und meint, für die Stadt X oder das 
Bedürfnisfeld Y sei alles im grünen Bereich 
und damit nachhaltig. 

Anmerkungen 

1) Bezug zu den Publikationen: 
Kopfmüller, J.; Brandl, V.; Jörissen, J.; Paetau, 
M.; Banse, G.; Coenen, R.; Grunwald A., 2001: 
Nachhaltige Entwicklung integrativ betrachtet. 
Konstitutive Elemente, Regeln, Indikatoren. 
Berlin: edition sigma (= Global zukunftsfähige 
Entwicklung – Perspektiven für Deutschland, 
Bd. 1), ISBN: 3-89404-571-X 
und 
Grunwald, A.; Coenen, R.; Nitsch, J.; Sydow, 
A.; Wiedemann, P. (Hrsg.), 2001: Forschungs-
werkstatt Nachhaltigkeit. Wege zur Diagnose 
und Therapie von Nachhaltigkeitszielen. Berlin: 
edition sigma (= Global zukunftsfähige Ent-
wicklung – Perspektiven für Deutschland, Bd. 
2), ISBN: 3-89404-572-8 

2) Beteiligt sind die folgenden Forschungszentren: 
Forschungszentrum Karlsruhe – Technik und 
Umwelt (federführend); Deutsches Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt; Forschungszentrum Jü-
lich; GMD Forschungszentrum Informations-
technik (jetzt: Fraunhofer-Institut für Autonome 
Intelligente Systeme); Umweltforschungszent-
rum Leipzig. 
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B. HILLEBRAND, K. LÖBBE, H. CLAU-
SEN, J. DEHIO, M. HALSTRICK-
SCHWENK, H.D. VON LOEFFELHOLZ, 
W. MOOS, K.-H. STORCHMANN: Nach-
haltige Entwicklung in Deutschland – 
Ausgewählte Problemfelder und Lö-
sungsansätze (Untersuchungen des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, H. 36). Essen, 
2000, ISBN 3-928739-59-X 

Rezension von Volker Stelzer, ITAS 

Der vorliegende Text ist ein Beitrag zu einem 
von der Hans-Böckler-Stiftung initiierten For-
schungsvorhaben „Arbeit und Ökologie“, das 
den Gewerkschaften bei der Konkretisierung 
und praktischen Umsetzung des Leitbildes der 
nachhaltigen Entwicklung helfen sollte. Die 
Aufgabe des Rheinisch-Westfälischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (RWI) in diesem 
Zusammenhang war es, anhand ausgewählter 
Problemfelder, die ökonomischen und sozialen 
Wirkungen ökologisch relevanter Maßnahmen 
zu analysieren. Das RWI hat sich dazu der 
Modellierung von Szenarien bedient. Diese 
Szenarienmodellierung wird durch drei theore-
tische Kapitel eingeleitet. In diesen werden 
Konzeptionen und Leitbilder einer nachhalti-
gen Entwicklung einer kritischen Würdigung 
unterzogen, Indikatoren zur Nachhaltigkeitsbe-
urteilung dargestellt und die Entwicklung der 
Innovationsforschung kurz beleuchtet. 

Mit dem vierten Kapitel beginnt die Dar-
stellung des empirischen Teils der Arbeit. Un-
ter Anwendung des Strukturmodells des RWI, 
verknüpft mit einigen ergänzenden Modellen 
wie einem Energiemodell, einem Steuer-
Transfer-Modell, Konsumverflechtungsmatri-
zen und Arbeitsmarktverflechtungstabellen 
wird ein Basisszenario erarbeitet, dass die 
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft 
unter Einbeziehung der heute eingeleiteten oder 
deutlich absehbaren Trends bis zum Jahr 2020 
modellieren soll. Neben den 3.813 Gleichun-
gen des RWI-Strukturmodells werden dem 
Modell einige exogene Größen und Variablen 
vorgegeben. Hierzu gehören z. B. die Wohnbe-
völkerung nach Altersgruppen, Anzahl der 
Haushalte und Erwerbsquote, die Ergebnisse 
von Tarifabschlüssen (Lohnsätze, Arbeitszei-

ten), wirtschafts- und finanzpolitische Rah-
menbedingungen (Steuersätze, Sozialversiche-
rungstarif, staatliche Investitionsausgaben, 
öffentliche Beschäftigte), sowie die weltwirt-
schaftliche Entwicklung (Weltimporte, Wech-
selkurse zum Dollar und Euro, Import- und 
Auslandspreise). 

Die Ergebnisse des Basisszenarios werden 
unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten unter-
sucht. Dabei stellt sich erwartungsgemäß her-
aus, dass die gegenwärtige Wirtschaftsweise in 
Deutschland unter mehr als einem Gesichts-
punkt nicht als nachhaltig bezeichnet werden 
kann. Besonders deutlich ist dies nach Ansicht 
der Autoren im Umweltbereich bei den CO2-
Emissionen, da es zu einem Anstieg und keiner 
Verringerung dieser Emissionen kommt und in 
makroökonomischer Sicht vor allem bei der 
Beschäftigung, da das Ziel eines nachhaltigen 
Abbaus der Arbeitslosigkeit deutlich verfehlt 
wird. 

Im Folgenden werden in der Arbeit ein-
zelne Problemfelder daraufhin untersucht, wie 
sich bestimmte Maßnahmen auf die Nachhal-
tigkeit dieser Problemfelder auswirken. Als 
Problemfelder mit einer besonderen Relevanz 
zur Lösung der erwähnten Nachhaltigkeits-
probleme sind „Nachhaltige Mobilität“, „Woh-
nen und nachhaltige Energieversorgung“ sowie 
„nachhaltiger Konsum“ ausgewählt worden. 

Im „Problemfeld Nachhaltige Mobilität“ 
werden drei Maßnahmen simuliert. Dies sind 
zum Ersten die Erhebung von zusätzlichen Steu-
ern auf den Energieeinsatz im Verkehr. Dabei 
wird angenommen, dass die ökologische Steuer-
reform auch über das Jahr 2003 hinaus fortge-
führt wird (Ökosteuerszenario); zum Zweiten 
handelt es sich um ein Szenario, in dem ein 
Nulltarif im ÖPNV eingeführt wird (Nulltarif-
szenario), und zum Dritten um ein Szenario, in 
dem eine Verdoppelung der Transportleistungen 
der Eisenbahn im Güterverkehr vorausgesetzt 
wird (Güterbahnszenario). 

Für die Szenarien wurde versucht heraus-
zuarbeiten, wie sie sich auf die Parameter 
„Verkehrsleistungen nach Verkehrsträgern“, 
„Kraftstoffverbrauch“, „Produktions- und Be-
schäftigungswirkungen“, „ÖPNV-Kosten und 
-Defizit“ sowie „CO2-Emissionen“ des Basis-
laufes auswirken. 

Ein erstaunliches Ergebnis dabei ist, dass 
der Beschäftigungseffekt des Nulltarifszenarios 
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allein im Produktionsbereich 176.000 Personen 
betragen soll. Ob dabei mögliche negative Ef-
fekte durch eine naheliegende verringerte 
PKW-Produktion (es wird in diesem Szenario 
mit einer Verringerung der jährlichen PKW-
Personenkilometer um 51,8 Mrd. (5 %) ge-
rechnet) schon einberechnet wurden, wird in 
der Arbeit leider nicht ausgeführt. 

Im „Problemfeld Wohnen und nachhaltige 
Energieversorgung“ wird schwerpunktmäßig 
der Energieverbrauch der privaten Haushalte 
für die Raumwärme betrachtet. Dabei konzent-
riert sich die Darstellung auf die bestehenden 
bzw. die zu erwartenden ordnungsrechtlichen 
Regelungen. Begründet wird dies damit, dass 
eine weitere Verteuerung des Energieeinsatzes 
nur dann positive Wirkungen entfalten würde, 
wenn die Steuersätze zumindest die Kosten der 
Energieeinsparungen übertreffen, die im Voll-
zug der ordnungsrechtlichen Vorgaben zu er-
warten sind, was die Autoren bezweifeln. Ver-
folgt man allerdings die nachfolgende Darstel-
lung der ordnungsrechtlichen Regelungen, so 
fällt auf, dass mehrfach darauf hingewiesen 
wird, dass diese Regelungen oft durch erhebli-
che Vollzugsdefizite gekennzeichnet sind. Aus 
diesem Grund ist auch die im Szenario ange-
nommene Reduzierung des Energieverbrauchs 
zur Wohnraumbeheizung, ohne das Ergreifen 
von weiteren Maßnahmen, um absolut 20 % bis 
2020 eine kaum nachvollziehbare Größenord-
nung. Dies gilt insbesondere dann, wenn man 
einbezieht, dass die Autoren davon ausgehen, 
dass die Wohnfläche im gleichen Zeitraum um 
26 % zunimmt. Als ein Mittel zur weiteren 
Verringerung des Energieeinsatzes wird an-
schließend die Möglichkeit der Einführung 
einer Warmmiete diskutiert. 

Das „Problemfeld privater Verbrauch“ hat 
sowohl erheblichen Einfluss auf das wirtschaft-
liche Wachstum als auch auf die Beschäftigung 
und die Umweltauswirkungen. Im Basisszenario 
werden diejenigen Veränderungen im Niveau 
und in der Struktur des privaten Verbrauchs 
dargestellt, die sich mittelfristig bei der Fortset-
zung der bisherigen Verhaltensmuster ergeben. 
Dieser Entwicklung werden drei alternative 
Szenarien mit deutlich veränderten Konsum-
strukturen gegenüber gestellt. Als Analyse-
grundlage dienen die Konsumverflechtungsta-
bellen von 1970 bis 1994. Sie verknüpfen die 

Ausgabeentscheidungen der Haushalte mit den 
Zulieferungen der Produktionssektoren. 

Für das Basisszenario zeigen sich bis zum 
Jahr 2020 keine gravierenden Veränderungen 
der Liefer- und Verwendungsbereiche. Dies 
ändert sich deutlich bei den betrachteten Szena-
rien. 

Im Szenario „Verzicht auf umweltbelasten-
de Konsumgüter“ werden ökonomische, ökolo-
gische und soziale Folgen eines umweltbewuss-
ten Konsums betrachtet. Dabei werden Ver-
brauchsgüter, deren Produktion mit erheblichen 
Schadstoffemission verbunden sind, weitgehend 
durch solche substituiert, die kaum Schadstoff-
emissionen bei der Produktion aufweisen. Aller-
dings werden dadurch die umweltbelastenden 
Effekte nicht erfasst, bei denen der Hauptteil der 
Belastungen erst bei ihrem Ver- bzw. Gebrauch 
und der anschließenden Entsorgung anfallen 
(Straßenfahrzeugbau, Elektrotechnik u. a.) und 
es fließt nicht ein, dass in der Realität ein großer 
Teil der Substitutionsprozesse innerhalb einer 
Branche und nicht zwischen den Branchen ab-
läuft. Neben den erwarteten positiven Ergebnis-
sen für die Umweltauswirkungen zeigen die 
Simulationsergebnisse z. B., dass der private 
Verbrauch und das Realeinkommen insgesamt 
durch die Verschiebung von umweltbelastenden 
zu -freundlicheren Konsummustern nicht nega-
tiv berührt, sondern tendenziell sogar leicht 
erhöht werden. Auch ist das Szenario mit keinen 
wesentlichen dauerhaften ökonomischen Belas-
tungen verbunden. Auf längere Sicht werden die 
gesamtwirtschaftlichen Effekte sogar leicht 
positiv eingeschätzt. Unter sozialen Gesichts-
punkten wird dabei insbesondere ein zu erwar-
tender positiver Beschäftigungseffekt hervorge-
hoben. 

Vor dem Hintergrund, dass die Technisie-
rung und Mechanisierung der Haushalte zu 
einer immensen Ressourceninanspruchnahme 
und einem gravierenden Ansteigen der Abfall-
problematik führt, werden im Szenario „Ge-
meinschaftliche Nutzung von Gebrauchsgü-
tern“ die Konsequenzen analysiert, die sich aus 
einer stärkeren gemeinschaftlichen Nutzung 
von Kraftfahrzeugen und langlebigen Haus-
haltsgeräten ergeben würden. Als Ergebnis 
zeigt sich, dass auch dieses Szenario eher von 
positiven als von negativen Produktions- und 
Beschäftigungseffekten gekennzeichnet ist. 
Das Ausmaß dieser Effekte ist allerdings ge-
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samtwirtschaftlich bescheiden und übersteigt 
kaum die im Rahmen derartiger Modellrech-
nungen stets zu berücksichtigende Prognoseun-
sicherheit. Auch für die ökologischen Wirkun-
gen bemerken die Autoren, dass es keinesfalls 
sicher ist, dass diese nicht zum Teil durch ne-
gative Wirkungen an anderer Stelle wieder 
geschmälert werden. 

Das letzte Szenario befasst sich mit der 
„Nutzung der Bio- und Gentechnologie in der 
Landwirtschaft“. Dabei widmet sich der größte 
Teil der Ausführungen der Darstellung der 
Hemmnisse für die Einführung dieser Techno-
logien in Europa und speziell Deutschland. Als 
Resultat des Szenarios wird eine Steigerung der 
realen landwirtschaftlichen Produktion bis 2020 
um 20% prognostiziert. Diese zusätzliche Pro-
duktion würde zum größten Teil in den Export 
gehen. Inwieweit die zukünftigen Märkte den 
Absatz dieser zusätzlichen landwirtschaftlichen 
Produkte aufnehmen können, vor allem unter 
Einbeziehung der Tatsache, dass die EU-
Beitrittskandidaten z. T. über bedeutende, leicht 
in ihrer Produktivität noch steigerbare Agrar-
produktionen verfügen, wird nicht betrachtet. 
Auch ist es m. E. eine fragwürdige Zuordnung, 
wenn eine Verringerung der arbeitsintensiven 
Kleinbetriebe und damit eine weitere Zerstörung 
der bäuerlichen Struktur des ländlichen Raums 
als im Nachhaltigkeitssinne positive Entwick-
lung dargestellt wird. 

Zusammenfassend kann man festhalten, 
dass die vorliegende Arbeit interessante Einbli-
cke in ökonomische und sozio-ökonomische 
Aspekte der Nachhaltigkeit gibt. In ihr wird 
aber auch deutlich, wie groß die Spannweite 
der Nachhaltigkeitsdiskussion ist und welch 
weiter Weg noch zurückzulegen ist, um aus 
den vorliegenden einzelnen Bausteinen ein auf 
breiter Basis akzeptiertes, tragbares Fundament 
für konkrete Nachhaltigkeitskonzeptionen zu 
erstellen. 

 
» 

 

LEONARD HENNEN, THOMAS PETER-
MANN, ARNOLD SAUTER: Das geneti-
sche Orakel. Prognosen und Diagnosen 
durch Gentests – eine aktuelle Bilanz. 
Berlin: Ed. Sigma, 2001. 164 S. ISBN 3-
89404-819-0, ������	 

Rezension von Gabriele Abels, Universität 
Bielefeld 

Die rasante Entwicklung der Biotechnologie in 
der Humanmedizin in den 1990er Jahren und 
die bestehende Notwendigkeit ihrer Regulie-
rung wird wohl kaum so deutlich wie an den 
zwei Studien des Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag 
(TAB). Bereits 1993 legte das TAB dem Bun-
destag einen Bericht „Genetische Diagnostik – 
Chancen und Risiken“ vor, der 1996 veröffent-
licht wurde. Mit „Das genetische Orakel“ wer-
den Stand und Perspektiven der Nutzung gene-
tischer Test auf der Basis von Daten aus dem 
Jahre 2000 bilanziert. 

Ausgangspunkt dieses zweiten Berichts 
war zum einen die enorme Beschleunigung der 
biomedizinischen Entwicklung durch das inter-
nationale Humangenomprojekt, welches im 
Juni 2000 die sog. Arbeitsversion der Sequenz 
des menschlichen Genoms vorlegte, und zum 
anderen die Einführung neuer Verfahren der 
Diagnostik in die genetische Praxis. In dem 
Buch wird abermals den Fragen nachgegangen: 
Wie ist der medizinische Nutzen von Gentests 
zu beurteilen? Wird in Zukunft der Gentest als 
medizinische Routineuntersuchung angeboten 
werden? Welche sozialen Probleme und ethi-
schen Fragen könnten sich aus einer Auswei-
tung der Nutzung genetischer Tests ergeben? 
Welche Möglichkeiten der politisch-rechtlichen 
Regulierung bestehen in den einzelnen An-
wendungsbereichen? Ziel des Berichts ist es, 
im Sinne eines Monitoring „die neuen und sich 
heute abzeichnenden technischen Möglichkei-
ten, den aktuellen Stand der praktischen Nut-
zung genetischer Diagnostik sowie den Stand 
der gesellschaftlichen Diskussion in den schon 
1991/92 untersuchten Bereichen zu analysie-
ren“ (19 f.). 

Hierbei ergeben sich einige interessante 
Verschiebungen und Neuakzentuierungen. Wäh-
rend in der ersten TAB-Studie die Frage aufge-
worfen wurde, ob genetische Diagnostik (k)ein 
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Politikum sei, ist sie es zweifelsohne mit der 
intensiven Debatte um Präimplantationsdia-
gnostik (PID) und embryonale Stammzellfor-
schung geworden. Diese beiden Aspekte spielen 
in der ersten TAB-Studie nur eine marginale 
Rolle, der Einsatz von Gen-Chips in der Hu-
mangenetik, insbesondere für Screenings, taucht 
dort noch gar nicht auf. Dafür sind im „geneti-
schen Orakel“ keine Kapitel mehr enthalten über 
den zwischenzeitlich gesetzlich geregelten Ein-
satz von Gentests im Straf- und Zivilrecht oder 
zum Bild der Genomanalyse in der Öffentlich-
keit. Zu Letzteren liegt inzwischen eine Reihe 
von Eurobarometer-Daten vor. 

Zu den Themen des neuen TAB-Berichts 
im Einzelnen: Das Buch beginnt mit einem Ü-
berblick über Zielsetzung, Stand und Perspekti-
ven der Genomforschung; es stellt in aller Kürze 
die Entstehung und Entwicklung des Human 
Genome Projects, die Probleme beim Übergang 
in die Phase der so genannten funktionalen Ge-
nomik und der Proteomik (Aufklärung der Pro-
teinstrukturen und –funktionen) dar. Der Ertrag 
des Humangenomprojekts für die Entwicklung 
von Diagnostika und Therapien wird abschlie-
ßend skeptisch beurteilt (36). 

Daran schließt sich eine Darstellung neuer 
medizinischer Nutzungsmöglichkeiten an, die 
aus den Entwicklungen in der Humangenom-
forschung resultieren. Dies sind erstens die 
Diagnostik multifaktorieller Krankheiten, zwei-
tens die Pharmako- und Toxikogenomik sowie 
drittens die Diagnostik von Infektions- und 
Tumorerkrankungen. 

Den Schwerpunkt des Buchs bilden Gen-
tests in der medizinischen Praxis. Nach einer 
allgemeinen Einführung und einem Überblick 
über Entwicklungen in der humangenetischen 
Beratung und genetischen Diagnostik geht der 
Bericht intensiver auf den Bereich der Pränatal-
diagnostik und der PID ein. Zentrale Stichworte 
sind hierbei die Gefahren einer „schleichenden 
Eugenik“, die Problematik von Routinisierung 
und die Qualität von Beratungsangeboten. Das 
Kapitel schließt mit einer Darstellung von Rege-
lungsbedarf und –möglichkeiten. Während es 
bislang vorwiegend nur standesrechtliche Rege-
lungen und Empfehlungen gibt, die sich ebenso 
wenig wie der Arztvorbehalt als Barriere gegen 
eine massive Expansion von Gentests erwiesen 
haben, befürworten die Autoren eine gesetzliche 
Regelung. Hierdurch könnten „Prozesse der 

fachgesellschaftlichen Selbstkontrolle“ zumin-
dest unterstützt werden, dies gilt etwa für Quali-
tätsanforderungen an Beratungseinrichtungen 
und Labors, insbesondere im Falle einer Aus-
breitung privater Anbieter, sowie für die Zulas-
sung von genetischen Tests. 

Bezüglich des Einsatzes von Gentests in 
der Arbeitsmedizin stellen die Autoren fest, 
dass hier bislang Zurückhaltung herrschte, da 
die meisten arbeitsmedizinisch relevanten 
Krankheitsbilder multifaktoriell seien. Zumeist 
dienten Tests zum Nachweis einer Krankheit 
und nicht zur Feststellung einer Prädisposition. 
Aus der Humangenomforschung seien aller-
dings neue Impulse zu erwarten, auf welche die 
einschlägigen Akteure in der Arbeitswelt vor-
bereitet sein und reagieren müssten, um not-
wendige Regelungen zu schaffen. Dabei gelte 
es einer Diskriminierung (z. B. beim Umgang 
mit personenbezogenen Daten) vorbeugen, 
zugleich aber hohen Arbeitsschutz zu sichern. 
Hierfür wird eine Liste mit Orientierungspunk-
ten für den Regelungsbedarf vorgelegt (112). 

Anschließend wird dass Thema Gentests 
und Versicherungen behandelt. Bislang waren 
die Versicherer – trotz der prospektiven Poten-
ziale – äußerst zurückhaltend, was in der gerin-
gen Aussagekraft von Tests sowie in Problemen 
einer weit gehenden Risikodifferenzierung liegt 
(jüngst hat der Verband der Versicherer – zu-
mindest unterhalb einer bestimmten Versiche-
rungssumme – ein 5-jähriges Moratorium für 
den Einsatz von Gentest bei Versicherungsab-
schluss verabschiedet). Allerdings wird befürch-
tet, dass diese Position aufgegeben wird, wenn 
die technische Möglichkeit bestände, die Prä-
disposition für komplexe Krankheitsbilder zu 
testen, und wenn Privatpersonen verstärkt zu-
gängliche und anonyme Tests nutzen würden. 
Problematische Auswirkungen sind hier neben 
einer „genetischen Diskriminierung“ und der 
informationellen Selbstbestimmung u. a. struk-
turelle Probleme für das Krankenversicherungs-
system insgesamt. Für den Versicherungsbe-
reich wird von den Autoren der Regulierungs-
bedarf am detailliertesten ausgeführt und es 
werden drei idealtypische Modelle (unbegrenzte 
Nutzung, grundsätzliches Verbot, eingeschränk-
te Nutzung) diskutiert. Angesichts der Europäi-
sierung im Versicherungsbereich wird auf die 
Notwendigkeit einer europäischen Regelung auf 
hohem Niveau hingewiesen (135). 
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In den Schlussfolgerungen bilanzieren die 
Autoren die Perspektiven prädiktiver geneti-
scher Diagnostik und diskutieren den rechtli-
chen Regulierungsbedarf: Es sei für die derzei-
tige Situation charakteristisch, dass zum einen 
auch der Humangenomforschung und ihrer 
medizinischen Anwendung positiv gegenüber-
stehende Vertreter (wie z. B. die DFG-
Senatskommission) „zunehmend vor den Mög-
lichkeiten des Missbrauchs und des ‚Wild-
wuchs’ genetischer Diagnostik warnen“ (137; 
Hervorheb. i. Orig.). Zum anderen sei eine 
Ausweitung der genetischen Diagnostik vor 
allem in der Pränataldiagnostik zu beobachten. 
Ein neuer Anwendungsbereich der DNA-
Diagnostik sei die Differenzialdiagnostik von 
Infektionskrankheiten und Tumoren, die als 
Erweiterung allgemeiner Krankheitsdiagnostik 
zu betrachten sei. Deutlich geworden seien in 
den letzten Jahren die ökonomischen Potenzia-
le, die insbesondere für die Pharmako- und 
Toxikogenomik diskutiert werden. 

Die Autoren halten eine umfassende Aus-
weitung der prädiktiven genetischen Diagnos-
tik nicht für zwangsläufig; wenn es jedoch 
dazu käme, dann würden sich ohnehin schon 
bestehende Probleme hinsichtlich Beratungs-
kapazitäten und Qualitätssicherung „wahr-
scheinlich massiv verschärfen“ (140). Ange-
sichts der Dynamik der Entwicklung sei eine 
standesrechtliche Selbstregulierung überfor-
dert, so dass zumindest die Setzung von Rah-
menbedingungen durch ein Gendiagnostikge-
setz notwendig erscheine – eine These, die 
steuerungstheoretisch allerdings zweifelhaft ist 
angesichts der vielfach konstatierten Schwer-
fälligkeit der Politik, auf Neuerungen schnell 
zu reagieren. Und hierfür ist die lange Diskus-
sion um eine Regulierung der Gendiagnostik 
sicherlich ein Beispiel. Denn obschon ein Re-
gulierungsbedarf und entsprechende Optionen 
von einer Vielzahl staatlicher Kommissionen 
und Arbeitsgruppen bereits in den 1980er Jahre 
diskutiert wurden, sind zentrale Bereiche – bis 
auf das Strafrecht – bislang weitgehend unge-
regelt, und dies, obgleich in zentralen Fragen 
seit 1994 der Bund zuständig ist. Der in jüngs-
ter Zeit zu verzeichnende Wille zu einer gesetz-
lichen Regulierung – Indizien hierfür sind z. B. 
die Enquete-Kommission „Recht und Ethik in 
der modernen Medizin“ und der Nationale 
Ethikrat – ist eine Reaktion ebenso auf den 

durch die Technik induzierten Handlungs-
druck, die Standortdebatte wie auf Entwicklun-
gen vorwiegend im europäischen Ausland. 

Die Autoren bieten abschließend und auf 
der Grundlage einer Analyse der entsprechen-
den Gesetze in Österreich und der Schweiz 
einige Orientierungspunkte für eine gesetzliche 
Regelung der Gendiagnostik. Leitprinzipien 
müssten dabei die Bindung an medizinische 
Zwecke und das Selbstbestimmungsrecht der 
untersuchten Personen sein. In der Arbeitsme-
dizin und im Versicherungsbereich seien gene-
tische Tests restriktiv zu verwenden. Für gene-
tische Beratung seien genauere Qualitätsanfor-
derungen zu definieren und eine unabhängige 
Beratung zu ermöglichen. Als Instrument der 
Qualitätssicherung sei ein zentrales, staatliches 
Zulassungsverfahren zu installieren. Für gene-
tische Tests sei eine behördliche Zulassung 
erforderlich sowie die Einrichtung einer zentra-
len Kommission zur Überwachung. 

Zusammenfassend bietet die TAB-Studie 
einen fundierten Überblick über die aktuellen 
Entwicklungen und Diskussionen. Durch die auf 
Verständlichkeit angelegte Darstellung und das 
Glossar wird es auch einem breiten Publikum 
möglich sein, die Materie zu verstehen und an 
der Diskussion zu partizipieren. Inwieweit die 
vom TAB vorgelegten Orientierungspunkte 
auch in der parlamentarisch-legislativen Arena 
Zustimmung finden und in welcher Weise sie 
konkretisiert werden, wird sich in den nächsten 
Monaten erweisen. Das TAB hat mit dem „ge-
netischen Orakel“ jedenfalls für Politik und 
Öffentlichkeit Fakten und Argumente für eine 
differenziert, Diskussion zur Verfügung gestellt. 

 
« 
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FRITHJOF STAIß: Jahrbuch Erneuerba-
re Energien 2001. Hrsg.: Stiftung Ener-
gieforschung Baden-Württemberg. Ra-
debeul: Bieberstein-Fachbuchverlag, 
2001, 320 S., ISBN 3-927656-14-3  

Eine Buchvorstellung von Andreas Arlt, 
ITAS 

Das „Jahrbuch Erneuerbare Energien 2001“, das 
vom Zentrum für Sonnenenergie und Wasser-
stoff-Forschung Baden-Württemberg konzipiert 
und redaktionell bearbeitet worden ist, gibt ei-
nen hervorragenden Überblick über den aktuel-
len Stand und die Zukunftsprognosen für die 
Erneuerbaren Energien (EE) in Deutschland und 
Europa. Das Buch geht dabei auf die aktuelle 
Bedeutung, die Marktsituation, die Anbieter-
struktur, die finanziellen Förderungsinstrumen-
te, die politischen Rahmenbedingungen und die 
Zukunftsperspektiven für die bedeutendsten 
regenerativen Energiequellen (Wasserkraft, 
Windkraft, Biomasse, solare Strahlungsenergie, 
Geothermie) ein. Es belegt eindrucksvoll, welch 
zentrale Bedeutung die politische Entscheidung 
zur Verabschiedung eines Erneuerbaren-
Energien-Gesetzes (EEG) im Jahre 2000 für die 
Branche, die Technologieentwicklung und -
markteinführung in Deutschland hatte. Bei na-
hezu allen erneuerbaren Energien wurden Zu-
wachsraten im zwei- bis dreistelligen Bereich 
verzeichnet. Durch die mit Hilfe des Gesetzes 
erreichte Planungssicherheit wurden in Deutsch-
land ca. 120.000 Arbeitsplätze im Bereich dieser 
Zukunftstechnologien gesichert bzw. geschaf-
fen. Das hohe Exportpotenzial der EE-Technik 
ins europäische Ausland und in sich entwickeln-
de Länder lässt weitere langfristige Beschäfti-
gungseffekte im Inland erwarten. Im Umkehr-
schluss zeigt die Situation deutlich auf, wie 
schnell diese zukunftsweisende Entwicklung 
verlangsamt bzw. umgekehrt werden kann, 
wenn die garantierten Einspeisevergütungen und 
die Investitionszuschüsse wegfallen und sich die 
erneuerbaren Energien im liberalisierten 
Strommarkt in ihrem noch immer jungen Ent-
wicklungsstadium den auf andere Art oder zu 
einem früheren Zeitpunkt subventionierten Al-
ternativen auf fossiler oder nuklearer Basis „un-
geschützt“ stellen müssen. Zu beobachten ist 
diese Entwicklung zur Zeit in dem einstigen 
Vorzeigeland in Sachen Umwelt und Natur-

schutz – Dänemark –, in dem eine rechtsliberale 
Regierung die „Good old boys“ im Energiesek-
tor bewusst und erfolgreich wiederbelebt. 

Das Buch eignet sich aufgrund seiner Da-
tenfülle auch als Nachschlagwerk für den 
Themenbereich erneuerbare Energien, was 
durch den Tabellenteil (Teil II), in dem sich 
Informationen zum Primärenergieverbrauch, 
dem Stromverbrauch und zur zeitlichen 
Entwicklung der einzelnen Erneuerbaren 
Energien finden, und die beigefügte CD-Rom 
unterstrichen wird. 

Die Autoren weisen darüber hinaus auf 
eventuelle Konflikte zwischen einer verstärkten 
Nutzung der erneuerbaren Energien und ande-
ren gesellschaftliche Interessen, insbesondere 
Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes 
(Offshore-Windanlagen contra Wattenmeer-
schutz, inländische Windkraftanlagen contra 
Erholungslandschaften, Laufwasserkraftwerke 
contra freifließende Wasserläufe, u. a.) hin, von 
denen einige noch nach gesetzlicher Regelung 
verlangen. 

Im Folgenden werden einige Ergebnisse 
des Buches näher vorgestellt. 

Die erneuerbaren Energien trugen in 
Deutschland im Jahre 2000 zu 2,2 % zur Pri-
märenergieversorgung (PEV), zu 6,6 % zur 
Stromversorgung bei. Bei der PEV liegt der 
Anteil der Biomasse an den erneuerbaren Ener-
gien mit 52 % vor der Wasserkraft (25 %) und 
der Windkraft (10 %). Bei der Stromversor-
gung dominiert noch immer die Wasserkraft 
mit absolut 4,4 % vor der Windkraft mit 1,8 %. 

Der Boom der erneuerbaren Energien wird 
besonders an der hohen Investitionstätigkeit 
sichtbar. Im Jahre 2000 wurden im Bereich er-
neuerbarer Energien insgesamt 8,7 Mrd. DM in 
Anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung in-
vestiert. Darüber hinaus wurden durch die Nut-
zung von erneuerbaren Energien 4,8 Mrd. DM 
umgesetzt. Über volkswirtschaftliche Kenngrö-
ßen (Umsatz je Beschäftigter bzw. BIP pro Er-
werbstätiger) wurden die durch die erneuerbaren 
Energien induzierten Beschäftigungseffekte 
(80.000-130.000 Beschäftigte) abgeschätzt. 
Diese Zahl liegt bereits deutlich über den Be-
schäftigtenzahlen im Bereich „Kernenergie“ und 
„Kohle“. Inwieweit die Zahl der Beschäftigten 
in diesem Wirtschaftszweig weiter steigen wird, 
hängt im Wesentlichen davon ab, inwieweit es 
gelingt, Planungssicherheit im europäischen 
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Ausland zu gewährleisten und Niedrigpreislö-
sungen für „Entwicklungsländer“ anzubieten. 

Für die einzelnen erneuerbaren Energien 
ergibt sich derzeit stichpunktartig folgende 
Situation: 

Biomasse 

Im privaten Sektor ist die Nutzung von Brenn-
holz zur Wärmeerzeugung auf hohem Niveau 
geblieben. Pelletheizungen dürften, insbeson-
dere bei erneut steigendem Heizölpreis, bei 
Neuinvestition eine ernsthafte Konkurrenz zu 
Öl- und Gasheizungen darstellen. Die Biomas-
severordnung sorgte für einen Planungsboom 
bei Biomasse(heiz)kraftwerken (ca. 80 Projekte 
bundesweit in Planung), was bei Realisierung 
zu einer Investition von ca. 2 Mrd. DM führen 
würde. Die Brennstoffkosten bei der Nutzung 
von Waldholz, die planerisch-organisatorischen 
Schwierigkeiten zur Installierung von Nah-
wärmenetzen, die zur Erzielung eines ökono-
misch notwendigen hohen Gesamtwirkungs-
grades erforderlich sind, behindern die schnelle 
Erschließung des großen Potenzials der Wald-
resthölzer. Biogasanlagen boomen im landwirt-
schaftlichen Bereich. Die aktuelle Fördersitua-
tion lässt jedoch nur den wirtschaftlichen Be-
trieb von großen Anlagen zu. 

Die hohen Preise für Benzin und Diesel 
sorgten innerhalb des letzten Jahres für eine 
starke Absatzsteigerung beim Biodiesel (von 
360.000 auf 600.000 t/a). Hier werden weiter-
hin erhebliche Zuwachsraten erwartet. 

Wasserkraft 

Die kleine Wasserkraft (bis 5 MW), die in der 
Regel durch Laufwasserkraftwerke erschlossen 
wird, hat durch das EEG im privaten Sektor 
eine Wiederbelegung erfahren. Wie erwähnt, 
steht die Wasserkraftnutzung in kleinen Fließ-
gewässern jedoch in erheblichem Konflikt zum 
Erhalt von freifließenden, naturbelassenen Ge-
wässerläufen, die einen hohen ökologischen 
Wert besitzen. 

Anders gestaltet sich die Situation bei der 
großen Wasserkraft, die im liberalisierten 
Markt dem freien Wettbewerb unterliegt. Wirt-
schaftlichkeit lässt sich bei vielen Kraftwerken 
nur noch schwer darstellen, was zur Konse-
quenz hat, dass der Anlagenbestand nicht im 

erforderlichen Maße erneuert wird. Neuanlagen 
werden entsprechend z. Zt. nur bei Investiti-
onszuschüssen verwirklicht. Bei einer Novelle 
des EEG sollte deswegen über eine Ergänzung 
des Gesetzes um einen Passus für Wasserkraft-
anlagen größer 5 MW nachgedacht werden, so 
die Autoren. 

Windenergie 

Die 90er Jahre werden (auch) als das Jahr der 
Windkraft bezeichnet. Die produzierte Strom-
menge aus Windkraft hat sich von 1990 bis 
2000 von 40 GWh auf 9.200 GWh erhöht. Be-
merkenswert ist hierbei, dass die Windkraft 
innerhalb der ersten 11 Jahre der kommerziel-
len Nutzung im Vergleich zu den ersten 11 
Jahren der kommerziellen Nutzung der Kern-
kraft (1961-1972) die 1,6-fache Stromproduk-
tion bei deutlich niedrigeren Subventionsvolu-
mina und bei vernachlässigbaren volkswirt-
schaftlichen Langzeitkosten realisieren konnte. 
Die Beschäftigtenzahl im Windsektor liegt 
z. Zt. bei ca. 35.000 Personen. 

Da die günstigen, inländischen Wind-
standorte begrenzt sind, wird die Expansion der 
Branche von der Erschließung der off-shore 
Potenziale abhängen. 

Sonnenenergie 

Die thermische Nutzung von Sonnenenergie 
durch Sonnenkollektoren hat die Ecke des Exo-
ten verlassen und sich bei der Planung und dem 
Neubau von Wohngebäuden als ernsthafte 
Möglichkeit zur Deckung des Wärmebedarfs 
etabliert. Trotz schlechter Fördermöglichkeiten 
lag die Steigerung im Jahre 2001 bei ca. 50 %, 
ausgehend von 600.000 m2 verkaufter Kollek-
torfläche im Jahre 2000. Insgesamt beläuft sich 
die installierte Fläche an Sonnenkollektoren 
mittlerweile auf 3,25 Mio. m2 (3,25 km2). 

Die Photovoltaik hat mit der im EEG fest-
gezurrten Einspeisevergütung von 99 Pf/kWh 
und dem 100.000-Dächer Investitionspro-
gramm weiter an Popularität gewonnen. Die 
installierte Leistung vervierfachte sich seit 
Inkrafttreten des EEG in den Jahren 2000 und 
2001 von ca. 60 MWp auf ca. 240 MWp. Die 
Photovoltaik konnte somit in den letzten Jahren 
die höchsten Zugewinne unter den erneuerba-
ren Energien verzeichnen. 
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Als nach wie vor erheblich wird das Poten-
zial der Photovoltaik für nicht netzgebundene 
Anwendungen angesehen. Müssen die Installa-
tionskosten eines Netzanschlusses für die 
Stromversorgung eines Verbrauchers in Insel-
lage eingerechnet werden, kann der solare Strom 
bereits heute mit konventionellen Methoden der 
Stromversorgung konkurrieren. Gerade hieraus 
resultieren erhebliche Exportchancen dieser 
Technik in Entwicklungsländer, da z. B. der 
Netzanschlussgrad der Bevölkerung in einigen 
Staaten Afrikas gerade einmal bei 10 % liegt. 

Geothermie 

Die Geothermie wird von den Autoren als die 
bisher am meisten unterschätzte regenerative 
Energiequelle angesehen. Sie wurde in der 
Vergangenheit bei Förderprogrammen häufig 
geradezu vergessen. Das theoretische Potenzial 
der Tiefengeothermie ist für Deutschland 
enorm. So könnten durch eine konsequente 
Erschließung der Thermalwasservorkommen 
der Norddeutschen Tiefebene, des Süddeut-
schen Molassebeckens zwischen Donau und 
Alpen, der Schwäbischen Alb und des Ober-
rheintals 29 % des Wärmebedarfs Deutsch-
lands gedeckt werden. Heute werden nur ca. 26 
größere Anlagen zwischen 100 kW und 20 
MW betrieben. 

Zur Nutzung der oberflächennahen Geo-
thermie, bei der die Wärmereservoirs der 
Grund- und Oberflächenwässer oder des Erd-
reichs genutzt werden, werden Wärmepumpen 
eingesetzt, von denen heute ca. 60.000 in Be-
trieb sind. Weltweit liegt Deutschland mit 397 
MW installierter thermischer Leistung und ca. 
460 Mio. kWh/a Wärmebereitstellung auf Platz 
6. Wärmepumpensysteme können wirtschaft-
lich noch schwer mit z. B. Gas-Brennwert-
kesseln konkurrieren. Investitionszuschüsse 
sind zur Ausbreitung der Technologie deswe-
gen weiterhin unerlässlich. 

 
« » 

 

ROLF WÜSTENHAGEN: Ökostrom – 
Von der Nische zum Massenmarkt. 
Entwicklungsperspektiven und Marke-
tingstrategien für eine zukunftsfähige 
Elektrizitätsbranche. Zürich: vdf Hoch-
schulverlag an der ETH Zürich, 2000 
ISBN 3-7281-2777-9 (335 S.) 

Rezension von Thorsten Fleischer, ITAS 

In regelmäßig wiederkehrenden Umfragen 
bekundet ein Großteil der Deutschen sein Inte-
resse, Strom aus erneuerbaren Energien bezie-
hen zu wollen. Ein nicht unbeträchtlicher An-
teil davon wäre sogar bereit, dafür höhere 
Strompreise in Kauf zu nehmen. Dem stehen 
die leidvollen Erfahrungen von Stromanbietern 
gegenüber, die Ökostrom-Produkte auf dem 
Markt etablieren wollen: Die tatsächliche 
Nachfrage hält den hohen Erwartungen nicht 
stand, bislang sind nur wenige Kunden für 
ökologisch orientierte Stromangebote gewon-
nen worden. 

Rolf Wüstenhagen hat sich in seiner am 
Institut für Wirtschaft und Ökologie an der 
Universität St. Gallen entstandenen Dissertati-
on auf den Weg gemacht, um einige Ursachen 
dafür zu benennen und Pfade zur Diffusion 
ökologischer Stromprodukte in den Massen-
markt aufzuzeigen. Dabei ist es ihm gelungen, 
den wissenschaftlichen Anspruch des Werks 
mit einer gut lesbaren und häufig auch amüsan-
ten Darstellungsweise zu verbinden. 

Dabei ist die Ausgangsfrage so einfach 
gestellt wie schwierig beantwortet: Wie ver-
kauft man erfolgreich ein Produkt, das sich in 
seinen Anwendungs-Eigenschaften nicht von 
seinen Wettbewerbern unterscheidet, jedoch 
merklich teuerer ist; das unsichtbar ist und 
dessen Nutzung darum keinen „Status-
Gewinn“ für den Anwender verspricht und bei 
dem die Folgen des Konsums durch die Allge-
meinheit getragen werden und Verhaltensände-
rungen zunächst nur marginalen individuellen 
Nutzen versprechen? 

Das Patentrezept ist bislang nicht gefunden, 
auch Rolf Wüstenhagen hat es nicht. Dennoch 
bietet seine Analyse der Entwicklungen auf der 
Anbieterseite wie auch seine Untersuchung des 
Nachfragepotentials zahlreiche Anregungen 
dafür, wie es gelingen könnte, Ökostrom zu 
einem höheren Marktanteil zu verhelfen. An 
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einen Erfolg „im Alleingang auf dem Markt“ 
mag wohl auch er nicht glauben. Die von ihm 
vorgenommene Ergänzung des Marketing-
Mixes um die Dimensionen „public opinion“ 
und „politics(!)“ spricht jedenfalls dafür. 

Auf die Fülle von Material – Wüstenhagen 
hat seine theoretisch-konzeptionelle Analyse 
mit zahlreichen empirischen Erkenntnissen aus 
dem Ökostrom-Markt in Deutschland, der 
Schweiz, den USA und Großbritannien sowie 
Quervergleichen zu anderen Branchen unterfüt-
tert – im Detail einzugehen, ist hier nicht mög-
lich. Der für den Rezensenten spannendste 
Abschnitt des Buches war „Klippen zwischen 
Nische und Massenmarkt und Wege zu ihrer 
Umschiffung“. Hier hat Rolf Wüstenhagen 
hinter der Überschrift „Technische Meinungs-
verschiedenheiten“ dezent eine der Kernfragen 
der Ökostrom-Debatte versteckt: Was ist ei-
gentlich „Öko“-Strom? Was Anbieter dafür 
ausgeben oder was Konsumenten dafür halten? 

Bei einem so „meinungsabhängigen“ Pro-
dukt wie Ökostrom ist die Definition – die auch 
im Buch aufgegriffene Debatte um Öko-
Labelling und Öko-Zertifizierung zeigt es deut-
lich – ein Schlüssel zum Erfolg. Und insbeson-
dere bei der Einführung junger, ökologisch 
orientierten Technologien ist reflektierter 
Pragmatismus häufig hilfreicher als die Suche 
nach der ökologisch korrekten 100%-Lösung. 
Bedauerlicherweise gilt hier – wie auch an-
derswo – jedoch noch zu oft, was Wüstenhagen 
wie folgt zitiert: „Unfortunately, environmenta-
lists are far too often each others worst ene-
mies.“ Leider. 

 
« » 

 

BÜCHER KURZ VORGESTELLT 

INSTITUT FÜR LANDES- UND STADT-
ENTWICKLUNGSFORSCHUNG DES 
LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 
(Hrsg.): Nachhaltigkeitsindikatoren. 
Wegweiser für die räumliche Entwick-
lung in Nordrhein-Westfalen. Ch. 
Brückner, M. Lieding, L. Finke, J. Birk-
mann, K. Strauss u. a., Dortmund 2001, 
202 S., ISBN 3-8176-6175-4, 15,00 � 

Indikatoren lasen sich als wichtige Anzeiger, 
Informations- und Bewertungsinstrumente in 
Politik und Gesellschaft nutzen. Das Leitbild 
einer nachhaltigen Entwicklung hat einerseits 
zahlreiche Impulse hinsichtlich der Erarbeitung 
entsprechender Indikatoren bewirkt, anderer-
seits besteht noch kein Konsens über die Nach-
haltigkeitsziele oder gar über die dafür einzu-
setzenden Strategien und Instrumente. Folglich 
besteht eine wichtige Aufgabe darin, das Leit-
bild der Nachhaltigkeit schrittweise räumlich 
und sachlich zu operationalisieren. 

Aufgrund der Komplexität der Nachhal-
tigkeitsthematik und der großen Meinungsvari-
anz zeichnet sich bislang kein „Königsweg“ 
zur Entwicklung von Nachhaltigkeitsindikato-
ren ab. Dementsprechend weisen auch die bei-
den der Buchpublikation zugrunde liegenden 
Untersuchungen unterschiedliche Herangehens-
weisen hinsichtlich der Definition von Nach-
haltigkeitsindikatoren für die Raumentwick-
lung auf. So weichen etwa die in den beiden 
Untersuchungen herausgearbeiteten Fixpunkte 
und Zugänge zu dem sowie Anforderungen an 
das Indikatorenspektrum voneinander ab. Des 
Weiteren weisen die Analysen verschiedene 
Schwerpunkte auf. Die Untersuchungen ergän-
zen sich in vielfältiger Weise, ohne dabei vor-
handene Unterschiedlichkeiten zu verwischen. 

Der Titel der Untersuchung 1, die von C. 
Brückner unter Mitarbeit von M. Lieding u. a. 
verfasst wurde, lautet: Indikatoren einer nach-
haltigen Raumentwicklung in Nordrhein-
Westfalen. 

Untersuchung 2, verfasst von Prof. Dr. L. 
Finke, J., Birkmann, Dr. K. Strauss u. a., trägt 
den Titel: Erarbeitung eines Indikatorenmo-
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dells zur Nachhaltigkeit räumlicher Entwick-
lungen in Nordrhein-Westfalen. 

In mehreren Auswahletappen wurde je-
weils ein Set von Indikatoren zur nachhaltigen 
Raumentwicklung im Land Nordrein-West-
falen gebildet. Die Nachhaltigkeitsindikatoren 
beziehen sich vornehmlich auf die Themenfel-
der Flächenverbrauch für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke, Bodenschutz, Bodenversiegelung, 
Wohnfläche, landgebundene Mobilität, land-
wirtschaftliche Flächennutzung, Wald, Arten- 
und Biotopschutz, Wasser/Grundwasser/Ge-
wässerstruktur, nachwachsende Rohstoffe, Roh-
stoffverbrauch, Materialfluss, Ausbildung, Ar-
beitslosigkeit, Sozialhilfe, Produktionsstruktu-
ren, stoffliche Abfallverwertung einschließlich 
Recycling, Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len und CO2-Emissionen. Soweit es auf Grund 
der Datenlage möglich war, sind jeweils räum-
liche und zeitliche Vergleiche vorgenommen 
worden. 

Die Veröffentlichung ist zu beziehen über 
den Buchhandel oder das Institut für Landes- 
und Stadtentwicklungsforschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Deutsche Straße 5, 
44339 Dortmund, Fax: +49 (0) 231 / 90 51 - 
155, E-Mail: verlag@ils.nrw.de. 

(Verlagsankündigung) 

 
« 

 
WORLD BUSINESS COUNCIL FOR 
SUSTAINABLE DEVELOPMENT/ 
WBCSD (Ed.): Mobility 2001. World 
mobility at the end of the twentieth 
century and its sustainability. Geneva: 
WBCSD 2001, 180 p. 

Governments, including EU Member States, 
must take action to lead the drive for greener 
Transport, concluded a report issued on 11 
October by oil company Shell on behalf of the 
World Business Council for Sustainable Devel-
opment (WBCSD). 

The “Mobility 2001” report said that while 
businesses were willing to take the initiative to 
reduce growing problems such as congestion, 
poor infrastructure, accident rates, noise and 
pollution, political institutions must act to 
tackle mobility issues effectively. 

The report was prepared for the Sustain-
able Mobility Working Group of the WBCSD 
by a group of researchers of the Massachusetts 
Institute of Technology (MIT) and Charles 
River Associated Inc.. Mobility 2001 covers 
both the developed and developing worlds, all 
modes of transportation, and the movement of 
freight as well as the movement of persons. 

The research team behind the report 
named seven main challenges to sustainable 
mobility: 

•  ensuring transport systems serve essential 
human needs; 

•  adapting vehicles to evolving requirements 
on emissions, fuel use, capacity, ownership 
structure; 

•  reinventing public transport to provide a 
reasonable alternative to those who do have 
access to cars; 

•  reinventing the process of planning, devel-
oping and managing mobility infrastructure; 

•  reducing carbon emissions; 
•  resolving the competition for use of infra-

structure between personal and freight 
transport; 

•  tackling congestion. 

The report, sponsored by 11 global automotive 
and oil companies, of which seven are based in 
Europe, assesses the state of the world’s mobil-
ity at the end of the twentieth century. It consti-
tutes the first phase of the WBCSD’s sustain-
able mobility project, which aims by 2003 to 
devise sustainable mobility strategies for the 
coming decades. 

(Source: CORDIS focus) 

The report can be obtained from 

Mrs. Mia Bureau 
WBCSD 
4, chemin de Conches, CH-1231 Conches-Geneva, 
Switzerland 
Fax: + 41 (22) 839 31 31 
E-Mail: bureau@wbcsd.org 

 
» 
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MÁIRE MULLOY, EIKE ALBRECHT, 
TANJA HÄNTSCH (eds.): German Envi-
ronmental Law. Berlin, Bielefeld, Mün-
chen: Erich Schmidt Verlag, 2002 (Bei-
träge zur Umweltgestaltung, Band 
A 147). 434 S., ��
���	���
����-503-
06072-3 

The idea of German Environmental Law in 
English is to be just that: a handy-sized, up-to-
date, English-language-version of the legisla-
tion for the protection of the environmental law 
currently in force in Germany. Its main objec-
tive is to make this body of law accessible to 
non-German speakers, students and profession-
als alike. 

The collection comprises the principal 
laws addressing the protection of the environ-
mental media air, soil and water, and of natural 
landscapes and habitats with their flora and 
fauna, as well as laws of a more general scope, 
e.g. those regulating liability in cases of harm-
ful impacts on the environment, or providing 
for public access to relevant data in such cases. 

Also included are laws of particular rele-
vance for potential investors, such as the Envi-
ronmental Impact Assessment Act, which de-
termines that a formal EIA be included in the 
application procedure for official approval of 
development projects considered to pose a 
threat to the environment. 

The texts in this collection are translations 
of the respective German language original 
versions of the laws in force in October 2001. 

(Publisher’s announcement) 

 
« 

 
HEINZ HÜBNER: Integratives Innova-
tionsmanagement. Nachhaltigkeit als 
Herausforderung für ganzheitliche Er-
neuerungsprozesse. Berlin: Erich 
Schmidt Verlag, 2002. 464 S. ISBN 3-
503-06096-0 

Innovation und Umweltschutz werden von 
Unternehmen als auch von der Wissenschaft 
meist getrennt betrachtet. Nachhaltigkeit erfor-
dert jedoch eine breite Kenntnis und Berück-
sichtigung der Konzepte und Instrumente des 

Innovationsmanagements. Nachhaltige Innova-
tionen werden nur durch integratives Innovati-
onsmanagement möglich. Integratives Innova-
tionsmanagement ist gekennzeichnet durch ein 
breites Innovations- und Technikverständnis, 
die Betrachtung unterschiedlicher Systemebe-
nen, einer Technik- (und Produkt-)wirkungs-
analyse (TWA) sowie die Bereitstellung von 
Instrumenten des Innovationsmanagements im 
Sinne einer „Management-Technologie“. 

Das vorliegende Buch beschreibt praktisch 
und wissenschaftlich fundiert sowie empirisch 
belegt umfassend die unternehmungsspezifi-
sche strategische und organisatorische Ausge-
staltung eines integrativen Innovationsmana-
gements. Aufgezeigt wird der Weg zu einem 
nachhaltigen Wirtschafts- und Innovationsge-
schehen, wobei ein Zusammenwirken von Un-
ternehmen, öffentlicher Hand, Politik und Wis-
senschaft unabdingbar ist. Das Buch richtet 
sich sowohl an die Führung in Unternehmen 
sowie der öffentlichen Verwaltung als auch an 
Lehrende und Lernende in Wissenschaft und 
Praxis. Beispiele geben dem Leser zusätzlich 
wertvolle Gestaltungshinweise. 

(Klappentext) 

Eine ausführliche Rezension dieses Buches in 
der Technikfolgenabschätzung – Theorie und 
Praxis ist vorgesehen. 

 
« » 
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TAGUNGSBERICHTE 

Philosophie zur Reflexion von 
Wissenschaft und Technik – 
ein Workshop von Universität 
Marburg und ITAS 
Marburg, 30. - 31. Januar 2002 

Ein Bericht von Armin Grunwald, ITAS 

Aus Anlass des sechzigsten Geburtstages von 
Prof. Dr. Peter Janich, Philosoph und Wissen-
schaftstheoretiker in Marburg, führten das Phi-
losophische Institut der Universität Marburg 
und ITAS gemeinsam den Workshop „Gestal-
tung und Reflexion – Wissenschaft und Technik 
in philosophischer Kritik“ durch. 

Seinem handlungstheoretischen Ansatz 
gemäß fasst Peter Janich Arbeiten zu Wissen-
schaft und Technik „kulturalistisch“ als Ergeb-
nisse menschlichen Handelns auf. Insofern mit 
diesem Handeln Ziele und Zwecke verfolgt 
werden, stellt sich die Frage nach den Gelin-
gensbedingungen und Erfolgskriterien dieses 
Handelns. Erkennen wird auf gelingendes 
Handeln zurückgeführt. In der Rekonstruktion 
der (normativen) Anteile für ein solches Gelin-
gen sieht Janich die Aufgabe einer kritischen 
Philosophie, wie dies vor allem für die mess-
theoretischen Grundlagen der Naturwissen-
schaften durchgeführt wurde (Janich 1997). 
Die Pointe dieser wissenschaftstheoretischen 
Rekonstruktionen liegt darin, das Funktionie-
ren von Messgeräten nicht (naturalistisch) Na-
turgesetzen zuzuschreiben, sondern es (kultura-
listisch) von einem Vergleich der Messungen 
mit außerwissenschaftlich gesetzten Normen 
abhängig zu machen. 

Die Relevanz solcher Überlegungen  für 
die Technikfolgenabschätzung ist sicher nicht 
sofort erkennbar, lässt sich aber rasch zeigen. 
Der handlungstheoretische Zugang fragt nach 
dem Gelingen oder Misslingen bzw. den Krite-
rien hierfür in der Perspektive der Handelnden, 
also in einer Teilnehmerperspektive. Eines der 
methodischen Grundprobleme der Technikfol-
genabschätzung besteht nun genau darin, dass 
das herangezogene wissenschaftliche Wissen 
aus den Natur- und Technikwissenschaften oder 

den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in 
(qualitativ verschiedenen) Beobachterperspek-
tiven gewonnen wurde. Zum einen stellt sich 
damit eine Integrationsaufgabe von erheblicher 
Komplexität (dazu s. u.). Zum anderen aber 
muss, wenn Wissen so unterschiedlicher Her-
kunft und Geltung in Beratungen eingehen soll, 
eine Teilnehmerperspektive formuliert werden, 
die es erlaubt, dieses Wissen in Handlungszu-
sammenhänge einzubetten. Aus Beobachtungs-
wissen allein folgt nämlich nicht, wie zu han-
deln wäre. Erst die Einbettung in die Teilneh-
merperspektive mit den entsprechenden norma-
tiven Aspekten ermöglicht eine Beratungsleis-
tung (Grunwald 2000), die die Gestaltung von 
Wissenschaft und Technik wirklich zu orientie-
ren vermag. Und für genau diese Teilnehmer-
perspektive sind nicht nur ethische, sondern 
auch wissenschafts- und handlungstheoretische 
Aspekte zu berücksichtigen. Genau diese Bot-
schaft war es, die Peter Janich in seinen bishe-
rigen, eher gelegentlichen Ausflügen in die 
Technikfolgenbeurteilung hinterlassen hat (Ja-
nich 1994, Janich, Gutmann, Priess 2001). 

Der Workshop „Gestaltung und Reflexion 
– Wissenschaft und Technik in philosophischer 
Kritik“ diente dazu, schwerpunktmäßig die 
Marburger Arbeiten zu diesen Themen zu dis-
kutieren und auf ihre Möglichkeiten zur Klä-
rung von Grundlagenfragen der Technikfol-
genabschätzung und anderer Reflexionen von 
Wissenschaft und Technik sowie ihrer Folgen 
zu befragen. Ausgangspunkt war die (scheinba-
re) Dichotomie zwischen Gestaltung und Re-
flexion. Der Philosophie kommt traditioneller 
Weise die Rolle einer Reflexionsdisziplin zu, 
die im üblichen Verständnis „über“ Wissen 
reflektiert. Dies bedeutet konkret, dass die Ar-
beitsweise der Wissenschaften (in der Regel 
der Naturwissenschaften) und der Geltungsan-
spruch ihrer Resultate zum Gegenstand der 
Philosophie werden. Reflexion hat dann, so 
scheint es, mit „Gestaltung“ nichts zu tun. 
Während sich das eine auf die kritische Analy-
se von Wissensbeständen bezieht, verwendet 
das andere diese Wissensbestände als Mittel, 
um praktische Veränderungen durchzuführen. 
Gestaltungen und Reflexion blieben also – so 
scheint es – notwendig getrennte Bemühungen. 

In dieser Arbeitsteilung kommt der Philo-
sophie im Wesentlichen die Rolle der nach-
träglichen Beurteilung zu. Werden nun Wis-
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senschaften in einem technischen Sinne als 
Mittel der Gestaltung verstanden (wie das Wort 
vom Verfügungswissen suggeriert), so würde 
Gestaltung auf die zweckmäßige Anwendung 
von Wissen reduziert. In genau dieser Linie 
wird der Ruf nach inter- und transdisziplinären 
Ansätzen in Wissenschaft und Technik immer 
lauter. Dabei wird zumeist an anwendungsori-
entierte Umsetzung wissenschaftlicher For-
schung zu bestimmten, vor allem wissen-
schaftsexternen Zwecken gedacht. Dies bedeu-
tet allerdings, dass gerade durch die Verwer-
tung des erarbeiteten wissenschaftlichen Wis-
sens die Wissenschaft selber in Ausrichtung 
wie Methodik von den Anforderungen an in-
terdisziplinäres Forschen insofern unberührt 
bleibt, als ja vor jeder Anwendung zunächst die 
einschlägigen Wissensbestände und Methoden 
erarbeitet werden müssen, was in der Regel 
wiederum disziplinär geschieht. 

Daraus resultiert eine für die Wissenschaft 
selber problematische Situation, denn letztlich 
wird wissenschaftliches Wissen so im Wesentli-
chen nach den Kriterien seiner Verwendbarkeit 
oder Integrierbarkeit beurteilt, der Forschung 
aber, die etwas unglücklich als „Grundlagenfor-
schung“ der „Anwendungsforschung“ gegen-
über steht, damit letztlich der Boden entzogen. 
Auf diese Situation ist von Seiten der Wissen-
schaften und hier insbesondere der Naturwissen-
schaften insofern reagiert worden, als die diszi-
plinäre Zusammenarbeit erheblich intensiviert 
wurde. Diese Reaktion führt aber letztlich in das 
aufgezeigte Dilemma nur umso tiefer hinein, als 
der inter- und transdisziplinäre Diskurs gleich-
sam hinter den disziplinären gerät. Infolge dieser 
Nachordnung werden selten originär interdiszi-
plinäre Ansätze von Grund auf erarbeitet und als 
Primärforschung etabliert, was wiederum die 
disziplinäre Forschung von den Anliegen inter- 
und transdisziplinärer Arbeit ausschließt. 

Diese Situation wird verschärft durch ei-
nen gewissen Mangel an originär inter- und 
transdisziplinären Konzepten, die eben nicht 
auf eine einfache Implementierung von Wis-
sensbeständen abzielten, sondern schon in der 
Erarbeitung der Fragestellung selber die Inter-
disziplinarität methodisch anlegten. 

Vor diesem aktuellen Hintergrund stellen 
sich traditionelle Fragen nach dem Verhältnis 
von Philosophie einerseits und Wissenschaft 
und Technik andererseits in neuer Weise. Es 

geht letztlich um eine Überwindung der Dicho-
tomie zwischen Gestaltung und Reflexion zu-
gunsten einer Perspektive, die beide Seiten als 
– verschiedenartige – Teilnehmer eines ge-
meinsamen Gestaltungsprozesses begreift. In 
dieser Weise waren die Aufgaben der Tagung 
im Einzelnen: 

3. Wissenschaftstheoretische Reflexion von 
Natur- wie Kulturwissenschaften mit dem 
Ziel, gerade jene Gestaltungsaspekte auszu-
zeichnen, die diesen Wissenschaften selber 
schon je zugrunde liegen. 

4. In der Reflexion auf das Verhältnis von 
Wissenschaft zur Technik einen erweiterten 
Mittelbegriff auszuzeichnen, der Wissen-
schaft als Mittel verwendbar machte, ohne 
einen simplen Anwendungszusammenhang 
zu suggerieren. 

5. Schließlich die Skizze einer Perspektive 
trans- oder interdisziplinären wissenschaft-
lichen Arbeitens. 

Dieses Programm wurde durch Vorträge und 
Diskussionen in den Sektionen zu folgenden 
Themen durchgeführt: 

Sektion 1 (Technik): Zur Medialität des Tech-
nischen (Christoph Hubig), Mittel, Werkzeug 
und Medium (Mathias Gutmann) sowie Gen-
technik und die Gestaltung gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse (Michael Weingarten). 
Sektion 2 (Wissenschaftstheorie): Das System 
der Wissenschaften (Nicos Psarros), Kriterien 
für Wissenschaftlichkeit (Thorsten Galert), Die 
Lehr- und Lernbarkeit von Wissenschaft (Rai-
ner Lange), Protochemie (Gerd Hanekamp), 
Gene und Gentechnik (Eva Neumann-Held) 
und Wissenschaftstheorie der Mathematik 
(Matthias Wille). 
Sektion 3 (Gesellschaft und Kultur): “But they 
don’t do it“ – Anmerkungen zum normativen 
Gehalt des kulturalistischen Konstruktivismus 
(Gotthard Bechmann), Von der Handlungsthe-
orie zur Kulturtheorie (Walther Zitterbarth) und 
Rezeptewissen im virtuellen Raum (Marco 
Wehr). 
Sektion 4 (Inter- und Transdisziplinarität): 
Interaktionen zwischen  wissenschaftlich-tech-
nischer Entwicklung und bioethischer Urteils-
bildung (Dieter Birnbacher) und Wissenschaft 
als Problemlösung? Zur Theorie interdiszipli-
närer Forschung (Armin Grunwald). 
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Die Abschlussdiskussion „Der Methodische 
Kulturalismus und die Reflexion von Wissen-
schaft und Technik“ schlug dann den Bogen 
zurück zu Anfragen an den Marburger Ansatz 
als Beitrag zu einer philosophischen Reflexion 
von Wissenschaft und Technik unter einem 
„umfassenden“ Gestaltungsbegriff. 

Anknüpfungspunkte für die konzeptionelle 
und methodische Diskussion der Technikfol-
genabschätzung bestehen zumindest in (1) der 
Interdisziplinarität der Technikfolgenabschät-
zung, (2) dem Bedarf nach wissenschaftlichen 
Strategien zur Auflösung der Expertendilem-
mata und (3) der Ermöglichung von Kritik. 

(1) Technikfolgenabschätzung als problem-
orientierte Forschung bedarf einer Zerle-
gung des gestellten Problems in wissen-
schaftlich bearbeitbare Teile. Eine Theorie 
dieses Zerlegungsprozesses und der späte-
ren Integration der Resultate der diszipli-
när bearbeiteten Teilprojekte – das wäre 
eine Theorie interdisziplinärer Forschung 
– steht bisher aus. Welches methodische 
Problem sich hier verbirgt, ist schnell ge-
zeigt: Denn Ergebnisse disziplinärer For-
schung können auf ihre wissenschaftliche 
Geltung hin geprüft werden – was aber 
passiert mit den Resultaten interdisziplinä-
rer Forschung? Es ist ein bislang unge-
klärtes Problem, die Geltungsansprüche 
der Resultate interdisziplinärer Forschung 
und ihre Gelingensbedingungen metho-
disch einwandfrei zu klären. Eine Wissen-
schaftstheorie als Metatheorie interdiszi-
plinärer Arbeit (in Erweiterung bisheriger 
disziplinär orientierter Wissenschaftstheo-
rie) scheint der geeignete Ort zu sein. 

(2) Der Umgang mit den bekannten Experten-
dilemmata kann im Prinzip auf zwei dia-
metral verschiedene Weisen erfolgen: zum 
einen durch Verzicht auf wissenschaftliche 
Rationalität zugunsten von Verhandlungs-
lösungen, zum anderen durch ein möglichst 
weitgehendes Ausschöpfen wissenschaftli-
cher Rationalität. Der letztere Ansatz ent-
spricht der wissenschaftstheoretischen Fra-
gestellung: kann die Problematik Gutach-
ten/Gegengutachten in Fragen der Technik-
folgenabschätzung durch wissenschaftsthe-
oretische Reflexion auf die jeweiligen Prä-
missen angegangen werden, wie weit ist 
dies möglich und wo liegen die Grenzen 

dieses Ansatzes (Gutmann, Hanekamp 
1998)? Das Ziel wäre, zumindest eine 
„Prämissendeutlichkeit“ zu erreichen 
(Lübbe 1997). Das Konfliktfeld wird da-
durch geklärt und transparenter gemacht; 
normative Konflikte können präzisiert, aber 
nicht unbedingt gelöst werden. 

(3) Die Anforderung an Technikfolgenab-
schätzung, eine Möglichkeit von Kritik 
aufzubauen, führt ebenfalls auf die Not-
wendigkeit wissenschaftstheoretischer Re-
flexion. In vielerlei wissenschaftlichen 
Sprachgebräuchen schwingen problemati-
sche Konnotationen mit, welche zu Fehl- 
oder Überinterpretationen Anlass geben 
können. Wenn z. B. der Begriff der „In-
formationssysteme im Menschen“ unkri-
tisch übernommen wird, wird damit gleich-
zeitig akzeptiert, dass kybernetische Mo-
delle auf den Menschen übertragen werden 
und dass damit ein naturalistisches Ver-
ständnis des Menschen verbunden ist. Die 
kritische Reflexion auf die Sensibilitäten 
der Sprache und der mit bestimmten Beg-
riffen bereits transportierten Erwartungs-, 
Befürchtungs- oder anderen Konnotationen 
gehört zu den Aufgaben einer Technikfol-
genabschätzung, die sich ein Moment der 
Kritik erhalten will. Technikfolgenabschät-
zung bedarf der Wissenschaftstheorie als 
Wissenschaftskritik (Janich, Kambartel, 
Mittelstraß 1974, Weingarten 1998). 
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Ein Baustein für nachhalti-
ge(re)s Reisen 

Ein Bericht über den „12. Reisepavillon – 
Marktplatz für anderes Reisen“ vom 18. bis 
20. Januar 2002 in Hannover von S. Klein-
Vielhauer, ITAS 

Der Reisepavillon, der sich im Untertitel als 
„Marktplatz für anderes Reisen“ bezeichnet, 
öffnete im Januar diesen Jahres zum zwölften 
Mal seine Stände und Diskussionsräume im 
Congress Centrum Hannover. Mehr als 250 
Aussteller waren angemeldet. Diese Reisemes-
se wird traditionell vom Team Stattreisen e.V., 
Hannover, ausgerichtet, das ansonsten wie 
mehr als zehn weitere Teilnehmer des Arbeits-
kreises Neue Städtetouren (ANS) das Ziel ver-
folgt, anderen die eigene Stadt aus eher unge-
wohnten Perspektiven nahe zu bringen. 

Der Reisepavillon bietet einmal im Jahr 
vielfältige Gelegenheit, die verschiedensten, 
unter anderem ökologisch ausgerichteten Reise-
angebote kleinerer und mittlerer Veranstalter für 
Reisen ins In- und Ausland vorzustellen bzw. 
kennen zu lernen. Er hat sich zudem in den letz-
ten Jahren zu einem Informations- und Diskus-
sionsforum für alle am Thema „nachhaltige(re)r 
Tourismus“ Interessierten entwickelt. Die Messe 
ist somit ein wichtiger Treffpunkt von Reisever-
anstaltern, Vertretern touristischer Zielgebiete, 
Touristikern, Wissenschaftlern, Reisejournalis-
ten, Urlaubern und auch von Verbänden gewor-
den, deren Aufgaben- und Interessensgebiete 
eine mehr oder weniger große Schnittmenge von 
Tourismus- und Nachhaltigkeitsaspekten bildet. 
Beispielhaft seien hier genannt: der Hauptver-
band des Deutschen Jugendherbergswerks 
(Detmold), Ökologischer Tourismus in Europa 

(Ö.T.E.) e.V. (Bonn) als Dachverband für einige 
deutsche Nichtregierungsorganisationen, die 
sich für die Entwicklung und Förderung eines 
sozialverantwortlichen und umweltverträglichen 
Tourismus einsetzen, DANTE – Die Arbeitsge-
meinschaft für nachhaltige Tourismusentwick-
lung – als eine Plattform von fünfzehn ent-
wicklungs- und umweltpolitischen Initiativen 
und Organisationen im deutschsprachigen Raum 
(beim Ö.T.E., Bonn, angesiedelt) und der Ver-
kehrsclub Deutschland e.V. (VCD, Bonn), der 
sich als Umwelt- und Verbraucherverband für 
eine ökologisch und sozial verträgliche Mobili-
tät auch im Freizeit- und Tourismussektor ein-
setzt. 

Die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) mbH, Eschborn, und 
die World Tourism Organization (WTO), Mad-
rid (Spanien) nutzten den 12. Reisepavillon als 
offizielle Auftaktveranstaltung des von den 
Vereinten Nationen für 2002 ausgerufenen 
Internationalen Jahrs des Öko-Tourismus (In-
ternational Year of Ecotourism). Das von ihnen 
betreute „Forum International“ wurde zugleich 
auch als eine Veranstaltung zur Vorbereitung 
der internationalen Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung in Johannesburg (Rio+10) 
bezeichnet. Dieses vom deutschen Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung finanzierte Forum behandelte 
auf den insgesamt zweieinhalb Messetagen in 
zahlreichen Vortrags- und Diskussionsveran-
staltungen verschiedene Facetten der Thematik 
„Weltweiter Tourismus als Motor für nachhal-
tige Entwicklung“. Über dreißig Kleinanbieter 
aus Ländern außerhalb Westeuropas, die dem 
Bereich „Nachhaltiger Tourismus und Ökotou-
rismus“ zugeordnet werden können und in 
diesem Bereich teilweise auch mit internationa-
len Preisen ausgezeichnet wurden, präsentier-
ten zudem ihre Reiseprodukte. 

In zahlreichen weiteren Veranstaltungen 
des 12. Reisepavillons, die teils einzeln, teils 
thematisch gebündelt stattfanden, wurde auch 
auf vielfältige weitere Aspekte im Bereich 
Tourismus und Nachhaltigkeit eingegangen. 
Beispielhaft seien die folgenden drei Themen-
bereiche herausgegriffen. 

Die Schwerpunktveranstaltung „Nachhal-
tige Tourismusentwicklung in Großschutzge-
bieten“, die unter der Moderation von Christine 
Garbe (Ö.T.E., Bonn) und gegen eine geson-
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derte Gebühr stattfand (die schriftliche Fassung 
der Tagungsbeiträge wird den Teilnehmern zu 
einem späteren Zeitpunkt zugesandt), ging auf 
die Eigenarten, Schutzziele und Maßnahmen 
von Biosphärenreservaten, Nationalparken und 
Naturparken vor allem in Deutschland ein und 
stellte auch Angebote für die touristische Nut-
zung in diesen Gebieten vor (zum Beispiel 
Unterkünfte, Verkehrswege/-mittel und Frei-
zeitaktivitäten). Sowohl auf Seiten derjenigen, 
die sich speziell um die weitere Umsetzung der 
Naturschutzziele in den einzelnen Großschutz-
gebieten kümmern, als auch auf Seiten der 
Bewohner in diesen Gebieten wird häufig vom 
Tourismus erwartet, dieser könne und solle den 
Erhalt der Biotope sichern und zugleich den 
Umsatz bzw. das Einkommen in der jeweiligen 
Region steigern. Dem Tourismus in Groß-
schutzgebieten, häufig auch mit dem Begriff 
„Ökotourismus“ bezeichnet, wird damit die 
Rolle eines Werkzeugs zur Unterstützung der 
Naturschutzziele zugeordnet. Letztlich laufe 
das, so die Einschätzung eines Redners, auf 
einen schwierigen Spagat zwischen touristi-
schen Wunschvorstellungen und dem Erhalt 
des ökologischen Kapitals hinaus. 

Gegenstand eines Teils der Darstellungen 
und Diskussionen zu Großschutzgebieten waren 
auch das Zustandekommen und wesentliche 
Inhalte des auf dem Workshop „Biologische 
Vielfalt und Tourismus“ im Juni 2001 in Santo 
Domingo vorgelegten Entwurfs für internationa-
le Richtlinien zum Bereich biologische Vielfalt 
und Tourismus. In den „Entwurf von internatio-
nalen Richtlinien für Aktivitäten für eine nach-
haltige Tourismusentwicklung in sensiblen 
Ökosystemen in Erd-, Meeres- und Küstenregi-
onen, Lebensräumen von großer Bedeutung für 
die biologische Vielfalt und Schutzgebieten, 
einschließlich fragiler Ökosysteme in Ufer- und 
Bergregionen“ sind auch die Ergebnisse voran-
gegangener internationaler Konferenzen und 
Workshops zu diesem Thema eingeflossen, z.B. 
die Berliner Erklärung aus dem Jahr 1997. Die 
Entwicklung derartiger internationaler Regeln 
und Grundsätze wurde von der damaligen Bun-
desumweltministerin Angela Merkel 1995 auf 
der 2. Vertragsstaatenkonferenz des Überein-
kommens über die biologische Vielfalt (Con-
vention on Biological Diversity – CBD) in Ja-
karta angeregt. Entsprechend der Darstellung 
von Jens Brüggemann, Bundesamt für Natur-

schutz, Bonn, sind von knapp dreißig einschlä-
gigen internationalen Erklärungen zum Touris-
mus etwa zwölf Erklärungen zukünftig noch 
näher zu analysieren. Noch sei unklar, ob die 
Richtlinien im Mai 2002 in Quebec auf der 
Vorbereitungskonferenz für den Weltgipfel in 
Südafrika zu einer nachhaltigen Entwicklung 
angenommen werden. Eine endgültige Verab-
schiedung des Richtlinienentwurfs könnte auf 
der 7. CBD-Vertragsstaatenkonferenz im Jahre 
2004 erfolgen. Es läge dann ein Leitfaden vor, 
der unter anderem die Anwendungsbereiche, 
den Managementprozess und die Aufgaben der 
zuständigen Institutionen von der Grundlagenin-
formation über Zielvorgaben, Umweltverträg-
lichkeitsprüfung bis zur Entscheidungsfindung 
und dem Monitoring definiert. Zugleich würde 
dem Notifizierungsprozess, der Öffentlichkeits-
arbeit und dem gerechten Vorteilsausgleich 
hohe Bedeutung beigemessen werden. Parallel 
hierzu wird jedoch auf Anregung des Verbands 
Deutscher Naturparke bereits seit einiger Zeit 
ein Modellprojekt zur Umsetzung der „Europäi-
schen Charta für nachhaltigen Tourismus in 
Schutzgebieten“ durchgeführt. Hieran sind die 
drei Naturparke Insel Usedom, Frankenwald 
und Steinhuder Meer beteiligt. Der Naturpark 
Steinhuder Meer beispielsweise hat bereits ein 
Tourismusleitbild und ein damit in Verbindung 
stehendes 5-Jahres-Aktionsprogramm entwor-
fen. Im September 2001 wurde diesem Natur-
park das Zertifikat der Europäischen Charta 
nach einem sehr aufwendigen Evaluierungspro-
zess bereits zuerteilt. Der Naturpark ist damit 
verpflichtet, das Aktionsprogramm umzusetzen. 

Das Schwerpunktthema „Mobilität im 
Tourismus“ umfasste vor allem die Präsentati-
on verschiedener laufender Forschungsprojekte 
im Rahmen des Forschungsschwerpunktes 
„Freizeitverkehr“ des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF), Bonn. Die 
vorgestellten Projektnetzwerke, in die auch die 
jeweiligen Entscheidungsträger vor Ort mit 
einbezogen sind, dienen neben der Analyse von 
Mobilität im Alter (FRAME – „Freie“ Zeit und 
Mobilität im Alter) vor allem der Gewinnung 
vertiefender Erkenntnisse über den Tagesaus-
flugs- und Kurzurlaubsverkehr sowie der Kon-
zeption und Umsetzung einer umweltfreundli-
cheren An- und Abreise in diesem Bereich. 
Außer FRAME wurden die folgenden Projekte 
vorgestellt: ALERT – Vom Tagebaurestloch 
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zum attraktiven Naherholungsgebiet; EVENTS 
– Eventverkehr – An- und Abreise als Teil des 
Events; FREIMOVE – Probleme und Chancen 
einer nachhaltigen Erschließung von Freizeit-
großeinrichtungen; MOBIHARZ – Mobilitäts-
management und -service; KONTRAST-
RÄUME UND RAUMPARTNERSCHAFTEN 
– Raumpartnerschaften verbinden Kontrast-
räume. Voraussichtlich wird jedoch die konkre-
te Umsetzung innerhalb der geplanten Laufzeit 
der jeweiligen Projekte bis etwa Anfang 2003 
nur bedingt möglich sein. 

Weiterhin wurde im Schwerpunktthema 
Mobilität eine konkrete Initiative zur Abkehr 
vom eigenen Personenkraftwagen am Beispiel 
des Tourismusorts Werfenweng im Salzburger 
Land vorgestellt. Wer ohne Auto anreist oder 
seinen Autoschlüssel für die Dauer seines Auf-
enthalts abgibt, kann kostenlose oder verbilligte 
Angebote im Ort, so beispielsweise betreffend 
alternative Angebote für den Individualverkehr 
(Elektrofahrzeuge) und im öffentlichen Verkehr 
(Abhol- und Bringverkehr im Ort, Anruf-
Sammel-Taxi-Shuttle vom und zum Bahnhof) in 
Anspruch nehmen. Als eine Initiative, die die 
Abkehr vom Auto für die An- und Abreise und 
die entsprechende Hinwendung zur Bahn zum 
Ziel hat, präsentierte sich NETS – Netzwerk 
Europäischer Tourismus mit Sanfter Mobilität 
(c/o ÖAR-Regionalberatung, Wien, Österreich). 
Die Gründungsphase des Netzwerks begann 
1998 im Anschluss an ein entsprechendes, 1996 
und 1997 durchgeführtes EU-Projekt. Karl Rei-
ner, Geschäftsführer von NETS, hat inzwischen 
verschiedene Kontakte und Kooperationen mit 
Partnern vor allem in Österreich aufgebaut. Die 
Darlegungen und Diskussionen zu diesem Teil-
thema zeigen die Möglichkeiten zur Ausgestal-
tung und „Vermarktung“ der angesprochenen 
intermodalen Verlagerungsmaßnahmen vor Ort 
bzw. in der Region sowie im An- und Abreise-
verkehr auf. Dabei wurde eine für den Erfolg 
wesentliche Voraussetzung thematisiert, wonach 
die beiden Teilaspekte einer Urlaubsreisekette 
gleichzeitig zu bedenken und gegebenenfalls zu 
reorganisieren sind. 

Der dritte beispielhafte Themenbereich 
des 12. Reisepavillons, der hier vorgestellt 
werden soll, bezieht sich auf die Schlagwörter 
Güte- oder Umweltzeichen, Umwelt- oder 
Prüfsiegel, Labels und Dachmarken. Hierbei 
geht es um die Vergabe von Güte- oder Um-

weltzeichen an einzelne touristische Produkte 
wie Hotel- und Gastronomiebetriebe, Orte, 
Regionen oder auch Strände. Hierfür werden 
vorab festgelegte, mehr oder weniger detaillier-
te und im Wesentlichen auf die Umweltqualität 
bezogenen Güte- oder Prüfkriterien herangezo-
gen. Auch die Durchführung von auf die Ein-
haltung von umweltschutzbezogenen Verfah-
rensstandards ausgerichteten Zertifizierungen 
nach EMAS, dem Eco-Management and Audit 
Scheme entsprechend der Öko-Audit-Verord-
nung von 1993, gehört mit zu diesem Themen-
bereich. Etwa seit Beginn der 90er Jahre wur-
den insbesondere in Deutschland, in anderen 
europäischen Ländern oder auch auf der Ebene 
der Europäischen Union immer wieder neue 
Umweltzeichen kreiert. Sie haben bisher nur 
einen begrenzten Bekanntheitsgrad beim Rei-
senden selbst erreicht und werden folglich auch 
eher selten oder an wenig auffälliger Stelle bei 
Vermarktungsaktionen (z. B. in Haus-, Orts- 
oder Veranstalterprospekten) eingesetzt. Es ist 
von etwa 50 bis 60 Umweltzeichen, teilweise 
auch von 70 oder 100 Umweltzeichen, die Re-
de, die im Laufe der Jahre vor allem durch 
private Initiativen entwickelt wurden und deren 
Anwendung freiwillig ist. 

Derzeit finden zwei herausragende, aber 
bisher getrennte Versuche mit dem Ziel statt, 
ein umfassend angewandtes und bekanntes 
Umweltqualitätszeichen für den Tourismussek-
tor zu schaffen. Es handelt sich hierbei um den 
Entwurf der Dachmarke „Viabono“ für touris-
tische Angebote auf dem Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland einerseits und andererseits 
um die Einführung des einheitlichen Gütesie-
gels „VISIT“ (Voluntary Initiative for Sustai-
nability in Tourism), das einzelnen Gütezei-
chen in verschiedenen Ländern übergeordnet 
ist. Im Rahmen von Viabono werden jeweils 
Kriterienkataloge für einzelne Elemente des 
Tourismusangebots wie Hotels/Gastronomie, 
Tourismusgemeinden, Naturparke oder Cam-
pingplätze konzipiert und den Tourismusanbie-
tern zur weitgehenden Selbstevaluierung mit 
gewissen Kontrollelementen zur Verfügung 
gestellt. Dabei ist eine fortlaufende Weiterent-
wicklung der Kriterienkataloge geplant. Das 
primär an bereits vorhandene nationale Um-
weltzeichen im europäischen Raum verliehene 
Gütesiegel „VISIT“ verzichtet dagegen auf 
eine einheitliche Kriterienphilosophie, will 
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aber auch dem einzelnen touristischen Angebot 
zugute kommen und wichtigen Umweltzielen 
dienen. Die jeweiligen Startphasen werden 
vom deutschen Umweltbundesamt bzw. Bun-
desumweltministerium und vom LIFE UM-
WELT Programm der Europäischen Union 
mitfinanziert. 
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Debating Privacy and ICT 
Amsterdam, January 17, 2002 

Conference report by Rinie van Est and Dirk 
van Harten, Rathenau Institute, the Nether-
lands 

The Western world is facing the arrival of the 
information society, enabled by the rapid pro-
gress in information and communication tech-
nologies (ICT). Generating, processing and 
transmitting information are the information 
society’s main sources of economic productiv-
ity, cultural change and political power. Inter-
net and wireless technologies have made this 
all a cross border practice: the information 
society is not defined by state borders but by 
the World Wide Web, by satellites and the 
availability of these technologies. 

Besides promising applications, ICT pro-
vide ample opportunities for misuse as well. 
ICT enable new forms of classical crimes – like 
the spreading of child pornographic material 
and fraud – and new types of criminal behav-
iour – like hacking, identity theft and Denial of 
Service attacks. These crimes present a threat 
to privacy and personal freedom. Paradoxi-
cally, the methods we use to safeguard society 
from criminal activities may themselves be-
come a threat to basic human rights as well. 

In order to discuss privacy issues in rela-
tion to ICT developments, some 130 privacy 
experts and other interested parties gathered on 
January 17, 2002, in Amsterdam at the confer-
ence “Debating Privacy and ICT”. The confer-
ence was organised by the Rathenau Institute, 
the Dutch national TA organisation. Partici-
pants came from throughout Europe and 
Northern America and even from countries as 
far as Ghana. Their backgrounds varied from 

scientists to policy makers; from representa-
tives of consumer and civil rights groups to 
representatives of industry and investigation 
agencies. 

Eight speakers – from the US, the UK, the 
Netherlands, Canada and Austria – presented 
various privacy-related aspects of the commer-
cial use of personal data and criminal investi-
gations. The presentations focussed on the 
forces driving privacy law making in various 
countries, on international developments and 
on the consequences of the terrorist attacks of 
September 11, 2001, on the Pentagon and the 
World Trade Center. The Rathenau Institute, 
however, wanted to go beyond presenting the 
current state-of-affairs. In the afternoon the so-
called “Declaration of Amsterdam: Trust in the 
Information Age – Securing Privacy and 
Safety” was handed out to the participants. The 
declaration contained policy recommendations 
and served as a discussion paper and a possible 
roadmap for a future approach. 

The authors of this paper wrote the draft 
version of the declaration on the basis of all the 
conference papers. This draft was then sent out 
to the speakers for their commentaries. A day 
before the actual conference, the Rathenau 
Institute organised a preliminary workshop, at 
which speakers and a few other invited experts 
came together in order to streamline the decla-
ration and to formulate a common series of 
policy recommendations that all speakers were 
willing to explain and defend during the con-
ference. 

The first recommendation immediately 
gave rise to heated debate. It was recom-
mended to implement the EU Data Protection 
Directive in all EU member states and to sup-
port attempts to enforce an ‘adequate’ level of 
privacy protection in non-EU states. Objections 
from the audience were that this proposal ig-
nores the controversies surrounding the direc-
tive and the fact that it already needs a thor-
ough revision. The recommendation, however, 
was prompted by the fact that – despite all its 
flaws – the directive remains the most impor-
tant international agreement and has become 
the standard even outside the EU. Furthermore, 
the directive is binding, which makes it far 
more useful than, for example, the guidelines 
laid down by the OECD. 
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Due to its general character, the second point of 
the declaration on public and private sectors, 
accountability and transparency hardly caused 
any controversy at all. But emotions were run-
ning high again when the third paragraph, on 
surveillance, was presented. This paragraph 
pleads to find a proper balance between the 
social costs and benefits of surveillance sys-
tems. The aftermath of September 11th has 
shown that current discussions and decision 
making are strongly fed by emotional argu-
ments. Consequently, the safety argument 
tends to be dominant and the privacy argument 
tends to be neglected. It should be acknowl-
edged, however, that the social costs of surveil-
lance can go far beyond a mere invasion of 
privacy. Surveillance – as shown in the former 
communist countries – can lead to the imposi-
tion of ‘normality’ and standardised behaviour, 
and thus limit individual choice. 

To actually establish mechanisms for bal-
ancing safety and privacy objectives may – as 
one of the speakers put it – very well be one of 
the greatest challenges the information society 
has to face up to. In its second policy recom-
mendation, the declaration, therefore, presents 
a step-by-step approach on the basis of precau-
tionary principles that may serve as a starting 
point for taking up that challenge. Some of the 
participants, however, complained about the 
vagueness of the principles and there were also 
pleas to be heard for more surveillance. 

A recommendation on the “empowering of 
a technological citizenship” was found to be 
desirable, but a discussion came up on how to 
achieve this. It was argued that the right of the 
data subject to access his data – guaranteed by 
the EU Directive – could play an important role 
in this and, therefore, should be brought to the 
attention of the data user more strongly. Others 
held that in practice people do not use this right 
until problems occur that mostly have little to 
do with the issue of privacy. Still others 
claimed that a difference should be made be-
tween identification and authentication. After 
all, there are many situations in which a person 
does not really need to identify him or her self, 
but in which mere authentication would suf-
fice. Lawmakers, in particular, should be more 
aware of this. 

The last two paragraphs of the declaration 
– on the responsibility of the data user and on 

research – passed without many debates. Partly 
because both speakers and audience were 
growing weary by the end of the day, and 
partly due to the general character of the rec-
ommendations, claiming a strong legal frame-
work and setting up scientific research pro-
grams in order to gather empirical and verifi-
able data. 

Finally, it was questioned which status the 
“Declaration of Amsterdam” was to receive 
and to whom it was to be addressed. Some 
were afraid that being at the conference would 
imply backing the declaration. It was explained 
that that was absolutely not the case. Under its 
own authority, the Rathenau Institute will pre-
sent the “Declaration of Amsterdam” to the 
Dutch parliament. 

Speakers at the conference were Charles 
Raab (University of Edinburgh, United King-
dom), Colin Bennett (University of Victoria, 
Canada), Friso de Jong (Hoge van den Broek 
Advocaten, the Netherlands), Priscilla Regan 
(George Mason University, United States), 
Caspar Bowden (Foundation for Information 
Policy Research, United Kingdom), David 
Phillips (University of Texas, United States), 
Walter Peissl (Institut für Technikfolge-
Abschätzung, Austria) and Barry Steinhardt 
(American Civil Liberties Union, United 
States). The conference was chaired by David 
Banisar from Privacy International and Har-
vard University, United States. 

The full text of the Declaration of Amster-
dam as presented at the conference can be 
found at the end of this article. 

The full text of the Declaration of Amster-
dam as presented at the conference can be found 
at the end of this article. 

The conference papers, the Declaration of 
Amsterdam and the conference report can be 
obtained through the websites http://www. 
privacyconference.nl or http://www.rathenau.nl. 

Contact 
Dr. Rinie van Est 
Drs. Dirk van Harten 
Rathenau Instituut 
Koninginnegracht 56, NL-2514 AE Den Haag, The 
Netherlands 
Tel.: +31 (0) 70 34 21 542 
Fax: +31 (0) 70 36 33 488 
E-mail: q.vanest@rathenau.nl 
E-mail: d.vanharten@rathenau.nl 
Internet: http://www.rathenau.nl 
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The Declaration of Amsterdam: 
Trust in the Information Age – Securing Privacy and Safety 

Presented at the conference: Debating Privacy and ICT 
Amsterdam, January 17, 2002 

International co-operation 

International co-operation on privacy protection has a long history. The OECD, The Council of 
Europe, The European Union and others have addressed these issues. The most important international 
agreement remains the 1995 EU Data Protection Directive. The essential principles of privacy protec-
tion have been negotiated and agreed upon over the years. The tragedy of September 11th should not 
be allowed to interrupt the process of defining and harmonising international privacy principles. 
Accordingly we suggest: 

•  That the EU Data Protection Directive be immediately implemented and effectively enforced in all 
EU Member States. 

•  To strongly support the attempt to enforce an “adequate” level of privacy protection in non-EU 
states. 

The rapid development of ICT will continue to bring up new privacy protection and surveillance issues, 
especially when these new technologies will have a potential for security and law enforcement. 
Accordingly we suggest: 

•  When addressing these developments in international agreements, privacy implications of these new 
technologies need to be considered in the very early stages of technology and standards develop-
ment. 

•  To encourage the recent initiative by the Centre Européen de Normalisation (CEN) to develop a 
common international standard and quality assurance and a quality mark. 

Public, commercial, and non-profit sectors 

Over the last decades, the boundaries among public, commercial, and non-profit sectors have been 
eroding. Personal data that are collected, processed, stored and communicated by one sector are now 
increasingly exchanged across traditional boundaries. This development aggravates the problems of 
accountability and transparency and has consequences for public trust. 
Accordingly we suggest: 

•  To address these problems by appropriate and effective instruments for the protection of personal 
data in all sectors. 

Surveillance 

The social cost of surveillance is not limited to the invasion of privacy. The collection, processing, 
storage and communication of personal data establishes norms of behaviour and standardises categories 
of social groups. This imposition of normality limits individual choice and restricts society’s necessary 
potential for change. It also subjects individuals to discrimination. 
Therefore: 
We recognise that some surveillance systems may be justified in some circumstances to promote secu-
rity or public safety. In order to legitimise any proposed surveillance and registration system, we pro-
pose a step by step analysis (precautionary principles): 

1. Surveillance systems should only be implemented if they are effective, not easily circumvented, and 
will produce a real security benefit. 
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2. Surveillance systems should only be implemented if the benefits are worth the social costs, includ-
ing the invasion of privacy, loss of autonomy, social discrimination, or imposition of conformity. 
(This means applying the principle of proportionality.) 

3. If it will produce a security benefit that justifies the social costs, measures will have to be taken to 
minimise those costs. 

4. Before any surveillance system is implemented, legal mechanisms of oversight and redress will 
have to be established. 

5. The effects – both positive and negative – of the systems will have to be periodically reviewed by 
an independent publicly accountable body. 

Empowering technological citizenship 

Citizens have to be empowered through information and education that will give them the awareness, 
skills, and tools to participate in the decision making process and to protect themselves from abuse. 
Accordingly we suggest: 

•  To support development and use of privacy enhancing technologies in order to make citizens less 
vulnerable to misuses of their personal data. 

•  To empower a technological citizenship by raising awareness of threats to privacy and strengthen-
ing digital skills through information campaigns and education. 

•  To raise public awareness by making transparent how public and private organisations deal with 
their personal data. 

•  To improve decision makers’ understanding of the public’s needs and concerns. This could be ac-
complished through public consultations. 

The responsibility of the data user 

Privacy protection requires effective implementation of the privacy principles by all organisations that 
handle personal data. Many attempts at self-regulation have been merely symbolic, poorly imple-
mented throughout the organisation and/or misleading for the individual. Too often the interests of the 
data user have prevailed over those of the individual. 
Accordingly we suggest that effective implementation of privacy protection requires: 

•  A well-defined legal framework 
•  An organisational structure and culture that respects privacy at all levels. 
•  Procedures for verifying compliance, including independent and external audits. 
•  Privacy impact assessments for the introduction of new technologies and/or services with implica-

tions for privacy. 
•  Where appropriate, a chief privacy officer or other responsible manager to ensure compliance. 

Research 

Current discussions on privacy seriously lack substantial empirical support and are therefore prone to 
be driven by ideology and opportunism. 
Accordingly we suggest: 

•  That national and international research programs be set up in order to gather and analyse reliable 
quantitative and qualitative data on issues such as organisational practices, technological applica-
tions and innovations, and public understanding of privacy. 

•  That these research results be incorporated within the process of decision making and implementa-
tion in all sectors. 
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Netzwerk Stadtlogistik: „Stadt-
logistik: Vom Nischenmarkt zur 
urbanen Komplettlösung“ 
Aachen, 4. Dezember 2001 

Anmerkungen von Sigrid Klein-Vielhauer, 
ITAS 

Das Netzwerk Stadtlogistik lud gut ein Jahr 
nach seiner Gründung zu einer ersten, einem 
breiten Publikum zugänglichen Informations-
veranstaltung ein. Das Netzwerk hatte sich zum 
Abschluss einer vom Ministerium für Wirt-
schaft und Mittelstand, Energie und Verkehr 
(MWMEV) des Landes Nordrhein-Westfalen 
geförderten fünfjährigen Konzeptions- und 
Umsetzungsphase von stadtlogistischen Projek-
ten in Nordrhein-Westfalen im September 2000 
gebildet. (Von den ursprünglich zwanzig Städ-
ten und Regionen, für die stadtlogistische Pro-
jekte konzipiert wurden, waren im Herbst 2000 
elf in der Umsetzungsphase; siehe hierzu auch 
den Bericht zur Abschlussveranstaltung "Mo-
dellvorhaben Stadtlogistik NRW" in den TA-
Datenbank-Nachrichten, Nr. 3, 9. Jg., Oktober 
2000, S. 110-115). Zu dem Netzwerk haben 
sich die Städte Aachen, Duisburg, Düsseldorf, 
Essen, Gütersloh und Münster zusammenge-
schlossen. Die Geschäftsstelle (Geschäftsfüh-
rer: Jörg Gehrke) befindet sich in den Räumen 
der GVZ DUNI Entwicklungsgesellschaft, 
Duisburg. Unter der Internet-Adresse http:// 
www.netzwerk-stadtlogistik.de sind auch die 
vier Grundsatzreferate der Informationsveran-
staltung zugänglich. Neben den Referaten gab 
es auch Gelegenheit zur Teilnahme an umfang-
reichen Diskussionsrunden unter der Leitung 
des WDR-Moderators Tom Hegermann. 

Wie beim offiziellen Abschluss der Pro-
jektförderung erkennbar zeigte auch die Netz-
werkveranstaltung im Dezember 2001, dass die 
ursprünglich mit dem Schlagwort City- oder 
Stadtlogistik verbundenen Hoffnungen immer 
noch nicht eingelöst sind. Bisher wurde nicht 
der empirische Beweis erbracht, dass einzelne 
Bausteine der Belieferung gewerblicher Kun-
den, die Heimlieferung für Endverbraucher 
oder eine Anlieferung an einer Zwischenstation 
(Warenübergabezentren) sowohl für den ge-
werblichen Kunden als auch für den End-
verbraucher (z.B. in einem Parkhaus) eine we-

sentliche Veränderung von Volumen und 
Struktur des Gesamtverkehrs im städtischen 
Raum bewirken können. Eine Kumulierung 
vieler zielgerichteter Einzelschritte mit und 
ohne Kooperation zwischen den betroffenen 
Logistikdienstleistern könnte als eine Lösung 
der kleinen Schritte schon eher zum Erfolg 
führen. Bedeutsame finanzielle Förderungen 
auf Landesebene werden für das stadtlogisti-
sche Netzwerk in der nächsten Zukunft nicht in 
Aussicht gestellt. Eher wird eine qualitative 
und quantitative Ausweitung des Netzwerkes 
aus eigenen Kräften der Beteiligten erwartet. 
So könnten sich weitere Städte dem Netzwerk 
anschließen und auch in dem Modellvorhaben 
ursprünglich entwickelte Konzepte konkret 
umgesetzt werden. Vor kurzem hat das Land 
Nordrhein-Westfalen bzw. das MWMEV eine 
über den städtischen Raum hinausgehende 
„Landesinitiative Logistik NRW“ gestartet, die 
den generellen Informationsaustausch aller an 
logistischen Fragen Beteiligten mit verschiede-
nen Einzelaktionen unterstützt. Das Netzwerk 
Stadtlogistik mit seinen bisher sechs Mitglie-
dern plant für das Jahr 2002 eine Ausweitung 
des Internet-Auftritts und weitere Informations-
veranstaltungen. 

 
« 

 
The "European Research Area" 
initiative. Reflections upon a 
potential take-off in European 
RTD policy 
The international conference “The Chang-
ing Governance of European Research and 
Technology Policy – The Dynamics and Po-
tential Impacts of the European Research 
Area Initiative”, Karlsruhe, 9 – 10, Novem-
ber 2001 

by Jakob Edler, Fraunhofer Institute for 
Systems and Innovation Research 

Two years ago, the European Commission 
launched a new approach for European re-
search and technology policy (RTD policy), 
labelled the European Research Area (ERA). It 
is not yet fully clear which aspects of this am-
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bitious attempt to leap forward in European 
RTD policy will finally survive political nego-
tiations. However, the genie has escaped from 
the wonder lamp and the intensive discussion 
at all levels in favour of more harmonisation 
and integration of RTD structures has already 
changed the look of European RTD policy and 
led to structural adaptation, especially on the 
part of potential winners. In order to step back 
from the heated debate and take an analytical 
look at the current processes, a conference was 
held at the Fraunhofer Institute for Systems and 
Innovation Research, Karlsruhe, in November 
2001. This article introduces the ERA debate 
and its potential significance for various levels 
of RTD policy-making and summarises the 
main discussion lines of the conference. 

1 Introduction 

Since the first announcement by the Commis-
sion in early 2000 (COM 2000) and the con-
firming resolution of the European heads of 
state at the Lisbon European Council in March 
2000 (European Council 2000), the European 
Research Area has evoked hopes and fears 
alike. European policy-makers have dared to 
present a set of new approaches that would 
alter this architecture systematically and na-
tional policy-makers have been led to think 
anew about the whole architecture of research, 
development and technology (RTD) policy in 
Europe. Both the obvious tensions and the pos-
sible positive dynamics have not yet, however, 
received systematic attention from policy ana-
lysts, who have failed to reflect upon the chal-
lenges embedded in this new approach, both 
for the policy area and for European govern-
ance as such. 

In order to reflect upon these RTD policy 
developments in Europe, an international con-
ference on “The Changing Governance of 
European Research and Technology Policy – 
The Dynamics and Potential Impacts of the 
European Research Area Initiative” was held at 
the Fraunhofer Institute for Systems and Inno-
vation Research, jointly organised by the 
Committee on Politics and Technology of the 
German Political Science Association at 
Karlsruhe in November 2001. It brought to-
gether leading international scholars on Euro-

pean integration as well as on research and 
technology policy. 

2 ERA: A break in European RTD-policy 

Why does the current debate deserve reflec-
tion? What is its meaning, what are the possi-
ble impacts of and hindrances for this approach 
to become a political success? Despite many 
attempts to reform the mode of operation, 
European research and technology policy has 
remained relatively stable since its beginnings 
in the 1980s. The Framework Programmes of 
the European Community for Research and 
Technological Development (FPs) have sup-
ported cross-border co-operation research pro-
jects and mobility in topics of European inter-
est. According to the European treaties, the EU 
initiatives are subject to the criteria of subsidi-
arity and “European added value”. However, 
the responsibility for the long-term financing of 
research institutions and research networks has 
stayed at the national and regional level, and 
co-ordination and harmonisation of national 
research and technology policies have re-
mained a hollow treaty clause, never imple-
mented. Thus, European policy in the field of 
research and technology has been characterised 
by a model of related but largely separated 
multi-level governance with a clear dominance 
of the national level. 

Yet, if ERA were successful, European re-
search and technology policy would allegedly 
take a qualitative step forward that could sig-
nificantly change the relationship between the 
European and the national autonomy (COM 
2000, 2001a). It would, ideally, lead to com-
plementary rather than parallel structures. On 
the one hand, it would be serious about the 
functional bundling, co-ordination and har-
monisation of national measures, oriented 
solely towards the greatest possible European 
effectiveness. ERA would take existing provi-
sions of the Treaty, mainly Article 169, seri-
ously, and would, for example, co-finance re-
search that is financed nationally but integrated 
on a transnational scale within Europe. Na-
tional programmes could be co-ordinated and 
parallel, transnational structures would be built 
(COM 2001a). 

On the other hand, ERA would comple-
ment its project-oriented, transnational research 
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approach by European networks based on excel-
lence, respectively very long-term, comprehen-
sive, large-scale projects (also COM 2002). 
Practically speaking, a key player in the network 
of excellence would have complementary funds 
in addition to the basic funding received nation-
ally. The Commission would gain more direct 
influence on research institutions through a 
long-term financing of networks of excellence 
that would be built around specific issues, be 
highly flexible and largely self-organised, but 
always accountable to the Commission. 

This integrative European perspective ad-
vocated by the Commission is highly contested 
since it confronts dominating national and re-
gional governance schemes which are character-
ised by policy competition rather than integra-
tion. The members of the EU (as well as strong 
regions) compete for the leading role concerning 
research and technological innovation, not only 
within the EU, but also on a global level. Thus, 
from the perspective of governance theory, the 
structural integration of research and innovation 
policy in a European Research Area would 
enlarge the competencies and the room for ma-
noeuvre on the EU level at the expense of the 
nation states. 

At the same time, a growing number of 
large, and increasingly also smaller, companies 
operate in the transnational perspective. Na-
tional policy is more and more threatened to be 
forced into a policy race by corporate interests 
that are fully dominated by economic consid-
erations rather than reflecting comprehensive 
national policy concerns. In this perspective, a 
research and innovation policy that would be 
well-tuned throughout the whole EU and be-
tween the diverse national and regional authori-
ties might be a means for public policy to re-
gain room for manoeuvre. 

At this point it is still open which elements 
of the “European Research Area” will become 
effective. As Stefan Kuhlmann and Jakob Ed-
ler (Fraunhofer ISI) showed at the conference, 
European RTD is at a crossroads and there are 
still very different options perceivable for the 
future of European RTD policy and the innova-
tion system(s) in Europe in general. In any 
case, the intensive debate on RTD policy logic 
has posed an enduring challenge for European, 
national and regional policy-makers and stake-
holders alike. 

3 Four perspectives on the meaning of 
ERA 

3.1 A European perspective 

The – potential – meaning of ERA can be ana-
lysed from at least four perspectives. First, of, 
course, is the European perspective – or the 
perspective of European governance. Consensus 
was obvious about the assessment that ERA, as 
formulated in the first Commission communica-
tions, would indeed mean a leap forward. The 
discussion of possible future scenarios at the 
conference, the European RTD by Kuhlmann 
and Edler, the analysis of the policy-making 
process by Thomas Banchoff (University of 
Washington), the detailed analysis of ERA logic 
and instruments by Chris Caswill (UK Eco-
nomic and Social Research Council) and a his-
torical look at the development of RTD policy in 
Europe (Edler) all made clear that the imple-
mentation of ERA as laid out in the Commission 
papers would turn European RTD policy into a 
completely new multi-level game. 

However, it is far from clear whether ERA 
will succeed in the first place and which factors 
will hamper or push this success. Here, 
Banchoff was rather pessimistic, arguing that 
even ERA, that had the backing of the Lisbon 
Council, could not overcome the inertia that has 
been characterising European RTD policy for 
two decades now. The building up of a strong 
and for many stakeholders meanwhile important 
distributive system has placed important actors 
at all levels in a conservative position, while 
national policy-makers would defend their 
stakes against European orchestration. Potential 
ERA losers might – in this perspective – suc-
ceed against winners. This estimate, however, 
was opposed by Caswill, who argued that ERA 
could very likely succeed just because it has 
taken all stakeholders by surprise and has suc-
ceeded in getting high-level backing even before 
opposition could be formulated. Caswill stressed 
the coalition building and structural adaptation 
of potential winners at a very early policy stage, 
which potentially could overcome inertia. A 
somewhat mediating position was put forward 
by Edler. He agreed with Caswill´s “surprise” 
theory. But by citing the historic example of the 
genesis of EU RTD in the 1980s, he stressed 
that new approaches in a complex policy arena 
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need time to diffuse, and a “coup d’état” 
(Caswill) is of limited value whenever “money 
is not enough” and compliance by actors is 
needed. Therefore, ERA is still open and – 
ironically – its initial success at the highest pol-
icy levels may have been too abrupt, leading to a 
Pavlow-like anti-reflex by a large group of 
stakeholders. Therefore, apart from all the dy-
namism raised and dedication shown, the logic 
of ERA needs patience. 

3.2 A sub-European perspective 

A second view of ERA stresses the relationship 
between dynamics at the European level and 
national, respectively regional, RTD policy and 
innovation systems. A comparative analysis of 
three country cases (Peter Biegelbauer, Institute 
for Advanced Studies, Vienna) made clear how 
complicated and diverse national policy debates 
and policy formulation processes in RTD policy 
are. The acceptance of ERA at national level has 
much to do with the readiness and flexibility in 
which national debates are able to integrate the 
ERA terminology and logic. This, in turn, is 
partly determined by the openness of national 
discourse structures shaping interest aggrega-
tion. As for European policy debate, this open-
ness is, as Biegelbauer shows, among other 
things dependent on the time of accession of the 
EU, i.e. the longer a country has been exposed 
to European RTD, the stronger the institutional 
– and cognitive – path dependencies that impede 
policy flexibility as demanded by ERA. 

How diverse the relative importance of 
European policy structures and national RTD 
policy is was shown by Johanna Hakala (Uni-
versity of Tampere, Finland) and her discus-
sion of the Finnish national innovation system. 
Clearly, Finland has become a major RTD and 
innovation success in Europe and it appears 
strong enough to almost neglect the European 
discussion. However, while European RTD 
seems to play a relatively minor role in the 
Finnish success story, Hakala showed the co-
evolution of policy approaches at the Finnish 
national level as well as at the European level 
and, indirectly, points to the potential impact 
the success of Finnish RTD policy approaches 
might have had on the European approach. The 
country may very well have had an integrative 
impulse on the European RTD policy style. 

In his discussion of accession countries and 
their relationship with a new RTD policy, Peter 
Hilger (University of Hanover) argues that for 
the accession countries ERA can be an impor-
tant chance as well as a potential threat. Since 
ERA aims at positioning the European Union in 
the global innovation competition and aims at 
bundling European resources, large countries 
with strong RTD systems have more to lose than 
small countries which might be elevated to a 
higher level – through mobility schemes, inte-
gration into excellence networks and the like. 
However, on the other hand, ERA is a very ex-
cellence- and size-oriented approach that might 
leave newcomers behind and put cohesion 
within RTD policy aside. The influence of 
CEEC countries on the development of the clash 
between excellence and cohesion needs con-
certed bargaining efforts by the accession coun-
tries. Here Hilger is rather pessimistic, since the 
step-by-step approach of accession will foster 
disparities and heterogeneity among the acces-
sion countries rather than enable a strong group 
effort of the CEEC. For the whole group as 
such, ERA might mean rather an impediment on 
their long way to catch up. 

This line of reasoning is also followed by 
Emmanuel Muller, Andrea Zenker, and Jean 
Alain Héraud (Fraunhofer ISI /BETA, Stras-
bourg) in their discussion of the meaning of 
ERA for the development of European regions. 
They introduce the results of an EU study on the 
typology of innovation needs of regions1 and 
conclude that ERA – as foreseen – might en-
force the divergence of regions. Regions with a 
higher level of innovation needs might be 
pushed even further and RTD capacity in 
Europe might be even more concentrated, while 
regions on a somewhat lower level of RTD and 
innovation capability might struggle even more. 
Although the European Commission has tried to 
calm those worries (COM 2001b), Muller, Zen-
ker and Héraud argue for a better awareness of 
the diversity of regional needs, and here they are 
in line with worries raised very early by the 
European Parliament (2000). One might add that 
this is not only a conflict between the European 
and the regional levels, since the nations with 
strong and weak regions alike face the challenge 
of taking on regional chances without aggravat-
ing disparities within their countries. 
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3.3 An institutional perspective 

While the first two perspectives on ERA have 
stressed the classical multi-level dimension of 
European RTD, a third one can be taken by 
looking at potential implications of current and 
future European policies for specific institu-
tional settings, two of which were discussed in 
detail. On the one hand, there are strong and 
stable institutional settings such as biotechnol-
ogy clusters in Southern Germany. Attracting 
world class scientists and empowered by appro-
priate financial institutions, regulations and in-
frastructures, those clusters seem to be in a posi-
tion to ignore policy change at European level 
almost completely (Robert Kaiser, University of 
Munich). On the contrary, Hans-Willy Hohn 
(Max Planck Institute for Social Research, Co-
logne) shows a possible reciprocal influence of 
European policy-making and deeply embedded 
national institutions. After decades of inertia and 
stalemate, it now seems likely that the collective 
research approach offered by the German Asso-
ciation for Industrial Research (Arbeitsgemein-
schaft für Industrielle Forschung, AiF) will be 
mirrored by a European collective research 
scheme, while the AiF itself has been changing 
its own institutional setting and purpose quite a 
bit, having adapted more and more to a service 
institution mainly in order to assist their member 
enterprises and institutes in their efforts to 
participate at the European level. 

3.4 A sectoral perspective 

A last aspect in trying to make sense of ERA is 
to understand that this approach might mean 
different things in different sectors. Harmonisa-
tion of national policies, variable geometry and 
large networks of excellence might be instru-
ments that make sense in one sector but might 
meet much resistance in some other sector. At 
the conference, this dimension could not be 
analysed in a comparative way, as certainly 
should be the case in future analysis. However, 
one sector – biotechnology – was looked at as 
an example. Ulrich Dolata (University of Bre-
men) and Gabriele Abels (University of Biele-
feld) demonstrated what a difference the peculi-
arities of each issue area make for the potential 
impact of European schemes. It was argued that 
while the Biotech sector is highly dynamic and 
potentially could need transnational support 

schemes, especially in the competition against 
the US market, there are two reasons why Euro-
pean RTD support, and especially ERA, might 
not have the impact expected: the sector consists 
of a multitude of very small players for whom 
the European scale and the instruments foreseen 
might be too big, and second, the high and still 
not clearly foreseeable economic potential of 
this sector has led to a national competition 
within Europe that still fully defines the rules of 
the game. For this sector, ERA might come too 
early, or might be the wrong approach entirely. 
In addition, the presentation by Abels showed 
very clearly that ERA would mean more than 
new instruments, it would alter the mode of 
governance in European biotechnology policy, 
and thus could be interpreted as a cornerstone of 
the Commission’s attempt to re-design suprana-
tional governance across many policy fields. 

4 A new thinking, at least 

At this stage, it is far from clear what changes 
ERA will bring to the European governance 
system in RTD policy-making. While the nego-
tiations on the Sixth Framework Programme 
have downgraded the budget originally fore-
seen for the new approaches and devoted the 
bulk of the budget to the traditional research 
projects, a recent discussion paper of the Euro-
pean Commission clarifies the mode of opera-
tion of the “new instruments” and thus 
strengthens the willingness to follow a new 
path in addition (COM 2002). 

However, while the practical impact is yet 
unclear, one consequence of the ERA debate is 
obvious. ERA has integrated the discourse on 
European RTD policy in a new way, it has trig-
gered off a new mode of thinking. National pol-
icy-makers have started to reflect more broadly 
about the role their policy can play in the future 
and how national and European policy can com-
plement one another more effectively. For ex-
ample, the benchmarking effort that has accom-
panied the ERA debate has led to a commonly 
accepted knowledge base for RTD policy in 
Europe which is needed for ERA to function. By 
integrating high level national administrators in 
the benchmarking process, the first step towards 
harmonisation has been taken already, and the 
pre-conditions for bundling national policies are 
laid. Even if resistance is still there and money 



���
�������	
���

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 Seite 141 

for the new instruments is less than hoped for 
from the Commission, it is very likely that the 
ERA discussion has sown the seeds for new 
dynamics. 

The conference proceedings with the main 
presentations will be published in Autumn this 
year: Edler, J; Kuhlmann, S.; Behrens, M. 
(Eds.): The Changing Governance of European 
Research and Technology Policy – About the 
Potential Impact of the “European Research 
Area” Initiative. (Edward Elgar) 2002 

Note 

3) See the “RETINE” – REgional Typology of In-
novation NEeds project, http://www.isi.fhg. de/ir 
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Symposium „Allgemeine Tech-
nologie – Vergangenheit und 
Gegenwart“ 
Berlin, 12. Oktober 2001 

Tagungsbericht von Gerhard Banse, ITAS, 
und Ernst Otto Reher, Leibnitz-Sozietät 

Am 12. Oktober 2001 führte die Leibniz-
Sozietät e.V. gemeinsam mit dem Institut für 
Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse 
(ITAS) des Forschungszentrums Karlsruhe 
GmbH Technik und Umwelt das Symposium 
„Allgemeine Technologie – Vergangenheit und 
Gegenwart“ durch. Hintergrund waren die Be-
mühungen der Leibniz-Sozietät, Forschungen 
zur Allgemeinen Technologie zu einem lang-
fristigen interdisziplinären Vorhaben werden 
zu lassen. Die Leibniz-Sozietät mit Sitz in Ber-
lin – begründet im Jahre 1700 als Brandenbur-
gische Sozietät der Wissenschaften – ist eine 
Vereinigung von Natur-, Geistes- und Sozial-
wissenschaftlern, die vor allem durch die inter-
disziplinäre Erörterung aktueller Grundprob-
leme von Wissenschaft und Gesellschaft einen 
angemessenen Beitrag zum geistigen Leben 
unserer Zeit leistet. 

In der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahr-
hunderts wurde durch den an der Göttinger Uni-
versität tätigen Professor für „Weltweisheit und 
Ökonomie Johann Beckmann (1739-1811) der 
Begriff der Technologie erstmals in unserem 
heutigen Verständnis geprägt. Voraus gingen 
eine Bestandsaufnahme und eine erste Systema-
tisierung vorhandener Gewerke. Eine Schluss-
folgerung der Arbeiten Beckmanns war, dass es 
Gemeinsamkeiten aller Gewerke gebe, die zur 
Herausbildung der Allgemeinen Technologie 
führten. „Geburtsurkunde“ einer Allgemeinen 
Technologie ist der „Entwurf der Algemeinen 
Technologie“ von Beckmann aus dem Jahre 
1806. In dieser kleinen Abhandlung geht es ihm 
um mehr als eine allein vergleichende Systema-
tisierung der für die Realisierung (technischer) 
Zwecke nutzbaren technisch-technologischen 
Mittel, denn Allgemeine Technologie soll „die 
gemeinschaftlichen und besondern Absichten 
der ... Arbeiten und Mittel anzeigen, die Gründe 
erklären, worauf sie beruhen, und sonst noch 
dasjenige kurz lehren, was zum Verständniß und 
zur Beurtheilung der einzelnen Mittel, und zu 
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ihrer Auswahl bey Übertragungen auf andere 
Gegenstände, als wozu sie bis jetzt gebraucht 
sind, dienen könnte.“ Beckmann will – so wird 
aus seinen Überlegungen deutlich – erstens das 
bis dato angesammelte technisch-technologische 
Wissen systematisieren, dieses zweitens auf eine 
sichere theoretische Grundlage stellen und auf 
dieser Basis drittens das methodische Programm 
einer Erfindungsheuristik begründen. Dieser 
vielversprechende Ansatzes fand in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts große Resonanz, 
verlor in der Folgezeit als ein die gesamte Tech-
nik er- bzw. umfassender Entwurf aus unter-
schiedlichen Gründen an Bedeutung. 

In den vergangenen dreißig Jahren ist nun 
die Diskussion um eine Allgemeine Technolo-
gie erneut belebt worden: es wurden verallge-
meinernde und generalisierende Überlegungen 
bzw. Ansätze zu einer Allgemeinen Technolo-
gie von verschiedenen Wissenschaftlern aus 
der Sicht unterschiedlicher Wissenschaftsdis-
ziplinen vorgelegt. Dafür stehen Namen wie 
Ropohl, Wolfgramm, Spur und Banse. In die-
sen Ansätzen kommt es zur Erfassung des All-
gemeinen technischer Objekte und Prozesse in 
technischen Prinzipien, Grund- und Leitsätzen, 
Regularien, Aussagen über Wirkpaarungen und 
-anordnungen u. ä.. 

Dabei wird auch deutlich, dass (idealty-
pisch!) stärker zu unterscheiden ist, ob man 
unter „Allgemeiner Technologie“ mehr be-
schreibende Systematisierungen und Verallge-
meinerungen versteht, die – allein oder vor 
allem – methodischen Zwecken dienen sollen 
(die ihrerseits von der technischen Ausbildung 
bis zur "technologischen Aufklärung" reichen), 
oder ob man darunter Aussagensysteme im 
Sinne einer technikwissenschaftlichen Meta-
theorie bzw. einer Grundlagentheorie bzw. 
-lehre der Technikwissenschaften verstanden 
wissen will, die gesetzmäßige Zusammenhänge 
technologischer Prozesse theoretisch erklärt 
und begründet sowie dieses Wissen in einer 
generalisierenden Perspektive (als Allgemeine 
Technikwissenschaft) zusammenführt – und 
damit im Gegensatz zu den zahlreichen ad-hoc-
Theorien der (einzelnen) Ingenieur- bzw. 
Technikwissenschaften steht. Es ist einsichtig, 
dass beide Positionen gleich bedeutsam sind. 
Es ist auch einsichtig, dass beide Positionen 
nicht absolut zu trennen sind, sondern aufein-
ander Bezug nehmen 

Trotz dieser vielfältigen Bemühungen ist 
Allgemeine Technologie noch immer mehr ein 
(Wissenschafts-)Programm denn ein aus- bzw. 
durchgearbeitetes Konzept. Gerade deshalb ist 
es angezeigt, eine disziplinübergreifende Be-
standsaufnahme als Grundlage für weiterführen-
de Überlegungen vorzunehmen. Für diese Wei-
terentwicklung der Allgemeinen Technologie 
gibt es (wiederum idealhaft) zwei Vorgehens-
weisen, die als deduktiv-konkretisierend und als 
induktiv-generalisierend bezeichnet seien. 
Deduktiv-konkretisierend bedeutet hier, von 
einem umfassenden theoretisch-philosophischen 
Entwurf („Gesamtschau“) auszugehen und in 
Richtung konkreter technischer Einzelheiten zu 
untersetzen bzw. zu präzisieren. Induktiv-
generalisierend soll dagegen eine Vorgehens-
weise bezeichnen, die von den einzelnen techni-
schen Gegebenheiten ausgeht und aus diesen 
(z. B. vergleichend und klassifizierend) Ge-
meinsamkeiten („Allgemeines“) ableitet. Jede 
konkrete „allgemeintechnologische Hervorbrin-
gung“ basiert m. E. auf einer Kombination die-
ser beiden Vorgehensweisen, braucht Abbild des 
Konkreten und Entwurf des Übergreifenden. 

Die Leibniz-Sozietät will – unterstützt vom 
ITAS– die Allgemeine Technologie unter Ein-
beziehung unterschiedlicher Wissenschaftsdis-
ziplinen im Beckmannschen Sinne weiter aus-
gestalten, denn sie bietet dank ihres Wissen-
schaftlerpotentials die spezifische Möglichkeit, 
durch beide der o. g. Vorgehensweisen zur Wei-
terentwicklung der Allgemeinen Technologie 
beizutragen. Über das Gesamtanliegen wie über 
das Symposium war in den beiden Klassen der 
Leibniz-Sozietät (Klasse für Naturwissenschaf-
ten und Klasse für Sozial- und Geisteswissen-
schaften) durch deren Mitglieder Ernst Otto 
Reher und Gerhard Banse informiert worden. 

Das Kolloquium, an dem ca. 40 Interes-
sierte teilnahmen, wurde vom Vizepräsidenten 
der Leibniz-Sozietät Professor Dr. Lothar Kol-
ditz eröffnet, der auf die Aktualität der Thema-
tik aufmerksam machte und besonders die Auf-
listung technologischer Erkenntnisse zu einer 
höheren Aggregierung hervorhob, die in dem 
Konzept der Allgemeinen Technologie ihren 
Niederschlag finden kann. 

Es folgten zwei Referate und acht Beiträ-
ge, in denen historische wie aktuelle Problem-
stellungen einer Allgemeinen Technologie u. a. 
aus wissenschaftstheoretischer, philosophi-
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scher, technikwissenschaftlicher und arbeits-
wissenschaftlicher Sicht behandelt und Konse-
quenzen für Zukünftiges abgeleitet wurden: 

- Johann Beckmann und die Folgen. Allge-
meine Technologie in Vergangenheit und 
Gegenwart (Prof. Dr. Gerhard Banse ITAS, 
Mitglied der Leibniz-Sozietät) 

- Technologien zwischen Effektivität und 
Humanität (Prof. Dr. Herbert Hörz Berlin, 
Präsident der Leibniz-Sozietät) 

- Ansätze zur Entwicklung einer Allgemeinen 
Prozesstechnik der Stoffwandlung (Prof. Dr. 
Ernst O. Reher Halle, Mitglied der Leibniz-
Sozietät) 

- Systemtechnische Aspekte der modernen 
Technologie am Beispiel der Stoffwirtschaft 
(Prof. Dr. Klaus Hartmann Berlin, Mitglied 
der Leibniz-Sozietät) 

- Organ unterstützende Systeme vor neuen 
Herausforderungen (Prof. Dr. Günter von 
Sengbusch GKSS Hamburg, Mitglied der 
Leibniz-Sozietät) 

- Technologie aus arbeitswissenschaftlicher 
Sicht (Prof. Dr. Heinz Bartsch Brandenbur-
gische Technische Universität Cottbus) 

- Informations- und Kommunikationstechno-
logien – Organisation und Management des 
Wissens (Prof. Dr. Klaus Fuchs-Kittowski 
Berlin, Mitglied der Leibniz-Sozietät) 

- Allgemeine Technologie und Biotechnolo-
gien (Prof. Dr. Rolf Löther Berlin, Mitglied 
der Leibniz-Sozietät) 

- Allgemeine Technologie und Chemieingeni-
eurwesen (Prof. Dr. Klaus Krug Merseburg, 
Mitglied der Leibniz-Sozietät) 

- Technologie und mögliche Auswirkungen 
auf die Gestaltung der Ingenieurausbildung 
(Prof. Dr. Wolfgang Fratzscher Halle, Mit-
glied der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie der Wissenschaften). 

Im Anschluss an die Vorträge und die sich daran 
jeweils anschließende intensive Diskussion in-
formierte Professor Dr. Gerhard Öhlmann (Ber-
lin, Mitglied der Leibniz-Sozietät) über Projekt-
vorschläge und Initiativen zur Weiterentwick-
lung der Allgemeinen Technologie, u. a. eine im 
Jahre 2004 in Karlsruhe stattfindende wissen-
schaftliche Veranstaltung zu Stand und Ent-
wicklungsproblemen der Allgemeinen Techno-
logie. Es wurde beschlossen, eine Gruppe unter 
Leitung von Ernst Otto Reher zu bilden, die die 

Vorschläge in ein realistisches und realisierbares 
Arbeitsprogramm umsetzen soll. 

Fazit ist, dass das Symposium mit seinen 
interessanten Vorträgen und fruchtbaren Dis-
kussionen einen gelungenen Auftakt der Be-
schäftigung mit Fragen der Allgemeinen Tech-
nologie innerhalb der Leibniz-Sozietät darstell-
te. Nähere Informationen zu den Vorträgen und 
den Referenten sind im Internet unter 
http://www.leibniz-sozietaet.de verfügbar. Es 
ist vorgesehen, die Beiträge des Symposiums 
in den Sitzungsberichten der Leibniz-Sozietät 
zu publizieren. 

 
« 

 
Rationalität heute – Vorstellun-
gen, Wandlungen, Herausfor-
derungen 
Ustro , Polen, 24. - 25. September 2001 

Konferenzbericht von Gerhard Zecha, Insti-
tut für Philosophie der Universität Salzburg 

Die Vielfalt der Arten, Aspekte und Perspek-
tiven von Rationalität kann ein wenig durch die 
folgenden Begriffe umrissen werden: Gesell-
schaftliche Rationalität, individuelle, kollektive, 
technische Rationalität, philosophische, meta-
physische, wissenschaftliche, ökonomische, 
ökologische, kritische Rationalität, empirische, 
normative, relationale, prozedurale, reflexive, 
diskursive Rationalität, europäische, chinesi-
sche, postmoderne, aufgeklärte, instrumentelle 
Rationalität, verantwortete Rationalität, Zweck-
Mittel- Rationalität, formale Rationalität, ratio-
nal vs. irrational vs. non-rational; rational vs. 
rationalistisch. Diese Liste ist nicht vollständig, 
aber sie zählt doch etliche der Ausdrücke auf, 
deren Bedeutung, Wandel und Herausforderun-
gen auf einer internationalen philosophischen 
Konferenz vom 24. bis 25. September 2001 in 
���	
 ���

������������	����	���� 

Das Institut für Philosophie der Schlesi-
schen Universität Katowice (Polen) hat in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut für Technikfol-
genabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des 
Forschungszentrums Karlsruhe (FZK) diese 
Konferenz mit dem Ziel organisiert, die Viel-
falt von Rationalitätskonzepten vor allem in 
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Philosophie, Wissenschaft und Technik darzu-
stellen, deren Probleme, Anwendungsmöglich-
keiten und daraus folgende Herausforderungen 
aufzuweisen und in kritischer Diskussion zu 
erörtern. Professor Dr. Andrzej Kiepas, Direk-
tor des Instituts für Philosophie der Schlesi-
schen Universität, hatte gemeinsam mit Dr. 
habil. Andrzej Noras ein Konferenzprogramm 
ausgearbeitet, das systematische wie histori-
sche, deskriptive wie normative sowie wissen-
schaftliche und gesellschaftliche Bezüge auf-
wies. 

Am Beginn der Konferenz stand die Ple-
narsitzung „Heutige Grundfragen der Ratio-
nalität“, die mit dem Vortrag „Rationale Ge-
staltbarkeit von Technik oder blinde Evolu-
tion?“ von Professor Dr. Armin Grunwald (I-
TAS Karlsruhe) eröffnet wurde. Mit klaren Beg-
riffsdifferenzierungen von „Teilnehmer” vs. 
„Beobachter” von Gestaltungsprozessen, von ex 
ante- vs. ex post-Perspektiven bot er eine sorg-
fältige Analyse, die zur Herausarbeitung der 
wesentlichen Elemente rationaler Gestaltbarkeit 
führte, nämlich Relationalität, Prozeduralität 
und Reflexivität. Die Gestaltbarkeit der Technik 
durch die Gesellschaft ist auf rationalem Wege 
möglich, muss aber einen Komplex von Normen 
und Wertgesichtspunkten berücksichtigen, um 
nicht in einen blinden Relativismus oder in 
zweckfremden Diskurs abzugleiten. Gotthard 
Bechmann (ITAS, Karlsruhe) sprach zum The-
ma „Globalisierung, kulturelle Vielfalt und ge-
sellschaftliche Rationalität“, wobei er zunächst 
die Fragwürdigkeit des Rationalitätsbegriffes 
heute betonte, diese aber mit einer scharfen Dif-
ferenzierung dieses Begriffes nach Max Weber 
und Jürgen Habermas zu überwinden versuchte. 
Das Ergebnis dieser Analyse zeigte vor allem 
Probleme dieser Ansätze auf, deren Kernpunkt 
er in der totalen Relativierung von Rationalität 
und Rationalitätsverantwortung sah. Professor 
Dr. Gerhard Zecha (Universität Salzburg) kon-
zentrierte sich in seinem Beitrag „Das Grund-
prinzip rationaler Kritik: Aus Fehlern lernen“ 
auf die methodischen Schritte des Kritisierens 
nach dem Falsifikationsbegriff des Kritischen 
Rationalismus (Karl Popper), die insofern kri-
tisch rational genannt werden können, als Kri-
tikobjekt, Kritikinstrument, dessen Begründung 
mit abschließender Bewertung in fairer Berück-
sichtigung des Sachkontextes klar formuliert 
und überprüfbar sein müssen. 

Nach diesen grundsätzlichen Erwägungen 
von gesellschaftlicher, diskursiver und methodo-
logischer Rationalität erläuterte Professor Dr. 
Siegfried Wollgast (Dresden) aus historischer 
Sicht den „Wandel von Rationalitätsvorstellun-
gen vom 17. bis zum 20. Jahrhundert“. In einem 
kühnen Überblick über die Geistesgeschichte 
Europas wandte er sich vor allem gegen die 
Dichotomie „Rationalität – Irrationalität”, indem 
er an deren Stelle die Trias „Glaube – Liebe – 
Hoffnung” stellte. Der Aufweis der Vielschich-
tigkeit dieser Ausdrücke, in der Aufklärungsbe-
wegung oft falsch verstanden oder abhanden 
gekommen, führte ihn nicht nur zur These „Die 
Aufklärung ist ihre eigene Negation!“, sondern 
auch zur Empfehlung, im Umgang mit der Rati-
onalität einen Mittelweg zwischen der superbia 
intellectus und des sacrificium intellectus zu 
suchen (d. h. einen Mittelweg zwischen Über-
schätzung und Unterschätzung der Vernunft). 
Dr. Otto Neumaier (Universität Salzburg) griff 
in seinem Referat „Aufgeklärte Aufklärung“ auf 
Immanuel Kant zurück, um dann über die Ge-
sellschaftsanalyse der Denker der Kritischen 
Theorie der Frankfurter Schule zur Aufklärung 
in unserer Zeit überzugehen. Dabei war er be-
müht, über den Bereich philosophischer und 
wissenschaftlicher Rationalität hinaus die Gren-
zen der Vernunft heute aufzuzeigen, wozu er 
illustrative Beispiele aus der Anthropologie, der 
Kunst und dem aktuellen Zeitgeschehen brachte. 
Im Bewusstsein dieser Grenzen soll aufgeklärte 
Rationalität nicht einer utopischen „Wieder-
Verzauberung der Welt“, sondern durch Er-
kenntnisfortschritt dem friedlichen Zusammen-
leben der Menschen dienen. 

Nach der Besprechung der Grundfragen 
der Rationalität heute wurde die Thematik de-
tailliert in mehreren Sektionen weiter behan-
delt. Es ist hier nicht möglich, auch nur in Kür-
ze die wichtigsten inhaltlichen Ergebnisse der 
zum Teil auf hohem Niveau stehenden Vorträ-
ge und Diskussionen zu beschreiben. Zur Il-
lustration seien lediglich einige Beispiele aus 
dem umfänglichen Angebot ausgewählt. 

In der Sektion I „Rationalität – Tradition 
und heutige Probleme“ (Leitung: Professor Dr. 
Armin Grunwald und Gotthard Bechmann) er-
läuterte Professor Dr. Gerhard Banse (ITAS, 
Karlsruhe) zunächst den rationalen „Umgang 
mit Ungewissheit“, während Professor Dr. 
Andrzej Kiepas (Schlesische Universität Kato-
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wice) den Zusammenhang von „Rationalität und 
Verantwortung von Wissenschaft und Technik 
in der Zeit der Globalisierung“ erläuterte. Dabei 
betonte er, dass mit der schnellen technischen 
Entwicklung auch die moralischen Probleme in 
der Gesellschaft zunehmen. Die Rolle der tech-
nologischen Rationalität erstreckt sich vor allem 
auf die neuen Funktionsweisen der Technik und 
auf die Finalisierung der Wissenschaft. Daraus 
ergeben sich nicht nur Forderungen nach mehr 
Sensibilität, Toleranz und Offenheit, sondern 
auch nach einer Kontrolle der Technologie in 
der Gesellschaft durch eine „partizipative Tech-
nikfolgenabschätzung“. Neben diesen aktuellen 
Problemen wurden auch historische Entwick-
lungen und Standpunkte in einem sehr breiten 
Spektrum dargeboten. Dr. Dariusz Olesi ��� 
(Universität Katowice) setzte sich mit antiker 
Rationalität bei Platon, Aristoteles und Plotin 
auseinander, während Mag. Piotr Warych (Uni-
��	������ �
��� �� �����������	� ����
��
����� ���
Vergleich zur westlichen nachspürte, Dr. habil. 
Andrzej Noras Rationalität in der Philosophie 
Husserls skizzierte und Professor Dr. B Andrze-
�������������	�������
��� �������������������o-
nalitätsmodell Ernst Cassirers auseinandersetzte. 
Aber auch neueste Phänomene wurden auf Rati-
onalität hin untersucht. Dr. ��� ��� urowska-
Krakowska (Universität Lublin) diskutierte bei-
spielsweise die Frage, ob der Postmodernismus 
eine neue Form von Rationalität sei. 

In der Sektion II „Rationalität – norma-
tive Grundlagen und epistemologische As-
pekte“ (Leitung Professor Dr. Gerhard Banse 
und Professor Dr. Gerhard Zecha) wurden zu-
nächst die erkenntnis- und werttheoretischen 
Bedingungen rationaler Erkenntnis ausgelotet. 
Professor Dr. Lech Ostasz (Universität Olsztyn) 
präzisierte den Intentionalitätsbegriff, der für 
viele Rationalitätsbegriffe wesentlich ist, durch 
eine vierfache Differenzierung. Doz. Dr. Hein-
rich Ganthaler (Universität Salzburg) gab eine 
eingeschränkt bejahende Antwort auf die Frage 
„Sind moralische Sätze rational begründbar?“. 
Dr. Manthias Gutmann (Universität Marburg) 
gab eine vielschichtige Deutung hermeneuti-
scher Rationalität, die nicht nur den hermeneuti-
schen Zirkel umfasst, sondern auch mehrere 
Zwischenstufen in der Zweck-Mittel-Rationali-
tät unterscheidet. Das letzte Zitat in seinem Re-
ferat: „Was könnte der Mensch besser begreifen 
als das, was er selbst geschaffen hat?“ wurde in 

der Diskussion freilich nicht ohne Widerrede 
hingenommen. Mit seinem wissenschaftstheore-
tischen Beitrag „Die Grenzen der Rationalität in 
der Wissenschaft – Schweigegebiete („tacit 
areas“) der intellektuellen Tradition“ ging Dr. 
Marek Perek (PH Cz ��
��
������������� ����	�
wenig beachtete Art von paradigmatischer Rati-
onalität für die Forschung ein und deutete pas-
sende Anwendungsbeispiele aus der Geschichte 
der Wissenschaften an. Dr. W. Czajkowski 
(Technische Universität Gliwice) untersuchte 
die Beziehungen zwischen „Individueller und 
kollektiver Rationalität“, während Dr. Gabriela 
Besler (Universität Katowice) aus aristotelisch-
thomistischer Sicht die Grundlagen metaphysi-
scher Rationalität darstellte. Dass diese heute 
eher antiquiert erscheinenden metaphysischen 
Betrachtungen aber zeitlos relevant und an-
wendbar sind, zeigte sich in den Diskussionen 
zu den abschließenden Referaten, in denen un-
terschiedliche Rationalitätsmodelle auf ökono-
mische bzw. ökologische Probleme angewandt 
wurden. Mgr. Monika Beköova und Doz. Dr. 
Pavel Fobel (Universität Banská Bystrica) be-
schrieben den Homo oeconomicus aus der Sicht 
mehrerer Kulturtypen, womit sie versuchten, 
dem klassischen Prinzip ökonomischer Rationa-
lität der Nutzenmaximierung für das Individuum 
die These entgegenzustellen, dass ein Mensch, 
der gezwungen ist, gegen seine inneren Werte 
zu entscheiden, nicht rational entscheiden wird. 
Demnach spielen die Werte der Kultur, Traditi-
on und Weltanschauung eine nachhaltige Rolle 
bei der Anwendung ethischer Rationalität auf 
wirtschaftliche Entscheidungen. Schließlich 
führte Mag. Piotr Nowak� ������	������ �
��� ��
vor, dass in Verbindung mit den bedrohten Ar-
ten in der Natur die Vernunft besonders gefor-
dert sei. Mit mannigfachen Beispielen unter-
strich er die Aufgabe, unseren Planeten durch 
ökologische Rationalität zu retten. Dass ein 
solches Anliegen nicht nur auf Konferenzen 
diskutiert wird, sondern auch ins Bewußtsein 
breiter Bevölkerungsschichten gelangen kann, 
zeigte Dr. Käthe Friedrich (Brandenburgische 
Technische Universität Cottbus) in ihrem Bei-
trag „Menschenbild und Multimedia“. In einem 
umfassenden Problemaufriss stellte sie die 
Mannigfaltigkeit der modernen Medien und 
ihrer Einflüsse dar und entwickelt daraus in 
systematischen Schritten vier Gebiete neuartiger 
Medienrationalität, die sich vor allem auf Me-
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dienkunde, Mediennutzung, Medienkritik und 
Mediengestaltung erstreckt. Die Forderung nach 
Einführung eines neuen Unterrichtsfaches in 
vielen Bildungsinstitutionen, das diese wichti-
gen Gebiete abdecken soll, ergab sich in der 
Diskussion zwangsläufig. 

Bei all diesen Varianten von Rationalität 
und Rationalitätsvorstellungen, ihren Wandlun-
gen und Herausforderungen ist es für Wissen-
schaftler und Philosophen letztlich doch ent-
scheidend, sich auf die wesentlichen, gemein-
samen Charakteristika zu besinnen. Daher sei 
am Ende des Berichts noch besonders das Ple-
��		���	����
���	
����
	�!	��"���#���$��������
(Universität Katowice) hervorgehoben, der sich 
die Frage stellte: „Wozu Rationalität?“. Er legte 
eine klare Begriffsbestimmung vor, nach der 
Rationalität auf dem Kausalprinzip beruhe und 
folgende Merkmale aufweise: Sinnfälligkeit, 
Zweckmäßigkeit, Rentabilität sowie Vorhersag-
barkeit. Im Hinblick auf das Ziel der Mensch-
heit, das fundamental sei und jedes andere Ziel 
erst rational begründbar mache, kritisierte er [zu 
Recht!] das globale Ziel unserer Zeit „Sich be-
reichern und überleben!“, mit dem das Haben 
vor das Sein gestellt werde. Er forderte die An-
erkennung des Guten, die alle Formen von Rati-
onalität zu echter Vernünftigkeit emporhebe und 
der rationalisierenden Relativität entgegenwirke. 

Nach dieser intensiven und anregenden 
Orientierung im Bereich der Rationalität wird 
von den Organisatoren daran gedacht, eine 
jährliche Rationalitätskonferenz mit wechseln-
den Schwerpunkten zu organisieren. Für den 
Herbst 2003 wird der Themenkreis „Rationali-
tät und Ethik“ ins Auge gefasst. Nähere Infor-
mationen sind zu erhalten am Institut für Philo-
sophie, Schlesische Universität, PL 40 007 
Katowice; E-Mail: noras@saba.wns.us.edu.pl 

 
» 

 

NRW im Dickicht der Nachhal-
tigkeits-Indikatoren. Wie misst 
man Nachhaltigkeit? 
Köln, 7. September 2001 

Tagungsbericht von Volker Stelzer, ITAS 

Der Workshop „NRW im Dickicht der Nachhal-
tigkeits-Indikatoren. Wie misst man Nachhaltig-
kei?“ fand am 07. September 2001 an der Uni-
versität Köln statt. Anlass war der gemeinsame 
Wunsch unterschiedlicher Organisationen und 
Personen, die sich wissenschaftlich und prak-
tisch mit dem Thema Nachhaltigkeitsindikatoren 
beschäftigen, nach einem breiten Austausch 
über die Stärken und Schwächen der von ihnen 
entwickelten unterschiedlichen Ansätze zur 
Indikatorenbildung. Zu diesem Zweck hatten Sie 
zu dem Workshop knapp 80 Experten aus Wis-
senschaft und Praxis eingeladen, mit denen die 
Indikatorenansätze diskutiert wurden. 

Eingeleitet wurde die Diskussion durch 
mehrere allgemeine Statements zu Funktion, 
Stellung und Bedeutung von Nachhaltigkeits-
indikatoren. Folgende Indikatorenansätze wur-
den diskutiert: 

In dem Projekt „Zukunftsfähige Kommu-
ne – Wettbewerb und Kampagne zur Unterstüt-
zung der lokalen Agenda 21“ der Deutschen 
Umwelthilfe testen 20 Pilotkommunen die in 
vier Leitkategorien eingeteilten 38 Hauptindi-
katoren, die um 14 optionale Indikatoren er-
gänzt werden können. Der Startschuss zur 
Datenerhebung fiel am 13. September 2001 
und soll im März 2002 abgeschlossen werden. 

Bei dem Projekt „Indikatoren für eine 
nachhaltige Entwicklung in NRW“ stellt das 
Land NRW den Kommunen ein Set von Basis-
indikatoren zur Verfügung. Diese Indikatoren 
werden in einer Pilotphase von Kommunen in 
NRW auf ihre Alltagstauglichkeit getestet. Die 
28 Indikatoren kommen aus den Bereichen 
„Energie“, „Soziale Stadt“, „Stadtentwicklung 
und Ressourcen“ und „Stoffströme“, wobei 
jeweils generelle Indikatoren um einige ergän-
zende Indikatoren erweitert werden. Nach der 
zweijährigen Pilotphase sollen diese Indikato-
ren überprüft und bei Bedarf abgeändert oder 
ergänzt werden. 

Das Indikatorensystem des Sonderfor-
schungsbereiches SFB 419 „Umweltprobleme 
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eines industriellen Ballungsraums: Naturwis-
senschaftliche Lösungsansätze und sozialwis-
senschaftliche Implikationen“ an der Universi-
tät zu Köln hat, ausgehend von der häufig ver-
wendet Einteilung der Nachhaltigkeitsproble-
matik in die drei Dimensionen Ökonomie, So-
ziales und Ökologie, zehn Themen ausgearbei-
tet, die von besonderer Bedeutung für die 
Nachhaltigkeit in NRW sein sollen. Während 
die ökonomische und die ökologische Dimen-
sion mit nahezu gleich vielen Themen vertreten 
sind, wird die soziale Dimension mit nur einem 
Themenfeld dargestellt. Den zehn Themenfel-
dern wurden insgesamt 28 Indikatoren zuge-
ordnet, durch die die Nachhaltigkeit der jewei-
ligen Kommune in dem Themenfeld ermittelt 
wurde. Durch die Normierung der Skalen und 
die Bildung von Summenindices wurden Werte 
ermittelt, mit deren Hilfe die zwanzig beteilig-
ten Regionen in Nachhaltigkeitsklassen zu-
sammengefasst wurden. Charakteristika der 
einzelnen Regionen wurden u. a. mit Hilfe von 
Spinnendiagrammen dargestellt. 

In der Kooperativen Indikatorenentwick-
lung im Märkischen Kreis wurden die Indikato-
ren von den Aktiven der Modellregion in sechs 
Handlungsfeldern erstellt. Für diese Hand-
lungsfelder, wie z. B. regionale Vermarktung 
oder Verkehr, wurden Ziele aufgestellt, für die 
in einem weiteren Schritt Indikatoren vorge-
schlagen wurden. Iterativ wurden diese Indika-
toren reduziert, bis für jedes der Handlungsfel-
der ein Indikator übrig blieb. Auswahlkriterien 
für die Indikatoren waren Verständlichkeit, 
Datenverfügbarkeit und Beeinflussbarkeit. 

Neben diesen vier Indikatorensystemen 
wurden von Beteiligten als Diskussionsbeiträge 
auch Beispiele aus anderen Indikatorensysteme 
angeführt. 

Die Tagungsdokumentation ist erschie-
nen in der Reihe Forschungsberichte aus dem 
SFB 419 der Universität zu Köln und kann 
unter http://www.uni-koeln.de/sfb419/ herun-
tergeladen werden. 

 
» 

 

Internationaler Workshop 
„Ethik und Informationsgesell-
schaft“ 
Banská Bystrica, Slowakische Republik, 19. 
April 2001 

Bericht von Daniela Fobelova und Monika 
Beköova, Matej Bel-Universität, Banská 
Bystrica 

„Das 21. Jahrhundert wird ethisch sein oder es 
wird kein Jahrhundert mehr geben.“ (Gilles 
Lipovetsky) 

Diese Prognose bezieht die ethische Diskussion 
auf neue Sphären und Bereiche: Bioethik, hu-
man orientiertes Verhalten ökonomischer Ak-
teure, Umweltschutz, Ethik der Informations-
gesellschaft usw. Die (Über-)Lebensfähigkeit 
(und damit auch das Risiko) der Ethik wird 
durch das Reflektieren neuer Probleme und 
damit auch durch das Verschwinden von der 
„guten alten Moral“ geprägt. 

Ethik wird traditionell als philosophische 
Disziplin verstanden, die in die Sphäre der 
Philosophie gehört, die praktische Philosophie 
genannt wird. Diese Bezeichnung kommt ihr 
deswegen zu, weil zu ihren wichtigsten Aufga-
ben nicht (vorrangig) die theoretische Reflexi-
on, sondern die Suche nach Antworten auf 
praktische Fragen unseres Lebens gehört. Phi-
losophisch-ethische Forschung hätte keinen 
Sinn, wenn sie kein praxisbezogenes Denken 
wäre. Sie wäre lediglich sinnloses Moralisie-
ren, wenn sich nicht gezeigt hätte, dass bzw. 
wie moralische Normen das Entscheiden und 
Handeln von Menschen beeinflussen. Die öf-
fentliche Meinung, die einen untrennbaren Teil 
des gesellschaftlichen Lebens darstellt, ist auch 
mit Moral verbunden, und diese ist oftmals 
wirksamer als Gesetze. Heute spricht man von 
Ethik auch im Zusammenhang mit der Anwen-
dung der Moral in spezifischen Bereichen der 
gesellschaftlichen Praxis. Zu den Aufgaben 
dieser angewandten Ethik gehört auch die stän-
dige Bereicherung der Praxis einzelner Berei-
che durch ethische Begriffe, Werte und auch 
praktisch-ethische Empfehlungen. 

Vor diesem konzeptionellen Hintergrund 
hat am 19. April 2001 unter Leitung des Lehr-
stuhls Ethik und Ästhetik der Matej-Bel-Uni-
versität Banská Bystrica (Slowakische Repu-
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blik) der internationale Workshop „Ethik und 
Informationsgesellschaft“ stattgefunden. Die 
Internationalität zeigte sich bereits in den drei 
den Workshop veranstaltenden Institutionen: 
Lehrstuhl Ethik und Ästhetik der Matej-Bel-
Universität (Doc. PhDr. Pavel Fobel, CSc), 
Institut für Philosophie der Schlesischen Uni-
versität Katowice, Polen (Professor Dr. habil. 
Andrzej Kiepas) und Institut für Technikfol-
genabschätzung und Systemanalyse des For-
schungszentrums Karlsruhe, BRD (Professor 
Dr. Gerhard Banse). Ziel des Workshops war, 
moralische Dilemmata und Probleme zu identi-
fizieren und zu interpretieren, die vorrangig mit 
der Reform der Öffentlichen Verwaltung und 
mit der Vorbereitung des Beitritts der Slowakei 
zu den europäischen Strukturen zusammenhän-
gen. Die Teilnehmer aus Deutschland, aus Po-
len und aus der Slowakei haben sich im wis-
senschaftlichen Dialog so einem aktuellen 
Thema der Gegenwart zugewandt. 

Inhaltlich hat der Workshop sowohl zur 
Vertiefung wie auch zur Veranschaulichung 
insbesondere von zwei Einsichten beigetragen. 
Einerseits haben die vielfältigen individuellen 
und gesellschaftlichen Wirkungen der auf In-
formations- und Kommunikationstechnologien 
basierenden Modernisierung, das Tempo, die 
Tiefe und die Reichweite damit verbundener 
möglicher Veränderungen in eine Situation 
geführt, in der nicht mehr nur auf bekannte 
Verhaltens- und Entscheidungsmuster zurück-
gegriffen werden kann. Hier muss ethische 
Reflexion einsetzen, d.h. das Nachdenken da-
rüber, worin die Folgen des Handelns für ande-
re und den Handelnden selbst bestehen könnten 
und welche dieser Folgen „gewollt“ sein soll-
ten. Andererseits zeigte sich, dass das Verwei-
sen allein auf Ethik – und damit zumeist auf 
mehr Verantwortung – nicht ausreicht, denn es 
ist auch die weitergehende Frage nach der Ge-
staltung der Informations- und Kommunikati-
onstechnologien generell zu stellen. Ziel dieser 
Steuerungsbemühungen muss es sein, den Pro-
zess so zu gestalten, dass die Entwicklung und 
der Einsatz von Technik dem sozialen und dem 
kulturellen Fortschritt dienen, d.h. zur allge-
meinen Verbesserung der Lebensbedingungen 
auf der Erde beitragen. 

Der Workshop gliederte sich inhaltlich in 
drei Teile. Im ersten Teil wurde durch den Bei-
trag „Ethische Dilemmata und die Moderni-

sierung in der Slowakei“ von Pavel Fobel ein 
Überblick über die Gesamtthematik des 
Workshops gegeben. Sein Ausgangspunkt war, 
dass die Slowakei sowohl den Trend der sich 
globalisierenden Gesellschaft als auch die 
Trends im Bereich der Informationstechnik (IT) 
gesellschaftlich positiv erfasst: „Das Gesetz über 
den Zugang zu Informationen wurde ratifiziert, 
das Gesetz über elektronische Signaturen und 
das Projekt des massenhaften Zugangs zum 
Internet an den Schulen werden vorbereitet.“ 
Allerdings fehlen – so wurde ausgeführt – so-
wohl Verantwortungsmechanismen sowie Sys-
tem- und Konzeptionslösungen als auch die 
Koordinierung und das Monitoring der Prozes-
se, die den Transformationseffekt in Richtung 
Informationsgesellschaft abschwächen. Damit 
die Bürger die Vorteile der Informationsgesell-
schaft im Zusammenhang mit ihren alltäglichen 
Möglichkeiten annehmen und ihr Vertrauen in 
die IT steigt, sei die Zuverlässigkeit der Infor-
mationsnetze auszubauen – vor allem hinsicht-
lich der Bedingungen für Sicherheit, Diskretion 
und Schutz der Daten, des Rechts auf Mei-
nungsfreiheit im Zusammenhang mit den Infor-
mationsdiensten, der ethischen Verantwortung 
für Inhalt und Qualität der Informationen, der 
Sicherung der Urheberrechte und der Eliminie-
rung unangemessener Praktiken. Gegenwärtige 
Initiativen bei der Reform der Öffentlichen 
Verwaltung seien auch daran zu orientieren, 
dass dadurch ein höheres ethisches Niveau gesi-
chert wird. In diesem Zusammenhang werde 
über die Gestaltung einer „ethischen Infrastruk-
tur“ diskutiert – ethisches Handeln und Verhal-
ten von Angestellten, ethische Kodices, Om-
budsman bzw. die Bildung unabhängiger ethi-
scher Koordinationsorgane, Transparenz von 
Verwaltungsabläufen und Verhinderung von 
Korruption, spezifische professionelle Ethiken, 
ethische Regimes, Definition allgemeiner Werte 
und Normen sowie internationaler Standards, 
aber auch solcher Begriffe wie z. B. unrechte, 
unethische oder unangemessene Handlungen. 

Der zweite Teil des Workshops umfasste 
Beiträge zu den zwei Schwerpunkten „Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien in 
der Öffentlichen Verwaltung“ sowie „Ethik 
und Informationstechnik“. Der erste Schwer-
punkt wurde von Gerhard Banse mit „Electro-
nic governance und electronic government“ 
eingeleitet. Er ging in seinem Beitrag vor allem 
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auf den Zusammenhang von Strukturreform im 
öffentlichen Sektor (Politik und Verwaltung) 
und dem zunehmenden Einsatz von IT ein, die 
u. a. mit den Stichworten electronic governance, 
electronic government oder electronic democra-
cy verbunden sind. „Unter dem Begriff Electro-
nic Governance (e-governance) wird eine neue 
Phase des Einsatzes von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) zur Re-
strukturierung des politischen Systems verstan-
den. Diese Restrukturierung erfasst alle Berei-
che, Funktionen und Entscheidungsprozeduren 
des politischen Systems, von der Legitimation 
der Rahmenbedingungen für gesellschaftlich 
bindende Entscheidungen durch die Politik (vor 
allem in Form von Gesetzen) bis zum Fällen 
dieser Entscheidungen durch die Verwaltung, 
wobei das „Publikum“ zunehmend einbezogen 
ist (öffentliche Meinung; Massenmedien).“ Von 
der computervermittelten Netzkommunikation 
werde ein besonderes demokratiepolitisches 
Potenzial erwartet, da sie geringe Transformati-
onskosten, eine hohe Informationsdichte sowie 
ein großes Maß an Interaktivität in Aussicht 
stelle. Mit dem Begriff Electronic Government 
(e-government) werde – eingegrenzt – in erster 
Linie nur der Einsatz von IKT im Bereich der 
Regierung und der öffentlichen Verwaltung 
bezeichnet. Zahlreichen Überlegungen in dieser 
Richtung sei die Hoffnung gemeinsam, dass mit 
einer zügigen Verbreitung und Nutzung der IKT 
eine Reaktivierung des politischen Bürgers 
möglich wird und so die Legitimität des politi-
schen Systems insgesamt gestärkt werde. Die 
Frage, welche wirtschaftlichen, politischen oder 
soziokulturellen Rahmenbedingungen die mög-
liche Variabilität der IKT entweder zur Entfal-
tung bringen oder einschränken können, werde 
zumeist nicht gestellt. Als „Leitbilder“ des Ein-
satzes von IKT in der Öffentlichen Verwaltung, 
die auf komplexe Fragestellungen verweisen, 
könne man, so Banse, Interaktivität, Bürgernähe 
und Kosteneinsparung sowie räumliche und 
zeitliche Dekonzentration benennen. 

Erfahrungen aus der Praxis der Öffentli-
chen Verwaltung vermittelte Jozef Salay (Land-
ratsamt Banská Bystrica). Er machte auf den 
Fakt aufmerksam, dass für die Reform der Öf-
fentliche Verwaltung (die in der Slowakei be-
reits im Jahr 1990 begann!) charakteristisch sei, 
dass politische Entscheidungen in diesem Be-
reich zumeist ohne eine fachliche Analyse und 

Bewertung der bisherigen Öffentlichen Verwal-
tung erfolgten und mehr in einen Streit um die 
zukünftige Verwaltungsanordnung (Anzahl der 
lokalen und Bezirks-Ämter, höhere Territorial-
gliederung u. ä.) abgeglitten sei. Ausländische 
Erfahrungen zeigten, dass eine Reform der Öf-
fentlichen Verwaltung nicht nur die Übertra-
gung von Kompetenzen, sondern auch die Ges-
taltung einer weiteren Stufe der Selbstverwal-
tung sowie die Ermöglichung des uneinge-
schränkten Zugangs zu Informationen beinhalte. 

Einem anderen Bereich gesellschaftlicher 
Praxis waren die Überlegungen von Jana Nova 
(Kanzlerin des Rektors der Matej-Bel-
Universität) gewidmet. Unter dem Thema 
„Formierung der Universitätskultur (Unter-
nehmenskultur) durch die Gestaltung eines aus 
dem Internet zugänglichen Informationssys-
tems der Universität“ informierte sie die Work-
shopteilnehmer über das an der Matej-Bel-
Universität eingeführte Informationssystem. 
Mittels der Implementation dieses Informati-
onssystems beginne die Verschiebung der Kul-
tur an der Universität zu Werten, die typisch 
für moderne demokratische Bildungsinstitutio-
nen sind, wie individuelle Freiheit, Pluralität, 
Selbstregulation, Konsensorientierung, Infor-
miertheit und Offenheit. 

Der zweite Schwerpunkt wurde von Andr-
zej Kiepas mit „Subjektivität und Verantwor-
tung des Menschen aus der Perspektive der In-
formationsgesellschaft“ eingeleitet. Einerseits 
ging er auf Probleme der Subjektivität des Men-
schen ein, die mit der Entwicklung der Informa-
tionstechnologien und der Perspektive der sog. 
Informationsgesellschaft verbunden sind. Ande-
rerseits analysierte er den Zusammenhang von 
Verantwortungsübernahme und „Unübersicht-
lichkeit“, die sowohl menschliche Intentionen 
und Motivationen als auch die Folgen seiner 
Handlungen betreffen. 	�
����
�������� (Insti-
tut für Philosophie der Schlesischen Universität 
Katowice) akzentuierte unter „Ethik der Infor-
mationsübermittlung“ vor allem, dass die Men-
ge der Informationen am Ende des 20. Jahrhun-
derts um 2¹º mal größer war als an seinem An-
fang. „Aber nicht alle Informationen ... brauchen 
wir.“ Deshalb stehe die Menschheit vor der 
Frage: Wie viel Wissen braucht ein Mensch und 
welches Wissen soll man ihm liefern? Da das 
Sollen eine ethische Kategorie sei, gehe es um 
ein ethisches Problem, nämlich das des Zugangs 
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zu und der Auswahl von Informationen. Es gehe 
aber auch um das Kriterium der Informations-
verbreitung, was mehr ein politisches denn ein 
ethisches Kriterium sei: Bislang wurde Wissen 
durch politische Machthaber beherrscht und 
monopolisiert (denn Macht verlange Wissen und 
Wissen ermögliche Macht). Erforderlich seien 
jedoch demokratische Lösungen. Ausgangs-
punkt der Überlegungen von Daniela Fobelová 
(Lehrstuhl Ethik und Ästhetik der Matej-Bel-
Universität Banská Bystrica) zum Thema „In-
formationen und ihre ethische Dimension in der 
Beziehung zum Menschen“ war der Gedanke 
des Futurologen Alvin Toffler, dass es zu einem 
Übergang von einem allgemeinen Standard zur 
Individualisierung, vom Universalismus zur 
Spezialisierung, von der territorialbezogenen 
Konzentration sozialer Aktivitäten zur Vertei-
lung über das ganze Territorium und von der 
Machtkonzentration zur Machtdekonzentration 
komme (vgl. Toffler 1987). Diese gesellschaftli-
chen Wandlungen würden mittels Informationen 
realisiert werden, worunter neue wissenschaftli-
che Erkenntnisse und der davon ausgehende 
Einfluss neuer IT auf das Sozialleben zu verste-
hen seien. Es existiere, so Fobelova, ein großes 
Missverhältnis zwischen der Zahl der nötigen 
Entscheidungen, den zugänglichen Informatio-
nen und der erforderlichen Geschwindigkeit der 
Antworten. Hinzu komme die Tendenz, dass die 
Menschen in der gegenwärtigen Gesellschaft 
nach individueller Identität, Verschiedenheit von 
Anderen und persönlichem Hedonismus streben. 
Diesen Übergang bezeichnet Gilles Lipovetsky 
als „Narzismus“ (vgl. Lipovetsky 1995). Im 
alltäglichen Leben der Menschen heißt Narzis-
mus die Verringerung der individuellen Bemü-
hungen, die für den öffentlichen Bereich ver-
wandt werden, und – komplementär dazu – die 
Stärkung des persönlichen Bereichs. Dieser Typ 
von Hedonismus bedeute nicht, sich in sich 
selbst zu versenken, sondern es ist vor allem die 
Erklärung der Nützlichkeit der Beziehungen 
zwischen den Menschen, die im öffentlichen 
Leben die gleiche Meinung vertreten. Der neue 
Anspruch bestehe in einer Harmonie durch das 
Auftreten neuer ethischer Werte: Vertrauen, 
Herzlichkeit, Offenheit, Nähe, Einzigartigkeit, 
Achtung, Toleranz. Im Allgemeinen könne man 
deshalb von einer Verbesserung der Sittlichkeit 
sprechen. 

Dem Bereich der Medizin und des Ge-
sundheitswesens unter dem Aspekt der IT 
wandte sich Da��
��
 ���� ��� (Lehrstuhl 
Ethik und Ästhetik der Matej-Bel-Universität 
Banská Bystrica) in ihrem Beitrag „Die Bezie-
hung zwischen Arzt und Patient in der Infor-
mationsgesellschaft“ zu. Sie verwies darauf, 
dass große Entdeckungen in der Biomedizin 
traditionelle Maßstäbe des Lebens und des 
Todes erschüttert haben, was sich auch in der 
Relativierung der Regeln der traditionellen 
medizinischen Deontologie widerspiegele. Es 
wachse das Bedürfnis nach der breiteren An-
wendung des wichtigsten ethischen Prinzips – 
dem Prinzip der informierten Zustimmung des 
Patienten sowie die Implementation dieses 
Prinzips in spezielle ethische Kodices, damit 
der Patient nicht zum „passiven Abnehmer des 
Guten“ würde, sondern als autonome Persön-
lichkeit auch über seine Therapie mitentschei-
den könne. 

������
������ (ebenfalls Lehrstuhl Ethik 
und Ästhetik der Matej-Bel-Universität Banská 
Bystrica) betonte in seinem Beitrag „Philoso-
phisch-ethische Ansätze zur Analyse des Inter-
net“, dass die Behauptung, Adornos Idee von 
der moralischen Berücksichtigung des Außer-
gewöhnlichen und Heterogenen stelle den theo-
retischen Grund der postmodernen Ethik dar, 
ein bedeutsamer Meilenstein der gegenwärti-
gen Philosophie sei. Dieser Gedanke werde 
deshalb auch als eine Grundthese für die ethi-
sche Analyse der moralischen Probleme im 
Bereich der Informatik genutzt. Gerade das 
Internet stelle einen Bereich dar, in dem man 
heute frei und unbeschränkt die ungewöhn-
lichsten Individualitäten „treffen“ kann, auch 
extremistische Gruppierungen. Die Frage, ob 
man den Einfluss mancher von ihnen be-
schränken sollte – und wenn ja, in welchem 
Maß (auch unter Berücksichtigung der techno-
logischen Möglichkeiten) –, gehört zu den 
Problemen, die eine tiefere Analyse erfordern. 

Im dritten Teil wurden zum Abschluss 
des Workshops einerseits Beiträge externer 
Teilnehmer präsentiert – Monika Beköová, 
El
��
� �����, ��������
 ����� (alle Slowaki-
sche Republik), Petr Machleidt (Tschechische 
Republik) –, andererseits erfolgte eine allge-
meine Diskussion, in deren Verlauf auch eine 
Reaktion auf die Beiträge und auf Fragen der 
externen Teilnehmer via Internet erfolgte. 
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Der Workshop hat auf die Bedeutung und 
die Aufgaben der Ethik bei der Lösung des 
gestellten Themas aufmerksam gemacht, man-
che wichtigen Phänomene dieses Prozesses 
identifiziert sowie verschiedene Lösungsfor-
men bzw. -richtungen auftretender Probleme in 
Ländern Mittel- und Osteuropas verdeutlicht. 

Anmerkung 

Kurzfassungen der gehaltenen Beiträge und ein 
Einblick in die Diskussion sind im Internet unter 
http://www.fhv.umb.sk/etikaainfospol zugänglich; 
als „Protokoll“ des Workshop ist verfügbar: Fobel, 
P.; Kiepas, A.; Banse, G (eds.): Etika a in�
	��%�&�
�'


%�
� �� (����&� ()��	���� *++,-� ,./� $�0� 1$(2-
Nr. 80-8055-567-2. 
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TAGUNGSANKÜNDIGUNGEN 

Konferenzen/Workshops/Seminare 

Green Week 2002 to examine 
sustainable development 
Brussels, Belgium, April 15 - 19, 2002 

The Environment DG of the European Com-
mission is organising a Green Week with the 
theme of “Changing our ways” in Brussels 
from 15 to 19 April 2002. 

The event, which combines a conference 
and exhibition programme, is being held for the 
second year running. It aims to address the 
issues of how citizens, businesses, policy mak-
ers, young people and other stakeholders can 
help to make the world a more environmentally 
friendly and healthy place to live in. 

During Green Week 2002, participants 
will be able to take part in seminars and work-
shops addressing children’s health and envi-
ronment, sustainable consumption and produc-
tion, the world summit on sustainable devel-
opment and Natura 2002. 

(Source: CORDIS focus) 

For further information, please consult 

Environment DG 
European Commission 
Rue de la Loi 200, B-1049 Brussels, Belgium 
Internet: http://europa.eu.int/environment/greenweek/ 
2001/index.htm 

 
« 

 
1. Tagung 

Innovative Arbeitsgestaltung – 
Zukunft der Arbeit 
Für eine menschengerechte Ar-
beitswelt 
Berlin, 18. - 19. April 2002 

Die Veränderungen in Wirtschaft und Gesell-
schaft stellen das vorhandene Gefüge der Er-
werbsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland 
vor neue Herausforderungen. Die Veränderun-
gen betreffen die Menschen, die sich in diesen 
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veränderlichen Strukturen bewegen und ihre 
eigenen Erwerbsbiografien gestalten sollen, 
aber auch die Betriebsorganisation, die Unter-
nehmenskulturen, die zwischenbetrieblichen 
Beziehungen sowie den Arbeitsmarkt. 

Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung setzt mit seinen bildungs- und for-
schungspolitischen Aktivitäten einen deutli-
chen Schwerpunkt bei der innovativen Gestal-
tung der Arbeitswelt. 

Im Spannungsfeld zwischen Arbeit, Leis-
tungsfähigkeit und sozialer Gerechtigkeit gilt 
es, Lösungswege aufzuzeigen, die entspre-
chend den Bedürfnissen und Interessen von 
Wirtschaft, Gesellschaft und Individuen zu 
einer menschengerechten Gestaltung unserer 
Arbeitwelt beitragen. 

Die erste Tagung „Innovative Arbeitsges-
taltung – Zukunft der Arbeit“ bündelt die bis-
her vorliegenden Erfahrungen. Sie eröffnet 
zugleich die Möglichkeit, neue Impulse in die 
weitere Ausgestaltung des Programms einzu-
bringen. „Arbeit im Unternehmen“ und „Arbeit 
in unserer Gesellschaft“ bilden die beiden 
Brennpunkte, unter denen sich innovative Ges-
taltungsansätze vorstellen und einen breiten 
Dialog ermöglichen. Akteure aus Unterneh-
men, Wissenschaft und Forschung, von Sozial-
partnern und aus Verbänden sind eingeladen, 
ihre verschiedenen Sichtweisen, Erfahrungen 
und Projektergebnisse auszutauschen und aktiv 
an der Gestaltung der Tagung mitzuwirken. 

Nach dem Eröffnungsvortrag von Prof. 
Dr. Ralf Reichwald, TU München („Arbeit und 
Wissen – Neue Formen der Arbeitsgestaltung“) 
und einem Streitgespräch zwischen Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik zu der Frage 
“Innovation und Humanität – ein Widerspruch“ 
ist die Tagung in 14 parallele Foren gegliedert: 

Arbeit in Unternehmen 

Forum 1: Veränderungsprozesse erfolgreich 
managen: Übergänge von alten und neuen Un-
ternehmensstrukturen schaffen. 
Forum 2: Innovation messbar machen: Me-
thoden und Instrumente zur Messung von Er-
folg und Innovation. 
Forum 3: In vernetzten Unternehmensstruktu-
ren arbeiten: Gestaltungsansätze und Auswir-
kungen auf die Arbeit. 

Forum 4: Kreativ, Mutig, Unermüdlich – das 
Kleinunternehmen der Zukunft: Strategien für 
eine wettbewerbsfähige Arbeitsgestaltung. 
Forum 5: Flexibilität als Herausforderungen – 
Arbeit neu gestalten: Neue Arbeitsmodelle und 
Beschäftigungsformen zwischen Flexibilität 
und Sicherheit. 
Forum 6: Ressource „Wissen“ – Impulsgeber 
für die Unternehmensentwicklung: „Wissen“ 
und „Können“ als entscheidender Wettbe-
werbsfaktor. 
Forum 7: Wirtschaftsethik – soziale Verant-
wortung tragen: Sozial ausgewogene Entwick-
lung und Umsetzung von Unternehmenszielen 
und -strategien. 
Forum 8: Konturen entwickeln – Einzigartig-
keit erreichen: Strategien und Nutzen eines 
unverwechselbaren Unternehmensprofils. 

Arbeit in unserer Gesellschaft 

Forum 9: Innovative Arbeitsgestaltung braucht 
neue Multiplikatoren: Kommunikation und 
Erweiterung kreative Angebote der innovativen 
Arbeitsgestaltung. 
Forum 10: Globale Arbeitswelt – regionale 
Lösungen schaffen: Faktoren einer erfolgrei-
chen Arbeitsgestaltung im regionalen Kontext. 
Forum 11: Dynamik und Wertewandel in der 
Arbeitsgesellschaft: Zukunft grundlegender 
Werte unserer Arbeitswelt – Dynamik des 
Wandels. 
Forum 12: Mit Nachhaltigkeit Beschäftigung 
erreichen: Gesellschaftliche Gestaltungsansät-
ze zur Förderung von Beschäftigung. 
Forum 13: Arbeitsforschung in einer moder-
nen Arbeitsgesellschaft: Möglichkeiten und 
Wirkungen von Innovationen für eine zu-
kunftsfähige Arbeitsforschung. 
Forum 14: Vom Industrialismus in eine neue 
Arbeitswelt: Möglichkeiten einer Gestaltung 
einer neuen gesellschaftlichen Ordnung der 
Arbeit. 

Die Einladung zur aktiven Mitgestaltung spie-
gelt sich auch in der Ausgestaltung der Foren 
wider. Der Akzent liegt auf Austausch und 
Diskussion verschiedener Sichtweisen, Erfah-
rungen und Meinungen. Expertenhearings, 
Produktmessen, Talkshows, moderierte Dialo-
ge und Streitgespräche sollen die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer ermuntern, aktiv den 
Dialog und den Transfer zu gestalten. 
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Anmeldung und weitere Informationen 

HDZ/IMA der RWTH Aachen 
Tagungsbüro „Innovative Arbeitsgestaltung“ 
Dennewartstraße 27, 52068 Aachen 
Tel.: +49 (0) 241 / 809 11 - 53 
Fax: +49 (0) 241 / 809 11 - 22 
E-Mail: tagung@hdz-ima.rwth-aachen.de 

Programminformationen 

Internet: http://www.zukunft-der-arbeit-2002.de 

 
« 

 
Fachtagung 

UVP und SUP in der Planungs-
praxis. Die neue Gesetzeslage 
und erste Anwendungsbeispiele 
Trier, 3. - 4. Mai 2002 

Mitte des Jahres 2001 trat das Gesetz zur Um-
setzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der 
IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien 
zum Umweltschutz in Kraft. Hieraus ergeben 
sich neue Anforderungen für alle in Genehmi-
gungsverfahren handelnden und beteiligten 
Akteure. Erheblicher Diskussionsbedarf in der 
UVP-Fachwelt resultiert zudem aus der Verab-
schiedung der Richtlinie zur Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) auf EU-Ebene. 

In zwei sich thematisch ergänzenden Ta-
gungen, die der Deutsche Verband für Ange-
wandte Geographie (DVAG) in Kooperation mit 

- der UVP-Gesellschaft, 
- der Industrie- und Handelskammer Magde-

burg (diese Tagung fand am 22./23. März 
2002 statt) sowie 

- dem Geographischen Institut der Universität 
Trier (3./4. Mai 2002) 

durchführen wird, sollen die neuesten Entwick-
lungen auf dem UVP-Sektor aufgezeigt werden. 

Im Vordergrund stehen Praxisberichte von 
Gutachtern und Behördenvertretern über die 
ersten Erfahrungen mit der neuen Gesetzeslage 
sowie die Entwicklungen in Landesgesetzen 
und untergesetzlichen Regelwerken. 

Die Referate beider Tagungen werden in 
einem Band der Reihe Material zur Angewand-
ten Geographie publiziert. 

Anmeldungen (nur schriftlich!) bitte an 
die unten angegebene Adresse senden. 

Anmeldung und Kontakt 

Deutscher Verband für Angewandte Geographie e.V. 
Meckenheimer Allee 176, 53115 Bonn 
Tel.: 07 00 10 55 55 01 
E-Mail: dvag@uni-bonn.de 

 
» 

 
ECOMM 2002 
European conference on Mobil-
ity Management 2002 
Gent, Belgium, May, 15 - 17, 2002 

Introduction to ECOMM 

The 6th European Conference on Mobility Man-
agement (ECOMM) will take place from May, 
15-17, 2002 in the city of Gent in Belgium. Un-
der the supervision of EPOMM, the European 
Platform on Mobility Management, ECOMM 
has grown into a well-established and highly 
regarded series of annual conferences. Former 
ECOMM’s took place in Amsterdam (the Neth-
erlands), Nottingham (UK), Münster (Ger-
many), Bregenz (Austria) and Rome (Italy). 

Objectives of the Conference 

Mobility management is steering the demand 
side towards more sustainable travel and trans-
port by encouraging changes in the behaviour 
of organisations and individuals. For about a 
decade mobility management has been imple-
mented on national, regional, urban and site 
level in several European states. Reflections on 
the experiences during this decade have made 
clear that social and organisational aspects of 
mobility management are crucial. ECOMM 
2002 will explore best strategies and practices 
to come to effective partnerships and comple-
mentary interaction between the demand and 
supply side. This is a key to success in the field 
of mobility management. The economic and 
educational community and the public trans-
port sector have already demonstrated their 
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ability to act as responsible partners. New part-
nerships with the leisure, shopping, tourist and 
health sector, the freight and logistics sector, 
housing developers, and the public at large, can 
add potent force to achieving a significant 
change in travel behaviour. Other sectors can 
also be of interest for ECOMM 2002 if they 
show interesting aspects in view of a broad 
diffusion of best practice. 

The central theme “Responsible mobility – 
Active partnerships” will be explored on vari-
ous levels and a wide range of best strategies 
and best practices in mobility management will 
be shared with the attendants. 

First of all the conference will identify key 
perspectives, strategies and the social and eco-
nomic framework of the different concerned 
actors. Secondly, the conference will examine 
techniques and tools for effective mobility 

management partnerships. 
The main topics and policy fields and re-

lated “indicative subtopics” are listed in Table 1. 

For further information please contact 

European Platform of Mobility Management 
(EPOMM) 
c/o Eurocities 
asbl 18 Square de Meeûs, B-1050 Brussels 
Tel.: +32 2 552 08 74/5 
Fax: +32 2 552 08 89 
E-Mail: info@epommweb.org 
Internet: http://www.epomm.org/ecomm2002/ 
ecomm2002.html 

 
» 

 

Tab. 1: Topics of Workshops 

Main topics & policy fields (A) Indicative subtopics related to the main topics and policy 
fields in A: (B)I 

A.1 Sustainable cities and towns: best strategies and prac-
tices in local, regional and national mobility management 
policies, based on active partnerships covering different 
sectors 

B.1 Identification of the partners’ profiles as background 
for their current position in the mobility debate 

A.2 The educational community as a demanding partner 
for sustainable transport, traffic safety and health: schools, 
universities, training organisations... 

B.2 Point of view of the different actors on responsible 
mobility: vision on their own role and the role of the other 
involved partners. What are their interests and needs? 
How to cope with diverging and converging views, strate-
gies and interests in a responsible mobility perspective? 

A.3 The leisure, tourist and shopping sectors potential for 
active partnerships in a context of flexible time-use 

B.3 How to create effective and operational partnerships? 
How to start co-operation? How to get people around the 
table: what are effective platforms or forums? Role of 
leadership, pioneers and successful demonstrations. Inte-
gration with local and regional mobility planning 

A.4 Is the economic community (companies, institutions, 
hospitals, administrations...) willing to act as a partner? 
What can they gain from strategies and best practices in 
mobility management? 

B.4 Evaluation of partnership strategies and programmes 
(performance analysis and measurement, benchmarking) 

A.5 The freight/goods transport and logistics sectors po-
tential to push forward intermodal transport through inno-
vative sustainable mobility services 

B.5 Integration and co-operation for responsible partner-
ships through voluntary initiatives, through negotiation (if 
you invest, I do my bit/quid pro quo), through charters, 
covenants... and through legislative, mandatory initiatives 

A.6 The role of the mobility manager and the mobility 
centre as facilitator in creating effective partnerships; 
market opportunities and the need for innovative partner-
ships in chain mobility for passengers and goods (pre-trip 
travel information, on trip guidance, interchanges, new 
products and services) 

 

A.7 Public involvement: the citizen as a partner in trans-
port policy. How to involve the public at large or specific 
target groups (esp. the socially deprived) in mobility man-
agement strategies? 

 

 



���
�����������
�����

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 11. Jg., März 2002 Seite 155 

Klimaschutzkongress NRW – 
Flexible Instrumente der inter-
nationalen Kooperation im 
Klimaschutz 

Düsseldorf, 22. Mai 2002 

Das Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, 
Energie und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen (MWMEV) veranstaltet am 22. Mai 
2002 den Klimaschutzkongress NRW. Ziel des 
Kongresses ist die praxisorientierte Darstellung 
der flexiblen Instrumente der internationalen 
Kooperation im Rahmen des Kyoto-Protokolls 
als Informations- und Entscheidungsbasis für 
die Wirtschaft. Die Unternehmen sollen einer-
seits darüber informiert werden, welche Anfor-
derungen in den nächsten Jahren auf sie zu-
kommen, und andererseits, welche Markt- und 
Entwicklungschancen sich dadurch für sie er-
öffnen. Ebenso sollen die Handlungsmöglich-
keiten der Landesregierung NRW aufgezeigt 
werden, die Wirtschaft in diesem Prozess zu 
begleiten und zu unterstützen. 

Zudem gehen Vertreter aus Wirtschaft und 
Politik auf ihre Sicht der flexiblen Instrumente, 
insbesondere des Emissionshandels, ein. Durch 
die Mitarbeit an drei parallelen Workshops 
können sich die Teilnehmer über die Schwer-
punktthemen „Chancen und Risiken der Wirt-
schaft durch den Emissionshandel“, „Techno-
logieexport durch flexible Instrumente: neue 
Chancen für die Wirtschaft“ und „Unterstüt-
zung der marktorientierten Instrumente durch 
öffentliche Institutionen“ aktiv informieren und 
diese diskutieren. 

Akutelle Updates zum Klimaschutzkon-
gress NRW erhalten Sie unter: 
www.klimaschutzkongress-nrw.de 

Kontakt 

Matthias Ruchser 
Energetic Consulting 
Postfach 30 04 10, 53184 Bonn 
Tel.: +49 (0) 228 / 94 69 49 - 70 
Fax: +49 (0) 228 / 94 69 49 - 76 
Email info@en-consulting.com 
Internet www.en-consulting.com 

» 

TA’02: Technikgestaltung im 
21. Jahrhundert 
Im Spannungsfeld von Markt, Regu-
lierung und Partizipation 

Wien, Österreich, 27. Mai 2002 

Das rege Interesse an der 1. TA-Konferenz in 
Österreich (21.05.2001) und die dort dargestellte 
Vielfalt an Forschungsansätzen und Projekten 
haben gezeigt, dass Bedarf an einer Plattform 
für sozialwissenschaftliche Technikforschung in 
Österreich besteht. Um die Kommunikation 
zwischen den beteiligten Institutionen und Wis-
senschaftlerInnen und die Kontinuität der Dis-
kussion zu gewährleisten, veranstaltet das ITA 
auch im Jahre 2002 eine TA-Konferenz. 

Vor dem Hintergrund globalisierter Märkte, 
der EU-weiten Diskussion um Governance und 
Partizipation sollen auf dieser Konferenz Fragen 
der Technikgestaltung und der Einflussmöglich-
keiten verschiedener Akteure auf diese diskutiert 
werden. Anhand von Beispielen aus unter-
schiedlichen Technologiefeldern (Informations- 
und Kommunikationstechnologien, Biotechno-
logie) und aus bestimmten gesellschaftlichen 
Problembereichen (Nachhaltigkeitsdebatte und 
Privacy) soll das Spannungsverhältnis von 
Marktmechanismus, politischer Einflussnahme 
(Governance) und partizipativen Ansätzen be-
leuchtet werden. 

Die Beiträge zur Konferenz werden sowohl 
theoretische Analysen als auch empirische Er-
fahrungsberichte beinhalten. 

Kontakt 

Mag. Susanne Schidler 
Institut für Technikfolgen-Abschätzung 
Österreichische Akademie der Wissenschaften 
Strohgasse 45/5, A-1030 Wien 
Tel.: 01 - 710 25 10 - 65 93 
Fax: 01 - 710 98 83 
E-Mail: sschidl@oeaw.ac.at 
Internet: http://www.oeaw.ac.at/ita/ta02 

 
« 
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EISCO 2002 

European Information Society 
Conference 2002 
Cagliari, Italy, 27 – 29 May 2002 

The EISCO – European Information Society 
Conference 2002 on “Internet portals and the 
re-engineering of local and regional govern-
ments in Europe” will take place in Cagliari, 
Italy, from 27 to 29 May 2002. 

The event is being organised by the 
ELANET network under the sponsorship of the 
region of Sardinia and the European Commis-
sion’s Information Society DG. It will examine 
the issues of e-government, e-democracy and 
technological innovation for local economies. 
It will also look at new approaches in European 
research, including the role of the Sixth 
Framework Programme for research (FP6). 
Speakers will include representatives from the 
Information Society DG and local and regional 
government associations. 

ELANET (the European local authorities’ 
telematic network) operates under the umbrella 
of CEMR (the Council of European munici-
palities and regions). It focuses on the deploy-
ment of Information Society measures at re-
gional and local level. At present, the network 
consists of representatives from 19 European 
countries, including the 15 EU Member States. 

(Source: CORDIS focus) 

For further information, please consult the 
following Web address: 

http://www.eisco2002.org 

or contact the EISCO Secretariat at 
infoeisco@eisco2002.org 

 
» 

 

Ringvorlesung 

Elfenbeinturm oder Stimm-
zettel? 
Demokratiefähigkeit von „Zukunfts-
wissenschaften“ und „Zukunfts-
technologien“ 

TU Darmstadt, Sommersemester 2002 

Vielfältige und viel versprechende Möglichkei-
ten eröffnen heute die so genannten „Zu-
kunftswissenschaften“ und „Zukunftstechnolo-
gien“. Jedoch liegen Chancen und Risiken von 
Bio- und Gentechnologien, Nano- und Medi-
zintechnologien, Informations- und Kommuni-
kationstechnologien dicht beieinander. Die 
Eingriffstiefe dieser Wissenschaften und Tech-
nologien in unsere Umwelt und in unser Ge-
sellschaftsgefüge ist kaum absehbar. 

Die Ringvorlesung „Elfenbeinturm oder 
Stimmzettel?“ fragt danach, wie eine demokra-
tisch strukturierte Gesellschaft über „Zu-
kunftswissenschaften“ und „Zukunftstechnolo-
gien“ entschieden kann und soll. Wie kann der 
beschleunigte wissenschaftlich-technische Wan-
del gestaltet und gesteuert werden? Sind die 
Gesellschaft, die Bürger oder ihre parlamenta-
rischen Repräsentanten willens und – vor allem 
– fähig, jene Entscheidungen zu fällen, die 
unser Leben nachhaltig beeinflussen und/oder 
ethische Bedenken heraufbeschwören? Oder 
sind Wissenschaften und damit auch die „Zu-
kunftswissenschaften“ einer demokratischen 
Steuerung gar unzugänglich? 

Der Anspruch eines demokratischen Ge-
meinwesens, selbst über seine Zukunftsent-
wicklung zu bestimmen, scheint in Frage zu 
stehen. In der Ringvorlesung werden ausgewie-
sene Juristen, Ethiker, Natur- und Sozialwis-
senschaftler, Wissenschaftspolitiker und For-
schungsmanager zur Demokratiefähigkeit von 
Zukunftswissenschaften und Zukunftstechno-
logien Stellung nehmen. 

Die Veranstaltung ist eine Kooperation 
von Graduiertenkolleg „Technisierung und 
Gesellschaft“, TU Darmstadt; Interdisziplinäre 
Arbeitsgruppe Naturwissenschaft, Technik und 
Sicherheit (IANUS), TU Darmstadt; Zentrum 
für interdisziplinäre Technikforschung (ZIT), 
TU Darmstadt, und der Schader-Stiftung, 
Darmstadt. 
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Informationen bei 

Dr. Kirsten Mensch 
Schader-Stiftung 
Karlstraße 85, 64285 Darmstadt 
Tel.: +49 (0) 61 51 / 17 59 - 0 
E-Mail: kontakt@schader-stiftung.de 

Dr. Jan C. Schmidt 
ZIT, TU Darmstadt 
Hochschulstraße 1, 64259 Darmstadt 
Tel.: +49 (0) 61 51 - 16 48 84 
E-Mail: schmidt@zit.tu-darmstadt.de 

 
» 

 
Sustainable transport tech-
nologies for sustainable devel-
opment 
Valencia, Spain, 4 - 6 June 2002 

High-level representatives from the European 
Commission, the European Parliament, the 
Spanish Government and the transport industry 
will gather in Valencia, Spain on 4 to 6 June to 
discuss “Sustainable transport technologies for 
sustainable development”. 

Research Commissioner Philippe Busquin 
will attend the event, as will the Spanish minis-
ter of science and technology, Anna Birules 
and chairman of the European Parliament's 
committee on industry, external trade, research 
and energy, Carlos Westerndorp y Cabeza. 

Transport growth, heightened worldwide 
environmental sensitivity and rising energy 
costs characterise the new scientific, technical 
and environmental challenges for the transport 
industry. In order to achieve a sustainable 
transport system, one that supports economic 
growth whilst minimising environmental dam-
age, these challenges must be addressed with 
clear visions for the future. 

The event will address the technological 
and industrial development challenges facing 
the rail, road and maritime transport sectors in 
order to meet the goals of sustainable mobility. 
It will focus on developing a vision for the 
future and how this can be achieved in the con-
text of European, national and industrial trans-
port and research policies. 

An exhibition supporting the conference 
will present an insight into possible future de-
velopments, with an emphasis on the added 
value of co-ordination in the European Re-
search Area (ERA). 

(Source: CORDIS focus) 

For further information please contact 

E-mail: ana.marques@cec.eu.int. or 
E-mail: Gabriele.daher@cec.eu.int 

 
« 

 
Fifth International COPERNICUS conference 

The incorporation of sustain-
ability into higher education in 
the perspective of the Euro-
pean Research Area 
Gothenburg, Sweden, 12 - 14 June 2002 

Universities from throughout Europe will dis-
cuss the European Research Area and the po-
tential for a “European higher education area 
for sustainability” at a conference on “The 
incorporation of sustainability into higher edu-
cation in the perspective of the European Re-
search Area” in Gothenburg, Sweden, from 12 
to 14 June 2002. 

Delegates at the fifth international CO-
PERNICUS conference will discuss the impli-
cations for higher education of the EU sustain-
able development strategy a year after its adop-
tion at the Gothenburg Summit June 2001. It 
will reflect on ways to incorporate further sus-
tainability into higher education, and aims to 
inspire further action by providing a forum for 
sharing achievements, finding partners and 
introducing proposals. 

Teachers, researchers and university ad-
ministrators and students are invited to attend 
the conference, along with participants from 
outside the education sector, such as the busi-
ness community, governmental and non-
governmental organisations. 

(Source: CORDIS focus) 
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For further information and to register, 
please consult the following Web address 

http://www.mls.miljo.gu.se/COPERNICUS 

or contact 
COPERNICUS-CAMPUS 
Brandschachtstrasse 2, 44149 Dortmund, Germany 
Tel.: +49 (0) 231 / 65 24 24 
Fax: +49 (0) 231 / 65 24 65 
E-Mail: info@copernicus-campus.org 

 
» 

 
European business summit 
Brussels, Belgium, June 6 - 8, 2002 

The European business summit, an annual 
event designed to address the issues affecting 
the European business community, will take 
place in Brussels form 6 to 8 June 2002. 

The event will be attended by several 
European Commissioners, as well as represen-
tatives of business and civil society. One of the 
themes that the event plans to address is “En-
trepreneurship and sustainable development in 
an enlarged Europe“. As part of this, a special 
emphasis will be laid on ensuring sufficient 
contributions form and representation of the 
candidate countries. As well as being offered 
an integral part in panel discussions, candidate 
country representatives will be invited to make 
special presentations on the business opportu-
nities in their countries. 

Networking will be encouraged at the 
event, with a dedicated “exhibition and net-
working village“ available for exchange of 
views and details. 

Organised by the European Union of Em-
ployers, UNICE and the Federation of Belgian 
companies (FEB-VBO), the European business 
summit hopes to build on the success of last 
year, when European Commission President 
Romano Prodi, Belgian’s Prince Phillip and 
representatives form companies such as Micro-
soft and Nokia attended. 

(Source: CORDIS focus) 

For further information, please contact 

European Business Summit 
Organisation & Academic Secretariat 
Rue des Sols, 8, B-1000 Brussels, Belgium 
Tel.: +32 2 515 08 11 
Fax: +32 2 515 09 15 
E-mail: ebs@vbo-feb.be 
Internet: http://www.ebsummit.org 

 
« 

 
Announcement and Call for Papers 

4th International Summer Aca-
demy on Technology Studies: 
“Technology and the Public” 
Deutschlandsberg, Austria, July 7 - 13, 2002 

The Summer Academy is organised by Inter-
University Research Centre for Technology, 
Work and Culture (IFZ), Graz, in cooperation 
with Roskilde University, Department of Envi-
ronment, Technology and Social Studies (Tek-
Sam) and Budapest University of Technology 
and Economics, Department of Innovation 
Studies and History of Technology. 

Aims and Perspectives 

The general aim of our series of summer acad-
emies is to explore strategies for a more sus-
tainable design of technologies as an issue of 
technology studies. How can technology stud-
ies contribute to an environmentally sound, 
participative, user friendly technological devel-
opment? Do these approaches provide new 
perspectives to analyse and to actively shape 
technological change? 

An important issue within the context of 
technological change is the role of the public. In 
particular we are interested in controversies such 
as the biotechnology debate. Especially in the 
latter context, demands are frequently being 
made which call for profound information. Pub-
lic understanding seems to be the cure for accep-
tance problems, a precondition of informed de-
cisions and a “realistic” risk perception. It is 
important to us to explore analytical approaches 
and practical initiatives that go beyond the so 
called “deficit model”. In contrast to this we are 
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convinced that an interactive model is more 
appropriate to open up perspectives of active 
public participation in communication processes 
on technology and its design. 

The Summer Academy shall provide a 
platform to combine both, theoretical analysis 
and practical policy questions of shaping tech-
nological change in a environmentally sustain-
able and socially inclusive way. 

An important aim of the summer academy 
also is to establish closer links to Central and 
Eastern European countries regarding the joint 
effort of shaping technology as a means of so-
cial and economic change. Austrian Federal 
Ministry of Education, Science and Culture will 
provide grants for researchers from CEE coun-
tries which cover accommodation and fees. 

Call for papers 

Participants are encouraged to present a paper 
related to one of the conference topics: 

Theme 1: Framing the relation between tech-
nology and the public 
Theme 2: Strategies and experiences of public 
participation 
Theme 3: Negotiating risk and dealing with 
uncertainty 

Please submit a one page abstract (in English 
language only) and a maximum of one page on 
your work and research background. The dead-
line for submissions is Monday, April 1st, 
2002. A maximum of 40 participants will be 
accepted. 

Information and Registration 

Sandra Karner 
IFZ (Inter-University Research Center for 
Technology, Work and Culture) 
Schloegelgasse 2, A-8010 Graz, Austria 
Fax: +43 / 316 / 81 02 74 
E-Mail: karner@ifz.tu-graz.ac.at 
Internet: http://www.ifz.tu-graz.ac.at/sumacad/ 

 
» 

 

Wissenschaftliche Tagung 

Technik – System – Verantwor-
tung 
Cottbus, 10. - 13. Juli 2002 

Wir nehmen das Erscheinen des Buches von 
Ernst Kapp „Grundlinien einer Philosophie der 
Technik. Zur Entstehungsgeschichte der Cultur 
aus neuen Gesichtspunkten“ vor 125 Jahren als 
früheste Abhandlung der Technikphilosophie 
und das zehnjährige Bestehen des Lehrstuhls 
Technikphilosophie an der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus als Anlass und 
Ausgangspunkt einer interdisziplinären Diskus-
sion über den gegenwärtigen Stand und die 
Entwicklungstendenzen in der Technikphiloso-
phie und Systemtheorie, mit dem Ziel, neben der 
Vorbereitung einer Publikation zur Bestands-
aufnahme gemeinsame Forschungsschwerpunk-
te und Projektperspektiven zu erarbeiten. 

Das Potential der Technikphilosophie äu-
ßert sich heute in einer Vielfalt von Fragestel-
lungen und Deutungen, Ansätzen, und Prämis-
sen und erweist sich damit als Teil der Offen-
heit und Vielfalt des geistigen und politischen 
Lebens. Es hat sich jedoch gezeigt, dass zum 
Verständnis von Technik, ihren Folgen und 
Potentialen, neben technik- und ingenieurswis-
senschaftlichen Methoden die systemtheoreti-
schen und philosophischen Dimensionen uner-
lässlich sind. 

Deshalb wollen wir, der Lehrstuhl für 
Technikphilosophie und die Deutsche Gesell-
schaft für Systemforschung in Zusammenarbeit 
mit weiteren Institutionen, auf dieser Tagung 
Entwicklungslinien und Anspruch der Tech-
nikphilosophie in systematischer Absicht prob-
lematisieren sowie Defizite und Forschungs-
fragen erörtern. Innerhalb der Forschungsas-
pekte, die den einzelnen Sitzungsthemen ent-
sprechen, wie 

6. Neuere Deutungen moderner Technologien 
7. Wissenschaftstheorie und Technologie: 

Wissenschaft vom Können 
8. Technikfolgenbewertung und Systemtheorie 
9. Praxis der Systemtheorie: Verantwortung 

und Effektivität 
10. Technik als System: Entwicklung und Ges-

taltung 
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sollen die aktuellen Fragen und bisherigen 
Ergebnisse einander gegenübergestellt, syste-
matisiert und auf mögliche zukünftige Arbeits-
bereiche hin ausgerichtet werden. 

Als Referentinnen und Referenten einge-
laden sind Kolleginnen und Kollegen aus For-
schung und Lehre der Technikphilosophie, der 
Technik- und Ingenieurswissenschaften, der 
Technikfolgenabschätzung und Technikbewer-
tung sowie der Allgemeinen Systemtheorie. 

Kontakte und Auskünfte 

Prof. Dr. Klaus Kornwachs 
Lehrstuhl für Technikphilosophie, 
Brandenburgische Technische Universität Cottbus 
Erich-Weinert-Str. 1, 03044 Cottbus 
Tel.: +49 (0) 355 / 69 - 21 35 
Fax: +49 (0) 355/ 69 - 33 23 
E-Mail: Techphil@tu-cottbus.de 

Dr. Käthe Friedrich 
Tel.: +49 (0) 355 / 69 - 28 43 

Programm und nähere Informationen unter: 
http://www.physik.tu-cottbus.de/ztg/Techphil/ 
index.html 

 
» 

 
First Announcement and Call for Papers 

S&T Indicators Conference 
2002 
The Challenge of Measuring Knowl-
edge Structures in Science and 
Technology 

Karlsruhe, September, 25 – 28, 2002 

Focus of the Conference 

The Fraunhofer Institute for Systems and Inno-
vation Research (Fraunhofer ISI) in conjunc-
tion with the Institute for Economic Policy 
Research (IWW), University of Karlsruhe is 
organising the Seventh International S&T Indi-
cators Conference from 25 to 28 September 
2002 in Karlsruhe, Germany. 

As old as the tradition of using S&T indi-
cators to measure science and technology is the 
discussion about their usefulness and adequacy 
for reflecting real processes. In addition, recent 

discussions have been taking place about im-
portant changes in the context of the knowl-
edge society. But do these changes really imply 
a broad, radical conversion of modes of knowl-
edge production or do they only refer to limited 
aspects and single observations? Is it possible 
to clarify and differentiate this debate by ap-
propriate indicators? The S&T Indicators con-
ference 2002 will be focussing on the follow-
ing main themes: 

•  Trends and challenges in the development 
of novel, advanced S&T Indicators; 

•  Validity and adequacy of S&T indicators; 
•  Indicators reflecting modes of knowledge 

production; 
•  Combination and integration of quantitative 

and qualitative approaches; 
•  S&T Indicators for the assessment of policy 

effects. 

The conference will be of interest to: 

•  Leading policy makers and politicians con-
cerned with the design and implementation 
of national and international policy; 

•  R&D managers in funding agencies, in uni-
versities and research institutes, and in the 
business sector; 

•  Information scientists and statisticians, es-
pecially those interested in S&T data; 

•  Researchers in the field of S&T studies; 
•  Science publishers and editors, writers and 

journalists. 

The working language of the conference will 
be English. 

Call for Papers 

Authors are requested to submit an extended 
abstract of no more than 500 words to the Con-
ference Secretariat, preferably by e-mail. 
Deadline for submission is 30 April 2002. 

Most papers presented at the conference 
will be published in special issues of the jour-
nals Research Evaluation and Scientometrics. 
Authors will be invited to prepare full and final 
versions for publication in accordance with the 
editorial policies of these journals and to sub-
mit them by 31 October 2002. The final selec-
tion will be based on a peer review procedure 
of the written papers. 
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Special session on PhD projects 

There will be a special session for presenting 
PhD projects. PhD students are invited to sub-
mit extended abstracts according to the re-
quirement described above. These submissions 
must clearly refer to the "Special session on 
PhD projects" in the headlines. Selected PhD 
projects will be presented in a poster session. 
For each project selected a discussant will pre-
pare comments which will be presented to-
gether with the poster. In addition, a special 
aural session will be held to discuss the best 
PhD projects presented. 

Abstract Submission and Registration 

Mrs Renate Klein, Conference Secretariat 
Fraunhofer ISI 
Breslauer Str. 48, 76139 Karlsruhe 
Tel.: +49 (0) 721 / 68 09 - 142 
Fax: +49 (0) 721 / 68 09 - 260 
E-Mail: indicators-conference@isi.fhg.de 
Internet: http://www.indicators-conference.isi. 
fhg.de 

 
» 

 
Commission conference to 
mark launch of FP6 
Brussels, Belgium, November 11 - 13, 2002 

From 11 to 13 November 2002 the European 
Commission will hold a major conference in 
Brussels to mark the launch of the EU’s Sixth 
Framework Programme (FP6) for research, 
which will run form 2002 to 2006. 

The event aims to create a forum for the 
presentation of the objectives and priorities of 
the next Framework Programme and to explain 
the rules for participation. It will also create 
opportunities for scientific debate and ex-
change of best practice beyond areas addressed 
in the Framework Programme. 

There will also be plenary sessions ad-
dressing all the main thematic priorities of the 
Framework Programme and the cross-cutting 
issues of the European research area, such as 
human resources, mobility, patenting and intel-
lectual property. Sessions will also be held to 

provide guidance on participation in FP6, along 
with symposia, workshops and poster sessions 
from science, industry and other interested 
parties on topical subjects which may extend 
beyond the remit of FP6. A call for proposals 
for the topical sessions will be published early 
next year. 

In addition, the conference will feature 
project presentations for the media and a gen-
eral audience presenting the aims and results of 
research projects carried out under past EU 
research programmes or projects involving 
international co-operation. In parallel to the 
conference, the will be a major exhibition of 
EU-sponsored research projects. Two press 
briefings will be held each day of the event. 

(Source: CORDIS focus) 

For further information, please contact 

European Commission 
Directorate General for Research 
Information and Communication Unit 
Rue de la Loi 200, B-1049 Brussels, Belgium 
Tel.: +32 2 295 99 71 
Fax: +32 2 295 82 20 
E-Mail: rtd-conference2002@cec.eu.int 
Internet: http://europa.eu.int/comm/research/ 
conferences/2002/index_en.html 

 
« 

 
French conference to examine 
transport e-safety 
Lyon, France, November 16 - 18, 2002 

An “e-safety” conference on IT (information 
technology) solutions for safety and security in 
intelligent transport will take place in Lyon, 
France, from 16 to 18 November 2002. 

The event, organised by ERTICO (Intelli-
gent Transport Systems and Services – Europe) 
in co-operation with ITS France, will examine 
new IT solutions to compensate for and cope 
with driver error, which remains the biggest 
cause of driver error. 

Issues examined will include real-time 
traffic information, infrastructure safety, rail 
traffic, active safety/collision warning and pub-
lic transport safety. The event will bring to-
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gether representatives from public sector bod-
ies such as national governments and public 
transport authorities and private sector repre-
sentatives. 

(Source: CORDIS focus) 

Contact 

Internet: http://e-safety.expo24-7.com/e-Safety/Asp/ 
EWZ_01FNFHUser3.asp 

Congress Programme: 
ERTICO 
Mrs. Odile Pignier 
Ms. Natasha Semp 
Mrs. Hélène Feuillat 
Avenue Louise 326, B-1050 Brussels, Belgium 
Tel.: +32 - 2 / 400 07 00 
Fax: +32 - 2 / 400 07 01 
Internet: http://www.ertico.com 

ITS France 
Mr. Stephane Péan 
51 bis, avenue de Versailles, F-75016 Paris, France 
Tel.: +33 - (0) 1 / 45 24 71 02 
Fax: +33 - (0) 1 / 45 24 09 94 
Internet: http://www.itsfrance.net 

 
« » 
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NACHRICHTEN 

Informationsbroschüre zur „Innova-
tions- und Technikanalyse“ des 
BMBF erschienen 

Welche Chancen eröffnen neue Technologien 
für Gesellschaft und Wirtschaft? Wie können 
die Risikopotenziale dieser neuen Entwicklun-
gen minimiert werden? Wie können Innovatio-
nen für eine ökologische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Nachhaltigkeit gefördert wer-
den? 

Um sowohl Nutzen als auch Risiken neuer 
Technologien rechtzeitig zu erkennen und in 
der Forschungspolitik entsprechend reagieren 
zu können, stellt das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung jährlich 4 Mio. 3� �4	�
die „Innovations- und Technikanalyse“ (ITA) 
zur Verfügung. Die neu erschienene Broschüre 
„Innovations- und Technikanalyse – Zukunfts-
chancen erkennen und realisieren“ stellt die 
Inhalte und Ziele dieses Schwerpunkts vor. 

Die Publikation informiert darüber, wie 
Experten und andere Beteiligte an technologi-
schen Innovationsprozessen im Rahmen von 
ITA Chancen, Risiken, aber auch bisher unge-
nutzte Potenziale neuer Technologien identifi-
zieren. Diese Prozesse, die sehr oft partizipativ 
ausgerichtet sind, analysieren nicht nur die bis-
her gemachten Erfahrungen mit technologischen 
Entwicklungen, sondern gehen auch prospektiv 
auf zukünftige Folgewirkungen ein und schla-
gen innovative Lösungen im Umgang mit mög-
lichen Risiken vor. Mit diesem Vorgehen bietet 
ITA auch der Industrie eine wichtige Entschei-
dungsgrundlage. Neben Hinweisen auf zukünf-
tige Märkte liefert ITA Technologieentwicklern 
und –produzenten Informationen über Akzep-
tanzfragen und Perspektiven einer langfristigen 
Produktverantwortung, mit denen unter anderem 
die Entwicklung des Haftungsrechts und die 
Wirtschaftlichkeit von Zeit- und Kapitalinvesti-
tionen für technische Neuerungen besser einge-
schätzt werden können. Die neue Broschüre 
stellt diese Themen anhand von ausgewählten 
Beispielen aus der Praxis vor. 

Schon jetzt steht fest, dass viele Innovati-
onen, beispielsweise in den Lebenswissen-
schaften oder Informationstechnologien, unser 

Leben tiefgreifend verändern werden. Die Ein-
schätzung der Chancen, Risiken und innovati-
ven Potenziale einer Technologie wird aber 
selten von allen Menschen geteilt. Je nachdem, 
ob ein Mensch eine neue Technologie nutzen 
oder auf dem Markt anbieten möchte, Angst 
um seinen Arbeitsplatz hat, seine Privatsphäre 
bedroht sieht oder sich Heilung erhofft, wird er 
technische Innovationen unterschiedlich wahr-
nehmen und beurteilen. Mit ITA will das 
BMBF die Bildungs- und Forschungspolitik 
auf einen möglichst breiten gesellschaftlichen 
Konsens stellen und aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln die Akzeptanz für unterschiedli-
che Anwendungen neuer Technologien ab-
schätzen. 

Die Innovations- und Technikanalyse hat 
den Anspruch, Experten aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und den Verbänden zusammenzufüh-
ren und in einem offenen Diskurs den mögli-
chen Implikationen technologischer Innovatio-
nen nachzugehen. Dafür werden Gutachten und 
Studien zu unterschiedlichen Technologie-
einsatzfeldern sowie empirische Erhebungen zu 
Einsatz- und Nutzungsbedingungen neuer 
Technologien erstellt. 

Die Broschüre „Innovations- und Tech-
nikanalyse – Zukunftschancen erkennen und 
realisieren“ ist kostenlos erhältlich beim Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 
oder beim Projektträger „Innovations- und 
Technikanalyse“ des BMBF. 

Kontakt 

VDI/VDE-Technologiezentrum Informationstech-
nik GmbH 
Dr. Susanne Giesecke 
Bereich Gesellschaft 
Rheinstraße 10 B, 14513 Teltow 
Tel.: +49 (0) 33 28 / 435 – 111 
Fax: +49 (0) 33 28 / 435 – 216 
E-Mail: giesecke@vdivde-it.de 
Internet: http://www.innovationsanalysen.de 

 
« » 
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Gründung einer Nachwuchs-
gruppe „Umweltsoziologie“ 

Auf dem 31. Kongress der Deutschen Gesell-
schaft für Soziologie in Leipzig (07. bis 11. 
Oktober 2002) soll eine „Nachwuchsgruppe 
Umweltsoziologie“ gegründet werden. Die weit 
verstreuten „Umweltthemen“, die nicht aus-
schließlich in der Sektion „Soziologie und Öko-
logie“, sondern auch von anderen Bindestrich-
Soziologien behandelt werden – von Technik- 
und Wissenschaftssoziologie über Agrar- und 
Stadtsoziologie bis hin zu soziologisch ausge-
richteten Gender und Cultural Studies und inter-
nationalen, interdisziplinären „Communities“, 
wie beispielsweise der European Association for 
the Study of Science and Technology (EASST) 
oder dem „International Human Dimensions 
Programme on Global Environmental Change“ 
(IHDP) – sollen durch die Nachwuchsgruppe für 
eine zukünftige Generation von Umweltsozio-
logen gebündelt werden. Diplomanden, Dokto-
randen oder Postdoktoranden, die Interesse an 
umweltbezogenen Themen haben, können wei-
tere Informationen bei Harald Heinrichs 
<h.heinrichs@fz-juelich.de> und Matthias Groß 
<mgrosz@uni-bielefeld.de> einholen und sich 
zum weiteren Informationsaustausch in eine 
interne Mailingliste eintragen lassen. Diese 
Mailingliste soll zunächst als informelle Kom-
munikationsplattform dienen, um Ideen auszu-
tauschen, Kontakte zu knüpfen, Themen zu 
diskutieren und Praktika oder Jobangebote mit-
zuteilen. Der Kongress in Leipzig soll dann zu 
einem ersten gemeinsamen Treffen der Interes-
sierten genutzt werden. 

 
« » 
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ITAS-NEWS 

Wechsel in der Leitung des 
Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen 
Bundestag (TAB) 

Zum Jahresbeginn 2002 übernahm der Leiter 
des Instituts für Technikfolgenabschätzung und 
Systemanalyse (ITAS) des Forschungszent-
rums Karlsruhe, Herr Prof. Dr. Armin Grun-
wald, die Leitung des Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag 
(TAB) in Berlin. Er löste damit Herrn Profes-
sor Dr. Herbert Paschen ab, der das TAB seit 
seiner Gründung im Jahre 1990 geleitet hat und 
nun, nach seiner Verabschiedung im Rahmen 
der Sitzung des Bundestagsausschusses für 
Forschung, Bildung und Technikfolgenab-
schätzung am 30. Januar 2002, in den Ruhe-
stand geht. Alle Fraktionen zollten Herrn Pa-
schen Dank und Anerkennung für seine Arbeit. 
Gedankt wurde ihm insbesondere dafür, dass er 
„das Instrument des TAB so hartnäckig in der 
deutschen Wissenschaftslandschaft verankert“ 
habe. Herr Paschen wird einige der laufenden 
TA-Projekte des TAB bis zum Abschluss be-
gleiten und dem TAB darüber hinaus eng ver-
bunden bleiben. 

Das TAB wird seit seiner Einrichtung vom 
Forschungszentrum Karlsruhe betrieben und 
stellt eine selbständige Einrichtung des ITAS 
dar. Seine Aufgabe ist es, zur Verbesserung der 
Informationsgrundlagen insbesondere for-
schungs- und technologiebezogener parlamen-
tarischer Beratungsprozesse beizutragen. Zu 
diesem Zweck werden sowohl umfassende TA-
Projekte als auch Projekte zur Beobachtung 
relevanter technischer und gesellschaftlicher 
Entwicklungen (Monitoring) durchgeführt. Das 
TAB arbeitet in strikter Orientierung am In-
formationsbedarf des Deutschen Bundestages 
und seiner Ausschüsse. Unmittelbarer Auftrag-
geber ist der Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung, der über die 
Arbeitsschwerpunkte des TAB entscheidet. 
Anforderungen zur Durchführung von TA-
Analysen können von allen Fachausschüssen 
des Deutschen Bundestages kommen. 

Seit 1990 hat das TAB dem Deutschen 
Bundestag mehr als siebzig Berichte zu Projek-
ten und anderen Aktivitäten vorgelegt. Beispiel-
haft zu nennen sind die Studien zum Raum-
transportsystem „Sänger“ (1992), zu Neuen 
Materialien (1994), zu Multimedia (1995), zu 
Nachwachsenden Rohstoffen (1996), zum Klo-
nen von Tieren (1999) und zur Brennstoffzellen-
technologie (2001). Diese Studien haben die 
parlamentarischen Beratungen deutlich berei-
chert und in vielen Fällen zu Beschlussempfeh-
lungen geführt. Anlässlich des 10jährigen Be-
stehens wurde die Arbeit des TAB von allen im 
Bundestag vertretenen Parteien einhellig gelobt. 

Die bisherige Arbeitsweise des TAB wird 
durch den Wechsel in der Leitung nicht verän-
dert. Das Prinzip, TA-Studien unter Beteili-
gung eines umfangreichen Netzwerkes thema-
tisch einschlägiger universitärer und außeruni-
versitärer Forschungseinrichtungen zu erstel-
len, wird genauso beibehalten wie die intensive 
Kommunikation mit dem Forschungsausschuss 
und den nachfragenden Fachausschüssen. Die 
enge Kooperation zwischen ITAS und TAB, 
wie sie in jüngster Zeit in den Projekten „Neue 
Medien und Kultur“ und „e-Commerce“ prak-
tiziert wurde, stellt eine wichtige Basis für eine 
weiterhin erfolgreiche Arbeit dar. 

(Armin Grunwald) 

 
« 

 
Leiter des ITAS übernimmt 
SEL-Stiftungsprofessur an der 
TU Darmstadt 

Vom Präsidenten der TU Darmstadt wurde der 
Leiter des Instituts für Technikfolgenabschät-
zung und Systemanalyse (ITAS), Herr Prof. 
Dr. Armin Grunwald, für das Sommersemester 
2002 auf die SEL -Stiftungsprofessur für inter-
disziplinäre Studien berufen. Vorausgegangen 
war ein Auswahlverfahren im Rahmen einer 
Berufungskommission des Stiftungsrates der 
SEL-Stiftung für technische und wirtschaftli-
che Kommunikationsforschung im Stifterver-
band für die Deutsche Wissenschaft. Die Stif-
tungsprofessur soll „Brücken zwischen Sozial-, 
Natur- und Technikwissenschaften schlagen, 
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die Verantwortung der einzelnen Disziplinen 
für die gesamte Gesellschaft unterstreichen, die 
Einbettung von Wissenschaft und Technik in 
eine sie tragende staatliche Gemeinschaft för-
dern und Folgerungen für Wissenschaft und 
Politik, industrielle und soziale Entwicklungen 
ableiten“. Verbunden hiermit ist eine interdis-
ziplinäre Ausbildungskonzeption. 

Im Rahmen dieser Stiftungsprofessur wird 
Herr Grunwald im Sommersemester 2002 im 
Rahmen der universitären Lehre eine Vorle-
sung und zur Bereicherung der interdiszi-
plinären Forschung ein Forschungskolloquium 
veranstalten sowie einen Workshop als Ab-
schlussveranstaltung organisieren. 

In der Vorlesung „Möglichkeiten und 
Grenzen gesellschaftlicher Technikgestaltung“ 
werden die aktuellen Diskussionen um gesell-
schaftliche Technikgestaltung kritisch aufgear-
beitet. Dies reicht von sozialwissenschaftlichen 
Modellierungen der Technikentwicklung über 
die Frage nach der Legitimation von neuen 
Technologien bis hin zur Frage nach der Be-
deutung argumentativer Rationalität in Tech-
nikentscheidungen und den entsprechenden 
Konsequenzen für Technikfolgenabschätzung. 

Im Forschungskolloquium werden interdis-
ziplinäre Forschungsprojekte der TU Darmstadt 
im Hinblick auf konzeptionelle und methodische 
Fragen diskutiert. Neben der Reflexion der spe-
zifisch interdisziplinären Herausforderungen 
und Probleme dient dies auch der Auslotung 
möglicher weiterführender Kooperationen. Be-
sondere Bedeutung kommen dabei Arbeiten des 
ZIT (Zentrum für interdisziplinäre Technikfor-
schung) und des IANUS (Interdisziplinäre Ar-
beitsgruppe Naturwissenschaft, Technik und 
Sicherheit) zu, aber auch größeren Verbundvor-
haben, vor allem zu Forschung und Entwicklung 
im Hinblick auf Nachhaltigkeit. 

Der Workshop „Technikgestaltung – zwi-
schen Metapher und Praxis“ wird im Oktober 
2002 in Darmstadt stattfinden. Die Karriere des 
Begriffs der Technikgestaltung in der Folge des 
Slogans „shaping technology“ hat bislang nicht 
zu einer klaren Begrifflichkeit oder einem ein-
deutigen Programm geführt. Ingenieure verste-
hen etwas anderes darunter als Politiker, Ma-
nager etwas anderes als Sozialwissenschaftler. 
Dies ist der Anlass, den Begriff der Technik-
gestaltung aus verschiedenen Perspektiven zu 
beleuchten. Explizit zum Zuge kommen wer-

den die philosophische Reflexion, der ingeni-
eurmäßige Zugang, der sozial- und politikwis-
senschaftliche Zugang sowie das Verhältnis von 
Technikgestaltung und Nachhaltigkeit (nähere 
Informationen im folgenden Heft der „Technik-
folgenabschätzung“). 

(Armin Grunwald) 

 
« 

 
ITAS-Workshop zu „Nachhalti-
ge Entwicklung und Globaler 
Wandel“ 

Gemeinsam mit dem BMBF wird das ITAS 
vom 6. - 7. Juni 2002 in Bonn eine Tagung zum 
Thema „Nachhaltige Entwicklung und Globaler 
Wandel – Bestandsaufnahme, Bewertung und 
Handlungsbedarf“ veranstalten. Ziel dieser Ta-
gung ist es, Erfordernisse und Möglichkeiten 
einer künftig stärkeren Verknüpfung dessen, 
was unter dem Stichwort „Globaler Wandel“ 
subsumiert und erforscht wird, mit dem Leitbild 
der nachhaltigen Entwicklung mit Experten 
vorwiegend aus dem Wissenschaftsbereich zu 
diskutieren. 

Die Global Change-Forschung befasst sich 
bislang vorwiegend mit globalen Veränderun-
gen von Umweltsystemen, deren anthropoge-
nen Ursachen sowie mit den Rückwirkungen 
dieser Veränderungen auf sozioökonomische 
Systeme. Hinlänglich bekannte Beispiele hier-
für sind der Klimawandel, die Zerstörung der 
stratosphärischen Ozonschicht oder auch die 
Süßwasserproblematik. Eine stärkere Orientie-
rung an einem integrativ verstandenen, am 
Gerechtigkeitspostulat orientierten Nachhaltig-
keitsleitbild, wie es unter Federführung von 
ITAS im Rahmen des HGF-Verbundprojekts 
„Global zukunftsfähige Entwicklung - Perspek-
tiven für Deutschland“ erarbeitet worden ist, 
hätte in verschiedener Weise Veränderungen 
bzw. Ergänzungen von Perspektiven zur Folge, 
die im Laufe der Tagung mit den Experten 
diskutiert werden sollen. Hierzu zählt bei-
spielsweise eine detailliertere Betrachtung auch 
anderer globaler Wandelsphänomene, etwa 
solcher im Zusammenhang mit den verschie-
denen Globalisierungsprozessen, mit techni-
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schen Entwicklungen z. B. im Bereich Infor-
mation und Kommunikation oder auch mit der 
Beschaffenheit der weltwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen. Gleichzeitig würde auch die 
Erfordernis einer Behandlung drängender, 
nicht im ökologischen Bereich liegender Prob-
lemfelder (z. B. Hunger, Armut, existenzbe-
drohende Krankheiten, Arbeitslosigkeit) stärker 
in den Mittelpunkt rücken, die häufig anderen 
Ursache-Wirkungs-Mustern folgen als die öko-
logischen. 

Ebenso müssten bei der Suche nach ge-
eigneten Problemlösungsansätzen auf der glo-
balen, nationalen und lokalen Ebene Fragen 
des Zugangs zu bzw. der Verfügbarkeit von 
gesellschaftlichen Ressourcen unterschiedli-
cher Art, also letztlich der nationalen und in-
ternationalen Verteilungsgerechtigkeit, stärker 
ins Zentrum rücken. Gleiches gilt für die in 
vielfältiger Weise verursachten nationalen und 
grenzüberschreitenden Konflikte sowie geeig-
nete zivile Strategien und Mechanismen zu 
deren Lösung bzw. Vermeidung. 

Diese Fragen im Blick sollen im Laufe der 
eineinhalbtägigen Veranstaltung die Möglich-
keiten, Grenzen und Implikationen einer stär-
keren Verknüpfung zwischen der Global 
Change-Forschung mit Nachhaltigkeitskriterien 
bzw. mit entsprechenden Forschungsaktivitäten 
am Beispiel der drei Themenfelder Wasserres-
sourcen, Humankapital/Bildung/Wissen sowie 
Global Governance diskutiert werden. Alle 
drei Themen spielen in der Nachhaltigkeitsde-
batte und auch in der globalen Perspektive eine 
zunehmend bedeutsame Rolle. Während es bei 
der Wasserthematik vor allem darum gehen 
dürfte, zur bisherigen Praxis ergänzende Per-
spektiven aus Sicht der Nachhaltigkeit einzu-
bringen – insbesondere was die Problemlö-
sungsebene anbelangt –, wären die beiden an-
deren Themen weitgehend neu in den Global 
Change-Forschungsbereich zu integrieren. 

Mit diesen drei Themenfeldern bietet sich 
die Möglichkeit, ein breites Spektrum ver-
schiedener Anknüpfungspunkte sowohl auf der 
politischen Handlungsebene als auch unter 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten zu be-
trachten: zum einen wird mit der Wasserthema-
tik ein vorwiegend als Problemfeld definierter 
Bereich angesprochen, zum anderen mit Bil-
dung ein Thema, das sowohl ein Problem 
(Mangel, schlechte Qualität) als auch ein wich-

tiges Problemlösungspotenzial darstellt, und 
schließlich mit Global Governance ein auf der 
politisch-gesellschaftlichen Umsetzungs- und 
Problemlösungsebene angesiedeltes Thema. Im 
Rahmen von jeweils drei Vorträgen je The-
menbereich und einer abschließenden Podi-
umsdiskussion sollen die mit den Themen im 
Einzelnen und mit ihren Wechselbeziehungen 
assoziierbaren globalen Wandelsprozesse und 
die Anforderungen aus Sicht des Nachhaltig-
keitsleitbilds im Licht der gegenwärtigen Situa-
tion (Stand der Debatten, aktuelle Probleme 
und Konfliktfelder) dargestellt und erörtert 
werden. Weiterhin sollen erkennbare Entwick-
lungstrends sowie daraus ableitbare Hand-
lungs- und Forschungserfordernisse analysiert 
und mit den Teilnehmern diskutiert werden. 

Die Teilnehmerzahl ist auf 60 Personen be-
grenzt: Bei Interesse wenden Sie sich bitte an 
Dipl.-Volksw. Jürgen Kopfmüller, Forschungs-
zentrum Karlsruhe GmbH., Institut für Tech-
nikfolgenabschätzung und Systemanalyse 
(ITAS), Postfach 36 40, 76021 Karlsruhe, 
Fax: +49 (0) 72 47 / 82 – 48 06, 
E-Mail: kopfmueller@itas.fzk.de 

 
« 

 
Zusammenarbeit mit Mittel- 
und Osteuropa 

In den letzten Jahren hat ITAS seine Kooperati-
on mit in- und ausländischen Institutionen aus-
gebaut. Verstärkt ging es dabei auch um die 
Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Ein-
richtungen in Ländern Mittel- und Osteuropas. 
Aus zunächst sporadischen Kontakten hat sich 
zwischenzeitlich ein planvolles Miteinander 
ergeben. Wissenschaftleraustausche, Vorträge 
und Vorlesungen, gemeinsame Lehrprogramme, 
Veranstaltungen und Publikationen sowie lang-
fristige Kooperationsvereinbarungen und die 
(gemeinsame) Betreuung von Doktoranden 
bestimmen das Bild, sind „wissenschaftlicher 
Alltag“ im ITAS. Beispiele für Partner sind die 
Russische Akademie der Wissenschaften, die 
Internationale Unabhängige Universität für Öko-
logie und Politologie und die Technische Bau-
mann-Hochschule in Moskau (Russland), das 
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Institut für Philosophie der Schlesischen Uni-
versität Katowice, die Hochschule für Sozial-
wissenschaften und Management in Tychy und 
die Leon Kozminski-Akademie in Warschau 
(Polen), das Zentrum für Wissenschafts-, Tech-
nik- und Gesellschaftsstudien am Institut für 
Philosophie der Akademie der Wissenschaften 
der Tschechischen Republik und der Lehrstuhl 
Ethik und Ästhetik der Matej-Bel-Universität 
Banská Bystrica (Slowakische Republik). 

Die Themen der Zusammenarbeit reichen 
von Grundfragen der Technikfolgenabschät-
zung und der Umweltforschung über Innovati-
onsstrategien, elektronische Verwaltung und 
den Zusammenhang von Medien und Kultur 
bis hin zu speziellen Fragen der Wissen-
schaftsphilosophie und Technikethik. Im Kon-
ferenzteil dieses Heftes der „Technikfolgenab-
schätzung“ wird auf zwei Veranstaltungen, die 
in diesem Zusammenhang stattfanden, ausführ-
licher eingegangen: auf den Workshop „Ethik 
und Informationsgesellschaft“, der im April 
2002 in Banská Bystrica stattfand (s. S. 147), 
und auf die Konferenz „Rationalität heute – 
Vorstellungen, Wandlungen, Herausforderun-
gen“, die im September des vergangenen Jah-
res in Ustron in der Nähe von Katowice durch-
geführt wurde (s. S. 143). 

Zum ITAS-Forschungsschwerpunkt „Kon-
zepte, Methoden und Funktionen problemorien-
tierter Forschung“ gehören nicht nur Projekte zu 
„Grundsatzfragen“ (wie z. B. das Verhältnis von 
TA und Wirtschaft oder der Stellenwert partizi-
patorischer TA), sondern auch speziellere Über-
legungen, z. B. zur Risiko- und zur Technikthe-
orie. Zu nennen sind hier mehrere Beiträge im 
Heft 2-3/2001 der in Prag erscheinenden Zeit-
schrift „Teorie vedy“ („Theorie der Wissen-
schaften“), das dem Thema „Risiko im Kontext 
von Wissenschaft und Technik“ gewidmet ist, 
das vor kurzem von Gerhard Banse, ITAS, und 
Hans-Peter Müller, FU Berlin, Institut für Sozio-
logie, im Waxmann-Verlag herausgegebene 
Buch „Erfindungen – Versuch der historischen, 
theoretischen und empirischen Annäherung an 
einen vielschichtigen Begriff“ (Münster u. a. 
2001), der gerade erschienene FZKA-Bericht 
6697 „Technikbilder und Technikkonzepte im 
Wandel“ sowie das gemeinsam mit der Leibniz-
Sozietät im Oktober 2002 durchgeführte Sym-
posium „Allgemeine Technologie – Vergangen-
heit und Gegenwart“, über das ebenfalls im 

Konferenzteil des vorliegenden Heftes berichtet 
wird. 

(Gerhard Banse) 
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(0) 72 47 / 82 - 48 06, E-Mail: Banse@itas.fzk.de. 

 
« 

 
ESTO Mitgliederversammlung: 
Neuer Vertrag unterstreicht 
Bedeutung für European Re-
search Area 

Das ITAS ist seit Gründung des Netzwerks 
Mitglied des European Science and Technolo-
gy Observatory (ESTO). Mit einer Mitglieder-
versammlung im Institute for Prospective 
Technological Studies (IPTS) der Gemeinsa-
men Forschungsstelle der Europäischen Kom-
mission in Sevilla am 7. und 8. Februar 2002 
dokumentierte ESTO das Inkrafttreten eines 
neuen, über vier Jahre laufenden Vertrages. 
Das Ereignis bot die Gelegenheit, die Aktivitä-
ten des Netzwerks seit seiner Gründung im 
Jahr 1996 Revue passieren zu lassen und kri-
tisch auszuwerten. 

Das Netzwerk ging aus einer Gruppe von 
führenden Europäischen Einrichtungen auf 
dem Gebiet der zukunftsorientierten sozio-
ökonomischen Technikforschung hervor, die 
das IPTS während der „Nullserie“ seines mo-
natlich erscheinenden „IPTS Report“ berieten. 

Das „innere“ Netzwerk während der Lauf-
zeit des ersten Vertrages bestand aus vierzehn 
Einrichtungen verschiedenster Art und Größe, 
von Universitätseinrichtungen über öffentliche 
Forschungseinrichtungen auf dem Gebiet der 
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Vorsorgeforschung und der industrienahen 
Auftragsforschung bis hin zu Unternehmen, die 
sich als Consultants verstehen. Während der 
ersten vier Jahre des Bestehens hat sich das 
Profil des ESTO kontinuierlich weiterentwi-
ckelt, was sich unter anderem durch mehrere 
Änderungen des ursprünglichen Vertrages äu-
ßerte, die einer Flexibilisierung und Anpassung 
an die Bedürfnisse möglicher „Auftraggeber“ 
des Netzwerks dienten. Anfangs wurden die 
Themen der so genannten „spezifischen Pro-
jekte“ weitgehend innerhalb des Netzwerks 
generiert, während sie spätestens ab Amtsan-
tritt des jetzigen Direktors, Dr. Jean-Marie 
Cadiou, immer auf „Auftraggeber“ in europäi-
schen Einrichtungen, meist EU-Kommission 
oder Parlament, zurückgingen. 

Wurde anfangs der Verdacht geäußert, dass 
es sich bei ESTO um einen „Club“ handele, der 
eine beträchtliche Fördersumme unter sich auf-
teilen wolle, wurde das Netzwerk um immer 
mehr „assoziierte“ Mitglieder erweitert, die sich 
an sämtlichen Aktivitäten beteiligen können und 
sämtliche Informationen erhalten. Einige assozi-
ierte Mitglieder wurden mittlerweile Vollmit-
glieder des Netzwerks, das zu Beginn der 2. 
Phase des Netzwerks aus 20 Einrichtungen ein-
schließlich des Administrators besteht. Vieler-
orts wird das Netzwerk denn auch als beispiel-
haft für die Ausgestaltung der „European Re-
search Area“ angesehen. 

Hervorzuheben ist, dass das ESTO in sei-
ner Arbeit wettbewerbliche und kooperative 
Elemente kombiniert. Die Mitglieder bekunden 
Interesse an der Beteiligung an spezifischen 
Projekten und gegebenenfalls findet eine Aus-
wahl unter den „Kandidaten“ statt. Falls erfor-
derlich, helfen die Mitglieder des Netzwerks 
bei der Suche nach geeigneten Einrichtungen 
zur Durchführung bestimmter Projekte, die von 
den vorhandenen ESTO-Mitgliedern thema-
tisch nicht ausreichend abgedeckt werden. 

Neben den spezifischen Projekten, die ei-
nen Großteil des ESTO-Etats verbrauchen, ist 
das ESTO verpflichtet, an der Zeitschrift „IPTS 
Report“ mitzuwirken und auf kurzfristige An-
fragen von Kommissionsdienststellen zu ant-
worten, die so genannten „Fast Track“ Aktivität. 

Das IPTS ist für die Organisation des 
Netzwerks zuständig und hat den Vorsitz im 
Executive Committee inne, das oberste Be-
schlussorgan des Netzwerks zwischen den 

Mitgliederversammlungen. Neben dem IPTS 
gehören diesem Komitee vier jeweils auf ein 
Jahr gewählte Mitglieder aus ESTO-Vollmit-
gliedern an. Das ITAS war stets im Executive 
Committee mit einem Mitglied vertreten. Das 
Executive Committee ist unter anderem zu-
ständig für die Genehmigung der „implementa-
tion plans“ für spezifische Projekte sowie für 
die Qualitätskontrolle bei abgeschlossenen 
Projekten.  

Allmählich bekommt das ESTO den Cha-
rakter eines „central actors“ auf seinem Betäti-
gungsfeld. Insbesondere bei der Ausschreibung 
des ersten Vertrages gab es Bewerbungen kon-
kurrierender Gruppierungen, doch wurden in-
zwischen sämtliche wichtigen Einrichtungen 
entweder als assoziiertes oder Vollmitglied in 
ESTO aufgenommen und haben sich dement-
sprechend an Aktivitäten des Netzwerks betei-
ligt. Zudem gibt es Ansätze, auch solche Akti-
vitäten durchzuführen, die nicht direkt der Ab-
arbeitung von Anfragen oder Aufträgen dienen, 
sondern der Stärkung des Netzwerkcharakters 
und des damit verbundenen Austauschs dienen 
sollen. Bei der Jahresversammlung sollte ur-
sprünglich die Diskussion dieser Aktivitäten im 
Mittelpunkt stehen, sie wurde jedoch verscho-
ben, um ihre bessere Vorbereitung zu ermög-
lichen. 

Detaillierte Informationen zu ESTO sind 
auf der ESTO-Webseite erhältlich: http://esto. 
jrc.es 

(Michael Rader) 

 
« 

 
TAMI – a new European The-
matic Network on Technology 
Assessment 

The project TAMI (Technology Assessment in 
Europe; between Method and Impact) as a new 
thematic network funded by the European 
Commission under the STRATA (Strategic 
Analysis of Specific Political Issues) pro-
gramme was launched at the beginning of 
2002. The main objective of TAMI is to create 
and promote a structured dialogue within the 
Technology Assessment (TA) community as 
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well as between TA experts and policy makers 
with the aim of improving the impact of TA in 
Science and Technology (S&T) policy. TAMI 
involves a group of leading TA experts from 
major European institutions who will have the 
chance to discuss core issues in European TA. 
Such exchange will provide the unique oppor-
tunity to exchange information and knowledge 
gathered through many years of European TA 
and put it into practical use. In detail, the ob-
jectives of the project are: 

- Review and evaluation of the state-of-the-
art of methodologies and practices used in 
current European TA. This is necessary for 
the creation of an information basis for the 
development of the structured dialogue. It 
refers to an on-going debate in the TA 
community that is constantly renewing itself 
with new paradigms and ideas. 

- Review and evaluation of impact assess-
ment exercises that have been undertaken 
by European TA institutions. Similarly to 
the above objective, this is a preliminary 
step for the preparation of the ensuing dia-
logue. It constitutes a new endeavour in 
European TA since so far there has not been 
any attempt to collate and evaluate impact 
assessment processes in TA. 

- Resulting from the first two objectives, the 
next step will be the comparative evaluation 
between method and impact in TA when-
ever the documentation is comprehensive 
enough to allow for such endeavour. This 
also represents the first part of the dialogue 
which includes two of the main dimensions 
(Method-Impact) of the attempted common 
reference system. 

- Comparative review of major European S&T 
policy structures. Taking as an example ma-
jor European policy cultures, this part will 
discuss the dimension of Policy in the refer-
ence system within the European context. 

- Identification of “best practices” in TA that 
maximise impact relative to the policy 
needs. This will be the first approach to-
wards the reference system by attempting to 
map methodological practices in relation to 
specific policy requirements. 

- Creation of a common reference system 
around the dimensions Method, Impact and 
Policy. This is envisaged as a major out-
come of the project as it involves the com-

bination of the three main pillars repre-
sented by the three groups (two expert 
groups and policy makers) in the process of 
the structured dialogue. 

The idea to offer this project to the European 
Commission was born in the follow-up of a 
conference organised at the European Academy 
in Bad Neuenahr-Ahrweiler in September of 
2000 (the results have recently been published, 
cf. Decker 2001). The project picks up ideas 
and challenges from theoretic work (e.g., 
Grunwald 2000) as well as from concrete ex-
perience (e.g., Vig, Paschen 2000). 

The European Academy acts as coordina-
tor, the Institute for Technology Assessment and 
Systems Analysis (ITAS) and the Parliamentary 
Office of Science and Technology (POST), Lon-
don, are core partners. Further members of the 
network are 

- the Scientific and Technological Options 
Assessment Programme (STOA) of the 
European Parliament, 

- the Academy for Technology Assessment in 
Baden-Württemberg (CTA), 

- the Danish Board of Technology (TEKNO), 
- the Centre for Science and Technology 

Studies (TA Centre), Switzerland, 
- the Centre of Science, Technology and So-

ciety Studies at the Institute of Philosophy 
of the Czech Academy of Sciences (STSS 
Centre) and 

- the Institute of Modern Civilisation (IPWC), 
Poland. 
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« » 
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Hinweis der Redaktion 

Weitere Beiträge des ITAS sind in den anderen 
Rubriken des Heftes zu finden: 

- Das Schwerpunktthema zu 
„Stoffstromanalysen“ wurde von Matthias 
Achternbosch und Klaus-Rainer Bräutigam 
zusammengestellt. Außerdem stellen sie in 
einem eigenen Beitrag zu dem Thema am 
Beispiel des Einsatzes von 
carbonfaserverstärkten Kunststoffen im 
Flugzeugbau eine vergleichende 
Stoffstromanalyse im Bereich „Neue 
Verfahren und Werkstoffe“ vor. Ebenfalls 
im Rahmen des Schwerpunktthemas setzt 
sich Juliane Jörissen anhand einer Rezensi-
on der im Auftrag des Umweltbundesamtes 
durchgeführten Studie „Konzeption für ein 
Stoffstrommanagement“ mit den Möglich-
keiten der rechtlichen Regulierung der 
Stoffstromproblematik auseinander. - Bei den Rezensionen ist ITAS mit drei Bei-
trägen vertreten: zu einer Veröffentlichung 
des RWI zum Thema nachhaltige Entwick-
lung (Volker Stelzer), zum von der Stiftung 
Energieforschung Baden-Württemberg he-
rausgegebenen „Jahrbuch Erneuerbare 
Energien 2001“ (Andreas Arlt) sowie einer 
Dissertation am Institut für Wirtschaft und 
Ökologie der Universität St. Gallen zur Fra-
ge der Entwicklungsperspektiven und Mar-
ketingstrategien für Ökostromprodukte in 
der Elektrizitätsbranche. 

- Bei den Tagungsberichten ist ITAS wieder 
zahlreich vertreten und die Themenpalette 
ist entsprechend breit. Die Beiträge sollen 
hier aber nicht im Einzelnen aufgeführt 
werden; die Autoren, die zum Teil mit meh-
reren Berichten vertreten sind, sind Gerhard 
Banse, Armin Grunwald, Sigrid Klein-
Vielhauer und Volker Stelzer. 
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